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Der radikale Reformismus der New International 
Economic Order und die Elemente einer NIEO? 


Alex Veit und Daniel Fuchs 


Mit dem Beschluss der Vereinten Nationen zur Schaffung einer New Inter- 
national Economic Order (NIEO) 1974 sollte die global ungleiche Wohlstands- 
und Armutsverteilung durch eine neue, gerechtere Weltwirtschaftsordnung 
überwunden werden. Grafisch verdeutlicht wurde die Spaltung der Welt in 
Arm und Reich einige Jahre später auf dem Umschlag des Berichts der »Un- 
abhängigen Kommission für Internationale Entwicklungsfragen« (Brandt 
1980a): Die sogenannte Brandt-Linie, benannt nach dem ehemaligen Bun- 
deskanzler und Vorsitzenden der Kommission, Willy Brandt, markierte auf 
besonders eindeutige Weise die Grenze zwischen Globalem Norden und 
Süden (Abbildung 1). 

Schon damals wurde diese Visualisierung der Komplexität der Welt- 
gesellschaft nicht gerecht. Die Grenzziehung und die damit verbundenen 
Begriffe Globaler Norden und Süden sollen - ähnlich wie zuvor die Begriffe 
Erste, Zweite und Dritte Welt - ökonomische, politische und geografische 
Verhältnisse fassbar machen. Daran scheitern sie unweigerlich, da die Welt 
zu komplex ist, um sie auf solch einfache Begriffe zu bringen. In den 1970er 
Jahren begann der Osten des Nordens - die Sowjetunion und ihre Satelli- 
tenstaaten — gerade ihren taumelnden Abstieg in eine neue Armutszone. 
Der Osten des Südens - Länder wie Südkorea und Taiwan, später auch die 
Volksrepublik China - befand sich hingegen in einem Prozess der nachholen- 
den Industrialisierung. Gleichzeitig wuchsen die sozialen Unterschiede auch 
innerhalb von Gesellschaften immens. Nichtsdestotrotz bestehen die größten 
Unterschiede weiterhin dort, wo Staatsgrenzen die Zugehörigkeit zu der 
einen oder anderen nationalen Ökonomie und ihren Segnungen und Flüchen 
markieren. Noch heute symbolisiert die Brandt-Linie die über Jahrhunderte 
produzierte Spaltung der Welt in arme und reiche Volkswirtschaften. 
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Abbildung 1: Weltkarte mit der sogenannten 
Brandt-Linie zwischen Globalem Norden 
und Süden. 
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Auch in diesem Buch nutzen wir die unscharfen Begriffe Globaler Norden 
und Süden, um uns dieser Spaltung konzeptionell anzunähern und sie als his- 
torisch gewachsene, strukturelle Charakteristika zu unterstreichen. Wir ge- 
hen jedoch über eine bloße Beschreibung der sozialen Spaltung der Welt hin- 
aus und fragen, wie die extreme Ungleichheit zwischen den Volkswirtschaf- 
ten in Nord und Süd verringert und perspektivisch sogar überwunden werden 
kann. Um es gleich vorwegzunehmen: Dieses Buch wird diese Frage nicht an- 
nähernd vollständig beantworten. Es beabsichtigt vielmehr, verschiedene De- 
battenstränge zur transformativen Reform der Weltwirtschaftsordnung zu- 
sammenzuführen und den Blick daraufzu lenken, an welchen Punkten weitere 
Forschung und eine andere Politik ansetzen sollte. 


Alex Veit und Daniel Fuchs: Der radikale Reformismus 


Glücklicherweise müssen wir diese Debatte nicht bei null beginnen oder 
das Rad neu erfinden. Wir können auf den reichen Erfahrungsschatz progres- 
siver Analysen und politischer Projekte zurückgreifen. Unter den Debatten 
und Projekten zu einer gerechten Weltwirtschaftsordnung sticht die NIEO 
besonders hervor. Dieses Projekt, das im erwähnten Reformbeschluss der 
Vereinten Nationen (UN) von 1974 kulminierte, war ein höchst erstaunliches 
Vorhaben. Seine anhaltende Relevanz zeigt dieser Band auf, ohne dabei seine 
analytischen Schwächen und seine politischen wie ökonomischen Wider- 
sprüchlichkeiten auszusparen. 

Die Geschichte der NIEO begann mit einer bahnbrechenden sozial- 
wissenschaftlichen Erkenntnis, der Prebisch-Singer-These vom strukturell 
ungleichen Austausch zwischen Nord und Süd, genauer zwischen Ökono- 
mien, die vorrangig industriell weiterverarbeitete Produkte verkaufen, und 
solchen, die vor allem Rohstoffe liefern (Prebisch 1950; Singer 1950). Dieser 
ungleiche Austausch vergrößert die Kluft zwischen den industrialisierten 
Ökonomien und ihren Zulieferländern immer weiter. Die Abhängigkeit der 
rohstoffexportierenden Gesellschaften des Südens von diesem ungleichen 
Austausch, der für sie zu wenig Wohlstand generiert, führt so zu immensen 
sozialen Konflikten. Auf diese können die dort regierenden Institutionen nur 
sehr begrenzt mit ökonomischen oder sozialen Maßnahmen reagieren, da 
ihnen hierfür wiederum die Einnahmen fehlen. Viele hoffnungsvolle Demo- 
kratisierungsprozesse scheiterten in den letzten Jahrzehnten daran, während 
autokratische und korrupte Regierungen zu oft die besseren Chancen haben, 
an der Macht zu bleiben. Die Grundzüge der Prebisch-Singer-These gelten 
noch heute. Daher denken wir, dass der Schlüssel zur Überwindung der globa- 
len Armutsschere nicht zuerst im Süden zu suchen ist. Stattdessen betrachten 
wir internationale Austauschprozesse und -strukturen. 

Damit unterscheiden wir uns von einem Großteil der Entwicklungsfor- 
schung, die die Ursachen für anhaltende Armut primär in den sogenannten 
Entwicklungsländern des Globalen Südens sucht. Aufbauen können wir 
hingegen auf Analysen zu kolonialen Befreiungsbewegungen, ungleichen 
postkolonialen Machtverhältnissen und kapitalistischer Vergesellschaftung. 
Wichtige Beiträge der letzten Jahre haben etwa auf die Kosten der »imperialen 
Lebensweise« (Brand/Wissen 2017) verwiesen, die auf die Natur ebenso abge- 
wälzt werden wie auf die Menschen im Globalen Süden (siehe auch Lessenich 
2016; Dörre 2021). Bei der Problemanalyse wollen wir es jedoch nicht bewen- 
den lassen. Vielmehr fragen wir weiter, welche politischen und ökonomischen 
Möglichkeiten es gibt, die Spaltung der Welt in arm und reich mit einer ge- 
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rechteren Weltwirtschaftsordnung zu überwinden. Gegenwärtig fehlt es an 
konkreten Analysen aus den Sozialwissenschaften, wie strukturelle Verän- 
derungen der Weltwirtschaftsordnung aussehen könnten, die tatsächlich in 
der Lage sind, die obszöne globale soziale Ungleichheit abzubauen, mensch- 
liche Entwicklung voranzubringen, Demokratie auf eine solide ökonomische 
Grundlage zu stellen und den ökologischen Kollaps zu verhindern. 

Die Prebisch-Singer-These stand am Beginn der transkontinentalen wis- 
senschaftlichen Debatte, aus der das heterogene Forschungsprogramm zur 
Abhängigkeit des Globalen Südens von den industrialisierten Ökonomien 
im Norden entstand. Die verschiedenen Ansätze der Dependenztheorie(n) 
wurden zunächst in Lateinamerika und anschließend auch in Afrika, Asien 
und im Globalen Norden breit diskutiert. Bei allen Meinungsverschieden- 
heiten hatten ihre Programmatiken doch eine grundlegende Kohärenz. Bis 
heute prägen die damals herausgearbeiteten Erkenntnisse, trotz manch be- 
rechtigter Kritik, zumindest implizit viele Annahmen über die Ursachen der 
ungleichen Wohlstandsverteilung zwischen Nord und Süd." 

Nach der Formulierung der Prebisch-Singer-These in den 1950er Jahren 
dauerte es 20 Jahre, bis die akademische Debatte zu einem politischen Projekt 
gereift war. An dessen Zenit setzte der Globale Süden durch, dass aufhöchster 
diplomatischer Ebene eine ernsthafte Reform der Weltwirtschaft verhandelt 
wurde. Die NIEO mobilisierte international und transnational große Solida- 
rität, sowohl zwischen Staaten als auch zwischen gesellschaftlichen Strömun- 
gen. Die neuen Nationen im Süden, die teilweise gerade erst ihre politische 
Unabhängigkeit erreicht hatten, nutzten den historischen Moment, um ihre 
Vision einer politisch verhandelten gerechten Weltwirtschaftsordnung zu in- 
stitutionalisieren. Höhepunkt dieser Entwicklung war die Resolution 3201 der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen von 1974 (UN 1974a). Darin ver- 
pflichteten sich die UN-Mitgliedsstaaten zu grundlegenden kooperativen Re- 
formen, die - wären sie umgesetzt worden - den Lauf der damals gerade neu 
entdeckten Globalisierung (Deuerlein 2020) entscheidend verändert und eine 
materielle Dekolonisierung bedeutet hätten. Die Einigung des höchsten Gre- 
miums der Vereinten Nationen auf dieses Programm bildet damit auch den 
politischen Höhepunkt des third worldism, also der Solidarität zwischen den 


1 Für einen Überblick und eine kritische Diskussion unterschiedlicher Dependenztheo- 
rien siehe Kvangraven (2021), Kolland (2003), Kay (1989) und Blomström/Hettne 
(1984). 
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neuen und alten Staaten des Globalen Südens, aber auch der internationalisti- 
schen Bewegungen in Nord und Süd, die für eine andere Weltwirtschaftsord- 
nung einstanden. 

In diesem Band diskutieren wir, inwiefern die NIEO auch heute noch als 
Blaupause für eine grundlegende Transformation der Weltwirtschaftsord- 
nung dienen kann. 50 Jahre nach ihrer Entstehung kann die NIEO selbstver- 
ständlich als Ganzes nicht mehr aufder Höhe der Zeit sein. Die Neustrukturie- 
rung des Globalen Südens, insbesondere die wirtschaftlichen Entwicklungen 
in Ostasien, aber auch die verschärfte Problemlage der Klimakatastrophe sind 
nur die offensichtlichsten Veränderungen, die eine bloße Wiederauflage der 
NIEO sinnlos machen würden. Vielmehr wollen wir die historische NIEO- 
Debatte als Rohmaterial nutzen, anhand dessen wir darüber nachdenken, 
welche Elemente heute zu einer gerechten Weltwirtschaftsordnung gehören 
würden. Wir stellen daher die folgenden vier Fragen an die NIEO-Debatte: 


(1) Welche Ideen und Konzepte der historischen NIEO haben ihre Gültigkeit 
behalten? 

(2) Welche Aspekte der historischen NIEO wurden zu Recht verworfen? 

(3) Welche Leerstellen entstanden durch die fortschreitende Entwicklung der 
Weltwirtschaft? 

(4) Welche Ergänzungen der NIEO sind notwendig, um der Klimakatastrophe 
zu begegnen? 


Kurz gesagt versuchen wir, die zentralen Elemente einer aktualisierten 
NIEO - einer NIEO? - zu identifizieren. Wir argumentieren, dass diese nicht 
einfach nur einige neue Elemente enthalten muss, sondern dass eine gerechte 
Weltwirtschaftsordnung heutzutage zwei Dimensionen zugleich adressieren 
muss: erstens die globale Armutsschere und zweitens die vielfältig damit 
verknüpfte ökologische Krise. Daher braucht es eine NIEO im Quadrat. 

Mit gut gemeinten Ratschlägen an Gesellschaften im Globalen Süden hal- 
ten wir uns derweil zurück. Wenn wir wirtschaftliche und politische Prozesse 
und Strukturen sezieren, geht es uns um einen Internationalismus der agency, 
der globale Strukturen so transformiert, dass Freiheit, Gleichheit und men- 
schengerechte Entwicklung im Globalen Süden möglich werden (Walzer 2018: 
48-49). Die Zielsetzung dieses Bandes ist daher nicht die Kritik von Entwick- 
lungsmodellen oder von Staatlichkeit im Globalen Süden - diese Arbeit obliegt 
in erster Linie den Gesellschaften, sozialen Bewegungen und der Wissenschaft 
vor Ort. Unser Blick richtet sich vielmehr auf die Strukturen, die Nord und Süd 
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miteinander verbinden und die fragen, welche Möglichkeiten es gibt, eine öko- 
logisch und sozial gerechtere Weltwirtschaftsordnung zu generieren. 


Der radikale Reformismus der NIEO 


Dass die UN-Generalversammlung die »Declaration on the Establishment ofa 
New International Economic Order« ausgerechnet am internationalen Tag der 
Arbeiter:innenklasse beschloss, mag Zufall gewesen sein. Einen besseren Tag 
als den 1. Mai 1974 hätte sie aber nicht finden können, denn - so die damals 
weit verbreitete Auffassung — den Nationen im Globalen Süden kam die Rol- 
le einer neuen globalen Arbeiter:innenklasse zu. »Poor nations are now in the 
position of a worker in nineteenth century Europe«, erklärte der tansanische 
Präsident Julius Nyerere (1973: 375) — einer der Protagonisten der NIEO. Eben- 
so wenig wie die Arbeiter:innen und Bäuer:innen in der industrialisierten Welt 
könne sich der postkoloniale Süden mit einer rein formalen Verwirklichung 
der Bürger:innenrechte auf der politischen Ebene begnügen. Nach dem En- 
de des Kolonialismus, der damit erreichten politischen Souveränität und der 
Erklärung der Selbstbestimmung der neuen Nationen gelte es nun auch die 
wirtschaftlichen und sozialen Bürger:innenrechte (Marshall 1950) auf globaler 
Ebene zu erkämpfen (Nyerere 1977; Nyerere 2008 [1976]). 

Die NIEO war der Versuch, die bereits erreichte politische Souveranitat der 
ehemaligen Kolonien materiell realisierbar zu machen - so die These der po- 
litischen Theoretikerin Adom Getachew (2019: 142-175). Die Soziologin Johan- 
na Bockman (2015) sieht in der kollektiven Zusammenarbeit zur NIEO hinge- 
gen den Versuch einer sozialistischen Globalisierung, die dem kapitalistischen 
Neokolonialismus gegenüberstand. Diesem Befund widerspricht Getachew, 
und auch wir halten ihn nicht für überzeugend. Getachew beschreibt antiko- 
loniale Aktivisten und spätere Regierungschefs wie Michael Manley (Jamaika), 
Kwame Nkrumah (Ghana) und Eric Williams (Trinidad und Tobago): die Ge- 
neration der »philosopher-kings« (Mazrui 1990). Sie bedienten sich zwar bei 
marxistisch inspirierten Dependenz- und Weltsystem-Theorien. Ihre Vorstel- 
lungen zielten jedoch nicht auf eine sozialistische Weltökonomie ab, sondern 
verblieben innerhalb der Denkschemata der in den 1970er Jahren noch weit- 
gehend wohlfahrtsstaatlich orientierten liberalen politischen Ökonomie. Da- 
bei, so Getachew (2019: 167-171), vernachlässigten sie die Klassenunterschie- 
de in ihren eigenen Ländern und in den Gesellschaften des Globalen Nordens 
sowie die bereits damals bestehende Heterogenität zwischen verschiedenen 
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Staaten im Globalen Süden. Für sie war die NIEO der Versuch, den Gedan- 
ken der Wohlfahrtsstaatlichkeit in die globale Ebene einzuschreiben, und dem 
Globalen Süden einen Platz in der kapitalistischen Weltwirtschaftsordnung zu 
sichern, von dem aus er seine nationalen Entwicklungsprojekte verwirklichen 
könnte (ebd.: 145-146). 

Die NIEO-Erklärung der UN-Generalversammlung war deutlich von der 
Prebisch-Singer-These inspiriert. Nur wenige sozialwissenschaftliche Kon- 
zepte haben solch eine politische Wirkung entfaltet und über so lange Zeit 
empirische Gültigkeit bewiesen. Die Ökonomen Raül Prebisch und Hans 
Singer beobachteten um 1950 getrennt voneinander, dass sich im Bereich 
des internationalen Handels die Terms of Trade tendenziell zuungunsten 
von Ländern entwickeln, die hauptsächlich Primärgüter wie Rohstoffe und 
Agrarprodukte exportieren, aber Industrieprodukte importieren (Fischer 
2020; Madariaga 2021; Hickel et al. 2022). Ein Land, das seine eigene Export- 
produktion nicht diversifizieren oder seine Importe nicht verringern kann, 
müsse daher immer größere Mengen an Rohstoffen und landwirtschaftlichen 
Gütern exportieren, um die eigene Kaufkraft zumindest nicht zu verschlech- 
tern (Möller 2020). Diese Entwicklung wiesen Prebisch und Singer zunächst 
für den Zeitraum ab 1870 nach. Die Entwicklung während der Dekolonisie- 
rungsperiode nach dem Zweiten Weltkrieg bestätigte ihre Beobachtung. Julius 
Nyerere stellte etwa fest, dass in Tansania 1965 der Export von 5,3 Tonnen Sisal 
ausreichte, um einen Traktor importieren zu können. 1972 mussten für einen 
Traktor bereits 17,3 Tonnen Sisal verkauft werden (Nyerere 1973: 375). Durch 
diesen secular downward trend der eigenen Kaufkraft auf dem Weltmarkt, so 
die Folgerung, ließen sich nationale Entwicklungsstrategien - wie immer sie 
auch aussahen, sowie auf längere Sicht sogar grundlegende Staatsaufgaben 
schlicht nicht mehr finanzieren. 

Aus der Prebisch-Singer-These entwickelte sich wie beschrieben ein viel- 
fältiges Forschungsprogramm zur globalen Dependenz. Ein zentraler Streit- 
punkt der Autoren (und wenigen Autorinnen) war die Frage, wie sogenann- 
te periphere Staaten trotz dieser Bedingungen eine Industrialisierung ihrer 
Volkswirtschaften fördern könnten. Eine Idee war die mehr oder weniger ri- 
gide Abkopplung der eigenen Wirtschaft vom Weltmarkt (Martinussen 1999; 
Kvangraven 2021). Die NIEO wies in eine andere Richtung, indem sie nämlich 
von den industrialisierten Staaten des Nordens forderte, die Terms of Trade 
zu verbessern, damit aus dem internationalen Handel auch für den Globalen 
Süden Entwicklungschancen entstehen könnten. Dies war der Kern der NIEO, 
die Prebisch 1963 zum ersten Mal so nannte. In den folgenden Jahren arbeitete 
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er als erster Generalsekretär der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel 
und Entwicklung (UNCTAD) daran, ein kohärentes Programm für eine NIEO 
auszuarbeiten. 

Neben der theoretischen Arbeit basierte die erfolgreiche Etablierung der 
NIEO im internationalen politischen Diskurs auf der neuen institutionellen 
Position der Staaten des Globalen Südens in der Weltgesellschaft, insbeson- 
dere innerhalb der UN. Die Konferenz von Bandung 1955, bei der sich progres- 
sive Regierungen und antikoloniale Bewegungen aus Asien und Afrika trafen, 
wird häufig als der Beginn dieser relativ koordinierten und solidarischen po- 
litischen Dynamik genannt (Lee 2019). Kurz darauf erfolgte die Gründung der 
»Bewegung der Blockfreien Staaten« (Stubbs 2023) sowie 1964, im Kontext der 
ersten UNCTAD-Konferenz, der »Gruppe der 77« (G77) innerhalb der UN. Die- 
se Gruppe nutzte die UN-Generalversammlung dazu, die NIEO-Agenda vor- 
anzutreiben. Damit stellten sich die Länder des Globalen Südens auch explizit 
gegen die etablierten internationalen Finanzorganisationen. Denn in den Lei- 
tungsgremien des Internationalen Währungsfonds (IWF), der Weltbank und 
des General Agreement on Tariffs and Trade (GATT, seit 1994 World Trade Or- 
ganization, WTO), die im Norden als zustandig ftir alle Handels- und Wirt- 
schaftsfragen angesehen wurden, konnten die industrialisierten Lander durch 
ihre überproportional starken Stimmrechte jedwede missliebige Veränderung 
ablehnen. In der UN-Generalversammlung hatte jedoch jeder Mitgliedsstaat 
nur eine Stimme. Durch den rasanten Zuwachs neuer Mitgliedsstaaten aus 
dem Globalen Süden hatten sich hier die Mehrheitsverhältnisse verschoben 
(Gilman 2015). 

Die Reformvorschläge der NIEO selbst lassen sich nicht in wenigen Sätzen 
zusammenfassen. Mehrere Organisationen und Kommissionen befassten 
sich - nur zum Teil unter dem Label NIEO - mit Reformen der Weltwirt- 
schaftsordnung und setzten dabei jeweils eigene Schwerpunkte. Die Konturen 
sowie der innere Zusammenhang, die Pluralität all dieser NIEO-Vorschläge, 
aber auch der sich wandelnde historische Kontext und die Heterogenität ihrer 
Protagonist:innen lassen sich gut an zwei Dokumenten ablesen: Am politi- 
schen Höhepunkt der NIEO sowie an ihrem programmatischen Schlusspunkt. 

Den Höhepunkt markierte die Annahme der NIEO als offizielles Pro- 
gramm der Weltgemeinschaft durch die UN-Generalversammlung 1974. 
Diese erwähnte Resolution war geprägt von den konfrontativen Forderun- 
gen des Globalen Südens. Der algerische Präsident Houari Boumedienne, 
der die 6. Sondergeneralversammlung der Vereinten Nationen mit seiner 
Rede eröffnete, benannte die Kontrolle der Staaten des Südens über ihre 
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eigene Wirtschaft als Kernanliegen. Er bezog sich dabei auf die Auflösung 
(post-)kolonialer Verträge mit transnationalen Unternehmen und auf die 
Verstaatlichung natürlicher Ressourcen. Diese Schritte hatte Algerien gera- 
de erst vollzogen, indem es französische Erdölproduzenten aus dem Land 
geworfen hatte, woraufhin es mit europäischen Sanktionen belegt worden 
war. Als zweiten Punkt nannte Boumedienne die Kontrolle über die Prei- 
se, die Volkswirtschaften im Süden auf den Weltmärkten erzielen konnten. 
Auch hier war Algerien Teil einer führenden Gruppe, die die »Organisation 
erdölexportierender Länder« (OPEC) zu einem schlagkräftigen Produzenten- 
kartell ausgebaut und damit bereits sehr viel höhere Rohölpreise erzwungen 
hatte. Boumedienne forderte, solche Maßnahmen nun auf internationaler 
Ebene zu vereinbaren, anstatt sie durch einzelne Länder und Staatengruppen 
durchsetzen zu müssen (Kreienbaum 2022: 130-135). 

Ergänzt wurde die NIEO-Resolution von einem »Programme of Action« 
(UN 1974b). Es lässt sich in vier Reformbereiche unterteilen. Erstens sollten 
die Terms of Trade des Globalen Südens verbessert werden. Hierzu enthielt 
das Programm verschiedene Punkte zur Einhegung des vermeintlich freien 
Spiels der Kräfte von Angebot und Nachfrage auf den Weltmärkten. So sollten 
beispielsweise die Erlöse für Rohstoffe und Agrarprodukte stabilisiert werden, 
und zwar durch die Bildung strategischer Reserven, Kompensationszahlungen 
bei Preisabstürzen und Rohstoffhandelsabkommen. Auch producer associations, 
also Kartelle nach Art der OPEC, begrüßte das Programm. Darüber hinaus soll- 
ten die Preise ftir industriell gefertigte Produkte und die Rohwaren zueinan- 
der in Beziehung gesetzt werden. Dazu sollten Preiskontrollmechanismen ein- 
geführt werden. Zur Frage der Terms of Trade gehörte auch das vorgesehene 
principle of non-reciprocity: der Globale Siiden sollte fiir seine eigenen Produkte 
einen verbesserten Zugang zu Absatzmärkten im Globalen Norden erhalten, 
ohne dabei jedoch den Schutz seiner eigenen Märkte vor übermächtiger Kon- 
kurrenz aufgeben zu müssen. 

Das zweite Thema des »Programme of Action« war eine direkte Umver- 
teilung von Ressourcen, um die Entwicklung in Ländern des Globalen Südens 
zu finanzieren. Schon einige Jahre bevor die Staatsschuldenkrise der Dritten 
Welt katastrophale Ausmaße annahm, gehörte dazu eine Erleichterung ihrer 
Schuldenlast. Um dem grassierenden Hunger zu begegnen, sollten Nahrungs- 
importe der ärmsten Länder von allen Konflikten über Zahlungsbilanzschwie- 
rigkeiten ausgenommen werden. Entwickelte Länder und internationale Fi- 
nanzinstitutionen wurden aufgerufen, mehr Mittel für die Errichtung indus- 
trieller Fertigung im Globalen Süden bereitzustellen und auch privaten Inves- 
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tor:innen Anreize dafür zu liefern. Die Planungshoheit über solche Investitio- 
nen und die Verfügung über einen Teil der erwirtschafteten Gewinne sollte bei 
den Ländern des Südens verbleiben. 

Der dritte Bereich waren Änderungen der rechtlichen Grundlagen der 
Weltwirtschaftsordnung (Bedjaoui 1979; Özsu 2015). Ein ganzer Abschnitt 
befasst sich mit der Regulierung transnationaler Konzerne, deren Aktivitäten 
vollständig den souveränen Rechten der Staaten im Globalen Süden und damit 
deren Entwicklungszielen untergeordnet werden sollten. Dementsprechend 
sollten Monopole gebrochen, bei Bedarf bestehende Verträge revidiert und 
Gewinnabflüsse in den Norden aufgehalten werden (Bair 2015). Ein weiterer 
Abschnitt befasste sich mit den rechtlichen Fragen einer Ausbalancierung 
zwischen geistigen Eigentumsrechten an technischem Wissen und den Ent- 
wicklungsanforderungen im Globalen Süden. 

Der vierte Reformbereich betraf schließlich die politische Regulation der 
Weltwirtschaft. Die Verlagerung der Diskussion von den auf ökonomische 
Aspekte spezialisierten internationalen Finanzorganisationen zur UN-Ge- 
neralversammlung war der Versuch, die künstliche Trennung zwischen 
politischen und wirtschaftlichen Aspekten der Welt(wirtschafts)ordnung 
aufzuheben. Anstatt eine Reform der Stimmrechte in IWF und Weltbank 
zu verlangen (die beide ärmere Länder systematisch benachteiligten), be- 
schloss man explizit die »Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen im Feld 
internationaler Kooperation« (UN 1974b: 9-10). Dabei wurden insbesondere 
die Aufgaben des »Economic and Social Council« (ECOSOC) der Vereinten 
Nationen hervorgehoben. Die wechselnden Mitglieder des ECOSOC wurden 
von der UN-Generalversammlung gewählt. Daher hielten die Länder des 
Globalen Südens hier eine Mehrheit der Stimmen - ähnlich wie in der Gene- 
ralversammlung selbst. Laut dem Programme of Action sollte der ECOSOC 
die Umsetzung der NIEO koordinieren und dabei auch die Kreditvergabe von 
IWF und Weltbank unter die Lupe nehmen. 

Die NIEO-Resolution der Generalversammlung wurde zwar ohne Abstim- 
mung, aber keineswegs im Konsens beschlossen. Die Verstaatlichung von Roh- 
stoffvorkommen, die Billigung von Produzentenkartellen, die politische Len- 
kung von Preisen sowie die stärkere Regulierung transnationaler Unterneh- 
men lösten Kontroversen aus zwischen den größten westlichen Industrielän- 
dern, angeführt von den USA einerseits und der G77 andererseits (Gosovic/ 
Ruggie 1976: 314). So sprach etwa der damalige westdeutsche Außenminister 
Walter Scheel von »Maximalforderungen« und »Utopien«, die »nicht praktika- 
bel« seien. Stattdessen, so Scheel, solle ein »Rat der Weisen« einberufen wer- 
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den, um Konsensvorschläge auszuarbeiten, »damit wir mit beiden Füßen auf 
der Erde stehen« (UN 1974c). 

Vier Jahre später sollte dieser Vorschlag schließlich in die Tat umgesetzt 
werden, allerdings ohne dass die UN-Mitgliedsstaaten explizit darum ge- 
beten hätten: Auf Anregung des Weltbank-Chefs Robert McNamara gab der 
ehemalige westdeutsche Bundeskanzler Willy Brandt im Oktober 1978 in 
New York die Bildung einer »Unabhängigen Kommission für Internationale 
Entwicklungsfragen« bekannt (Schmidt 2018). Brandt argumentierte, sowohl 
der Globale Norden als auch der Globale Süden litten unter Strukturen, die 
Wirtschaftskrisen, ökologische Zerstörung und Hungerkatastrophen pro- 
duzierten. Deshalb verlange der Süden mit vollem Recht eine grundlegende 
Reform. Brandt führte aus: »Wenn wir also von den Nord-Süd-Beziehungen 
sprechen, müssen wir begreifen, dass das internationale System, mit dem wir 
zu leben haben, gegenwärtig den Interessen des Nordens nicht gerecht wird. 
Und für den Süden ist es nie wirklich fair gewesen.« (Brandt 2017 [1978]) 

Brandt versammelte eine illustre Gruppe um sich, zu der sowohl der kon- 
servative britische Ex-Premierminister Edward Heath als auch der progressive 
Generalsekretär des Commonwealth und ehemalige Außenminister Guyanas, 
Shridath Ramphal, gehörten. Die Hälfte der Kommissionsmitglieder stamm- 
te aus dem Globalen Süden, die USA wurden vertreten von Katharine Graham, 
der Herausgeberin der Washington Post, einer von nur zwei Frauen in der Kom- 
mission, sowie von einem Bankier. Der ehemalige US-Außenminister Henry 
Kissinger hatte abgesagt. Politisch neigten viele Mitglieder sozialdemokrati- 
schen Positionen zu. Das galt insbesondere für den Mitarbeiter:innenstab der 
Kommission unter Leitung des niederländischen Ex-Entwicklungsministers 
Jan Pronk und des jugoslawischen Ex-Weltbank-Ökonomen Dragoslav Avra- 
movie. 

1980 legte die Kommission ihren Bericht vor, den sie als nichts weniger als 
ein »Programme for Survival« betitelte (Brandt 1980a). Der deutsche Titel lau- 
tete »Das Überleben sichern« (Brandt 1980b). Darin konkretisierte die Kom- 
mission viele Vorschläge aus der inzwischen sechs Jahre alten NIEO-Resolu- 
tion der UN-Generalversammlung: Maßnahmen zur Stabilisierung der Roh- 
stoffpreise wie ein common fund, Rohstoffabkommen und eine Reform der in- 
ternationalen Finanzinstitutionen. Zugleich suchte die Kommission nach ver- 
bindenden Themen und fand diese etwa in den schockartigen Ölkrisen. Die 
massiv ansteigenden Ölpreise hatten das Wirtschaftswachstum in allen Erd- 
teilen gehemmt. Ein neuer, raumnehmender Punkt war daher die Forderung 
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nach einer internationalen Energiestrategie, um wiederkehrende Ölkrisen zu 
vermeiden. 

Zugleich schlug der Brandt-Bericht eine Brücke zum immer dominanter 
werdenden neuen Entwicklungsparadigma, das die NIEO-Grundanalyse in 
den kommenden Jahren verdrängte. Aus der Perspektive der NIEO ist die 
grundlegende strukturelle Bremse für Entwicklungsanstrengungen in den 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen zu suchen. Der Brandt-Bericht 
stellte seinen Ausführungen zum Reformbedarf auf dieser internationalen 
Ebene hingegen ein Kapitel zu den »Aufgaben des Südens« vorweg (Brandt 
1980b: 160-177). Die Staaten im Süden sollten demnach ihre nationalen Steu- 
ersysteme und Verwaltungen sowie ihre (oft stark regulierten) Preissysteme 
reformieren. Die gleichen Forderungen, allerdings stärker zugespitzt auf die 
Forderung nach einem neoliberalen Rückbau des Staats, fanden sich wenig 
später auch in Dokumenten wie dem »Berg-Report« der Weltbank (World 
Bank 1981). Zugleich nahm der Brandt-Report die zunehmende mikroökono- 
mische Ausrichtung von Entwicklungsdiskursen auf die Grundbedürfnisse 
der ärmsten Bevölkerungsschichten im Globalen Süden vorweg. Auch das war 
eine partielle Abkehr vom staatszentrierten und auf makrostrukturelle globale 
Ungleichgewichte zielenden NIEO-Projekt (Moyn 2018; Anghie 2019). 

Trotz seiner vielfältigen Ausgleichsversuche fiel das »Programme for Sur- 
vival« nicht auf fruchtbaren politischen Boden. Während Brandt angetreten 
war, um der NIEO neue Dynamik zu geben, bewegte sich die internationa- 
le Politik in eine andere Richtung. Die tatsächliche neue Weltwirtschaftsord- 
nung (Mazower 2012: 343-377), die in den 1980er Jahren entstand, zwang die 
hoch verschuldeten Staaten im Globalen Süden zu einer Öffnung ihrer verletz- 
lichen Binnenmärkte, zur Aufgabe ihrer staatszentrierten Entwicklungspläne 
und zur Bedienung von Krediten, die ihre Wirtschaftskraft bei Weitem über- 
stiegen und dadurch ihre wirtschaftliche Entwicklung für Jahre abwürgten. 
Der Norden diktierte, der Süden sah sich seiner Entwicklungschancen weiter 
beraubt. Anstatt die Debatte über eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung zu 
beleben, markierte der Brandt-Bericht so deren unfreiwilligen Schlusspunkt. 

Die politisch Verantwortlichen in den USA und in vielen ihrer westlichen 
Verbündeten verstanden die NIEO als eine Bedrohung der Hegemonie des Glo- 
balen Nordens und bekämpften sie entsprechend (Deuerlein 2020; siehe Veit 
in diesem Band). Dabei waren sie erfolgreich, wie Nils Gilman (2015) argu- 
mentiert: Die westlichen Staaten gaben sich zunächst konziliant, ließen die 
Initiative dann jedoch ins Leere laufen, als die Druckmittel des Globalen Sü- 
dens - vor allem die Dominanz der OPEC auf dem Olmarkt - schwanden. Bei 
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einem von der Brandt-Kommission angeregten Gipfeltreffen einiger Staats- 
oberhäupter im mexikanischen Cancün 1981 tat der US-amerikanische Präsi- 
dent Ronald Reagan eine substanzielle Neujustierung der Weltwirtschaftsord- 
nung im Sinne der NIEO als »fehlgeleitete Politik« ab, die »den internationa- 
len Markt einschränkt und stört« (Reagan 1981, eigene Übersetzung). Dennoch 
scheiterte die NIEO nicht vollständig. Vielmehr lebte sie als »prophetische Vi- 
sion« weiter, »verfügbar als ein Idiom für zukünftige Generationen, um ihre 
eigenen Hoffnungen und Träume zu artikulieren« (Gilman 2015:10). Gerade im 
Vergleich mit den Entwicklungsansätzen, die ihr vorausgingen und nachfolg- 
ten, so ergänzt Adom Getachew, war die NIEO trotz all ihrer Einschränkungen 
und Widersprüche »eine überzeugende Vision dessen, was eine gerechte und 
egalitäre Weltwirtschaft erforderte« (Getachew 2019: 145-146). 


Elemente einer NIEO? 


Welche Elemente dieses Idioms, dieser Vision, können heute noch für einen 
neuen Entwurfeiner gerechten Weltwirtschaftsordnung von Nutzen sein? Zu- 
vorderst sind dies die grundsätzlichen Feststellungen der NIEO: Die Weltwirt- 
schaftsordnung ist damals wie heute geprägt von der einseitigen Abhängig- 
keit der Länder des Globalen Südens sowie von der übergroßen Machtstellung 
einiger weniger Volkswirtschaften. Dieses Machtungleichgewicht, das sich in 
Handelsbeziehungen und Produktionsbedingungen genauso ausdrückt wie in 
der Architektur internationaler Institutionen, blieb trotz kosmetischer Refor- 
men unangetastet. 

Das zentrale, weiterhin bestehende ökonomische Problem, das dieser 
Konstellation zugrunde liegt, sind die nachteiligen Terms of Trade, dank 
derer die Machtasymmetrien der gegenwärtigen Weltwirtschaftsordnung 
sich reproduzieren und sogar verschärfen und so eine wirtschaftliche und 
demokratische Transformation im Globalen Süden untergraben. Dass der 
Weltmarkt ein vermachteter Raum ist, war die vielleicht radikalste Feststel- 
lung, welche die NIEO im globalen Diskurs zu etablieren vermochte. Das von 
der (neo-)liberalen Ideologie verklärte vermeintlich freie Spiel der Kräfte ist 
nicht einfach frei. Vielmehr ist die Weltwirtschaftsordnung eine historisch 
gewachsene Figuration, in der Chancen und Gewinne höchst ungleich ver- 
teilt sind. Diesen historischen Prozess strukturierten an zentralen Stellen 
die Staaten und die Kapitaleigner:innen im Globalen Norden - und zwar zu 
ihrem eigenen Vorteil. Basierend auf dieser Definition des Weltmarkts als 
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einer politischen Ordnung, verlangte der Globale Süden eine politische Reform 
seiner Strukturen. Aus diesem Grund schlug die NIEO eine stärkere und 
international kooperative Neuregulierung der Weltwirtschaft vor. Die NIEO 
wollte den Weltmarkt einhegen im Sinne eines gesellschaftlichen embedding 
(Birchfield 1999; Levien/Paret 2012; Silver/Arrighi 2003; Polanyi 2019 [1973)). 
Als politisches Projekt zielte sie - anders als die radikaleren Vertreter:innen 
der Dependenztheorie es sich wünschten - nicht auf eine Überwindung des 
Kapitalismus ab, sondern auf dessen Zähmung. Ob eine solche Zähmung 
überhaupt möglich ist und ob sie als Antwort auf die multiplen Krisen der 
Gegenwart ausreichend ist, wird auch in diesem Band viel diskutiert. 


Eine neue Weltwirtschaftsordnung für das Zeitalter 
der ökologischen Katastrophe 


FünfJahrzehnte nach dem historischen NIEO-Beschluss kann eine neue Welt- 
wirtschaftsordnung nicht länger nur als sozial und wirtschaftlich gerechter 
gedacht werden. Parallel zur historischen NIEO verbreitete sich die Erkennt- 
nis, dass dem wirtschaftlichen Wachstum natürliche Grenzen gesetzt sind 
(Meadows/Meadows 1972). In der NIEO selbst spielten ökologische Fragen 
dennoch nur eine geringe Rolle. Angesichts der Klimakatastrophe - die den 
Globalen Süden aufgrund schlechterer natürlicher Ausgangsbedingungen 
und geringerer materieller Möglichkeiten der Anpassung ungleich härter 
trifft - kann aber über eine NIEO? nicht nachgedacht werden, ohne sie auf ih- 
re ökologischen Potenziale und Risiken abzuklopfen. Eine naturzerstörerische 
nachholende Entwicklung, imaginiert als eine Kopie der Industrialisierung 
des Globalen Nordens, ist kein realistisches Ziel mehr. Eine NIEO* kann nicht 
einfach dort weitermachen, wo das politische Projekt der NIEO vor 40 Jahren 
zum Stillstand kam. Sie muss stattdessen auf einem Entwicklungsbegriff 
basieren, der ökologische und gesellschaftliche Kosten genauso in den Blick 
nimmt wie mögliche Wohlstandsgewinne. Konzepte wie post-development, 
post-extractivism, degrowth oder Postwachstum sowie verschiedene Modelle 
eines »Green New Deal« wurden in den letzten Jahren angeregt diskutiert 
(Brand 2015; Hickel 2021; Escobar 2015). Mit diesen Konzepten befassen sich 
die Beiträge im ersten Teil dieses Bandes. 

Ulrich Brand und Miriam Lang legen den Schwerpunkt ihres Beitrags auf die 
Kritik an einer Überbetonung der Steuerungsfähigkeit des Staates. In histo- 
rischen NIEO-Debatten, aber auch in gegenwärtigen Beiträgen zu Global En- 
vironmental Governance identifizieren sie einen Steuerungsoptimismus, der 


Alex Veit und Daniel Fuchs: Der radikale Reformismus 


hinter weiterhin relevante Einsichten aus der klassischen Imperialismustheo- 
rie sowie der kritischen Staatstheorie zurückfalle. Entgegen ordnungswissen- 
schaftlichen Sichtweisen plädieren sie für eine herrschaftskritische Perspekti- 
ve, die gesellschaftliche Machtverhältnisse und Strukturzwänge des globalen 
Kapitalismus in den Blick nimmt. Das Nachdenken über eine gerechte Welt- 
wirtschaft müsse an die Erfahrungen sozialer Kämpfe anknüpfen und auf ei- 
ne Überwindung der imperialen Produktions- und Lebensweise abzielen. Ex- 
emplarisch für herrschaftskritische Initiativen aus dem Globalen Süden prä- 
sentieren die Autor:innen den »Ökosozialen und Interkulturellen Pakt des Sü- 
dens«, den ein lateinamerikanisches Kollektiv aus acht Ländern im Juni 2020 
initiierte. 

Melanie Pichler verschiebt den Fokus der Analyse in den Globalen Nor- 
den. Bezugnehmend auf die Prebisch-Singer-These vom ungleichen Tausch 
untersucht sie die Erweiterung dependenztheoretischer Ansätze um eine 
ökologische Komponente. Dafür stellt sie Konzepte des Postwachstums als 
Ansätze einer neuen Klimagerechtigkeit zur Debatte. Ging es der NIEO 
zuvorderst um Wachstum im Globalen Süden, zielt Postwachstum auf sozial- 
ökologische Infrastrukturen und Dienstleistungen im Globalen Norden. Eine 
umfassende Verringerung des Ressourcen- und Energieverbrauchs dort wür- 
de sich jedoch auch auf Produktions- und Konsummöglichkeiten in Ländern 
des Globalen Südens auswirken - insbesondere auf solche, die sich auf den 
Export fossiler Energieträger und anderer Rohstoffe spezialisiert haben. Post- 
wachstumsstrategien im Globalen Norden müssen daher, so argumentiert 
Pichler, mit einer Kritik an exportorientierten Entwicklungsmodellen sowie 
mit konkreten Kämpfen in Ländern des Globalen Südens verknüpft werden. 

Simone Claar fokussiert die Frage eines wirtschaftlichen Umbaus auf den 
Bereich der Energie. Basierend auf dem Ansatz der Globalen Ökologischen Po- 
litischen Ökonomie betont sie die Leerstellen der NIEO und der Brandt-Kom- 
mission im Bereich der Energie- und Klimapolitik. Letztere habe die Energie- 
frage zwar thematisiert, jedoch nicht mit den Aspekten Nachhaltigkeit, Um- 
welt und Klimafolgen verknüpft. Claars Analyse mit einem Schwerpunkt auf 
afrikanische Staaten verweist auf den gegenwärtigen Energieimperialismus, 
auf die Auswirkungen eines grünen Kolonialismus sowie auf den erschwerten 
Zugang des Globalen Südens zu Finanzmitteln für die Bekämpfung der Folgen 
der Klimakatastrophe. Als Bestandteil einer sozialökologischen Transformati- 
on, so ihre These, müsse eine NIEO? daher auch neue Ansätze im Umgang mit 
knappen Ressourcen, nachhaltiger Energiegewinnung und Energiegerechtig- 
keit beinhalten. 
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Souveränität, Dekolonisierung und Solidarität im Zeitalter 
der Globalisierung 


Der zweite Teil dieses Bandes spannt einen Bogen vom Begriff der Souveräni- 
tät — der Schlüsselvokabel der antikolonialen Absichten der NIEO - zu Formen 
der Solidarität in Zeiten der Globalisierung. Auch für eine NIEO? ist der Begriff 
der Souveränität nicht trivial. Einerseits steht diese für die Verwirklichung ei- 
ner Entkolonisierung, die in wirtschaftlicher Hinsicht bis heute nicht erreicht 
ist. Andererseits gab die historische NIEO keine zufriedenstellende Antwort 
auf die Frage, ob diese Staaten und die Staatengemeinschaft tatsächlich die 
Regulation eines eingehegten Kapitalismus gewährleisten könnten. 

Schon die Dependenztheorie begegnete den Staatsklassen im Globalen 
Süden mit großem Misstrauen. Die »bürokratische Bourgeoisie« (Samoff 
1979: 47-56) im Süden war verdächtig, aufgrund ihrer profitablen Rolle als 
Vermittlerin zwischen Weltmarkt und nationaler Ökonomie strukturelle Re- 
formen des Süd-Nord-Verhältnis insgeheim abzulehnen (Amin 1977). In den 
folgenden Jahrzehnten entstanden in unterschiedlichen Feldern neue Formen 
und Ideen solidarischen Handelns, welche die zentrale Rolle des Staats zwar 
nicht grundsätzlich negierten, ihn jedoch zu begrenzen, ergänzen, antreiben 
und gesellschaftlicher Kontrolle zu unterwerfen suchen. Hierzu gehören der 
Faire Handel ebenso wie Ideen zu lokaler Rohstoffsouveränität, ein umfas- 
sender Gesundheitsbegriff oder die Frage internationaler Reparationen für 
historisches Unrecht. 

Souveränität, so zeigt Alex Veit in seinem Beitrag, bedeutete für die Ar- 
chitekt:innen der NIEO nicht, einseitige Abhängigkeit durch Autonomie 
oder gar Entkopplung zu überwinden. Vielmehr versuchten sie, einseitige 
Abhängigkeit durch vertiefte, gegenseitige und gleichberechtigte Zusammen- 
arbeit zu ersetzen. Jedoch wurde im Zuge der neoliberalen Globalisierung die 
Souveränität der meisten Staaten im Globalen Süden keineswegs ausgebaut. 
Stattdessen veränderten und vertieften sich die einseitigen Abhängigkeiten. 
Angesichts entpolitisierter Debatten um Global Governance - und jüngst 
Rufen nach einer Entkopplung des Globalen Nordens von China - sollte das 
mit der historischen NIEO verknüpfte Konzept der internationalen Inter- 
dependenz wieder zum Gegenstand von Diskussionen über eine zukünftige 
gerechte Weltwirtschaftsordnung werden. 

Kressen Thyen rückt den Begriff und die Praxis einer staatszentrierten Res- 
sourcenextraktion in den Vordergrund. Dieser wurde während und aufgrund 
der NIEO-Debatten in vielen Staaten im Globalen Süden eine postkoloniale 
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Realität. Unter den Folgen des ökologischen ungleichen Tauschs und den 
negativen Auswirkungen des Extraktivismus — wie Naturzerstörung - leiden 
vor allem lokale Bevölkerungen, während die Profite an den Staat und an 
transnationale Unternehmen gehen. Unter Bezug auf Protestbewegungen in 
Nordafrika zeigt Ihyen die Problematik einer auf Staat und Markt fokussier- 
ten Auffassung postkolonialer Ressourcensouveränität auf. Sie plädiert für 
die Stärkung der Rechte lokaler Bevölkerungen auch auf der internationalen 
Ebene - nach dem Vorbild internationaler Abkommen zum Schutz der Rechte 
indigener Völker oder den Ideen der Bewegung für Nahrungsmittelsouverä- 
nität folgend. Das Ziel einer NIEO? müsste es laut Thyen daher sein, Raum für 
die Entfaltung diverser Entwicklungsmodelle zu geben. 

Mit den aktuellen globalen Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Develo- 
pment Goals, SDG) der Vereinten Nationen untersucht Katja Freistein ein 
anderes, positiveres Erbe der NIEO. In ihrer Spurensuche konstatiert sie eine 
diskursive Verknüpfung zwischen der NIEO und den SDG. Die SDG greifen 
mit ihrem Anspruch auf universelle Geltung und gleichwertige ökonomische 
Teilhabe einige Forderungen der historischen NIEO auf. Zum Teil gehen die 
SDG über die NIEO-Debatten der 1970er Jahre hinaus, etwa in den Bereichen 
ökologische Krise und Migrationspolitik. Obwohl Freistein wenig Hoffnung 
hat, dass die SDG wie geplant bis 2030 erreicht werden können, stehen diese 
dennoch für einen graduellen Diskurswandel mit dem Potenzial für politische 
Veränderungen in Richtung einer NIEO?. 

Ob auch der Faire Handel, ein weiteres Erbe der NIEO, ein solches Po- 
tenzial beinhaltet, untersucht Caspar Dohmen. Nach seinen Anfängen in 
sogenannten Dritte-Welt-Läden im Globalen Norden transformierte sich der 
Faire Handel im Laufe der Jahrzehnte. Heute sind konventionelle Handels- 
akteur:innen wie Supermarktketten maßgeblich am Fairen Handel beteiligt, 
obwohl sie selbst Akteur:innen des ungerechten Welthandels sind. Anhand 
dieser Vermengung kristallisiert Dohmen die grundlegenden Widersprü- 
che des Ansatzes Fairer Handel heraus, der als solidarische Praxis inmitten 
des ungleichen Tauschregimes eine Keimzelle für eine gerechtere Weltwirt- 
schaftsordnung sein will. Er argumentiert, dass der Faire Handel einerseits 
die Idee von gerechten Preisen und fairem Tausch aufrechterhalten hat, dass 
er durch seinen marktbasierten, staatsfernen Ansatz jedoch andererseits auch 
zu einer Entpolitisierung beitrug. Heute setzen sich solidarische Bewegungen 
aus guten Gründen für gesetzliche Regulierungen wie Lieferkettengesetze 
ein. 
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Wie Andreas Wulf herausarbeitet, fand die NIEO mit ihrer Betonung einer 
notwendigen Überwindung der einseitigen Abhängigkeitsverhältnisse zwi- 
schen dem Globalen Norden und dem Globalen Süden auch Eingang in die 
globale Gesundheitspolitik. In seinem Beitrag diskutiert er die Geschichte des 
Konzepts der Primary Health Care (PHC), das 1978 ins Zentrum der Arbeit der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) rückte und dabei explizit Elemente der 
NIEO aufgriff. Mit ihrem Fokus auf Teilhabe und Selbstermächtigung lokaler 
Bevölkerungen verkörpert die PHC-Konzeption eine an sozialer Gerechtigkeit 
orientierte Gesundheitspolitik, die von Staaten Rechte und Leistungen ein- 
fordert und zugleich auf lokale Partizipation setzt. Wulf zeichnet nach, wie 
diese auf die sozialen Bedingungen von Gesundheit ausgerichtete Politik vor 
dem Hintergrund von Schuldenkrise und Austeritätsmaßnahmen scheiterte, 
für gesundheitspolitische soziale Bewegungen jedoch weiterhin von zentraler 
Bedeutung ist. 

Als Agenda globaler Umverteilung befasste sich die NIEO auch mit Re- 
parationen für historisches Unrecht. Mariam Salehi rekonstruiert in ihrem 
Beitrag die anhaltend lebhafte Debatte über Reparationen, die immer auch 
Diskurse zur Begründung der notwendigen Umgestaltung der ungerech- 
ten Welt(wirtschafts)ordnung enthält. Die Argumentation der G77 in den 
Vereinten Nationen bezüglich der Klimakatastrophe ist beispielsweise ein 
Echo historischer NIEO-Debatten, welche die Verantwortung von Staaten 
im Globalen Norden benennt. Andere Akteur:innen weiten ihre Kritik sogar 
auf internationale Finanzinstitutionen und deren Verantwortung für den 
postkolonialen wirtschaftlichen Niedergang im Globalen Süden aus. Unter- 
schiedliche Reparationsansprüche reflektieren die vielgestaltigen Ungerech- 
tigkeiten, die in den ungleichen ökonomischen und politischen Beziehungen 
zwischen Süd und Nord entstanden sind. Auch eine NIEO? müsste komplexe 
Verschuldungssituationen anerkennen und Verantwortlichkeiten benennen. 


Die Süd-Nord-Beziehungen und der Aufstieg Chinas 


Der dritte Teil des Bandes wendet sich der Transformation und Beständig- 
keit internationaler ökonomischer Beziehungen in der Weltgesellschaft seit 
der historischen NIEO zu. Zu den einschneidendsten Transformationen gehö- 
ren unzweifelhaft das rasante industrielle Wachstum in Ost- und Südostasien, 
die wiedergekehrte wirtschaftliche Stärke Chinas sowie die anhaltend hohen 
Rohstoffpreise in den vergangenen zwei Jahrzehnten. Anhand dieser Faktoren 
bildeten sich neue globale Machtpole, mit denen auch neue Machtansprüche 
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in internationalen Institutionen einhergehen. Zugleich sind koloniale Konti- 
nuitäten in internationalen Institutionen jedoch eine Realität, wie zuletzt die 
Covid-Pandemiepolitik deutlich machte. Eine andere Kontinuität sind die Lo- 
giken von Rentenökonomien, denen rohstoffabhängige Staaten trotz lukrati- 
ver Preiskonjunkturen weiterhin unterworfen sind. Viele Länder, die bereits 
die historische NIEO als besonders verletzlich hervorgehoben hatte, befinden 
sich darüber hinaus auch heute noch in wirtschaftlicher Stagnation. Ein gro- 
ßer Teil ihrer Bevölkerungen lebt in absoluter Armut und ist von Hunger be- 
droht. 

Die Volksrepublik China ist einer der wenigen Staaten, denen seit der his- 
torischen NIEO in den 1970er Jahren ein ökonomischer Aufstieg in Richtung 
des Zentrums der Weltwirtschaft gelang. Jenny Simon betont in ihrer Analyse 
der chinesischen Entwicklungsweise, dass Chinas (Wieder-)Aufstieg im Kon- 
text einer historisch spezifischen, neoliberalen Globalisierungsdynamik auf 
ökonomische Strategien beruhte, die aus dem Repertoire der historischen 
NIEO stammen. Mit Verweis auf die Ausweitung innergesellschaftlicher so- 
zialer Ungleichheit sowie die Krise der Naturverhältnisse warnt sie jedoch vor 
allzu großem Optimismus bezüglich der Möglichkeiten, die Chinas Entwick- 
lung für eine NIEO? bietet. Dem chinesischen Staat sei es nicht gelungen, 
eine grundlegende Reform der Weltwirtschaftsordnung zu erreichen. Zu- 
dem habe die chinesische Außenwirtschaftspolitik im Globalen Süden neue 
Abhängigkeiten hervorgebracht - von chinesischem Kapital. Der Fall China 
verdeutliche, so Simons Fazit, dass bei Überlegungen zu den Spielräumen für 
eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung transnationale Klassenverhältnisse 
eine zentrale Rolle einnehmen müssen. 

Daran anknüpfend diskutiert Daniel Fuchs die gewachsene Bedeutung 
Chinas im Bereich der internationalen Normung von Produkten und Tech- 
nologien - eine Sphäre der Weltwirtschaftsordnung, die zu einem wichtigen 
Schauplatz geopolitischer und geoökonomischer Rivalität wurde, in der 
historischen NIEO jedoch keine Beachtung gefunden hatte. Internationale 
Normungsorganisationen tragen maßgeblich zu einer Verstetigung globaler 
Ungleichheits- und Abhängigkeitsverhältnisse bei. Fuchs zeichnet nach, wie 
es chinesischen Akteur:innen gelang, ihren Einfluss in diesen Organisationen 
auszubauen und chinesische Standards zunehmend international zu veran- 
kern. Chinas Aufstieg zu einer Normungsweltmacht, argumentiert er, habe 
Chinas Position gegenüber dem Globalen Norden gestärkt, aber auch neue 
Abhängigkeiten für Staaten im Globalen Süden geschaffen. Eine NIEO?, so 
der Schluss, müsse die fundamentale Bedeutung technischer Standards für 
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die Weltwirtschaftsbeziehungen adressieren und konkrete Vorschläge für 
Reformen im internationalen Normungswesen aufgreifen. 

Im Gespräch mit Alex Veit veranschaulicht Eric Otieno Sumba die asymme- 
trischen Machtbeziehungen des globalen Handels anhand der Regulierung 
geistigen Eigentums. Konkret erläutert er die Entstehung und Auswirkungen 
des Abkommens zu »Trade Related Aspects of International Property Rights« 
(TRIPS). Zielte die historische NIEO noch auf fairere Bedingungen für einen 
Technologietransfer zwischen Globalem Norden und Süden ab, stärkte das 
1994 im Rahmen der WTO abgeschlossene TRIPS-Abkommen vor allem priva- 
te Eigentumsrechte. Otieno Sumba beschreibt am Beispiel von Patenten für 
Medizinprodukte, wie dies die Gesundheitsversorgung einschränken kann. 
Er plädiert für ein solidarisches System der Medikamentenentwicklung, das 
unter anderem einen öffentlich finanzierten, globalen Fonds für medizinische 
Forschung und Produktentwicklung beinhalten sollte. Ein derartiger Fonds, 
so Otieno Sumba, sei als Vorschlag für eine Regulierung zu verstehen, die 
auch Überlegungen der historischen NIEO aufgreift. 

Der Export natürlicher Ressourcen spielten in der historischen NIEO 
eine zentrale Rolle. Jedoch sind die damit erzielten Erlöse - sogenannte Ren- 
ten - Fluch und Segen zugleich. Wie Hannes Warnecke-Berger argumentiert, 
sind Renten eine Profitform, die über politische Mechanismen angeeignet 
wird. Renten vergrößern den Handlungsspielraum politischer Akteur:innen, 
die damit etwa Entwicklungsprozesse finanzieren können. Allerdings gäbe 
es keinen systemischen Zwang, Renten tatsächlich zu investieren, etwa um 
Technologielücken zu schließen oder strukturelle Arbeitslosigkeit zu über- 
winden. Eine NIEO* müsste daher durch sekundäre Mechanismen Renten 
politisch kontrollierbar machen. Das sei etwa möglich, so Warnecke-Berger, 
indem von Staaten und transnationalen Konzernen Transparenz eingefordert 
wird und Renten konsequent besteuert sowie zur Finanzierung egalitärer 
Agrarreformen, industriepolitischer Investitionen sowie großflächiger Be- 
schäftigungsprogramme eingeplant werden. 

Roy Karadag untersucht aus einer politökonomischen Perspektive globale 
Ernährungsungleichheiten. Der Ausgangspunkt seiner Analyse ist die Fest- 
stellung, dass Hunger und Ernährung in der historischen NIEO-Erklärung 
zwar eine prominente Rolle spielten, entsprechende Maßnahmen jedoch auf 
eine Modernisierung der Landwirtschaft im Globalen Süden beschränkt blie- 
ben. Angesichts der Transformation des Agrarkapitalismus argumentiert Ka- 
radag, dass die mit Landwirtschaft und Ernährung betreuten internationalen 
Organisationen (wie etwa die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
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der UN) nicht willens oder in der Lage sind, globale Ungleichheitsdynamiken 
wirksam auszugleichen. Er betont daher die Notwendigkeit, transformative 
und systemkritische Ideen zur Ernährungssouveränität aufzugreifen, die 
aktivistische Agrarökolog:innen, etwa im Rahmen von La Via Campesina, 
schon seit Jahren mit Nachdruck vertreten. 


Eine sozialistische Nachhaltigkeitsrevolution und die Frage 
des Eigentums 


Den programmatischen Schluss dieses Bandes markiert der Beitrag von Klaus 
Dörre, der für eine nachhaltig-sozialistische Alternative zur neo-imperialen 
Welt(un)ordnung plädiert - konkretisiert in einer NIEO?. Dörres Utopie einer 
antiimperialen Welt, die den globalen ökologischen Großgefahren genauso 
begegnet wie den sozialen Unterschieden in der Weltgesellschaft, setzt zu- 
nächst an der Frage des Eigentums an. Eine NIEO? müsse Formen kollektiven 
Eigentums ermöglichen, die Verantwortung und Demokratisierung stärken, 
indem sie alle jeweils relevanten gesellschaftlichen Gruppen an Entschei- 
dungsprozessen über eine ressourcenschonende, kohlenstoffarme Produkti- 
on mit langlebigen Gütern und nachhaltigen Dienstleistungen beteiligt. Diese 
Utopie, so Dörre, benötige einen Begriff von globalen Klassenstrukturen, der 
über eine bloße Süd-Nord-Dichotomie hinausgehe. Gleichwohl, so der Autor, 
müsse diese große Transformation im Globalen Norden beginnen. 


Ein neuer Internationalismus 


Doch welche politischen Akteur:innen hätten überhaupt ein Interesse an der 
Agenda einer NIEO? und wären zudem in der Lage, diese voranzutreiben? Die 
historische NIEO basierte auf der Solidarität sowohl innerhalb des Globalen 
Südens als auch zwischen Globalem Norden und Süden. Diese Solidarität ist 
heute weit schwächer ausgeprägt als in den 1970er Jahren, nicht zuletzt, weil 
vom antikolonialen Kampf geprägte progressive Regierungen auf fast allen 
Kontinenten von neoliberalen Regimes verdrängt wurden - mit Ausnahme 
Lateinamerikas, das derzeit eine zweite Welle demokratischer, sozialistisch 
gefärbter Projekte erlebt. Wo noch immer die gleichen, aus dem antikolonia- 
len Kampf hervorgegangenen Parteien regieren wie zur Zeit der historischen 
NIEO - das ist etwa in China, Algerien und Tansania der Fall - sind sie auf 
einen marktwirtschaftlich-autoritären Kurs eingeschwenkt. Die G77 existiert 
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offiziell weiter, genauso wie die Bewegung der Blockfreien Staaten. Doch 
von der Hochzeit ihrer politischen und programmatischen Kraft sind diese 
internationalen Bündnisse heute weit entfernt. 

Allerdings begann auch die historische NIEO nicht als Projekt eines Staa- 
tenbündnisses, sondern durch eine Verknüpfung sozialwissenschaftlicher 
Forschung mit sozialen Bewegungen, von geopolitischen Großtrends mit 
weltwirtschaftlichen Entwicklungen. Diese Stränge mündeten in Allianzen 
zwischen Staaten im Rahmen internationaler Organisationen. Trotz der 
Krise internationaler Kooperation infolge wirtschaftlicher Konkurrenz und 
kriegerischer Konflikte steht dieser Weg noch immer offen. 

Getragen wurde der third worldism der postkolonialen Periode von einer 
Welle sozialer Mobilisierung für progressive Veränderungen. Auch die breite 
gesellschaftliche Rezeption der Dependenztheorie über alle Kontinente hin- 
weg zeugt davon. Aus dieser Perspektive gehörten der Kampf gegen Apartheid 
und Kolonialismus im südlichen Afrika, gegen imperialistische Kriegsführung 
in Indochina oder den westlichen Zugriff auf die Ölquellen in Westasien und 
Nordafrika zusammen. Die NIEO war ein Projekt, das aus dieser Weltsicht 
entstand. Sie verband die progressiven Regierungen in Afrika, Asien und La- 
teinamerika und fand darüber hinaus viele Sympathien bei sozialdemokrati- 
schen Parteien in West- und Nordeuropa. Ihren ideologischen Sound und ihr 
politisches Potenzial prägten letztlich jedoch die sozialen Bewegungen rund 
um den Globus, im Süden wie im Norden (McAdams/Monta 2021). 

Inzwischen haben die globalen ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Krisen in einem Maße zugenommen, das auch für die Autor:innen der his- 
torischen NIEO schwer vorstellbar war. Diese Krisen schädigen Gesellschaf- 
ten — direkt oder indirekt. Und das weltweit. Der Globale Norden kann sich 
zwar vielfach besser schützen, doch der Globale Süden kann die Schäden oft 
kaum begrenzen. So vertiefen die Klimakatastrophe und die zunehmenden 
militärischen Konflikte die technologische und ökonomische Kluft zwischen 
Nord und Süd immer weiter. 

Auch deshalb scheint sich das progressive politische Lager im Norden wie 
im Süden bei wenigen Themen einiger zu sein als bei der Einschätzung, dass 
eine andere Weltwirtschaftsordnung nötig ist, um das Überleben der Mensch- 
heit nicht existenziell zu gefährden. Liest man jedoch die Programme der po- 
litischen Parteien etwa in Deutschland, so zeigt sich, dass diese zwar in ande- 
ren Bereichen sehr detailliert sind, ihre Aussagen zur Weltwirtschaftsordnung 
aber ausgesprochen vage bleiben. Selbst die wenigen verbliebenen internatio- 
nalistischen sozialen Bewegungen streiten sich - gerade in Europa - häufig 
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mehr über einzelne Kriege und Konflikte, anstatt über eine andere Weltord- 
nung nachzudenken, die viele dieser Kriege von vornherein verhindern könn- 
te. Dieses Buch hat daher das Ziel, die Frage nach einer gerechten Weltwirt- 
schaftsordnung wieder größer, radikaler und konkreter zu stellen. 
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ll. Die Klimakatastrophe 
und eine gerechte Weltwirtschaftsordnung 


Jenseits des staatlichen Steuerungsoptimismus 
Die Weltwirtschaftsordnung historisch und in Zeiten 
der globalen ökologischen Krise 


Ulrich Brand und Miriam Lang! 


Aktuelle Debatten über Initiativen für progressive Alternativen bewegen sich 
weitgehend im lokalen und nationalen Rahmen - allenfalls noch auf der Ebe- 
ne der EU. Zudem bleiben in den derzeit intensiv diskutierten Initiativen 
für eine Dekarbonisierung der Wirtschaft bestimmte Dogmen scheinbar 
unhinterfragbar - etwa die Orientierung an nationaler Wettbewerbsfähigkeit 
und (grünem) Wirtschaftswachstum. Der vorliegende Band und auch dieser 
Beitrag gehen im Unterschied dazu von der Annahme aus, dass es strukturel- 
ler Änderungen im globalen Handels- und Wirtschaftsregime bedarf, um die 
drängenden globalen Probleme zu lösen, um allen Menschen ein auskömmli- 
ches Leben zu ermöglichen und dabei nicht die natürlichen Lebensgrundlagen 
zu ruinieren. 

Die Mitte der 1970er Jahre intensiv geführten Debatten um eine Neue 
Weltwirtschaftsordnung (NIEO) hatten ein vorrangiges Ziel: Eine internatio- 
nale wirtschaftliche Kooperation auf Augenhöhe zu schaffen, die auch den neu 
geschaffenen Nationen des Globalen Südens Selbstbestimmung ermöglicht. 
Eine zentrale Rolle spielte dabei die Schaffung angemessener wirtschaftspo- 
litischer Rahmenbedingungen. Historisch-politisch erhielt diese Initiative 
Rückenwind einerseits durch die Welle erfolgreicher politischer Unabhängig- 
keitskämpfe — deren politische Wucht heute kaum vorstellbar erscheint - so- 
wie andererseits durch die Krise des fordistischen Entwicklungsmodells, die 


1 Wir danken Klaus Dörre und den beiden Herausgebern für wertvolle und anregen- 
de Hinweise. Dieser Beitrag ist während Miriam Langs Fellowship bei der DFG-Kol- 
leg-Forschungsgruppe »Zukünfte der Nachhaltigkeit: Modernisierung, Transformati- 
on, Kontrolle« entstanden. Gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG) — Projektnummer 392769165. 
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sich als Wirtschaftskrise auch in den kapitalistischen Zentren manifestierte 
(Hobsbawm 1995; Slobodian 2019; Getachew 2022). Beide Punkte verdichteten 
sich in einer Krise der pax americana des Nachkriegskapitalismus (Cox 1993). 
In intensiven Auseinandersetzungen setze sich durch, was wir heute als Neo- 
liberalismus oder neoliberale Globalisierung bezeichnen. Mit sogenannten 
Strukturanpassungsprogrammen wurde dies vielen Ländern des Globalen 
Südens aufgezwungen (siehe Veit in diesem Band). 

Doch noch ein weiteres Moment kennzeichnete die Debatten um die 
NIEO: Trotz erster Warnungen vor einer Gefährdung der menschlichen Le- 
bensgrundlagen durch breit diskutierte wissenschaftliche Publikationen wie 
Rachel Carsons »Der stumme Frühling« (Carson 1965) oder die Studie »Gren- 
zen des Wachstums« des Club of Rome (Meadows/Meadows 1972) dominierte 
in den früher 1970er Jahren ein Wachstums- und Fortschrittsoptimismus. 
Demnach sollten die Länder des Globalen Südens zwar materiell mehr von 
ihrer Produktion für den Weltmarkt und ihrer Integration in denselben haben, 
doch die Formen der Naturausbeutung und -beherrschung selbst wurden in 
den NIEO-Debatten nicht hinterfragt. 

Dieser Beitrag geht erstens den politischen Gestaltungsvorstellungen der 
NIEO nach, die von einer starken Steuerungsfähigkeit des Staates ausgingen. 
Zweitens argumentieren wir, dass eine gerechte Weltwirtschaft nicht nur von 
anderen politischen Regeln für wirtschaftliche Akteure aus gedacht werden 
muss, sondern auch als Eindammung und Überwindung einer imperialen Pro- 
duktions- und Lebensweise. Dabei gehen wir exemplarisch aufeinen aktuellen 
Vorschlag ein: den »Ökosozialen und Interkulturellen Pakt des Südens«. 


Die Überbetonung der Steuerungsfähigkeit des Staates 


Wie andere Beiträge nachzeichnen (siehe Veit/Fuchs in diesem Band), stand 
im Zentrum der Initiative für eine NIEO die Vorstellung, dass die nationa- 
len Staaten der Peripherie ihre eigenständige und für die Bevölkerung positive 
Entwicklung” stärker vorantreiben könnten. Grundsätzlich ging man damals 
von einer starken Steuerungsfähigkeit der Staaten beziehungsweise der Re- 


2 Entwicklung war ein Leitbegriff der damaligen Debatte. Heutzutage wird der Begriff 
nicht nur im Globalen Süden vielfach hinterfragt (siehe u.a. Escobar 1995; Sachs 1993), 
und auch wir verwenden ihn in diesem Beitrag nur in seiner historischen Rolle. 
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gierungen von Ländern des Globalen Südens aus, um gemeinwohlorientierte 
Anliegen umsetzen zu können. 

Bei dieser genuin wirtschaftspolitischen Perspektive bleiben - auf in- 
ternationaler wie auf nationaler Ebene - zwei Fragen unberücksichtigt oder 
zumindest unterschätzt. Erstens: Selbst wenn die internationalen politi- 
schen Rahmenbedingungen stimmen würden, hätten nationale Staaten des 
Globalen Südens überhaupt diese Steuerungsfähigkeit gegenüber ihren ei- 
genen Ökonomien? Und zweitens: Können Regierungen, insbesondere im 
Globalen Süden, in intergouvernementalen Prozessen und Abkommen fai- 
re wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen so gestalten, dass sie auf die 
Weltwirtschaft einwirken? Dabei verstehen wir Weltwirtschaft als Gefüge 
komplexer machtförmiger Strukturen und Prozesse, das (privat-)kapitalis- 
tische Unternehmen zentral prägen. Diese sind wiederum eingebettet in 
politisch-institutionelle Rahmen. 

Diese beiden Fragen hatten in den NIEO-Debatten nur wenig Bedeutung. 
Das ist durchaus erstaunlich, wiesen doch die wissenschaftlichen - und von 
der Politik durchaus wahrgenommenen - Debatten über Imperialismus und 
Abhängigkeiten im 20. Jahrhundert sehr deutlich auf die strukturellen Un- 
gleichheiten der bestehenden und zu verändernden Weltwirtschaftsordnung 
hin. Zugespitzt ließe sich sagen: Selbstverständlich sind andere internatio- 
nale, also zwischenstaatliche Wirtschaftspolitiken wichtig. Doch um eine 
andere Weltwirtschaftsordnung zu erreichen, müssen auch wirtschaftliche 
Logiken und (welt-)gesellschaftliche Kräfteverhältnisse verändert werden. 
Im Folgenden führen wir kursorisch einige zentrale Theoreme an, die dieses 
Argument verdeutlichen sollen. 


Klassische Imperialismustheorie 


Die klassischen Imperialismustheorien entstanden vor über 100 Jahren, an- 
gesichts des Imperialismus im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts und des 
absehbaren und dann eingetretenen Ersten Weltkriegs. Bei allen Differenzen 
verwiesen Autor:innen wie Wladimir Lenin, Rosa Luxemburg, Rudolf Hilfer- 
ding und Nicolai Bucharin auf die zunehmenden Widersprüche und Krisen 
in den kapitalistischen Zentren. Diese wurden dadurch bearbeitet, dass die 
Mächte sich durch die imperiale Kolonisierung der Welt neue Rohstoffquellen 
und Anlagesphären oder Absatzmärkte erschlossen (für einen Überblick siehe 
Sablowski 2019; Solty 2021). Doch damit wurden die vorhandenen Widersprü- 
che nicht dauerhaft aufgelöst. Daher gingen diese Autor:innen davon aus, dass 
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es zu offenen Konflikten und Kriegen zwischen den imperialistischen Mächten 
kommen würde.? 

Rosa Luxemburg hatte beispielsweise mit der Dynamik des Kapitalismus 
argumentiert. Diese entstehe nicht nur dadurch, dass der Kapitalismus durch 
organisatorische und technologische Innovationen, eine verstärkte Ausbeu- 
tung der Arbeitskraft und - in der Folge - die Schaffung von Mehrwert ent- 
sprechende Profite und Akkumulation erreicht. Vielmehr sei für die Dynamik 
des Kapitalismus das Vordringen in »nicht-kapitalistische Milieus« (Luxem- 
burg 1985 [1913]) der Gesellschaft oder in anderen Gesellschaften zentral. Wich- 
tig war außerdem auch damals schon die Bewegung oder vielmehr der Export 
des Kapitals in Form von Investitionen in andere Länder sowie von Krediten 
an diese - seien es in andere imperiale Zentren oder Länder der (Semi-)Peri- 
pherie. Zudem betonte die klassische Imperialismustheorie stets, dass es den 
Zentren um die Verfügung über Rohstoffe ging. Auch um diese konkurrierten 
die Mächte politisch und wirtschaftlich. 

Die Grundüberlegung, dass kapitalistische Konkurrenz und politische Ri- 
valität zusammenhängen und möglicherweise zu gewaltförmigen Konflikten 
führen, ist leider auch weiterhin richtig. Damit wies die klassische Imperialis- 
mustheorie andere Erklärungsansätze für zwischenstaatliche politische und 
militärische Konflikte zurück. Diese fokussierten zuvorderst auf das Motiv 
der Machterweiterung einzelner Staaten oder auf die Wahrung bestimmter 
Sicherheitsinteressen, ließen ökonomische Fragen aber weitgehend außen 
vor. Die klassische Imperialismustheorie kritisierte auch Ansätze in der Tra- 
dition von Immanuel Kant, wonach der immer intensivere wirtschaftliche 
Austausch quasi von selbst immer mehr Frieden schaffe oder zumindest die 
dominanten politischen und wirtschaftlichen Akteur:innen kein Interesse 


3 Als historisch falsch erwiesen hat sich die Einschätzung der Vertreter:innen damali- 
ger Imperialismustheorien, dass die historische Phase des Imperialismus mit ihren 
zunehmenden Konkurrenzen und Konflikten zu einer Art finaler Krise des Kapitalis- 
mus führen würde und aus den Dynamiken und Krisen des Kapitalismus gleichsam 
von selbst die Bedingungen für eine postkapitalistische Gesellschaft entstehen wür- 
den. Mit der zunehmenden kapitalistischen Entwicklung einer immer stärkeren Zen- 
tralisierung des Kapitals sowie einer immer stärker verarmten Bevölkerung -so die 
Annahme — würde das Proletariat als »Todtengräber« des Kapitalismus (Marx/Engels 
2012 [1948]: 11) geschaffen. Heute würde man dieses als politisch bewusste und gut 
organisierte Klasse der Lohnabhängigen bezeichnen. Doch diese Annahme war und 
ist nicht zutreffend. 
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mehr an kriegerischen Auseinandersetzungen hätten (vielleicht abgesehen 
von der Rüstungsindustrie) (Hasenclever 2020). 

Auch ein weiteres, für diesen Beitrag wichtiges Motiv der klassischen 
Imperialismustheorien besitzt weiterhin Gültigkeit: Staaten beziehungswei- 
se deren Regierungen vertreten in der internationalen Politik tendenziell 
die Interessen ihres Kapitals - also die Interessen jener Unternehmen, die 
ihren Hauptsitz in dem jeweiligen Land haben. Nationale Regierungen un- 
terstützen die am Weltmarkt orientierten Unternehmen - was ja längst nicht 
alle sind - in ihren Expansionsinteressen. Auch das führt immer wieder zu 
Spannungen bis hin zu offenen Konflikten. 

Lediglich Karl Kautsky, der damalige Cheftheoretiker der deutschen Sozi- 
aldemokratie, wies darauf hin, dass es durchaus auch die Möglichkeit einer 
Verständigung zwischen den imperialen Mächten geben könnte. In der Tat 
war die sogenannte Berliner Afrikakonferenz 1884/1885 ein Beispiel für solch 
eine Verständigung. Die Folge dieser Konferenz war die brachiale Aufteilung 
Afrikas in Einfluss- und Ausbeutungszonen verschiedener imperialer Mächte. 
Kautsky nannte diese Form der mehr oder weniger abgesprochenen Ausbeu- 
tung der Kolonien durch die kapitalistischen Zentren »Ultraimperialismus« 
(Kautsky 2004 [1914]). Diese Absprachen waren ein Vorzeichen von Struktu- 
ren, die sich nach dem Zweiten Weltkrieg bildeten. Über Organisationen wie 
die Weltbank und den Internationalen Währungsfonds, aber auch über bilate- 
rale und multilaterale Freihandels- und Investitionsschutzabkommen wurden 
asymmetrische Wirtschaftsbeziehungen rechtlich festgeschrieben. 

All dies sind wichtige Einsichten, die in den 1970er Jahren gültigwaren und 
auch heute noch berücksichtigt werden müssen, etwa bei Überlegungen für ei- 
ne neue NIEO - eine NIEO?. Dasselbe gilt auch für einen anderen Strang wis- 
senschaftlicher und politischer Diskussionen, die in größerer zeitlicher Nähe 
zu den damaligen NIEO-Debatten stattfanden. 


Dependenztheorie 


Im Unterschied zur Imperialismusdebatte vor und während des Ersten Welt- 
kriegs waren die Diskussionen nach dem Zweiten Weltkrieg geprägt von der 
transatlantischen Integration des Globalen Nordens (plus Japan), vom Kalten 
Krieg und von den bereits erwähnten Kämpfen um nationale Unabhängigkeit 
vor allem in Ländern Afrikas und Asiens. Theorien analysierten innerimperia- 
listische Konflikte als Folge der kapitalistischen Entwicklung (siehe etwa Pou- 


47 


48 


Il. Die Klimakatastrophe und eine gerechte Weltwirtschaftsordnung 


lantzas 2001 [1973]), aber auch das Verhältnis der kapitalistischen Zentren zur 
(Semi-)Peripherie. 

In den wissenschaftlichen und gesellschaftspolitischen Debatten jener Zeit 
wurde auch über den Fortbestand wirtschaftlicher Abhängigkeitsverhältnisse 
nach Ende des formellen Kolonialismus diskutiert (für einen Überblick siehe 
Franke/Kumitz 2016). Dabei rückte insbesondere die Frage des Zugriffs auf 
natürliche Ressourcen in den Vordergrund. Das hatte auch mit der dynami- 
schen Entwicklung des fordistischen Kapitalismus in den Zentren sowie mit 
dem dadurch immens gestiegenen Rohstoffbedarf zu tun (siehe dazu rückbli- 
ckend Krausmann et al. 2017). 

Prominent wurde in diesem Zusammenhang die aus Lateinamerika stam- 
mende Dependenztheorie. Sie ergründete die strukturelle Abhängigkeit der 
lateinamerikanischen Länder und des gesamten Globalen Süden von den ka- 
pitalistischen Zentren. Dabei handelt es sich nicht um eine Theorie im engeren 
Sinne, sondern eher um einen breiten, theoriegeleiteten Ansatz (siehe Beigel 
2015; Svampa 2020; Veit/Fuchs und Veit in diesem Band). Prägendes Element 
der dominanten »strukturalistischen« Version der Dependenztheorie war von 
Anfang an die Annahme von einem »ungleichen Tausch« (Prebisch 1950): Ihr 
Kern ist die strukturelle Ungleichheit der Austauschbeziehungen zwischen Ex- 
portländern primär von Industriegütern (vor allem des Globalen Nordens) und 
Ländern, die vor allem Rohstoffe exportieren (vor allem im Globalen Süden). 
Dieses Argument wurde später ergänzt, insbesondere durch die Arbeiten von 
Alf Hornborg und Joan Martinez Alier und ihr Theorem des ungleichen ökolo- 
gischen Tauschs (Hornborg 1998; Hornborg/Martinez Alier 2016; Schaffartzik/ 
Kusche 2020; Pichler in diesem Band). 

Eine wirtschaftspolitisch wichtige These der Dependenztheorie lautete, 
dass die subalterne Integration von Ländern des Globalen Südens in den 
Weltmarkt ein zentrales Hindernis auf deren Weg zu einer eigenständigen 
Entwicklung und insbesondere zu ihrer Industrialisierung sei. Insbesondere 
bei einer geringen Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur bestehe zudem 
eine hohe Abhängigkeit von den Preis- und Nachfrageschwankungen des 
Weltmarkts. Gerade dieser Punkt macht die Hindernisse für eine alternative 
Wirtschaftspolitik deutlich. 

Für die Debatten über die NIEO, aber auch über eine NIEO, ist noch ei- 
ne weitere Einschätzung der Dependenztheorie wichtig: Demnach verhindern 
die Regierungen des Globalen Nordens mit aller Kraft Preisabsprachen un- 
ter den Rohstoffexporteur:innen des Globalen Südens, die den globalen Un- 
gleichgewichten entgegenwirken könnten. In diesem Sinne verstand der Glo- 
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bale Norden unter Führung der USA auch die Gründung der Organisation erd- 
ölexportierender Länder (OPEC) 1960 - die durch eine Regulierung der Ölför- 
dermengen die Preise beeinflussen wollte - als Kampfansage an seine Macht- 
position. 

In den 1960er Jahren stellten dependenztheoretische Arbeiten den Wider- 
spruch zwischen den Interessen abhängiger Nationen und den Regeln und 
Institutionen des internationalen wirtschaftlichen und politischen Bezie- 
hungsgefüges in den Mittelpunkt. Doch dann setzte eine Verschiebung ein, 
die für die Frage nach möglichen Spielräumen für eine alternative Weltwirt- 
schaftsordnung zentral ist: Vertreter:innen der Dependenztheorie argumen- 
tierten zunehmend, dass wirtschaftliche Abhängigkeit nicht nur von außen 
induziert sei, sondern auch durch die inneren (Klassen-)Verhältnisse und die 
damit verbundenen wirtschaftlichen und politisch-staatlichen Verhältnisse 
in den abhängigen Gesellschaften reproduziert werde (Cardoso/Faletto 1976; 
Beigel 2015). Die Klassen- und Ausbeutungsverhältnisse innerhalb dieser 
Länder seien zudem durch ein hohes Maß an Informalität und »struktureller 
Heterogenität« (Cördova 1973) geprägt. Diese erlauben es, Löhne niedrig zu 
halten. Die Arbeitskraft in den Ländern der kapitalistischen Peripherie, so die 
Annahme, würde systematisch überausgebeutet. 

Rosa Luxemburg sah in der Existenz und Erschließung nicht-kapitalisti- 
scher Milieus eine wichtige Bedingung für kapitalistische Dynamiken. Die De- 
pendenztheorie vertrat eine andere Perspektive. Gerade nicht-kapitalistische 
oder noch nicht so stark kommodifizierte Milieus, die noch einen relativ ho- 
hen Anteil an Subsistenzwirtschaft haben, machte es demnach Lohnabhängi- 
gen möglich, sich nicht nur mit ihrem Einkommen über den kapitalistischen 
Markt zu reproduzieren, sondern auch mit teilweise selbstproduzierten Le- 
bensmitteln. Bis heute lässt sich verifizieren, dass diese Subsistenz eine ge- 
wisse Resilienz oder Dysfunktionalität gegenüber kapitalistischen Dynamiken 
begründet. 


Offene Fragen der Dependenztheorie 


Bezüglich der Rolle des peripheren Staates in den zwar politisch unabhän- 
gigen, wirtschaftlich aber nach wie vor abhängigen Gesellschaften wurden 
innerhalb der Dependenztheorie verschiedene Einschätzungen kontrovers 
diskutiert. Einerseits gab es in einigen Ländern historische Erfahrungen mit 
importsubstituierender Industrialisierung (Wagner et al. 1983). Diese zeigten, 
dass es unter bestimmten Bedingungen durchaus Spielräume für progressive 
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Politik gab. Andererseits wirkt sich die periphere Position eines Landes inner- 
halb des kapitalistischen Weltsystems auch auf dessen Staatlichkeit aus. Diese 
Staatlichkeit - vor der politischen Unabhängigkeit eine koloniale Staatlichkeit 
und danach immer noch eine periphere - basierte auf der Uberausbeutung 
des Landes sowie der Arbeitskraft rassifizierter Subjekte. In einigen Fällen 
wurden diesen noch bis vor wenigen Jahrzehnten die politischen Rechte ver- 
weigert.* Koloniale Staaten und ihre Eliten agieren im Gegensatz zu Staaten in 
Europa, in denen sich ein signifikantes Bürgertum entwickelte, als Agent:in- 
nen einer oligarchischen Aneignung von Reichtum, den sie in Richtung der 
globalen Zentren kanalisieren. Jenseits aller innergesellschaftlichen Kräfte- 
verhältnisse sind hier die externen Einflüsse internationaler Akteur:innen 
(wie Großkonzerne oder Finanzinstitutionen) deutlich spürbar. Diese werden 
auch in den nationalen Eliten repräsentiert (Lang 2022). 

Bis heute besteht das Problem, dass transnationale und außenhandelsori- 
entierte Kapitalfraktionen sich nur schwer in nationale Entwicklungsprojekte 
oder in entsprechende Allianzen zwischen Staaten und Unternehmen ein- 
binden lassen (Ebenau 2015). Ähnliches gilt für notwendige Agrarreformen. 
Die Auflösung monopolistischer Strukturen des Landbesitzes ist kaum mög- 
lich, wenn Letzterer aufgrund von Landgrabbing, Finanzialisierung und 
transnationaler Spekulation mit Agrarflächen transnationalisiert und da- 
mit nationalen Steuerungspolitiken nur noch bedingt zugänglich ist (Ojeda 
2018). Auf ähnliche Hindernisse stoßen Politiken gegen die hochgradig frag- 
mentierten Arbeitsmärkte. Von diesen profitieren beispielsweise auch die 
inländischen Mittelklassen, da sie auf niedrig entlohnte Arbeitskraft zugrei- 
fen können. Schließlich haben Großgrundbesitzer:innen, Rohstoffkonzerne 
oder Exportunternehmen in Ländern der (Semi-)Peripherie kein Interesse an 
einer Veränderung der bestehenden Verhältnisse. 

Das alles sind keine Argumente gegen grundlegend andere internationale 
und nationale Wirtschaftspolitiken. Wichtig ist uns aber, dass mit diesen Po- 
litiken auch die (welt-)gesellschaftlichen Machtstrukturen und Eigentumsver- 
hältnisse, ja sogar die Struktur der Staaten in Nord und Süd selbst verändert 
werden müssen (Lang/Brand 2015). 

Zur Hochphase der Dependenztheorie war die ökologische Krise noch we- 
nig sichtbar und wurde dementsprechend wenig politisiert. Wie bereits für die 


4 Beispielsweise wurde in Ecuador 1979 Indigenen, die zuvor als Analphabeten ausge- 
schlossen worden waren, das aktive und passive Wahlrecht zuerkannt. In Kolumbien 
geschah das erst mit der Verfassung von 1991. 
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NIEO-Debatten erwähnt, wurde auch die Dependenztheorie dafür kritisiert, 
dass sie im Grunde ein Verständnis von Entwicklung hat, nach dem die Gesell- 
schaften des Globalen Südens sich denen des Globalen Nordens anpassen soll- 
ten (Boatca 2016; Gudynas 2012). Wirtschaftswachstum sollte durch eine re- 
lativ eigenständige Entwicklung generiert werden anstatt durch eine von Ab- 
hängigkeit geprägte Weltmarktintegration. Dieselben Vorstellungen von Fort- 
schritt und Entwicklung dominieren auch im Globalen Norden. Eine weitere, 
ebenfalls als problematisch kritisierte wirtschaftspolitische Schlussfolgerung 
der Dependenztheorie lautete, dass die Landwirtschaft in Ländern des Globa- 
len Südens industrialisiert werden müsse, um deren Produktivität zu steigern 
und so Arbeitskräfte für einen möglichen Industrialisierungsprozess freizu- 
setzen. Das folgte dem Ziel, die Abhängigkeit der Länder vom Import von In- 
dustriegütern aus dem Globalen Norden zu verringern.” 


Kritische Staatstheorie 


Nicos Poulantzas entwickelte zu Beginn der 1970er Jahre einen Gedanken 
der Dependenztheorie weiter, der für die damaligen Reflexionen über eine 
mögliche solidarische und ökologisch nachhaltige Weltwirtschaft(-sordnung) 
zentral war: Er sah es als ein Grundmerkmal der seit den 1950er Jahren 
entstehenden Verhältnisse an, dass sich sie die Zentrum-Peripherie-Ver- 
hältnisse (aus seiner Sicht insbesondere das Verhältnis zwischen den USA 
und Westeuropa) innerhalb der abhängigen Gesellschaften jeweils spezifisch 
reproduzierten. Das geschah dergestalt, dass die ökonomischen, politischen, 
ideologischen und klassenförmigen Beziehungen Ausbeutung und Abhängig- 
keit aufrechterhielten. Poulantzas (2001 [1973]: 24, 27-28) bezeichnete dies 
für die abhängigen Formationen als »induzierte und interiorisierte Repro- 
duktion«. Die Trennung zwischen Zentren und Peripherie wird so vertieft. 
Zentral waren im Nord-Süd-Verhältnis die Kontrolle über Rohstoffe und die 
Ausweitung von Märkten. Er betonte aber auch die starke Internationali- 
sierung der Klassenverhältnisse. Dabei hatte er insbesondere das Verhältnis 
zwischen Westeuropa und den USA während des Fordismus im Blick. Ge- 


5 Auch die patriarchale Gesellschaftsordnung war in dependenztheoretischen Arbeiten 
kaum Thema. Rassifizierte Verhältnisse wurden zumindest etwa ab den 1990er Jah- 
ren durchaus wichtig, etwa mit Anibal Quijanos (2016) These von der »Kolonialität der 
Macht« oder durch dekoloniale Ansätze (Boatca 2016). 
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nau diese Internationalisierung der Klassenverhältnisse hat sich später im 
Globalisierungsprozess noch weiter intensiviert. 

Poulantzas wies auch daraufhin, dass Klassenkonflikte und -kämpfe nicht 
nur nationalstaatlich sind, sondern immer schon internationalisiert waren. 
Dasselbe gelte auch für nationale Staaten und ihre Apparate. Er schrieb: 
»Gleichzeitig überwiegt in ihrem Kampf, der wesentlich ein internationaler 
Kampf ist, die nationale Form« (ebd.: 59). Auch Fernanda Beigel (2015: 18) 
betont, dass die Klassenkämpfe in einzelnen Ländern von internationalen 
Faktoren beeinflusst sind - etwa von der Nachfrage nach Rohstoffen und 
deren Preisen. Dennoch manifestierten sich diese als nationale Kämpfe. In- 
ternationale Abhängigkeiten und die Befreiung aus diesen, mit dem Ziel einer 
solidarischen Weltwirtschaft, sind also auch eine Frage von Konflikten und 
sozialen Kämpfen. 

Im Anschluss an Poulantzas untersuchten seit den 1970er Jahren und ins- 
besondere in der zweiten Phase der Globalisierung ab den 1990er Jahren auch 
andere die Rolle des Staates im sich immer stärker globalisierenden Kapita- 
lismus. Joachim Hirsch (1995) prägte den Begriff des »(internationalisierten) 
nationalen Wettbewerbsstaates«, um anzuzeigen, dass die Orientierung von 
Nationalstaaten an internationaler kapitalistischer Konkurrenz und Wettbe- 
werbsfähigkeit immer wichtiger wurde. In jüngerer Zeit kommt dazu die Ten- 
denz von Staaten, in Fragen von Global Governance sogenannte Multistakehol- 
der-Allianzen mit transnationalen Unternehmen einzugehen. Diese machen 
es zunehmend schwerer, zwischen Privatinteressen und öffentlichem Interes- 
se zu differenzieren (Manahan/Kumar 2022). 

Sowohl die klassische und die spätere Imperialismustheorie als auch 
dependenztheoretische Ansätze und die kritische Staatstheorie hatten struk- 
turelle Ungleichheiten in den Vordergrund gerückt. Diese erschwerten den 
Weg zu einer neuen, gerechteren Weltwirtschaftsordnung. Damit endet unser 
knapper Überblick über die zentralen Aussagen dieser Theorien - dernoch um 
die Weltsystemtheorie von Immanuel Wallerstein, Samir Amin und anderen 
ergänzt werden könnte (siehe Schmalz 2013). Er sollte zeigen, dass eine alter- 
native Weltwirtschaft nicht nur eine Frage angemessener Regeln ist, die in 
intergouvernementalen Prozessen ausgehandelt und implementiert werden. 
Vielmehr miissen tiefgreifende Strukturzwange des globalen Kapitalismus 
überwunden werden. Gezeigt wurde auch, dass seit Beginn des Kolonialismus 
der Zugang zu und die Verfügbarkeit von Rohstoffen ein zentrales Moment 
weltwirtschaftlicher Beziehungen ist. 
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Staat und internationale Politik in der Bearbeitung 
der ökologischen Krise 


Anders als in den 1970er Jahren ist die ökologische Krise heutzutage eine exis- 
tenzielle Gefahr für viele Menschen und Gesellschaften auf diesem Planeten 
(siehe Claar; Dörre; Pichler in diesem Band). Die Bearbeitung der ökologischen 
Krise ist inzwischen auch ein zentraler Gegenstand staatlicher Politik. 

Auch in entsprechenden umweltpolitischen Debatten spielt das Vertrauen 
in eine starke Steuerungsfähigkeit des Staates - also in seine Fähigkeit, an- 
gemessene Rahmenbedingungen zur Bearbeitung der ökologischen Krise zu 
setzen — eine wichtige Rolle. Da viele ökologische Probleme (wie die Klimakri- 
se) global sind und man davon ausgeht, dass sie auch global bearbeitet werden 
müssen, wird die Notwendigkeit internationaler Kooperation betont - etwa 
im Rahmen der Klimarahmenkonvention oder den jährlich stattfindenden 
Konferenzen der Vertragsstaaten. Angesichts der sich zuspitzenden öko- 
logischen Krise diskutiert man seit etwa zehn Jahren darüber, ob und wie 
die Weltwirtschaft dekarbonisiert werden soll, wie also perspektivisch die 
Nutzung fossiler Energieträger überwunden werden soll. Politisch prominent 
sind die Ziele für nachhaltige Entwicklung, die die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen (UN) im September 2015 verabschiedete (siehe Freistein 
in diesem Band). Dabei wird neben den Begriffen Dekarbonisierung und 
Klimaneutralität auch das Konzept der Großen Transformation (Brand 2016) 
verwendet. 

Solche Begriffe rücken die ökologische Krise in einen breiteren Kontext 
und weiten die politische Zuständigkeit für deren Überwindung deutlich aus, 
weit über Fachapparate wie Umweltministerien, nachgelagerte Behörden, 
spezialisierte Abteilungen in Unternehmen oder einschlägige Nichtregie- 
rungsorganisationen hinaus. 

Die starke Dynamik der klimapolitischen Fachdiskussion geht mit einer 
steigenden Unklarheit einher, was genau mit einer sozialen, einer sozialökolo- 
gischen oder der Großen Transformation gemeint ist. Wie häufig ermöglichen 
auch hier gerade diese semantischen Unklarheiten eine Dynamik, die viele Ak- 
teur:innen einbezieht. Sie beziehen sich darauf, versuchen ihre Anliegen un- 
ter die Perspektive der Dekarbonisierung beziehungsweise Klimaneutralität 
zu stellen, auch wenn bei genauerem Hinsehen starke Unterschiede und mit- 
unter gar gegenläufige Positionen vertreten werden. Die Einschätzungen der 
Krisenursachen und -dynamiken in diesem Feld, der Rolle privatkapitalisti- 
scher Unternehmen, von Technologien, des Wertewandels in Richtung Nach- 
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haltigkeit, der Produktions- und Lebensweise bei der Verursachung und Bear- 
beitung der Krise variieren. Das betrifft insbesondere die hier relevante Rolle 
des Staates und der internationalen Politik. 

Es scheint eine Art »politisch-strategischen Überhang« zu geben, der die 
Debatte um Transformation motiviert, allerdings auf die Gefahr hin, die tie- 
ferliegenden Problem- und Krisenursachen zu unterschätzen. Bei vielen an 
der Transformationsdebatte Beteiligten herrscht offenbar die - meist implizi- 
te - Einschätzung vor, dass Veränderungen angesichts der bestehenden Kräf- 
teverhältnisse und Institutionen von eben diesen ausgehen müssten. Dabei 
spielen der Staat und die intergouvernementale Politik eine zentrale Rolle. Im 
Konkreten ist jedoch meist unklar, welchen Stellenwert die häufig konstatier- 
te internationale Kooperation bei der Bearbeitung der ökologischen Krise de 
facto hat. 

In diesen Debatten finden Überlegungen zu einer anderen Weltwirt- 
schaftsordnung nur selten systematisch statt, obwohl die bestehenden han- 
dels- und finanzpolitischen Regelwerke und Institutionen sowie deren im 
Verhältnis zu Umweltabkommen und -institutionen starkes Gewicht zu den 
größten Hindernissen für eine effektivere globale Umweltpolitik gehören. 
Wenn Staaten beispielsweise gegen die WTO-Regeln oder Investitions- 
schutzabkommen verstoßen, werden sie effektiv und womöglich schmerzlich 
sanktioniert. Das Pariser Klimaabkommen basiert hingegen auf dem Prinzip 
der Freiwilligkeit. 

Sollte diese Perspektive künftig wichtiger werden, kann vor einer Tendenz 
nur gewarnt werden: Debatten über eine alternative Weltwirtschaftsordnung, 
die unreflektiert von einer starken staatlichen Steuerungsfähigkeit ausgehen, 
drohen die Verkürzungen vorheriger Debatten über »Global Governance« oder 
»Global Environmental Governance« seit Mitte der 1990er Jahre zu wiederho- 
len (siehe etwa Brunnengräber/Walk 2007). In den meisten wissenschaftlichen 
Beiträgen ging es um die Möglichkeiten staatlicher (nicht nur nationalstaatli- 
cher) Steuerungsfähigkeit in Zeiten der Globalisierung, aber auch angesichts 
der globalen ökologischen Krise. Im Zentrum standen die Bedingungen und 
Möglichkeiten staatlicher Kooperation, »um der Ohnmacht der Politik gegen- 
über der Eigendynamik der Globalisierungsprozesse entgegenwirken zu kön- 
nen« (Messner 2000:37). Als Zielvon Global Governance wurde häufig die »Ent- 
wicklung eines Institutionen- und Regelsystems und neuer Mechanismen in- 
ternationaler Kooperation, die die kontinuierliche Problembearbeitung glo- 
baler Herausforderungen und grenzüberschreitender Probleme erlauben« ge- 
nannt (ebd.: 125; siehe auch Messner 2022). 
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In diesem Sinne stilisierten viele Analysen den Staat und das intergou- 
vernementale System zu einer Art Problemlöser, der im allgemeinen Interesse 
handle. Sie unterstellten, dass alle ein Interesse an der Lösung von Problemen 
wie Hunger, Armut oder Umweltzerstörung hätten, ohne zu hinterfragen, ob 
nicht staatliche Politiken selbst zu diesen Problemen beitragen oder ob die bis- 
her eingeschlagenen Problemlösungswege nicht nur bestimmten Ländern und 
Bevölkerungsgruppen nutzen. 

Man könnte die Debatten über Global (Environmental) Governance als eine 
Art aufgefrischten Steuerungsoptimismus verstehen, der schon den NIEO- 
Debatten in den 1970er Jahren anhaftete und den Kritiker:innen schon vor 20 
Jahren als einen der »Mythen globalen Umweltmanagements« bezeichneten 
(Görg/Brand 2002). Lothar Brock (2003: 84) sprach von »sozialtechnologi- 
schen Machbarkeitsphantasien« - diese Einschätzung lässt sich auch auf 
heutige Debatten beziehen. Zugespitzt formuliert ist der Ansatz von Global 
Governance, als möglicher Kern einer alternativen Weltwirtschaftsordnung 
die politische Steuerung zu verbessern und Ordnung zu schaffen, ohne je- 
doch die bestehende herrschaftliche, neoliberale und imperiale Ordnung zu 
thematisieren, ein Teil des Problems. Der Staat als institutionelles Terrain 
sozialer Auseinandersetzungen und als herrschaftlicher Modus von Politik 
erfüllt auch heute wichtige Funktionen der Machtsicherung und sichert auf 
zentrale Weise den Bestand der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft ab. 

In seinem Fokus auf Kooperation versteht der Global-Governance-Ansatz 
Politik nicht mehr als Streit um grundlegende Alternativen, als Anerken- 
nung und Austragung von Konflikten. Vielmehr übergeht er diese Interessen 
und Konflikte und reduziert die notwendig grundlegenden Veränderungen 
auf Fragen des richtigen Bewusstseins und politischen Mutes (prominent 
etwa Göpel 2022). Doch die Realität sieht anders aus: Beim sogenannten 
grünen Umbau der Wirtschaft, aber auch bei den Krisenpolitiken im Zuge 
der Coronapandemie 2020/21 oder den Sanktionen gegen Russland anläss- 
lich des Angriffskrieges gegen die Ukraine seit 2022 dominierte eher ein 
nationalstaatliches »rette sich, wer kann!«. Der Wunsch, Wachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten, scheint zum Nadelöhr aktueller Umwelt- 
politiken oder einer ohnehin nur selektiven ökologischen Modernisierung 
des Kapitalismus zu werden. Auch mit dem neuen Entkarbonisierungskon- 
sens (Bringel/Svampa 2023) bleibt der Ressourcenhunger der kapitalistischen 
Zentren ungebrochen. Das drückt sich in kritischen Begriffen wie »grüner Ex- 
traktivismus« (Dietz 2022) oder »grüner Kolonialismus« (Lang et al. i. E.) aus. 
Wie Gurminder Bhambra hervorhebt, waren und sind koloniale Verhältnisse 
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zentral für die Reproduktion der kapitalistischen Weltwirtschaft. Dies drückt 
sich auch weiterhin in den hegemonialen Klimapolitiken aus (Bhambra 2021; 
Bhambra/Newell 2022). 

Auch das spektakuläre Wachstum einiger Ökonomien, die gewöhnlich 
zum Globalen Süden gerechnet werden, sollte nicht vorschnell mit einem 
Zuwachs an Lebensqualität für die dortige Bevölkerung gleichgesetzt werden 
und damit als Beleg für den Erfolg staatlicher Steuerung gelten, wie es domi- 
nante Lesarten suggerieren. In China und Indien beispielsweise hat der ma- 
kroökonomische Aufschwung - der vor allem in China weitgehend staatlich 
gesteuert wurde - zwar Teilen der Bevölkerung ein monetäres Einkommen 
verschafft und sie als Konsument:innen oder Lohnarbeiter:innen in den ka- 
pitalistischen Weltmarkt integriert. Die Kehrseite dieser Prozesse ist jedoch 
der Verlust der Subsistenzökonomien und häufig auch des dazugehörigen 
Landes, aber auch der Verlust entsprechender Wissensformen und kultureller 
Zugehörigkeitsbezüge. Das kann durchaus auch als Verarmung verstanden 
werden (Fuchs 2015). Die Inklusion in die kapitalistischen Kreisläufe fand oh- 
nehin für viele nur unter prekären Bedingungen statt. Hinzu kommt, dass ein 
Großteil des Wirtschaftswachstums im Globalen Süden durch wirtschaftliche 
Aktivitäten erzielt wird, die sich negativ auf die Lebensqualität auswirken. 
Das gilt beispielsweise für den Extraktivismus oder für im Kontext globaler 
Produktionsketten subalternisierte Industrialisierungsprozesse, die ebenfalls 
soziale und ökologische Missstände mit sich bringen (Lang i. E.). Verschärfte 
soziale Ungleichheit und Umweltverschmutzung in diesen Ländern sind die 
Folge, ebenso wie eine Externalisierung der sozialen und ökologischen Kosten 
für den materiellen Wohlstand neuer Mittelschichten in wiederum anderen 
Weltregionen, etwa nach Afrika. Auch in China, Indien und anderen Ländern 
mit dynamischer wirtschaftlicher Entwicklung vertiefen sich so die »imperiale 
Lebensweise« (Brand/Wissen 2017) und damit einhergehende Ausbeutungs- 
und Zerstörungsprozesse. Auch diese finden unter den Bedingungen kapita- 
listischer Konkurrenz zwischen Unternehmen und Ländern statt. Auch hier 
favorisiert die staatliche Steuerung das heimische Großkapital. 

Das alles hat enorme Implikationen für das Nachdenken über eine alter- 
native Weltwirtschaftsordnung. Die beispielhaft angeführten Ausblendungen 
des Global-Governance-Ansatzes hängen unter anderem mit einem vereng- 
ten Politikbegriff und der fehlenden Berücksichtigung sozioökonomischer 
Verhältnisse oder allgemeiner gesprochen, mit der politischen Ökonomie 
zusammen. Sachlich trägt dieser Ansatz daher zur Absicherung einer Welt- 
ordnung bei, in der sich politische und ökonomische Herrschaft entlang von 
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Unhinterfragtem reproduziert - insbesondere entlang des vermeintlichen 
Sachzwangs (kapitalistischer) Globalisierung — und somit als vernünftig gilt. 


Eine andere Produktions- und Lebensweise und die Rolle 
des Staates 


Ohne Frage: Eine alternative Weltwirtschaftsordnung, in der alle Menschen 
ein auskömmliches Leben haben, in der niemand auf Kosten anderer oder der 
Natur leben muss und in der die natürlichen Lebensgrundlagen nicht zerstört 
werden, bedarf anderer Regeln. Diese müssen prozedural, transparent und 
partizipativ entstehen. 

Eine andere Weltwirtschaftsordnung sollte daher nicht nur als angemes- 
sener Ordnungsrahmen gedacht werden, wie es bei der NIEO der Fallwar und 
bezüglich der Regulierung der Weltmärkte bis heute vorgeschlagen wird (sie- 
he Gandikota-Nellutla et al. 2022; Veit in diesem Band). Ähnlich wie die skiz- 
zierte Debatte um Global Governance scheint eine solche Haltung davon aus- 
zugehen, dass die transnationalen Wirtschaftsakteur:innen sich bei entspre- 
chenden politischen Rahmenbedingungen einfach an sozialen und ökologi- 
schen Zielsetzungen ausrichteten. Doch das Scheitern etwa der Klimarahmen- 
konvention, der Konvention über die biologische Vielfalt, aber auch progressi- 
ver Initiativen im Rahmen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) oder 
der Konferenz der Vereinten Nationen für Handelund Entwicklung (UNCTAD) 
zeigen, dass dem nicht so ist. 

Die zentralen Akteur:innen solcher internationaler Rahmensetzungen 
sind nationale Regierungen oder Staaten. Diese sind zuvorderst ihren eige- 
nen Unternehmen verpflichtet, die wiederum im kapitalistischen Wettbewerb 
mit anderen stehen. Damit wollen wir nicht sagen, dass eine NIEO? auf 
staatliche Politiken verzichten sollte - denn diese sind weder homogen noch 
ausschließlich an Kapitalinteressen ausgerichtet. Doch müssen der Staat 
und seine Politiken selbst als Terrain von Auseinandersetzungen verstanden 
werden. Die Initiativen für Lieferkettengesetze in Deutschland und der EU 
zeigen exemplarisch, dass Verschiebungen der Machtverhältnisse durchaus 
möglich sind. Doch gehen ihnen lange zivilgesellschaftliche Kämpfe voraus, 
und selbst dann werden prinzipiell sinnvolle Initiativen in vielen Fällen doch 
an Unternehmensinteressen angepasst. 

Eine andere mögliche Perspektive wäre, nicht nur weltordnungspolitisch 
zu denken. Es gilt, die Machtverhältnisse, die die aktuellen Krisen verursa- 
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chen - also zur spezifischen Ausformung von globaler Landwirtschaft und Er- 
nährung, von industrieller Produktion und energieintensiver Mobilität füh- 
ren —, aber auch die antreibenden ökonomischen Logiken ganz praktisch in- 
frage zu stellen (siehe Dörre 2021). In gewisser Weise führt uns das die Ener- 
giewende vor, die nicht nur staatlicherseits, sondern von vielen sozialen Be- 
wegungen und praktischen Initiativen vorangetrieben wird. Die Erfahrungen 
verschiedener Energiegenossenschaften und Städte, die sich selbst zu weit- 
gehenden Klimapolitiken und alternativen Energiepolitiken bekennen (soge- 
nannte transition towns), die Kämpfe gegen Kohlekraftwerke oder Fracking (ei- 
ne energie- und chemikalienintensive Form der Ölförderung) oder für Ernäh- 
rungssouveränität sind aktuelle klimapolitische Ansatzpunkte, die die Macht- 
verhältnisse infrage stellen. Erfahrungen wie im Hambacher Forst und in Lüt- 
zerath zeigen, dass staatliche Akteur:innen eher die Interessen der fossilen En- 
ergiekonzerne absichern. Wichtige Vorschläge für eine umfassend gedachte 
alternative Weltwirtschaftsordnung kommen aus dem Globalen Süden. Dar- 
um soll es abschließend gehen. 


Emanzipatorische Initiativen für eine Neue Weltwirtschaftsordnung: 
Der öko-soziale und interkulturelle Pakt des Südens 


Der »Okosoziale und Interkulturelle Pakt des Südens« (Pacto Ecosocial e Intercul- 
tural del Sur) ist eine (nicht partei-)politische Plattform. Ein lateinamerikani- 
sches Kollektiv aus acht Ländern rief sie 2020 ins Leben. Motiviert ist die Initia- 
tive von der Notwendigkeit, einen konkreten gesellschaftlichen Transformati- 
onshorizont für Lateinamerika zu skizzieren, der die Lernerfahrungen aus den 
sozialen Kämpfen der letzten Jahrzehnte mit einbezieht. Der Staat spielt darin 
durchaus eine Rolle, aber es wird deutlich, dass es der Initiative insbesondere 
um eine Veränderung gesellschaftlicher Macht- und Kräfteverhältnisse sowie 
gesellschaftlicher Logiken geht. Ihr Verhältnis zum Staat stellt die Plattform in 
ihrer ersten Erklärung wie folgt dar: 


»Wir greifen im Folgenden Vorschläge auf, die in verschiedenen Kontexten 
kollektiv entwickelt wurden, und schlagen einen sozialen, ökologischen, 
wirtschaftlichen und interkulturellen Pakt für Lateinamerika vor. Dieser Pakt 
ist kein an Regierungen gerichteter Forderungskatalog. Er lädt vielmehr da- 
zu ein, gemeinsam an einer Vision zu arbeiten, der Transformation gemein- 
sam eine Richtung und eine Grundlage zu geben, auf der die diversesten 
Formen und Strategien der Veränderung in den verschiedenen Bereichen 
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unserer Gesellschaften gedeihen können. Er fordert soziale und territoriale 
Bewegungen, Gewerkschaften, Stadtteilorganisationen, Dorfgemeinschaf- 
ten und Netzwerke aller Art, aber auch alternative Kommunalverwaltungen, 
Parlamentarier*innen, Richter*innen oder Beamt*innen, die sich der Trans- 
formation verschrieben haben, auf, die Kräfteverhältnisse zu verändern, sei 
es durch Volksabstimmungen, Gesetzentwürfe oder viele andere Strategien 
mit realen Auswirkungen, um den bestehenden Institutionen durch eine 
organisierte und mobilisierte Gesellschaft die notwendigen Veränderungen 
aufzuzwingen.« (Pacto Ecosocial del Sur 2020). 


In diesem Text drückt sich ein aus den jüngsten Erfahrungen mit progressiven 
Regierungen in Lateinamerika gespeistes Bewusstsein darüber aus, dass we- 
der der Einzug in einen Regierungspalast noch eine revolutionäre Verfassung 
endgültige politische Siege darstellen, die es progressiven gesellschaftlichen 
Kräften erlauben würden, sich zu demobilisieren. Stattdessen betont der Text 
in Anlehnung an Anibal Quijano, dass eine ökosoziale Transformation zwar 
innerhalb und außerhalb des Staates, aber immer gegen diesen erkämpft 
werden muss. Das bedeutet, dass es einerseits einer mobilisierten außer- 
parlamentarischen Bewegung bedarf, die mit politischem Druck, aber auch 
mit (alltags-)kulturellen Strategien dafür sorgt, dass die gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse sich in Richtung dieser Transformation verschieben. An- 
dererseits müssen auch bestimmte strategische Positionen im Staatsapparat 
besetzt werden, wie zum Beispiel Verfassungsgerichte, das Parlament, be- 
stimmte Kontrollorgane, die Vorschläge aus der Bewegung aufgreifen und ins 
Institutionengefüge einbringen oder diese dort absichern können. In einer 
neueren Erklärung vom März 2023 führt die Plattform in Bezug auf Care- 
Politiken aus: 


»CarealsSchlüsselaspekt von Lebensqualität muss von allen Mitgliedern der 
Gesellschaft übernommen und aktiv geleistet und mitgetragen werden, und 
ihre Zuschreibung als weibliche Aufgabe muss dekonstruiert werden. [...] Ca- 
re-Arbeit muss als für das Leben und das Wohlbefinden essenzielle Arbeit 
anerkannt und gewürdigt werden, wie die Pandemie einmal mehr deutlich 
gemacht hat. Dies bedeutet jedoch nicht automatisch ihre Entlohnung und 
Kommodifizierung oder ihre Übernahme durch den Staat. Denn die Tatsa- 
che, dass ein Großteil der Care-Arbeit ein Lebensbereich ist, der sich bisher 
außerhalb der Kapitalakkumulation abspielt, ist die Saat für den Aufbau von 
Gesellschaften jenseits kapitalistischer Logiken. Einige Aspekte der alltägli- 
chen Reproduktion des Lebens gemeinsam oder gemeinschaftlich zu orga- 
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nisieren, ist eine Grundlage für den Aufbau von commons, wie zahlreiche Er- 
fahrungen in Lateinamerika zeigen. Das bedeutet nicht, dass Staaten nicht 
Care-Politiken entwickeln sollten, die solche Gemeinschaftsräume stärken, 
Verantwortung für spezialisierte Pflege übernehmen und Careals zentralen 
Aspekt gesellschaftlichen Wohlbefindens fördern.« (Pacto Ecosocial del Sur 
2023, eigene Übersetzung). 


Die vorgeschlagenen Strategien sind sowohl in Verflechtung miteinander als 
auch multidimensional und multiskalar gedacht. Ein Beispiel dafür: Im Janu- 
ar 2023 schlug der kolumbianische Finanzminister Jose Antonio Ocampo ei- 
ne gemeinsame, progressive Steuerpolitik für Lateinamerika vor. Im Juli 2023 
wurde der Vorschlag auf einem lateinamerikanischen Gipfeltreffen in Carta- 
gena besprochen und ein Abkommen zur steuerlichen Zusammenarbeit ver- 
einbart (UN 2023). Der Vorschlag einer progressiven Steuerpolitik wird vom 
Pacto Ecosocial ergänzt durch die Forderung nach einem Erlass der Auslands- 
schulden lateinamerikanischer Staaten. Im Kontext der ökologischen und Kli- 
maschulden, so das Argument, hätten die Länder des Globalen Nordens viel- 
mehr Zahlungen an Regionen wie Lateinamerika zu entrichten. Steuerpoli- 
tik und Schuldenfreiheit würden Spielraum schaffen für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen - eine notwendige Maßnahme der Umverteilung und der 
Armutsbekämpfung in einer der Weltregionen mit der stärksten sozialen Un- 
gleichheit. Dies müsse jedoch wiederum flankiert werden von umfassenderen 
Strategien zu einer Dekommodifizierung des Lebens, etwa durch den Ausbau 
von kostenlosen öffentlichen Infrastrukturen und commons (Pacto Ecosocial del 
Sur 2023). 

Die multiskalare Perspektive des Paktes wird an der Ebene der Stärkung, 
Garantie und öffentlich finanzierten Unterstützung territorialer, transfor- 
mativer Autonomieprozesse deutlich, die das Leben in all seinen Formen in 
den Mittelpunkt stellen - beispielsweise durch Strategien zur Erreichung von 
Ernährungssouveränität. Diese Strategien müssen jedoch auf verschiedenen 
Ebenen erweitert und potenziert werden: bioregional, national, aufregionaler 
Ebene (in Lateinamerika) und global. 

Aus finanzpolitischer Sicht ist es ebenso wichtig, lokal wie national das 
System zinsintensiver Mikrokredite auszuhebeln, durch das die ländlichen Be- 
völkerungen des Globalen Südens angeblich eine finanzielle Inklusion erfah- 
ren. In Wahrheit locken die Kredite sie aber immer tiefer in die Schuldenfal- 
le, bis sie häufig das Land verlieren, auf dem eigentlich Subsistenzprodukti- 
on möglich wäre. Außerdem muss ein internationaler Finanzkodex geschaf- 
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fen werden sowie Instanzen und Institutionen, die für den unverzichtbaren 
Fluss internationaler Finanzmittel in Einklang mit einer sozialökologischen 
Transformation sorgen. Ein neues globales Währungssystem müsste regiona- 
le Währungsunionen fördern. Dies würde die imperiale Vorherrschaft einiger 
weniger Währungen abbauen, etwa des US-Dollars, der eines der wichtigsten 
Instrumente der US-Herrschaft ist. Die wirtschaftliche Integration von Regio- 
nen wie Lateinamerika und ihre teilweise Entkoppelung von der neoliberalen 
Weltökonomie wäre ein weiterer wichtiger Meilenstein der sozialökologischen 
Transformation im Rahmen einer NIEO?. Hinzu käme die Abschaffung von 
Steueroasen und die Einführung von Systemen zum Abbau von Spekulations- 
blasen sowie aller schuldenbasierten Herrschaftssysteme (Acosta 2023). Auch 
im Bereich des Finanziellen ist es jedoch wichtig, lokales Wirtschaften durch 
alternative Sozialwährungen zu fördern, wie sie bereits vielerorts eingeführt 
wurden. 

Damit die beschriebenen notwendigen politischen Maßnahmen tatsäch- 
lich umgesetzt werden können und sie auch die gewünschten Auswirkungen 
auf Menschen haben, Veränderungen bei den gesellschaftlichen Kräfteverhält- 
nissen bewirken und dazu beitragen, dass wir die großen Herausforderungen 
unserer Zeit bewältigen können, müssen zudem neue Formen des politischen 
Dialogs und der regionalen Zusammenarbeit entwickelt werden - unter star- 
ker Beteiligung der Zivilgesellschaft. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung 
ist ein ökosozialer Internationalismus, der unter anderem einen ganz prak- 
tischen Erfahrungsaustausch mit gegenseitigen Lernerfahrungen zwischen 
verschiedenen Regionen beinhaltet. 


Ausblick: Herrschaftskritik statt Ordnungspolitik 


Der zentrale Orientierungspunkt des Nachdenkens über eine Veränderung der 
Weltwirtschaft und ihres politisch-institutionellen Rahmens - sowie mögli- 
cher politischer Initiativen dafür - isteine herrschaftskritische Perspektive. Eine 
solche sollte gestärkt werden, etwa gegenüber einer in offiziellen Diskursen 
dominierenden ordnungswissenschaftlichen Sichtweise. Beim herrschaftskriti- 
schen Denken steht nicht die Frage (welt-)gesellschaftlicher Ordnung - und 
damit tendenziell einer Festschreibung bestehender Macht- und Herrschafts- 
verhältnisse - im Zentrum, sondern die Zurückweisung von Macht und Herr- 
schaft sowie der damit verbundenen Zumutungen für Mensch und Natur. 
Das bedeutet jedoch nicht, Stabilisierungspolitiken in der aktuellen Krise als 
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unnötig zu erachten - das würde die Wucht der sich beschleunigenden Krisen 
unterschätzen. In den letzten Jahren haben wir immer wieder gesehen, dass 
bei plötzlichen Krisen wie etwa der Wirtschafts- und Finanzkrise ab 2008 oder 
der Coronakrise ab 2020 der (nationale) Staat zwar durchaus eine Rolle spielt, 
wenn wirtschaftliche Bedingungen und Lebensbedingungen rasch stabilisiert 
werden müssen. Doch beschränkt sich das tendenziell auf Staaten, die über 
entsprechende materielle und regulatorische Kapazitäten verfügen. Zudem 
ist die Stabilisierung selbst ein Prozess, in den - teilweise unter Bedingungen 
der Unsicherheit - Interessen und Strategien sowie strukturell verankerte 
Herrschaftsverhältnisse eingehen. Das erleben wir auch beim sogenannten 
grünen Umbau der Wirtschaft - etwa beim Getrommel für E-Autos, die ja die 
globale ökologische Raserei keineswegs beenden werden (vgl. Brunnengräber/ 
Haas 2020). 

Eine herrschaftskritische Perspektive ist normativ eine befreiungswissen- 
schaftliche. Wir verstehen dabei Emanzipation nicht als Blaupause, sondern 
als facettenreichen, komplizierten und konfliktreichen Prozess, in dem herr- 
schende Strukturen, Denk- und Handlungsweisen verändert werden. Das 
haben wir am Beispiel des noch neuen Ökosozialen und Interkulturellen 
Paktes des Südens ausgeführt. Der Pakt zielt auf eine Verwirklichung von 
Selbstbestimmung und Freiheit, auf ein solidarisches Miteinander und einen 
nachhaltigen Umgang mit den natürlichen Lebensgrundlagen. Staatliche 
Politik und Reformen sind wichtig - auf nationaler wie auf internationaler 
Ebene. Dort, wo schrittweise Verbesserungen und ein partieller Abbau von 
Herrschaft möglich sind, sollte dies genutzt werden, da sich dadurch die 
Lebenslage von Individuen zum Besseren verändert und es zu Lern- und Er- 
fahrungsprozessen kommen kann, die wiederum die Voraussetzung für eine 
selbstbestimmte Zukunft sind. Doch es bedarf auch weitreichender gesell- 
schaftlicher Veränderungen und Verschiebungen von Kräfteverhältnissen, wie 
Adom Getachew (2022) in ihrer faszinierenden Skizze historischer Kämpfe 
um eine »Welt nach den Imperien« zeigt. Der in diesem Artikel präsentier- 
te Ökosoziale und Interkulturelle Pakt des Südens birgt viele zeitgemäße 
Potenziale einer »Weltgestaltung« (Getachew 2022: 19, 270), die auch auf in- 
ternationaler Ebene politischer, rechtlicher und wirtschaftlicher Institutionen 
bedarf, um machtvolle Akteur:innen einzuhegen sowie Nichtbeherrschung 
und Selbstbestimmung zu fördern. 
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Von ökologisch ungleichem Tausch 
zu Postwachstum 


Melanie Pichler 


Elektroautos, Photovoltaikanlagen, neue Computer für das Homeoffice: 
Grüne Technologien und eine Digitalisierungsoffensive sollen einen neuen 
Wachstumspfad für Europa einleiten und gleichzeitig die Klimakrise ein- 
dämmen. Dabei wird vielfach ausgespart, dass auch die Ressourcen für diese 
Klima- und Digitalisierungsoffensive importiert werden müssen (etwa selte- 
ne Elemente wie Lithium oder Indium). Ein strukturell ungleicher Austausch 
zwischen Globalem Norden und Süden, der seit der kolonialen Expansion die 
Weltwirtschaft prägt, wird dadurch fortgeschrieben. 

Dependenztheoretisch orientierte Forschungen sahen diesen strukturell 
ungleichen Austausch als zentrale Ursache für die weltweite soziale Ungleich- 
heit an. Diese Analyse war der Ausgangspunkt für die Forderungen der Neuen 
Weltwirtschaftsordnung (NIEO) in den 1970er Jahren. Umwelt- und Klima- 
fragen spielten in diesen Diskussionen nur eine geringe Rolle - sie werden 
erst seit den 2000er Jahren vermehrt theoretisiert und diskutiert. Einschlägig 
sind in diesem Zusammenhang die Konzepte des »ökologisch ungleichen 
Tauschs« (Fischer/Weissenbacher 2016; Hornborg 1998; Schaffartzik/Kusche 
2020) oder der »ökologischen Schuld« (Hornborg/Martinez-Alier 2016; Ro- 
berts/Parks 2009). Beide verweisen auf die historische Verantwortung des 
Globalen Nordens für die ökologische Krise. 

Mit der Klima- und Biodiversitätskrise verändern sich die Möglichkeiten 
und Zielsetzungen für eine gerechtere Weltordnung. Die NIEO war geprägt 
von der Idee einer nachholenden Entwicklung und damit einer auf fossilen 
Energien beruhenden Industrialisierung. Heute gilt eine solche Entwick- 
lungsweise nicht mehr als verallgemeinerbar (Schaffartzik/Kusche 2020). 
Heutige Entwürfe einer neuen Weltwirtschaftsordnung, aber auch konkrete 
Forderungen nach dieser müssen sich mit der Frage auseinandersetzen, wie 
mit dem Wachstumsimperativ, das eng mit der exzessiven Nutzung fossiler 
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Energien und damit einhergehenden CO,-Emissionen verbunden ist, im 
Namen der internationalen Gerechtigkeit gebrochen werden kann. Damit 
verbunden ist die Frage, wie der Aufbau und die Sicherung eines guten Lebens 
für alle mit einem deutlich geringeren Verbrauch von Ressourcen und Energie 
gelingen kann (O'Neill et al. 2018). Eine gerechte Weltordnung im 21. Jahrhun- 
dert erfordert dementsprechend sowohl einen unverzüglichen Ausstieg aus 
der Nutzung fossiler Energieträger als auch einen gesellschaftlich geplanten 
Umbau von Industriezweigen und Infrastrukturen im Globalen Norden. In 
der wissenschaftlichen Literatur wird diese Idee unter den Schlagworten 
degrowth oder Postwachstum diskutiert. In politischen Auseinandersetzungen 
über entsprechende Vorschläge ist vor allem von Klimagerechtigkeit die Rede. 

Im vorliegenden Beitrag möchte ich in die aktuelle Literatur zu den The- 
men ökologisch ungleicher Tausch und Postwachstum einführen und diese im 
Hinblick auf eine gerechte internationale Wirtschaftsordnung diskutieren. 
Dabei argumentiere ich, dass eine Aktualisierung der Neuen Weltwirtschafts- 
ordnung die ökologische Krise ernst nehmen und ins Zentrum stellen muss. 
Das erfordert die deutliche und sofortige Reduktion des fossilen Energiever- 
brauchs im Globalen Norden, damit im globalen Maßstab Ungleichheit redu- 
ziert wird und der Globale Süden seine Bedürfnisse innerhalb der planetaren 
Grenzen befriedigen kann. Gleichzeitig müssen internationale Vereinbarun- 
gen sicherstellen, dass Länder des Globalen Südens Entschädigungen für 
bereits aufgetretene sowie zukünftige Klimaschäden erhalten. 

Der nächste Abschnitt führt in das Konzept des ökologisch ungleichen 
Tauschs ein und zeigt das Ausmaß der ökologischen Ungleichheit aufinterna- 
tionaler Ebene. Daran anschließend formuliere ich die Idee von Postwachstum 
als Aktualisierung einer gerechten internationalen Wirtschaftsordnung, die 
insbesondere mit einer Reduktion des Ressourcen- und Energieverbrauchs im 
Globalen Norden einhergeht. In einem abschließenden Abschnitt diskutiere 
ich die Implikationen und Möglichkeiten einer solchen Transformation für 
Länder des Globalen Südens. Dabei gehe ich auf die aktuellen Verhandlungen 
um loss and damage im Rahmen des Pariser Klimaabkommens ein. 
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Ökologisch ungleicher Tausch als strukturelle Ursache 
einer ungerechten Weltwirtschaftsordnung 


Die Theorie des ökologisch ungleichen Tauschs basiert auf den volkswirt- 
schaftlichen und dependenztheoretischen Diskussionen, die im 20. Jahrhun- 
dert vor allem ausgehend von Lateinamerika geführt wurden. Den Beginn 
dieser Diskussion markierten in den 1950er Jahren die beiden Ökonomen 
Raül Prebisch und Hans Singer. Sie stellten die These einer langfristigen 
Verschlechterung der Austauschverhältnisse (Terms of Trade) zwischen Län- 
dern des Globalen Nordens und Südens auf. Dieser sogenannten Prebisch- 
Singer-These nach ist eine wesentliche strukturelle Ursache für die globale 
Ungleichheit, dass die Preise für Primärgüter (wie Rohstoffe und Agrarpro- 
dukte, die hauptsächlich Länder des Globalen Südens exportieren) langfristig 
fallen, während die Preise für Industrieprodukte (die hauptsächlich Länder 
des Globalen Nordens exportieren), tendenziell steigen. Dadurch müssten 
Länder des Globalen Südens immer mehr Primärgüter exportieren, um ihre 
Kaufkraft zu erhalten und genügend Devisen für den Import von Industrie- 
gütern zu generieren. Die Prebisch-Singer-These widerspricht damit der 
neoklassischen Vorstellung von David Ricardo, wonach eine Spezialisierung 
aufgrund komparativer Kostenvorteile in jedem Fall vorteilhaft sei - egal ob 
ein Land Rohstoffe, Agrarprodukte oder Industriegüter exportiert (Fischer/ 
Weissenbacher 2016). In den 1970er Jahren gingen Vertreter:innen der De- 
pendenztheorie wie Samir Amin oder Arghiri Emmanuel über die Prebisch- 
Singer-Ihese hinaus: Nicht die Art der Produkte sei entscheidend, so ihre 
Argumentation, sondern die strukturelle Ungleichheit zwischen Nord und 
Süd, etwa wegen der Lohnunterschiede. Diese Ungleichheit werde zudem 
durch koloniale und postkoloniale Herrschaft institutionell festgeschrieben 
(Fischer/Weissenbacher 2016). Auch ohne eindeutigen Zwang oder koloniale 
Institutionen käme es zu einem versteckten Werttransfer: Der Weltmarkt 
funktioniere über vermeintliche objektive Preise, die tatsächlich aber die 
Kapitalakkumulation im Globalen Norden absicherten - insgesamt mate- 
rialisiere sich so ein »ungleicher Tausch« (Hickel et al. 2022: 2; Schaffartzik/ 
Kusche 2020: 57). Eine solche Erklärung, die nicht nur auf die Art der gehan- 
delten Produkte blickt, erscheint durchaus plausibel. Denn die strukturelle 
Ungleichheit blieb auch in den letzten Jahrzehnten bestehen, obwohl seit den 
1980er Jahren ein Großteil der Industrieproduktion in den Globalen Süden 
verlagert wurde - und hier insbesondere nach China sowie in die ost- und 
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südostasiatischen Tigerstaaten. Damit kann der ungleiche Tausch aber nicht 
mehr - wie bei Prebisch und Singer - durch die höhere Wertschöpfung von 
Industrieprodukten gegenüber Primärprodukten erklärt werden. Ausschlag- 
gebend ist stattdessen die größere Verhandlungsmacht, die in Ländern des 
Globalen Nordens konzentriert ist: Konkret kontrollieren transnationale Un- 
ternehmen aus dem Globalen Norden über globale Wertschöpfungsketten die 
Preise von Produzent:innen im Globalen Süden (Fischer 2020; Knierzinger 
2014). 

Bei der Formulierung der NIEO in den 1970er Jahren spielten ökologische 
Fragen und Naturverhältnisse noch keine wesentliche Rolle. Globale Un- 
gleichheit sowie Vorschläge für Gerechtigkeit wurden primär an monetären 
Parametern gemessen. Aufgrund der dramatischen Zuspitzung der Klima- 
und Biodiversitätskrise greift so eine Sichtweise heute zu kurz. Die These 
eines ökologisch ungleichen Tauschs postuliert demnach, dass international 
nicht nur Arbeitskraft und Waren höchst ungleich ausgetauscht werden, 
sondern auch die Auswirkungen auf Natur und Umwelt (Hornborg 1998; 
Schaffartzik/Kusche 2020): Länder des Globalen Nordens greifen überpropor- 
tional stark auf Land, Energie und Rohstoffe in Ländern des Globalen Südens 
zu. Dies gilt vor allem für Ressourcen, die essenziell für den Aufbau techno- 
logischer Infrastruktur oder das Wirtschaftswachstum sind (Dorninger et al. 
2021; Hornborg 1998). Abbildung 1 zeigt, dass der Globale Norden (high income 
countries) für den Import von Waren auf ein enormes Ausmaß an Ressourcen, 
Energie, Landflächen und Arbeitskraft aus Ländern des Globalen Südens 
zurückgreift. Die Industrialisierungsbestrebungen Chinas konnten diesen 
Trend einzig in Bezug auf Land brechen: Inzwischen nimmt China mehr 
Landflächen in anderen Ländern in Anspruch, um seine exportorientierte 
Industrialisierungsstrategie aufrechtzuerhalten. 

Ökologisch ungleicher Tausch bedeutet dementsprechend Abzug pro- 
duktiver biophysischer Ressourcen aus dem Globalen Süden, während die 
Umweltschäden (z.B. durch Bergbau, intensive Landwirtschaft oder Abhol- 
zung) sich vorwiegend dort auswirken. Medial bekannt gewordene Umwelt- 
katastrophen (etwa die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen im 
Nigerdelta durch die Erdölförderung von Shell oder der Dammbruch des 
Rückhaltebeckens eines Bergbauunternehmens in Brasilien) sind meist nur 
die Spitze des Eisbergs. Sowohl die Regierungen als auch viele Menschen im 
Globalen Norden blenden diese alltäglichen Schäden aus oder nehmen sie 
hin. Das Konzept der imperialen Lebensweise beschreibt in diesem Sinne, 
wie eine konsumorientierte Lebensweise im Globalen Norden (aber auch 
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urbaner Mittel- und Oberschichten im Globalen Süden) auf dem unbegrenz- 
ten und billigen Zugriff auf Arbeitskraft, natürliche Ressourcen und Senken 
(z.B. Wälder, Ozeane, Torfböden) im Globalen Süden beruht (Brand/Wissen 
2017: 43). Wachstum und Wohlstand im Globalen Norden sind demnach auf 
einen »Transfer von Arbeit und Natur aus dem globalen Süden« angewiesen 
(ebd.: 44). Besondere Brisanz bekommt dieser Transfer durch die ökologische 
Modernisierung im Globalen Norden (etwa durch Elektroautos oder Photo- 
voltaikanlagen). Auch diese fußt auf Ressourcen und Arbeitskraft im Globalen 
Süden (Prause/Dietz 2020; Voskoboynik/Andreucci 2022). 


Abbildung 1: Handelsbilanz zwischen 1990 und 2015 sowie akkumulierte Aneignung bzw. Bereit- 
stellung von Ressourcen für unterschiedliche Ländergruppen (high-income HI, upper-middle income 
UMI, lower-middle income LMI, low-income LI, China CHN, Indien IND. 
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Analysen des ökologisch ungleichen Tauschs berücksichtigen neben den 
unterschiedlichen Preisen für Arbeitskraft und Produkte auch Landflächen, 
(fossile) Energieträger, Metalle und Mineralien, die für die Produktion von Gü- 
tern oder Dienstleistungen benötigt werden (Dorninger et al. 2021; Schaffart- 
zik/Kusche 2020). Ähnliche Berechnungen gibt es für Emissionen oder Abfälle 
(Jorgenson 2012; Tong et al. 2022). Eine empirische Analyse, die monetäre und 
ökologische Elemente des ungleichen Tauschs kombiniert, berechnete, dass 
der Globale Norden 2015 insgesamt 12 Milliarden Tonnen Rohstoffäquivalen- 
te (d.h. alle Rohstoffe, die für die Produktion von Gütern entlang der Wert- 
schöpfungskette benötigt werden), 822 Millionen Hektar Landfläche, 21 Exa- 
joule Energie und 188 Millionen Personenjahre Arbeitskraft aus dem Globa- 
len Süden abzog. 21 Exajoule Energie entsprechen dem gesamten jährlichen 
Energiebedarf aller Menschen im Globalen Süden für Infrastruktur (also Zu- 
gang zu Grundversorgung wie Wohnraum, öffentlicher Verkehr, Gesundheit, 
Bildung oder Kommunikation). Monetär gesprochen importierte der Globale 
Norden Natur und Arbeitskraft im Wert von 10,8 Billionen US-Dollar (in Prei- 
sen des Globalen Nordens). Mit diesem Betrag könnte die extreme Armut welt- 
weit ganze 70-mal beendet werden (gemessen an einem Einkommen von weni- 
ger als 1,90 US-Dollar pro Tag, in lokaler Kaufkraftparität). Der ökologisch un- 
gleiche Tausch verstärkt die weltweite Ungleichheit systematisch. Abbildung 
2 zeigt, dass einkommensstarke Länder pro Kopf durchschnittlich 28 Tonnen 
Ressourcen pro Jahr verbrauchen, während es in einkommensschwachen Län- 
dern nur rund 2 Tonnen sind. Reiche Länder verbrauchen damit im Durch- 
schnitt 4-mal mehr als ökologisch tragfähig wäre und etwa 14-mal mehr als 
die ärmsten Länder. 

Historisch betrachtet nutzten die Länder des Globalen Nordens diesen 
Netto-Transfer an Natur und Arbeitskraft aus dem Globalen Süden, um damit 
ihre materiell-technologische Infrastruktur sowie langlebige Konsumgüter 
aufzubauen (z.B. Energie- und Straßeninfrastruktur). Die Länder des Globa- 
len Südens haben nun auf diese Ressourcen keinen Zugriff mehr (Schaffartzik/ 
Kusche 2020: 58). Gleichzeitig sind diese Infrastrukturen und die darauf auf- 
bauenden Lebensweisen davon abhängig, dass diese Austauschbeziehungen 
aufrechterhalten bleiben, dass also konstant billige fossile Energieträger und 
andere Rohstoffe in die Länder des Globalen Nordens fließen (z.B. Erdgas, 
um Maschinen und Heizungen nutzen zu können oder Erdöl, um Autos und 
Autobahnen nutzen zu können). Die Ungleichheit wird dadurch systematisch 
fortgesetzt und reproduziert. 
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Abbildung 2: Ressourcenverbrauch (in Tonnen pro Kopf) in unter- 
schiedlichen Kategorien von Ländern 1990 und 2008. 
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Die Kehrseite des Uberkonsums im Globalen Norden sind ökologische 
Schäden, aber auch ein verringerter ökologischer und ökonomischer Hand- 
lungsspielraum für Länder des Globalen Südens, auch wenn es schwierig ist, 
Gerechtigkeit in Bezug auf biophysische Ressourcen konkret zu definieren. 
Auch eine Umkehrung aller historischen Ungerechtigkeiten ist nur schwer 
vorstellbar. Dennoch verweisen Analysen zum ökologisch ungleichen Tausch 
auf eine wichtige Tatsache: Damit die Länder des Globalen Südens überhaupt 
eine Möglichkeit auf ein gutes Leben innerhalb der planetaren Grenzen ha- 
ben, braucht es eine deutliche und rasche Reduktion des Ressourcen- und 
Energieverbrauchs im Globalen Norden. 

Die enorme Ungleichheit in Bezug auf Ressourcenverbrauch und CO,- 
Emissionen bildet außerdem den Ausgangspunkt für verwandte Konzepte von 
ökologischer Schuld (ecological debt) oder Klimaschuld (climate debt). Mit diesen 
Konzepten verweist die Klimagerechtigkeitsbewegung auf die Verantwortung 
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des Globalen Nordens für die Klimakrise (Warlenius 2018). Länder des Glo- 
balen Südens haben historisch nur wenig zur Klimakrise beigetragen, sind 
aber bereits jetzt am stärksten von deren Folgen betroffen. Im Rahmen inter- 
nationaler Klimaverhandlungen konzentrieren sich daher viele Forderungen 
auf Kompensations- und Anpassungszahlungen des Globalen Nordens. So 
soll etwa ein loss and damage fund die Folgen der Klimakrise im Globalen Süden 
abfedern. 


Postwachstum als neue Vision einer ökologisch gerechten 
internationalen Wirtschaftsordnung 


Aus der Perspektive von Konzepten wie dem ökologisch ungleichen Tausch 
oder der ökologischen Schuld liegt die Verantwortung für eine gerechtere 
internationale Wirtschaftsordnung eindeutig bei den Ländern des Globalen 
Nordens. Das impliziert eine sofortige und deutliche Reduktion des Ressour- 
cen- und Energieverbrauchs ebendort. Eine solche Reduktion stellt jedoch die 
kapitalistische Lebensweise und das damit verbundene Wirtschaftswachstum 
infrage. Denn Wirtschaftswachstum und technologischer Fortschritt im Glo- 
balen Norden basieren nicht nur auf der Ausbeutung von Arbeit und Natur im 
Globalen Süden. Sie sind insgesamt gekoppelt an einen permanenten - und 
zunehmenden - Zugriff auf Energie, Ressourcen und Senken. Wenn Res- 
sourcenverbrauch und CO,-Emissionen in den nächsten drei Jahrzehnten 
auf null sinken sollen, ist es daher höchst unwahrscheinlich, dass dies mit 
einem Wirtschaftswachstum von mehreren Prozentpunkten pro Jahr erreicht 
werden kann (Haberl et al. 2020; Hickel/Kallis 2019). Postwachstum (degrowth) 
entwickelt hier eine neue Vision einer gerechteren Wirtschaftsordnung, die 
einerseits durch eine umfassende Reduktion des Ressourcen- und Energie- 
verbrauchs den Planeten bewohnbar erhält und andererseits gleichzeitig die 
enorme Ungleichheit sowohl zwischen Ländern als auch innerhalb dieser 
infrage stellt. 

Postwachstum bedeutet eine Abkehr von Wirtschaftswachstum als ge- 
sellschaftlichem Ziel. Stattdessen sollen Gesellschaften tendenziell »weniger 
natürliche Ressourcen verbrauchen, sich anders organisieren und anders 
leben [...] als heute« (DAlisa et al. 2016: 20). Ökonomisch gesprochen zielt 
Postwachstum auf eine »gerechte und notwendige Absenkung von Produktion 
und Konsum, die den gesellschaftlichen Durchsatz an Energie und Rohma- 
terial reduziert« (D’Alisa et al. 2016: 20). Das Ziel ist also die Reduktion des 
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Ressourcen- und Energieverbrauchs und nicht - wie die öffentliche Debatte 
und auch der Name oft suggerieren - eine Reduktion des Wirtschaftswachs- 
tums an sich (Hickel 2021b). Zwar ist ein negatives Wirtschaftswachstum 
eine sehr wahrscheinliche Folge der nachhaltigen Reduktion des Ressourcen- 
und Energieverbrauchs. Dennoch unterscheidet sich Postwachstum klar von 
einer ökonomischen Krise oder Rezession. Postwachstum bezeichnet eine 
geplante Reduktion des Ressourcen- und Energieverbrauchs und dementspre- 
chend eine öffentliche Entscheidung darüber, welche Produktionsbereiche 
und Dienstleistungen reduziert oder gänzlich auslaufen sollen (beispielsweise 
SUVs, industrielle Fleischproduktion, fossile Infrastrukturen, Kurzstrecken- 
flüge, Jachten oder touristische Angebote). Im Gegensatz zu einer Rezession 
überlässt Postwachstum die möglichen sozialen Kosten eines klimafreund- 
lichen Umbaus von Wirtschaft und Gesellschaft also nicht der scheinbar 
unsichtbaren Hand des Marktes. Solche Kosten (etwa Arbeitslosigkeit) sollen 
durch weitreichende arbeitsmarktpolitische Maßnahmen (z.B. eine Arbeits- 
platzgarantie, siehe Tcherneva 2020) und eine stärkere Entkopplung von 
Lohnarbeit und sozialer Sicherheit abgefedert werden (Büchs 2021; Koch 
2013). 

Gleichzeitig ermöglicht Postwachstum eine Diskussion darüber, wie ein 
gutes Leben für alle Menschen ermöglicht werden kann, ohne dabei die Le- 
bensgrundlagen des Planeten zu zerstören. Denn obwohl Wirtschaftswachs- 
tum (gemessen am Bruttoinlandsprodukt) immer wieder mit Wohlstand 
gleichgesetzt wird, sagt es doch nur bedingt etwas über die tatsächliche 
Lebensqualität von Menschen aus. Das Bruttoinlandsprodukt misst den 
Tauschwert von Produkten und Dienstleistungen, die auf dem Markt für 
Geld getauscht werden. Es sagt aber nichts darüber aus, wie geeignet diese 
Produkte und Dienstleistungen sind, um die Bedürfnisse von Menschen zu 
befriedigen. Für den Zugang von Menschen zu Infrastruktur und Dienst- 
leistungen, die ihnen ausreichend Nahrung, Bildung, beheizten Wohnraum 
oder Mobilität in Form von öffentlichem Verkehr ermöglichen, ist das Brut- 
toinlandsprodukt ein schlechter Indikator. Es sagt wenig darüber aus, ob 
Menschen diesen Zugang haben oder wie ungleich er verteilt ist. Das Brutto- 
inlandsprodukt sagt also wenig über die Bedingungen für ein gutes Leben für 
alle aus. 

Im Folgenden skizziere ich einige Merkmale des Postwachstums sowie ei- 
nige Möglichkeiten, sich diesem anzunähern. Für den Globalen Norden be- 
deutet Postwachstum in erster Linie, dass klimaschädliche Sektoren und In- 
dustrien rück- und umgebaut werden. Zudem müssen Strategien entwickelt 
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werden, wie Wohlstand stärker von Wirtschaftswachstum entkoppelt werden 
kann. Entscheidend ist dafür eine Reduktion der Ungleichheit innerhalb des 
Globalen Nordens - etwa durch die Begrenzung von Reichtum und Überkon- 
sum. 


Geplante Reduktion des Ressourcen- und Energieverbrauchs 
im Globalen Norden 


Eine ökologisch gerechte internationale Wirtschaftsordnung erfordert neben 
einem Ausbau erneuerbarer Energien, dass klimaschädliche Produktions- 
zweige und Industrien bewusst reduziert oder umgebaut werden (Eder/ 
Schneider 2018; Pichler et al. 2021). Dieser Rück- und Umbau macht wieder- 
um verbindliche Politikinstrumente notwendig, damit erneuerbare Energien 
nicht nur zusätzlich zu, sondern tatsächlich anstatt von fossilen Industrien und 
Produktionszweigen eingesetzt werden (Jackson et al. 2018). Eine deutliche 
Reduktion der Nutzung von Kohle, Erdöl und Erdgas muss also ordnungspo- 
litische Instrumente wie ein Verbot oder eine stufenweise Außerkraftsetzung 
von bestimmten Produkten, Technologien und Energieträgern statt rein 
marktwirtschaftlicher Instrumente zur Schaffung von Kostenwahrheit for- 
cieren (Green 2018; Rosenbloom et al. 2020). Denn Preissignale alleine führen 
nicht dazu, dass Menschen ihr Alltagshandeln verändern. Zugleich verstärken 
sie bestehende Ungleichheiten, da reichere Menschen ohnehin weniger Anlass 
haben, ihr Konsumverhalten zu verändern. Initiativen zum Kohleausstieg, 
zum Verbot des Verbrennungsmotors sowie damit verbundene just transiti- 
on funds im Rahmen des European Green Deal sind erste Versuche in diese 
Richtung. 

Auch aktive Industriepolitik spielt eine wichtige Rolle bei der bewussten 
Steuerung eines sozialökologischen Umbaus weg von fossilen Industrien und 
Produktionszweigen. Die Diskussion um eine progressive Industriepolitik 
nahm in den letzten Jahren Fahrt auf (Eder/Schneider 2018; Pianta/Lucchese 
2020). Investitionen in grüne Technologien (etwa in eine europäische Wert- 
schöpfungskette für E-Mobilität oder Infrastruktur zur Speicherung, Über- 
tragung und Verteilung erneuerbarer Energie) spielen dabei eine wichtige 
Rolle. Eine aktive Industriepolitik führt dazu, dass Investitionsentscheidun- 
gen nicht dem Markt überlassen werden, sondern der Ausbau erneuerbarer 
Technologien durch bewusste öffentliche Investitionen vorangetrieben wird. 
Mit solchen Investitionen verfolgt auch die Europäische Union (EU) das Ziel, 
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wichtige Produktionsbereiche wieder zurück nach Europa zu verlagern, um 
im Wettbewerb mit China und den USA nicht noch weiter ins Hintertref- 
fen zu geraten. An diesem Punkt verbinden sich zunehmende geopolitische 
Rivalitäten mit einer selektiven Deglobalisierung (Novy 2022). 

Ob diese Bestrebungen tatsächlich Impulse in Richtung einer gerechte- 
ren internationalen Wirtschaftsordnung setzen oder die bestehende Ordnung 
weiter zementieren, ist derzeit noch unklar. Das Verbot des Verbrennungsmo- 
tors ist beispielsweise ein wichtiger Schritt, um den Verkehrssektor zu dekar- 
bonisieren. Wird die europäische Autoflotte allerdings lediglich durch Elektro- 
autos ersetzt, ohne dass der motorisierte Individualverkehr insgesamt deut- 
lich zurückgedrängt und die Investitionen in den öffentlichen Verkehr deutlich 
gesteigert werden, so werden ökologisch ungleiche Muster sehr wahrschein- 
lich bloß auf andere Weise fortgeführt. Anstatt auf fossile Energieträger griffe 
der Globale Norden dann auf Lithium und seltene Erden aus dem Globalen Sü- 
den zurück (Morfeldt et al. 2021). 

Postwachstum bedeutet also nicht nur eine Lenkung in Richtung kli- 
mafreundlicherer Technologien, sondern eine Fokussierung auf sozialöko- 
logische Infrastrukturen und Dienstleistungen (auch Daseinsvorsorge oder 
foundational economy genannt, siehe Coote/Percy 2020; Novy et al. 2020). So- 
zialökologische Dienstleistungen und Infrastrukturen sind jene Bereiche der 
Wirtschaft, die Menschen für die Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse benö- 
tigen. Dazu gehören Gesundheit, Bildung, Ernährung, Energie, Wohnen und 
Mobilität. Diese Bereiche der Daseinsvorsorge sollten - als Weiterentwick- 
lung des Wohlfahrtsstaates - einer Markt- und Wettbewerbslogik entzogen 
werden und für alle Menschen zugänglich sein - unabhängig von deren 
jeweiligen Einkommen. Sozialökologische Dienstleistungen und Infrastruk- 
turen sind auch ein wichtiger Hebel, um CO,-Emissionen zu reduzieren, 
weil sie Alltagshandeln und Bedürfnisbefriedigung von individuellen Kon- 
sumentscheidungen entkoppeln. Mit anderen Worten: Sozialökologische 
Infrastrukturen verlagern die Entscheidung über mehr oder weniger klima- 
freundliche Versorgungssysteme von einer individuellen auf eine strukturelle 
Ebene. Gleichzeitig verbinden sie soziale und ökologische Ziele miteinander. 
Darüber hinaus tragen sie dazu bei, soziale Sicherheit zumindest teilweise 
vom Erwerbseinkommen zu entkoppeln (Büchs 2021). Ein konkretes Beispiel: 
Gibt es ein kostengünstiges und gut ausgebautes Angebot an öffentlichen 
Verkehrsmitteln, kann der besonders klimaschädliche Autoverkehr zurückge- 
drängt werden, ohne dass Menschen dadurch Zugang zu Mobilität verlieren. 
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Die Ungleichheit zu bekämpfen und den sozialökologischen Umbau 
voranzutreiben, kostet Geld und kann nur gegen mächtige Interessen durch- 
gesetzt werden. Notwendig ist daher nicht nur eine Bekämpfung von Armut, 
sondern auch eine Begrenzung von Reichtum und Überkonsum im Globalen 
Norden. Neben Vermögenssteuern schlagen wachstumskritische Wissen- 
schaftler:innen dafür beispielsweise ein Höchsteinkommen vor (Alexander 
2016; Buch-Hansen/Koch 2019). Eine Möglichkeit zur Umsetzung wäre etwa 
ein progressives Steuersystem, bei dem der Steuersatz ab einer bestimmten 
Grenze auf 100 Prozent steigt (Alexander 2016: 217). Ein solches Instrument 
ist auch ein geeigneter Hebel, um soziale und ökologische Ziele miteinander 
zu verbinden. Studien zeigen nämlich, dass die CO,-Emissionen mit der 
Höhe des Einkommens steigen (Wiedenhofer et al. 2013). Auch wenn sich 
Grundbedürfnisse mitunter schwer definieren lassen: Ab einer bestimmten 
Einkommenshohe sind ein höherer Ressourcenverbrauch und höhere CO,- 
Emissionen weder mit einer Befriedigung von Grundbedürfnissen (wie Hei- 
zen oder Mobilität), noch mit einer Steigerung des subjektiven Wohlbefindens 
verbunden. Typische Beispiele dafür sind Luxusjachten oder Flugreisen. 

Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass die Verantwortung für 
eine umfassende Reduktion des Ressourcen- und Energieverbrauchs im Glo- 
balen Norden liegt. Eine solch umfassende Reduktion sowie eine selektive De- 
globalisierung hätten enorme Auswirkungen auf internationale Lieferketten 
und damit auch auf Produktions- und Konsummöglichkeiten in Ländern des 
Globalen Südens. Viele dieser Lander, die sich auf den Export fossiler Energie- 
träger und anderer Rohstoffe spezialisiert haben, würden durch die Reduktion 
wichtige Exportmöglichkeiten und damit Devisen für den Import von Indus- 
trieprodukten und Konsumgütern verlieren (Peszko et al. 2020). 

Gleichzeitig werden durch Reduktion des Ressourcen- und Energiever- 
brauchs und selektive Deglobalisierung aber auch neue, alternative Ent- 
wicklungs- und Industrialisierungsstrategien denkbar. Solche alternativen 
Entwicklungsstrategien könnten in ihrer konkreten Ausgestaltung durchaus 
Anleihen an der NIEO nehmen, etwa wenn es um die grundlegende Deko- 
lonisierung der internationalen Wirtschafts- und Handelsarchitektur, den 
Zugang zu Technologien oder eine kooperative Preisgestaltung geht. Län- 
der des Globalen Südens sollten »frei sein, ihre Ressourcen und Arbeitskraft 
entlang menschlicher Bedürfnisse zu organisieren, anstatt das Wachstum 
im Globalen Norden zu bedienen« (Hickel 2021a, eigene Übersetzung). Auch 
in diesem Punkt sind die Visionen von Postwachstum (oder Postentwicklung) 
anschlussfähig an konkrete Kämpfe in Ländern des Globalen Südens. Denn 
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die Kritik an exportorientierten Entwicklungsmodellen hat auch im Globalen 
Süden eine lange Tradition. Sie reicht von direktdemokratischen Praktiken 
(z.B. swaraj als Form der lokalen Selbstverwaltung in Indien) über lokale Da- 
seinsvorsorge (z.B. nayakrishi als alternative Form der landwirtschaftlichen 
Praxis in Bangladesch) bis hin zu alternativen Visionen und Narrativen (z.B. 
ubuntu im südlichen Afrika oder buen vivir in Südamerika). Kothari et al. 
(2019) haben in ihrem Buch Pluriverse. A post-development dictionary viele dieser 
Konzepte, Ideen und Erfahrungen zusammengetragen. 


Für Klimaschäden im Globalen Süden bezahlen? 


Die Ideen und Implikationen von Postwachstum - sowohl im Globalen Nor- 
den als auch im Globalen Süden - finden derzeit (noch) wenig Widerhall in in- 
ternationalen Verhandlungen. Seit den Verhandlungen um die NIEO in den 
1970er Jahren haben sich die Strukturen eines ökologisch ungleichen Tauschs 
verfestigt. Zwar hat sich die internationale Staatengemeinschaft im Rahmen 
des Pariser Klimaabkommens auf eine Begrenzung der Erderhitzung auf 1,5 
Grad geeinigt. Die stufenweise Außerkraftsetzung fossiler Energieträger, die 
dafür erforderlich wäre, wird allerdings bislang nicht ernsthaft diskutiert (Ma- 
hase 2022). Insgesamt gibt es keine verbindlichen Maßnahmen, die einen sol- 
chen Pfad wahrscheinlich machen. 

In den internationalen Klimaverhandlungen konzentrieren sich die 
Forderungen und Kämpfe deshalb vor allem auf konkrete Finanzierungsmaß- 
nahmen, damit ärmere Länder besser mit den Konsequenzen der Klimakrise 
umgehen können. Diese Verhandlungen werden unter dem Stichwort loss 
and damage (Verlust und Schaden) geführt. Das bezieht sich auf die Finanzie- 
rung von Klimaanpassungsmaßnahmen, aber auch auf Entschädigungen für 
Klimaschäden. Im Kern geht es um den Umgang mit bereits eingetretenen 
Folgen der Klimakrise anstatt um eine Bekämpfung ihrer Ursachen. Als kon- 
krete Reaktion auf die historische Klimaschuld des Globalen Nordens wurde 
bei der Klimakonferenz in Scharm El-Scheich (COP27) auf Druck von Ländern 
des Globalen Südens ein loss and damage fund eingerichtet. Einen solchen 
Fonds hatte erstmals vor drei Jahrzehnten die »Alliance of Small Island States« 
(AOSIS) gefordert. Seine Etablierung bei der COP27 geht vor allem auf den 
Druck der Gruppe der 77 (G77) zurück, in der sich innerhalb der Vereinten 
Nationen Länder des Globalen Südens organisieren (Wyns 2023). Derzeit 
ist allerdings noch unklar, wer wieviel in den Fonds einzahlen wird und wer 


8l 


82 


Il. Die Klimakatastrophe und eine gerechte Weltwirtschaftsordnung 


letztendlich darauf zugreifen kann. Der Leiter des »International Centre for 
Climate Change and Development« fordert, den Fonds direkt durch eine CO,- 
Steuer für fossile Energieträger und besonders CO,-intensive Produkte zu 
speisen (Wyns 2023). Innerhalb der EU könnten die Einnahmen beispielsweise 
aus der CO,-Grenzausgleichssteuer (Carbon Border Adjustment Mechanism) 
kommen. Um die EU-Klimaziele zu erreichen, sieht die EU ab 2026 eine Steuer 
auf den Import von CO,-intensiven Energieträgern und Produkten vor. Diese 
soll verhindern, dass dem Emissionshandel unterworfene EU-Unternehmen 
Wettbewerbsnachteile erfahren, weil sie klimafreundlich produzieren. Die 
Einnahmen aus einer solchen Steuer könnten genutzt werden, um Klimaschä- 
den zu finanzieren, aber auch um tatsächliche Diversifizierungsbestrebungen 
in Ländern des Globalen Südens zu unterstützen (Peszko et al. 2020). 

Regierungsvertreter:innen feierten die Einrichtung des loss and damage 
fund als großen Verhandlungserfolg der COP27. Wenn die Finanzierung des 
Fonds sichergestellt werden kann, leisten die Entschädigungszahlungen ei- 
nen wichtigen Beitrag dazu, die Verantwortung des Globalen Nordens für 
die Klimakrise anzuerkennen. Die notwendigen Entschädigungszahlungen 
dürfen allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass sie nur zusätzlich zu 
strukturellen Änderungen in Richtung Postwachstum durchgesetzt werden 
sollten und nicht anstelle dieser. 


Ausblick 


Eine gerechte internationale Wirtschaftsordnung auf der Höhe der Zeit muss 
die ökologische Krise in den Mittelpunkt stellen. Postwachstum kann als Re- 
aktion auf den ökologisch ungleichen Tausch und als Versuch einer umfassen- 
den und globalen Gerechtigkeitsperspektive verstanden werden. Der Beitrag 
hat gezeigt, wie eine Wirtschaftsordnung anders funktionieren könnte - nicht 
aber, wie wir dort hinkommen. Denn eine wesentliche Erkenntnis der Theorie 
des (ökologisch) ungleichen Tauschs ist, dass der strukturell ungleiche Aus- 
tausch von Gütern zwischen Globalem Norden und Globalem Süden wesent- 
lich durch ökonomische, politische und militärische Macht begründet ist. Die 
Durchsetzung gerechterer Austauschbeziehungen - auch um die Klimakrise 
zu bearbeiten - hängt dementsprechend nicht nur an der Formulierung von 
Reformvorschlägen und Politikmaßnahmen, sondern vor allem am Aufbau von 
Gegenmacht, um diese Vorschläge auch durchzusetzen. Die Umwelt- und Kli- 
mabewegung erreichte mit den Protesten von Fridays for Future, Ende Gelän- 
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de und Letzte Generation eine enorme Politisierung der Klimafrage. In vie- 
len Ländern wurden Grüne Parteien in Regierungsverantwortung gewählt. Die 
Politikmaßnahmen bleiben bisher allerdings weit hinter den Erwartungen zu- 
rück. In ähnlicher Weise erscheinen die kollektiven Bestrebungen von Regie- 
rungen des Globalen Südens im Rahmen der NIEO nach Jahrzehnten neoli- 
beraler Strukturanpassungsprogramme eher utopisch. In einer Kontroverse 
mit dem Postwachstumsforscher Jason Hickel brachte der Ungleichheitsfor- 
scher Branko Milanovic - ein bekennender Kritiker von Postwachstum - das 
Problem auf einen brisanten Punkt: »Ich denke nicht, dass dieses Programm 
[Postwachstum] unlogisch ist. Es ist nur so gewaltig und übersteigt alles, was 
wir normalerweise erwarten können [...], dass es - so fürchte ich - an Absur- 
dität grenzt« (Milanovic 2017, eigene Übersetzung). Gegen die Idee von Post- 
wachstum spricht also vor allem, dass es jenseits aller politischen Vorstellungs- 
kraft liegt. Umso wichtiger ist demnach, die Forderungen nach einer umfas- 
senden Reduktion des Ressourcen- und Energieverbrauchs mit sozialen For- 
derungen nach umfassenden sozialökologischen Infrastrukturen und Dienst- 
leistungen zu verbinden. Das erhöht die Legitimität des sozialökologischen 
Umbaus und kann gleichzeitig zu einem Abbau von nationalen und interna- 
tionalen Ungleichheiten beitragen. Diese umfassende Perspektive in Richtung 
Postwachstum ist wichtig, damit politische Bemühungen nicht bei Entschädi- 
gungen für Klimaschäden stehen bleiben (auch wenn diese sehr wichtig sind), 
sondern zu strukturellen Veränderungen führen. 
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Dem Klimawandel begegnen 
Energie als Teil der sozialökologischen Transformation 


Simone Claar 


»Saubere und bezahlbare Energie für alle« verspricht das Nachhaltigkeitsziel 7 
der Vereinten Nationen (UN), das 2030 erreicht werden soll. Doch die Staaten- 
gemeinschaft ist immer noch weit davon entfernt, allen Menschen einen Zu- 
gang zu Energie zu gewährleisten. Die Energieversorgung ist mit sehr großer 
sozialer Ungleichheit verbunden. Auch nach 2015, als die Nachhaltigkeitsziele 
(Sustainable Development Goals, SDG) festgelegt wurden, blieb die Zahl der 
Menschen ohne Zugang zu Energie weiterhin hoch: Allein auf dem afrikani- 
schen Kontinent haben über 600 Millionen Menschen keinen Zugang zu Strom 
(AFDB 20222). 

Die Leitlinien zur nachhaltigen Entwicklung sollen eine wirtschaftliche 
Entwicklung ermöglichen, die die Bedürfnisse der Natur berücksichtigt (siehe 
Freistein in diesem Band). Die SDG adressieren also zugleich ökonomische, 
ökologische und soziale Dimensionen. Ziel 7 sieht erneuerbare Energiequellen 
wie Wind- und Wasserkraft und Solarenergie als wirksame Lösungen an, um 
den weltweiten Bedarf an Energie zu decken (Destatis o.J.). Angesichts der 
zunehmenden Bedrohung durch den Klimawandel betrachten nicht nur die 
UN die Mobilisierung von Finanzmitteln für erneuerbare Energien als wichti- 
gen Katalysator für die Verwirklichung des Ziels für nachhaltige Entwicklung. 
Allerdings reichen die öffentlichen und privaten finanziellen Ressourcen und 
Investitionen laut einem sogenannten SDG-Fortschrittsbericht nicht aus 
(IEA et al. 2022: 18). Die multiplen politischen, gesundheitlichen, ökologi- 
schen und ökonomischen Krisen der letzten Jahrzehnte haben die dauerhafte 
Energieknappheit insbesondere im Globalen Süden noch verstärkt. 

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat die Debatte um die 
Energieversorgung seit 2022 noch einmal verändert, da insbesondere Europa 
mit einer massiven Verteuerung von Energie sowie mit Zugangsschwierigkei- 
ten konfrontiert ist. Um das unmittelbare Problem zu lösen, Ersatz für Erdgas 
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und Erdöl aus Russland zu finden, suchen die Europäische Union und ihre 
Mitgliedsstaaten neue Lieferant:innen für diese Rohstoffe - meist im arabi- 
schen oder afrikanischen Raum, beispielsweise im Senegal (tagesschau.de 
2022). Auch der Export südafrikanischer Kohle nach Europa ist massiv ge- 
stiegen (Banya 2022). Wenn weiter auf fossile Brennstoffe gesetzt wird, steht 
also zunächst die Energiesicherheit Europas im Vordergrund, nicht jedoch 
die Problematik der bevorstehenden Klimakatastrophe. 

Zur europäischen Strategie, die 2019 im European Green Deal verankert 
wurde (siehe etwa Claar 2022), gehört die Gewinnung von sogenanntem grü- 
nem Wasserstoff. Dazu wird außerhalb Europas, etwa in Marokko, nach Mög- 
lichkeiten zur Gewinnung von Wasserstoff mittels anderer Energiequellen ge- 
sucht. Dabei gibt es allerdings eine ganze Reihe offener Fragen. Erstens ist 
unklar, ob Marokko tatsächlich in der Lage sein wird, genügend klimaneutra- 
le Energie zur Gewinnung von Wasserstoff herzustellen. Zweitens besteht die 
Gefahr, dass sich die Energiearmut in Marokko selbst noch verstärkt, wenn die 
Energieversorgung der einheimischen Bevölkerung gegen lukrative Wasser- 
stoffexporte abgewogen werden muss. Drittens wird zur Herstellung von Was- 
serstoff Trinkwasser benötigt - und dieses ist in Marokko bereits jetzt kaum 
ausreichend vorhanden und wird infolge der Klimaerwärmung noch knapper 
werden (Baumann 2021). Es ist also möglich, dass die Energiewende in Europa 
zu einer neuen Periode der Abhängigkeit des Globalen Südens von Rohstoff- 
exporten führt. Diese hat für die dortigen Bevölkerungen vor allem negative 
Folgen (siehe Thyen und Warnecke-Berger in diesem Band). 

Die Ungleichverteilung und Unterversorgung mit Energie, die Abhängig- 
keit von fossilen Energieträgern und die Abhängigkeit des Globalen Südens 
gerade von fossilen Energieträgern haben sich seit der New International Eco- 
nomic Order (NIEO) (siehe UN 1974) nicht grundlegend geändert. Die Klima- 
krise verschärft all dies noch einmal. Alternative Energieträger wie Solar- und 
Windenergie wurden zwar in den letzten Jahren deutlich häufiger, sind aber 
bei Weitem nicht ausreichend, um Länder des Globalen Südens unabhängig 
von Öl- und Gasvorkommen zu machen oder gar im Sinne der SDG »saubere 
und bezahlbare Energie für alle« (UN o.J.) bereitzustellen. 

Dabei hatte sich bereits die »Unabhängige Kommission für Internationale 
Entwicklungsfragen« unter Vorsitz des damaligen westdeutschen Bundes- 
kanzlers Willy Brandt im Zuge der Debatten um die NIEO 1977 intensiv mit 
globalen Energieproblemen auseinandergesetzt (Brandt/Bortfeldt 1980; sie- 
he auch Veit/Fuchs in diesem Band). Die Brandt-Kommission stellte schon 
damals fest, dass es neuer Technologien und Energieträger bedürfe und dis- 
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kutierte verschiedene Möglichkeiten, diese zu entwickeln. Dass sich dennoch 
seitdem strukturell wenig verändert hat, weist auf das Fortbestehen und die 
Zunahme globaler Ungleichheiten hin. Es zeigt gleichzeitig die fortbestehen- 
de ökonomische und politische Abhängigkeit des Globalen Südens von den 
Industrienationen, die überwiegend aufexterne Faktoren zurückzuführen ist. 
Energie ist dabei nur ein Punkt, an dem sich diese fortgesetzte Abhängigkeit 
afrikanischer und anderer Staaten des Globalen Südens manifestiert. 

Mein Beitrag befasst sich mit der Aktualität der NIEO und der Vorschläge 
der Brandt-Kommission im Bereich Klima und Energie. Er geht hierfür auf 
die globalen politischen und ökonomischen Veränderungen in den letzten 
Jahrzehnten ein, vorwiegend in Bezug auf afrikanische Staaten. Ich weise zu- 
nächst auf Lücken der NIEO und der Brandt-Kommission im Bereich Energie- 
und Klimapolitik hin. Anschließend konstatiere ich eine Fortschreibung von 
Abhängigkeitsverhältnissen im Nord-Süd-Verhältnis und argumentiere, dass 
sich diese als Energieimperialismus und Grüner Kolonialismus beschreiben 
lassen. Der Beitrag illustriert dies anhand des Zugangs zu Finanzmitteln, 
auch zur Bekämpfung des Klimawandels. Darauf aufbauend diskutiere ich, 
inwieweit eine neue New International Economic Order (NIEO?) ein Mittel 
zur Umsetzung einer sozialökologischen Transformation sein kann. 

Theoretisch orientiert sich mein Beitrag an der Globalen Ökologischen Po- 
litischen Ökonomie, die theoretische Ansätze zu Abhängigkeit, Imperialismus 
und Kolonialismus mit Fragen der Ökologie verknüpft. Die ursprüngliche De- 
pendenztheorie (siehe u.a. Frank 1968; Amin 1975) geht davon aus, dass die Un- 
terentwicklung der Länder des Globalen Südens auf die Dominanz und Aus- 
beutung durch Länder des Globalen Nordens zurückzuführen ist. Diese Aus- 
beutung erfolgt demnach durch die Kontrolle der natürlichen Ressourcen, des 
internationalen Handels sowie von Technologie und Wissen (siehe Interview 
mit Otieno Sumba und Fuchs in diesem Band). Eng damit verknüpft sind mar- 
xistische Imperialismustheorien: So argumentiert etwa Lenin (1917), der Impe- 
rialismus führe zu einer Konzentration von Kapital und Macht in den Händen 
weniger reicher Nationen. Diese profitierten von der Ausbeutung von Rohstof- 
fen und Arbeitskräften in den unterentwickelten Ländern. Laut Lenin verfol- 
gen imperialistische Staaten die Strategie, durch die Expansion in andere Län- 
der, die Erschließung neuer Märkte und den Zugang zu Rohstoffen und billi- 
gen Arbeitskräften ihre Profite zu maximieren. 

Sowohl die Dependenztheorie als auch die vorher entwickelten marxisti- 
schen Imperialismustheorien gehen davon aus, dass die reichen Länder des 
Globalen Nordens durch ihre ökonomische und politische Dominanz in der 
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Lage sind, die armen Lander des Globalen Siidens auszubeuten und zu un- 
terdrücken. In der Kolonialzeit geschah dies durch direkte Kontrolle, in der 
postkolonialen Ara durch eine indirekte Kontrolle, die auf fortwirkenden wirt- 
schaftlichen Abhangigkeiten basiert. In diesem Spannungsfeld sind die Vor- 
schlage der NIEO von 1974 zu verorten. Diesen ging es darum, die erwahnten 
Abhängigkeiten und Ungleichheit zu benennen. 

Die Globale Ökologische Politische Ökonomie ist eine Erweiterung der In- 
ternationalen Politische Ökonomie um die Analysekategorien der politischen 
Ökologie, also um die Aspekte (erneuerbare) Energie, Nachhaltigkeit und 
Klima (van de Graaf et al. 2016; Kuzemko et al. 2018; Katz-Rosene/Paterson 
2018) sowie deren Anwendung auf die Gegenwart des potenziellen ökologi- 
schen Kollapses. Der Ansatz geht davon aus, dass Politikfelder wie Finanzen, 
Handel oder Produktion als ökologische Phänomene gefasst werden müssen 
(Katz-Rosene/Paterson 2018: 34). Vertreter:innen dieser Forschungsrich- 
tung verdeutlichen, wie ökologische Aspekte im globalen Kapitalismus mit 
Imperialismus verwoben sind (ebd.: 71). 


Ein Blick zurück und in die Gegenwart: Die Rolle der Energie 
für Wirtschaft und Entwicklung 


Die Brandt-Kommission analysierte von 1977 bis 1980 die wirtschaftlichen und 
politischen Beziehungen zwischen Globalem Süden und Globalem Norden 
(siehe Veit/Fuchs in diesem Band). Dabei stellte sie für alle Bereiche sehr 
deutlich eine »Ungleichheit der Wirtschaftskraft« (Brandt/Bortfeldt 1980: 43) 
fest. Die »wirtschaftliche Macht«, inklusive der »Gesetze und Regeln und seine 
internationalen Institutionen für Handel, Währung und Kapital« (ebd.) lägen 
in den Händen der nördlichen Länder. Dazu gehöre auch, dass »internatio- 
nale Bergwerksgesellschaften [...] das Kapital, das technische Wissen und die 
Absatzeinrichtungen zur Verfügung« stellten (ebd.: 195) und so den Abbau 
von Rohstoffen kontrollierten. Diese von der Kommission beschriebenen 
Machtverhältnisse wurden in den letzten Dekaden fortgeschrieben - trotz 
des Aufstiegs von Schwellenländern wie China (siehe Simon in diesem Band). 

Im UN-Aktionsprogramm für eine NIEO (UN 1974) wurde das Ihema 
Energie nur indirekt über die Frage der Souveränität über natürliche Res- 
sourcen thematisiert. In der Brandt-Kommission spielte es hingegen eine 
zentrale Rolle. Das Energiekapitel im Kommissionsbericht (Brandt/Bortfeldt 
1980: 201-215) befasst sich vor allem mit der perspektivisch notwendigen 
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Abwendung vom Erdöl sowie mit der Entwicklung alternativer Energieträger. 
Unter dem Eindruck der Ölkrise der 1970er Jahre fokussierte der Bericht die 
Öl-Abhängigkeit der Importländer ohne eigene Ölvorkommen (insbesondere 
der Entwicklungsländer). Er befürchtete dauerhafte hohe Kosten sowie einen 
zu geringen Spielraum für die Entwicklung alternativer Energiequellen. Aus 
heutiger Sicht dachte die Kommission damals vorausschauend. Allerdings 
versäumte sie es, die Energiefrage mit den Aspekten Nachhaltigkeit, Umwelt 
und Klimafolgen zu verknüpfen. 

In ihren Vorschlägen zielte die Brandt-Kommission darauf ab, - ebenso 
wie heute das SDG 7 - den Zugang zu Energie zu sichern und zu erweitern. 
Sie beurteilte die Rolle von Öl (und Gas) zwar kritisch, schätzte den Rohstoff 
aber auch als schwer vermeidbar ein, da Öl nicht nur reichlich vorhanden war, 
sondern im Vergleich zu anderen Energieträgern den Vorteil hat, für viele For- 
men der Energiegewinnung nutzbar zu sein (ebd.:208). Unter anderem schlug 
die Kommission vor, die globalen Ölvorkommen zu bemessen, um dann »faire 
und dauerhafte Verträge« (ebd.: 198) über deren Vermarktung mit Unterneh- 
men abzuschließen. Solche weitreichenden internationalen Vereinbarungen 
kamen jedoch nie zustande, zumal in der Zwischenzeit neue Explorationen 
und die Entwicklung tieferreichender Bohrtechniken die Menge des verfüg- 
baren Erdöls immer wieder erhöhten. Die jüngste Geschichte zeigt, dass neue 
Ölvorkommen fast immer so lange ausgebeutet werden, wie Staaten oder Öl- 
konzerne daraus Gewinne erwirtschaften können. 

Auch wenn die Brandt-Kommission die Energiefrage aufgriff, fehlte in ih- 
rem Bericht eine Verknüpfung zwischen Preisentwicklung, Vermarktung und 
Verregelung einerseits und der Ausbeutung der Natur und der Klimafrage an- 
dererseits. Klima- und Umweltpolitik spielten zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
dieselbe Rolle wie heute, obgleich sie in den Diskussionen um die NIEO schon 
indirekt angesprochen wurden. Willy Brandt machte in der Einleitung des Be- 
richts grundsätzliche Bezüge deutlich, etwa indem er auf »ein neues Empfin- 
den« hinwies »für die Umweltbedrohungen und ökologischen Gefahren, denen 
unser Planet ausgesetzt ist« (ebd.: 27) und die zugleich eine große Herausfor- 
derung in den Süd-Nord-Beziehungen seien (ebd.: 11). Aus meiner Sicht ist die 
Ausbeutung der Natur nicht nur eine Frage des Empfindens, sondern ein Kern- 
problem für den gesamten Planeten. 

Aus heutiger Sicht weisen also sowohl die NIEO als auch die Brandt-Kom- 
mission gewichtige blinde Flecken aufdem Feld der Energie- und Klimapolitik 
auf. Diese zeigen sich insbesondere in der Zusammenfassung des Kommissi- 
onsberichts, die Kohle als mögliche alternative Energiequelle benennt (ebd.: 
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348). Aus heutiger Perspektive kann ein fossiler Energietrager keine Alternative 
für einen anderen sein. Es ist nicht sinnvoll, von »sauberer Kohle« zu sprechen, 
wie es etwa der staatliche südafrikanische Stromkonzern Eskom noch bis vor 
Kurzem tat (Centre for Environmental Rights 2018) oder in Deutschland von 
Erdgas als »sauberer Brückentechnologie« (LobbyControl 2023: 6). 

Eine weitere Möglichkeit, unabhängig von Erdöl Energie zu erzeugen, sah 
die Brandt-Kommission in der Wasserkraft. Allerdings ging sie auch hier nicht 
auf die ökologischen, sozialen und gesellschaftlichen Folgen etwa des Baus von 
Staudämmen ein. Denn große Wasserkraftanlagen benötig(t)en Umsiedlun- 
gen und nehmen an anderer Stelle Menschen den Zugang zu Wasser. Heut- 
zutage werden solche Großanlagen aufgrund ihrer Folgen für Natur und loka- 
le Bevölkerungen häufig kritisch diskutiert. Dennoch werden weiter entspre- 
chende neue Anlagen errichtet, etwa in Ghana (Hausermann 2018) oder Äthio- 
pien (Dieterich 2022). Sie können aber dem Klimawandel nicht trotzen, wie die 
Zunahme von Dürren und Trockenheit in den letzten Jahren zeigte. So konnte 
beispielsweise an der Kariba-Talsperre in Sambia 2015/2016 kaum Strom er- 
zeugt werden, weil der Wasserstand aufgrund der Trockenheit zu niedrig war 
(Claar 2018). Die Problematik besteht weiterhin. Sambia bezieht mehr als 86 
Prozent seiner Energie aus Wasserkraft (Ncube 2023). 

Die Solarenergie war zur Zeit der Brandt-Kommission technologisch noch 
nicht ausreichend entwickelt, besaß aber schon damals das Potenzial, ein zen- 
traler alternativer Energieträger zu werden (siehe Brandt/Bortfeldt 1980: 210). 
Hierzu griff die Kommission einen wichtigen, wenngleich häufig nur wenig 
beachteten Punkt der ursprünglichen NIEO-Ideen auf: den Technologietrans- 
fer von Nord nach Süd (UN 1974: 8). Die Kommission schrieb in ihrem Bericht: 


»Wir meinen, daß angesichts des allseitigen Interesses an einer gesicherten, 
weltweiten Energieversorgung vieles dafür spricht, die Forschungsergebnis- 
se, die der Norden auf dem Gebiet der Sonnenenergie erzielt hat, unter be- 
sonders günstigen Bedingungen den ärmeren Ländern zugänglich zu ma- 
chen.« (Brandt/Bortfeldt 1980: 210) 


Auch über die Solarenergie hinaus forderte die Kommission einen Techno- 
logietransfer von den Industrieländern zu den Entwicklungsländern. Dieser 
sollte eine nachhaltige Entwicklung fördern und Umweltschäden verringern. 
Dies sah das Gremium als entscheidend an, um die Entwicklungsländer in die 
Lage zu versetzen, umweltverschmutzende Technologien hinter sich zu lassen 
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und sauberere und nachhaltigere Formen der Entwicklung zu übernehmen 
(ebd.: 251). 

Insgesamt versuchte die Brandt-Kommission mit ihren Vorschlägen, ei- 
nen im Vergleich zu den in der Weltgemeinschaft stark umstrittenen NIEO- 
Vorschlägen abgeschwächten Konsens herzustellen. Jedoch hätten auch die- 
se Vorschläge im Fall ihrer tatsächlichen Umsetzung vermutlich kaum grund- 
legende strukturelle Veränderungen für Länder des Globalen Südens bedeu- 
tet. Im Bericht fehlten konkrete Strategien zur Einbindung von Kapitalinter- 
essen. Im Kontext der gegenwärtigen Klimakatastrophe wurde deren Bedeu- 
tung noch deutlicher. Das Kapital hat kein Interesse daran, eingeschränkt zu 
werden. Daher können im bestehenden Wirtschaftssystem viele gut gemein- 
te Vorschläge nicht oder kaum wirken. Gerade fossiles Kapital ist global stark 
vernetzt. Weder die Macht des Globalen Südens, noch die seiner Unterstüt- 
zer:innen im Globalen Norden (wie Willy Brandt) reichte aus für grundsätz- 
liche, radikale Reformen. Diese Problematik ungleicher Machtverhältnisse ist 
in der Energiepolitik weiterhin erkennbar. 


Energieimperialismus und grüner Kolonialismus 


Dabei haben die Themen Umwelt und Klima in den letzten Dekaden in der 
internationalen Politik durchaus eine Rolle gespielt. Es gab viele verschiede- 
ne Initiativen, auch unter dem Dach der UN, beispielsweise das 1992 verab- 
schiedete Rahmenübereinkommen über Klimaänderungen, das 1997 beschlos- 
sene Kyoto-Protokoll oder das Pariser Klimaabkommen und die SDG von 2015. 
Doch diese Initiativen greifen für eine Verhinderung der Klimakatastrophe zu 
kurz, da sie nichttiefgreifend genug sind. Sie verhindern neue Formen der ein- 
seitigen Abhängigkeit und Ausbeutung nicht. 

In der Energie- und Klimapolitik geht es vor allem darum, den Zugang 
zu Energiequellen zu sichern. Der Export fossiler Energieträger war ein 
Ausdruck von imperialistischem Verhalten und Machtverhältnissen, der 
dazu führte, dass die Energiearmut in Staaten des Globalen Südens fort- 
besteht. Industrienationen nutzen ihre Machtposition in der bestehenden 
Weltwirtschaftsordnung, um zuvorderst ihre eigenen Energiebedarfe ab- 
zusichern. Dabei setzten sie in der Vergangenheit fast ausschließlich auf 
fossile Brennstoffe wie Gas oder Kohle - und zwar durch Importe aus Staa- 
ten, die ihre eigene Energieproduktion nicht gesichert hatten. Das setzt sich 
bei den erneuerbaren Energien und beim grünen Wasserstoff fort. Diese 
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politischen, wirtschaftlichen und militärischen Strategien von Industriestaa- 
ten werden auch als Energieimperialismus beschrieben. Grundsätzlich sind 
Industriestaaten bestrebt, ihren Zugang zu Erdöl, Gas, Kohle oder anderen 
Energieressourcen in Ländern mit geringerer Macht zu kontrollieren. Die 
Folgen müssen vor allem die schwächsten Glieder in der globalen Machthier- 
archie tragen, nämlich die lokalen Bevölkerungen im Globalen Süden, wie das 
Beispiel der Ölförderung in Nigeria mit seiner großflächigen Naturzerstörung 
seit Langem zeigt (Kappel 2010). 

Die gegenwärtige Klimapolitik läuft Gefahr, solche Muster zu reproduzie- 
ren. 2019 beschloss die Europäische Union (EU) den European Green Deal (Eu- 
ropäische Kommission 2019), der nachhaltige und ökologische Rahmenbedin- 
gungen im EU-Wirtschaftsraum ermöglichen soll. Zugleich soll er Kerninstru- 
mente für die Bekämpfung der Klimakrise festlegen. Dazu gehört unter ande- 
rem eine Strategie für grünen Wasserstoff (ebd.), dessen Produktion wie ein- 
gangs erwähnt u.a. in Marokko geplant ist (siehe auch Claar 2022). In der Dis- 
kussion steht jedoch nicht die Energiewende in Marokko oder in anderen, po- 
tenziell wasserstoffproduzierenden Ländern des Globalen Süden im Vorder- 
grund. Stattdessen geht es im Kern um den Export grünen Wasserstoffs nach 
Europa. In diesem Zusammenhang kann man daher nicht nur von Energie- 
imperialismus sprechen, sondern außerdem von grünem Kolonialismus (Claar 
2021, 2022). Hamouchene (2022) beschreibt diesen als »eine Verlagerung so- 
zioökologischer Kosten in das grüne Zeitalter bzw. die Epoche der erneuer- 
baren Energien«. Die EU-Strategie räumt dem Energiebedarf und -verbrauch 
des Globalen Nordens Priorität gegenüber den Bedürfnissen im Globalen Sü- 
den ein, während sie die Umweltauswirkungen in den Globalen Süden exter- 
nalisiert. 


Zugang zu Finanzmitteln 


Die strukturellen Machtungleichheiten zwischen Globalem Süden und Globa- 
lem Norden spiegeln sich im Zugang zu Finanzmitteln wider. Bereits Anfang 
der 1980er Jahre stellte die Brandt-Kommission fest, dass in der Entwicklungs- 
finanzierung vor allem finanzielle Mittel fehlen, so auch im Energiebereich 
(Brandt/Bortfeldt 1980: 290). Sie forderte einen »massiven« Transfer von Nord 
nach Süd sowie Veränderungen der Form der Entwicklungsfinanzierung, etwa 
eine kontinuierliche Erhöhung der Entwicklungshilfe auf1 Prozent des Brutto- 
inlandsprodukts (BIP) oder eine Verbesserung der Kreditgewährungen (ebd.: 
318-320). 
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Noch heute haben Länder und Unternehmen im Globalen Süden nicht den 
gleichen Zugang zum Finanzmarkt wie vergleichbare Akteur:innen im Glo- 
balen Norden. Das Problem verschärft sich angesichts der stetig steigenden 
Bedeutung des Finanzmarktes auch für andere gesellschaftliche Bereiche, die 
der Begriff Finanzialisierung beschreibt. Bezugnehmend auf imperialistische 
Beziehungen argumentiert Jeff Powell (2013: 144) in diesem Zusammenhang: 
»peripheral economies will experience the tendencies of financialisation, but 
ina distinctive form which has been shaped by imperial relations in the current 
world market conjuncture.« Der Begriff subordinate financialisation hat sich seit- 
her im wissenschaftlichen Diskurs etabliert (siehe Bonizzi 2013; Kvangranven 
et al. 2020). 

Afrikanische Staaten, Staatsbetriebe und private Unternehmen im Ener- 
giesektor sind abhangig vom globalen Markt sowie von Wechselkursen und 
Auslandsdirektinvestitionen. Für ihre Investitionen benötigen sie Kredite, 
die sie in US-Dollar oder Euro erhalten. Schwankungen der Wechselkurse zu 
den jeweiligen nationalen Währungen stufen Ratingagenturen wie Moody’s 
als Investitionsrisiko ein. Daher verlangen internationale Geldgeber:innen 
einen Risikozuschlag in Form höherer Zinsen für Kredite (Mutize/Nkhalamba 
2021; Chirikure et al. 2022). Nachhaltige und sozialökologische Transfor- 
mationsprojekte (etwa für erneuerbare Energien) werden ebenfalls als ein 
größeres Investitionsrisiko angesehen, da ihre Umsetzung viel Kapital erfor- 
dert (Schwerhoff/Sy 2017: 397-398). Zudem haben nationale Unternehmen im 
Globalen Süden häufig einen Wettbewerbsnachteil: Sie müssen höhere Kredit- 
zinsen zahlen als ihre Konkurrenz aus dem Globalen Norden. Dadurch haben 
sie höhere Kosten und erhalten bei internationalen Ausschreibungen - zum 
Beispiel bei Infrastrukturprojekten für erneuerbare Energien - nicht den 
Zuschlag. Elsner et al. (2021) beschreiben einen solchen Fall in Sambia, wo 
die Weltbank ein Photovoltaik-Projekt ausschrieb, das dann an internationale 
Unternehmen aus dem Globalen Norden ging. 

Durch die Zunahme marktbasierter Finanzierungen werden Abhängig- 
keiten fortgeschrieben und der Handlungsspielraum afrikanischer Staaten 
verringert (Banse 2019: 87). Dies verdeutlicht etwa die Finanzkooperation »Just 
Energy Transition Partnership« (JETP) zwischen Südafrika und verschiede- 
nen Staaten des Globalen Nordens, unter anderem den USA, Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien und der Europäischen Union. Kern sind Kredite 
in Höhe von 8,5 Milliarden US-Dollar für die Umstellung der südafrikanischen 
Energieversorgung auf erneuerbare Energien. Die Kooperationspartner:in- 
nen sehen JETP als Innovation für einen gerechten Übergang (just transition) 
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zu erneuerbaren Energien an. Allerdings schafft das Kreditmodell auch neue 
Abhängigkeiten Südafrikas von den Kreditgeber:innen. Die Schulden des Lan- 
des können sich durch Wechselkursschwankungen schlagartig erhöhen. JETP 
ist daher von grünem Kolonialismus geprägt (Global Energy Justice Work- 
shop Collective 2023). Dennoch sind die Staaten des Globalen Nordens dabei, 
ähnliche Kooperationsmodelle zu verhandeln, beispielsweise mit Vietnam. 
Die neue Schuldenkrise im Globalen Süden, also etwa die Zahlungsunfähig- 
keit gegenüber internationalen Glaubiger:innen wie 2020 in Sambia oder 
2022 in Ghana (Banse 2023), wird sich dadurch vermutlich noch verschär- 
fen. Der Begriff just transition kommt aus der Gewerkschaftsbewegung. Er 
beschreibt einen Ausstieg aus fossilen Energieträgern, bei dem neue klima- 
und umweltfreundliche Arbeitsplätze entstehen. Das Konzept wurde in die 
internationale politische Debatte um die Bekämpfung des Klimawandels ein- 
gebracht (Achouche/Mokoena 2021) und findet in vielen wissenschaftlichen 
Diskursen Aufmerksamkeit (u.a. im Bereich der Energie, siehe Müller/Claar 
2021, Müller et al. 2019, Jenkins 2019), 

Entwicklungsländer fordern Handlungsspielräume ein, unter anderem 
ihr Recht aufeigene Entwicklung und wirtschaftliches Wachstum, um Armut 
und Ungleichheit bekämpfen zu können. Auch das Bedürfnis nach eigenen 
Entscheidungen und Schwerpunktsetzungen in der Klima- und Energiepolitik 
ist vorhanden. Doch es gibt Zielkonflikte. Mit Blick auf die nationale Ökono- 
mie und Finanzierungen bedeutet dies häufig eine Entscheidung zwischen 
der ökonomischen Entwicklung des Landes einerseits und der Bekämpfung 
des Klimawandels sowie der Gestaltung einer just transition andererseits (In- 
terview mit einem Beschäftigten im Staatsdienst, Accra, 23.5.2022). Dem 
gegenüber steht die Notwendigkeit, die Folgen des Klimawandels zu be- 
kämpfen (siehe auch Neumann/Claar 2022). In der Debatte um den »African 
Economic Outlook«, der einmal im Jahr die ökonomische Entwicklung der 
afrikanischen Staaten in den Blick nimmt und der 2022 den Schwerpunkt 
»Supporting Climate Resilience and a Just Energy Transition in Africa« hatte 
(AFDB 2022b), zeigt sich dieser Zielkonflikt sehr deutlich: Viele Staaten im 
Globalen Süden besitzen nicht einmal ausreichende materielle Ressourcen, 
um Kernaufgaben wie die Beseitigung von Armut umzusetzen. Die Forderung 
nach dem gleichen Recht aufeine eigene Entwicklung wie Länder des Globalen 
Nordens sowie die Frage, weshalb der Globale Süden primär die Klimafolgen 
finanzieren soll, sind in der globalen Debatte um die Klimafolgenbekämpfung 
dauerhaft präsent. 
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Die Folgen des Klimawandels, wie zum Beispiel extreme Wetterbedingun- 
gen und steigende Meeresspiegel, gehören zu den größten Herausforderun- 
gen, denen Staaten des Globalen Südens gegenüberstehen. Aus globaler Per- 
spektive lässt sich der genannte Zielkonflikt durch eine Implementierung der 
Klimafolgenbekämpfung in die Entwicklungsstrategien und -pläne von Län- 
dern des Globalen Südens abmildern. Dazu gehörte etwa die Förderung von 
Investitionen in klimaresiliente Infrastruktur, in erneuerbare Energien oder 
in umweltfreundliche Technologien. Hierfür ist, wie schon die Brandt-Kom- 
mission (Brandt/Bortfeldt 1980: 243-249) feststellte, eine Förderung des tech- 
nologischen Austauschs sowie eine Zusammenarbeit zwischen den Ländern 
des Globalen Südens und des Nordens sowie ein Ausbau der finanziellen Un- 
terstützung von Entwicklungs- und Schwellenländern bei der Bewältigung der 
Klimawandelfolgen erforderlich. 

Zusammenfassend betrachtet sind Energieimperialismus und grüner Ko- 
lonialismus Fortschreibungen der bestehenden Machtverhältnisse. Die Über- 
windung der starken strukturellen Benachteiligung von Ländern des Globalen 
Südens beim Zugang zu Finanzmitteln wäre eine Strategie, diese Machtver- 
hältnisse zu verändern. In der Praxis bedeutet dies, dass sich etwa eine NIEO? 
intensiver mit dem Energie-Klima-Umwelt-Nexus in den Nord-Süd-Verhält- 
nissen auseinandersetzen muss. In der damaligen Analyse der Brandt-Kom- 
mission (Brandt/Bortfeldt 1980) spielte die Klima- und Umweltpolitik nur eine 
begrenzte Rolle, auch wenn dieser Nexus in der Debatte um die NIEO bereits 
diskutiert wurde. 


NIEO? - Bestandteil einer sozialökologischen Transformation? 


Es wird deutlich, wie stark die Klima- und Energiefrage mit grundsätzlichen 
Fragen der ökonomischen und politischen Struktur verwoben ist. Dies beto- 
nen auch Ryan Katz-Rosene und Matthew Paterson (2018). Eine NIEO” muss 
sich daher dieser Thematik annehmen. Ausgehend von der Annahme, dass 
vorerst kein grundlegender Systemwandel stattfinden wird, bedarf es Stra- 
tegien, wie eine NIEO* den Weg zu einer sozialökologischen Transformation 
ebnen kann. Eine sozialökologische Transformation kann als Antwort auf 
multiple Krisen angesehen werden (Brand/Wissen 2017). Dabei steht vor allem 
eine klimabewusste gesellschaftliche Gestaltung im Zentrum. Gemeint ist die 
Vision eines gesellschaftspolitischen Projektes einer grundlegenden Verände- 
rung von Gesellschaft und Wirtschaft, bei der soziale und ökologische Fragen 
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nicht gegeneinander ausgespielt werden. Eine solche sozialökologische Trans- 
formation muss Fragen sozialer Gerechtigkeit, historische Abhängigkeiten 
sowie Machtstrukturen im Blick behalten und den neoliberalen Kapitalismus 
infrage stellen. 

Die Aufgabe einer NIEO” wäre es, den Prozess einer solchen Transforma- 
tion zu begleiten und thematische Schwerpunkte bei der Klima- und Ener- 
giepolitik zu setzen. Dabei müsste sie Vorschläge zur Förderung nachhaltiger 
Entwicklung sowie zur Bewältigung der Herausforderungen des Klimawan- 
dels enthalten. 

Einige konkrete Maßnahmen könnten dabei an die Vorschläge der dama- 
ligen NIEO anknüpfen - zum Beispiel ein stärkerer Technologietransfer, um 
die Implementierung kohlenstoffarmer Technologien zu unterstützen. Nach 
Brand et al. (2013) braucht eine sozialökologische Transformation neben tech- 
nologischer Innovation auch eine soziale Innovation. Das bedeutet, dass ge- 
sellschaftliche, politische und wirtschaftliche Prozesse und Praktiken von In- 
stitutionen und Akteur:innen verändert werden müssen. Eine dieser Praktiken 
ist die Finanzierung von Maßnahmen für die Klimaanpassung sowie die Be- 
kämpfung des Klimawandels. Das bedeutet, nicht nur aufden Finanz- und Ka- 
pitalmarkt zu setzen, sondern neue Finanzierungsformen zu finden. Bei der 
UN-Klimakonferenz 2022 in Scharm-El-Scheich stellte Mia Mottley, die Pre- 
mierministerin von Barbados, die berechtigte Frage: »Wie können Unterneh- 
men in den vergangenen drei Monaten 200 Milliarden Dollar Gewinn machen 
und nicht erwarten, dass sie mindestens zehn Cent von jedem Dollar Gewinn 
in einen Fonds für Verluste und Schäden einzahlen?« (zitiert nach Mihatsch 
2022). Mottley verweist darauf, dass Unternehmen die Natur als kostenlose 
Ressource für ihre Profitmaximierung nutzen. Was sie anregt, wäre eine deut- 
lichere Beteiligung dieser Unternehmen an den Klimafolgekosten (siehe auch 
Foster 2000, Harris 2013). 

Zu einer Veränderung der globalen Praktiken würde gehören, über das 
Nord-Süd-Verhältnis und das Aufbrechen kolonialer Kontinuitäten - etwa 
in Form des grünen Kolonialismus (Claar 2022, Hamouchene 2022) - zu 
sprechen und gemeinsam einen gerechten Übergang (just transition) zu einer 
sozialökologischen Gesellschaft zu schaffen. 

Eine NIEO” müsste unter anderem eine gerechte und soziale Gestaltung 
des Übergangs zu einer kohlenstoffarmen Wirtschaft enthalten. Nicht über- 
all gibt es soziale Sicherungssysteme, die die Ängste um einen Jobverlust auf- 
fangen können - wie beispielsweise bei Kohlearbeiter:innen im südafrikani- 
schen Mpumalanga. Daher gehen mit einer solchen Transformation immer 
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auch Zielkonflikte — wie die Sicherung von Arbeitsplätzen versus Klimaanpas- 
sung - einher (Kalt 2023). Als Teil einer sozialökologischen Transformation in- 
nerhalb des bestehenden Weltwirtschaftssystems wären die folgenden Aspek- 
te Teil einer radikalen Reform und zugleich einer transnationalen Regulierung 
etwa im Rahmen der Klima- und Energiepolitik einer NIEO?: 

Gefordert ist erstens eine umfassende Erarbeitung und Transformati- 
on von Wirtschafts- und Entwicklungsmodellen, die nachhaltige, soziale, 
klimaresiliente und emissionsarme Entwicklung fördert. Dabei gilt es, das 
Prinzip Wachstum aufzubrechen: Wirtschaftliches Wachstum muss stets die 
Folgekosten für Natur und Mensch berücksichtigen. Ein möglicher Weg sind 
Konzepte wie Postwachstum oder degrowth, um die in den letzten Jahren ein 
neues wissenschaftliches Feld entstanden ist (siehe Pichler in diesem Band). 
Diese Konzepte kritisieren die Fokussierung auf das Wirtschaftswachstum 
und suchen nach Visionen für eine andere Gesellschaft, die anstelle von Über- 
produktion und Konsum das ökologische und soziale Wohlergehen in den 
Vordergrund stellt. Dazu gehört die Schonung von Ressourcen, was auch die 
Energiegewinnung mit einschließt. Es geht um eine Wirtschaftsweise, die 
das menschliche Wohlbefinden, die Verringerung von Ungleichheit sowie 
den Erhalt der ökologischen Lebensgrundlagen in den Mittelpunkt rückt 
(Rathi 2020). Da das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts nicht mehr im 
Zentrum steht, kann dies auch ein verringertes Wachstum zum Effekt haben 
(Hickel 2021: 2). Das Besondere dabei ist, dass die Debatte nicht nur eine 
wissenschaftliche Auseinandersetzung ist, sondern auch eine gesellschaft- 
liche Debatte, die in Verbindung mit sozialen Bewegungen und politischer 
Praxis auf großen wissenschaftlichen Degrowth-Konferenzen geführt wird 
(Schmelzer/Vetter 2019: 12). Die theoretische Debatte über Postwachstum 
findet bislang vor allem im Globalen Norden statt. Um größere Wirksamkeit 
zu entfalten, muss sie sich stärker mit postkolonialen Perspektiven befassen 
(siehe Pichler und Brand/Lang in diesem Band). 

Zweitens braucht es eine Veränderung der Denkweise und der Politikge- 
staltung, insbesondere in Bezug auf den Umgang mit knappen Ressourcen so- 
wie die Umsetzung von Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel. Da- 
zu muss hinterfragt werden, ob bei der Eindämmung des Klimawandels Profit 
erwirtschaftet werden muss. Gleichzeitig bedarf es einer verbindlicheren Ge- 
ber:innenverantwortung, wie etwa die Zahlung von Entwicklungshilfe in Höhe 
von 1 Prozent des BIP durch Länder des Globalen Nordens (Franczak 2023). Da- 
zu ist eine enge Zusammenarbeit zwischen Regierung, Privatsektor, Zivilge- 
sellschaft, Bevölkerung und internationalen Organisationen unerlässlich. Be- 


102 


Il. Die Klimakatastrophe und eine gerechte Weltwirtschaftsordnung 


zogen auf Letztere fordert Ernesto Samper Pizano (2023) ein »solidarity-based 
development model«, das Staaten des Globalen Südens vor allem in den Ver- 
einten Nationen besser repräsentiert. Zudem muss die Frage materieller Repa- 
rationen gestellt werden, da die Bekämpfung des Klimawandels die Schulden- 
spirale weiter antreibt, wie bei JETP deutlich wird. Soziale Bewegungen wie 
»Debt for Climate« verfolgen die Bezahlung von Klimaschulden. Grundsätz- 
lich muss die Klima- und Energiefinanzierung von der Markt- und Banklogik 
getrennt werden, damit die Natur und der Planet unabhängig von Profitzielen 
geschützt werden können. 

Drittens ist eine Energiegewinnung erforderlich, die sich auf den Erhalt 
des Planeten fokussiert. Die alte Forderung der Brandt-Kommission nach ei- 
nem »systematische[n] Abbau der hohen Abhängigkeit von zunehmend knap- 
per werdenden, nicht erneuerbaren Energiequellen« (Brandt/Bortfeldt 1980: 
215) muss umgesetzt werden. Das bedeutet: Keine Energie mehr aus fossilen 
Energieträgern und stattdessen mehr Solar- und Windenergie auf Basis der 
heutigen technologischen Möglichkeiten. Auch grüner Wasserstoff kann als al- 
ternativer Energieträger angesehen werden, wenn er nicht - wie die fossilen 
Energieträger — aus Entwicklungsländern exportiert wird, deren eigene Ener- 
gieversorgung nicht gesichert ist (Claar 2022). 

Viertens muss Energiegerechtigkeit sichergestellt werden. Eine Verände- 
rung des Energiemixes allein stellt noch nicht sicher, dass alle Menschen einen 
Zugang zu bezahlbarer und nachhaltiger Energie haben. Es geht nicht nur um 
einen niedrigschwelligen Zugang zu Energie, sondern auch darum, dass vie- 
le Menschen die negativen Auswirkungen fossiler Energieträger auf ihre Le- 
bensgrundlage spüren, selbst wenn sie keinen Zugang zu Energie haben (siehe 
u.a. Müller/Claar 2021; Müller et al. 2019). Energiedemokratie ist eine Säule der 
Energiegerechtigkeit. Das bedeutet nicht nur, Menschen an Entscheidungen 
über neue Energieformen zu beteiligen, sondern auch deren Teilhabe als Kon- 
sument:innen und Eigentümer:innen (Jenkins 2019: 84-85). Außerdem bedarf 
eseiner weiteren Dezentralisierung der Energieerzeugung und -infrastruktur. 
Monopolstellungen einzelner (auch staatlicher) Energiekonzerne müssen be- 
endet werden. Das Ziel muss sein, dezentral erzeugte Energie kostengünstig 
in die Stromnetze einzuspeisen. 

Ohne eine grundsätzliche Veränderung des gegenwärtigen Wirtschafts- 
modells — das auf der Idee wirtschaftlichen Wachstums sowie der Ausbeutung 
von Natur und Mensch basiert, um einen finanziellen Mehrwert für eine klei- 
ne wirtschaftliche und politische Elite zu schaffen - bleiben die beschriebenen 
Veränderungen im Rahmen einer NIEO” Reformen innerhalb der bestehen- 
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den Verhältnisse. Das inkludiert die fossile Form der Energiegewinnung. Not- 
wendig ist daher eine radikale sozialökologische Transformation, die perspek- 
tivisch die ökonomische Systemfrage stellt und koloniale Abhängigkeiten des 
Globalen Südens überwindet. 


Fazit 


Trotz der in puncto erneuerbare Energien vorausschauenden Analyse der 
Brandt-Kommission und ihrer Unterstützung einer Umgestaltung des glo- 
balen Wirtschaftssystems bleibt ein Kernelement für die Erreichung der 
gleichberechtigten Teilhabe von Ländern des Globalen Südens bis heute 
eine Umgestaltung der Nord-Süd-Beziehungen sowie die Übernahme von 
Verantwortung für Imperialismus und Kolonialismus, aber auch für den Kli- 
mawandel durch Länder des Globalen Nordens. Dazu gehört die Umstellung 
auf eine umwelt- und klimafreundliche Produktion und Nutzung von Energie. 
Dies kann durch den Ausbau erneuerbarer Energien, den Technologietransfer 
in Entwicklungsländer sowie durch die Bereitstellung von Finanzmitteln 
für die Anpassung an den Klimawandel und die Dekarbonisierung erreicht 
werden. 

Der Beitrag hat aufgezeigt, dass die globalen und politischen Macht- 
und Ungleichverhältnisse in den Nord-Süd-Beziehungen seit den Zeiten der 
NIEO beziehungsweise der Brandt-Kommission fortgeschrieben wurden. Das 
verdeutlichen vor allem der Energieimperialismus, der grüne Kolonialismus 
und der erschwerte Zugang des Globalen Südens zu Finanzmitteln für die 
Klimafolgenbekämpfung. Bei Fragen der Nachhaltigkeit, des Umweltschutzes 
und der Klimafolgen bestehen nach wie vor Leerstellen. Trotz zum Teil vor- 
ausschauenden Denkens in Hinblick auf die Energiefrage wurde versäumt, 
diese zu behandeln. Daher muss eine NIEO? diese Leerstellen angehen und 
sich mit Strategien einer sozialökologischen Transformation auseinander- 
setzen. Die Leerstellen könnten mit einer Veränderung von Wirtschafts- und 
Entwicklungsmodellen, von Denkweisen über Entwicklung, mit nachhaltiger 
Energiegewinnung und mit mehr Energiegerechtigkeit gefüllt werden. 

Perspektivisch müssen Lösungen für den Nexus von Energie, Klima und 
Umwelt entwickelt werden, die im Einklang mit den Bedürfnissen und Prio- 
ritäten betroffener Länder und ihrer Bevölkerungen liegen. Das stellt sicher, 
dass diese Lösungen tatsächlich effektiv sind und die Nachhaltigkeitsziele un- 
terstützen. Die Einbeziehung lokaler Akteur:innen in Entscheidungsprozesse 
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kann dazu beitragen, dass alle relevanten Parteien die Lösungen für akzeptabel 
halten und diese umgesetzt werden können. Insgesamt bleibt jedoch die Fra- 
ge offen, ob radikale Reformen im Rahmen einer NIEO? überhaupt innerhalb 
kapitalistischer Strukturen möglich sind oder ob nicht langfristig ein alterna- 
tives Wirtschaftsmodell erforderlich ist, damit die klimapolitischen Heraus- 
forderungen gelöst werden können. 
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Ill. Souveränität, Dekolonisierung 
und Solidarität im Zeitalter 
der Globalisierung 


Souveränität? 
Die dekoloniale Vision der NIEO und ihre Bedeutung 
für die Gegenwart 


Alex Veit 


Die New International Economic Order (NIEO) war der Versuch ehemaliger 
Kolonien im Globalen Süden, nach der politischen auch ökonomische Un- 
abhängigkeit zu erreichen. Diese Idee der Unabhängigkeit, wie sie in der 
NIEO-Debatte von etwa 1965 bis 1980 aufschien, war jedoch kein Konzept der 
Absonderung. Vielmehr war das Ziel, die einseitige Abhängigkeit des Globalen 
Südens vom Globalen Norden aufzulösen - durch Integration auf Basis einer 
gleichberechtigten Kooperation. Wie ich in diesem Beitrag ausführe, bedeute- 
te Souveränität für die NIEO-Architekt:innen, einseitige Abhängigkeit - also 
Dependenz - nicht durch Autonomie oder gar Autarkie zu ersetzen, sondern 
durch gegenseitige Abhängigkeit - also Interdependenz. Dieser Beitrag geht 
diesem scheinbar paradoxen Souveränitätsbegriff nach, der Unabhängig- 
keit als wechselseitige Abhängigkeit unter Gleichberechtigten postuliert. Er 
fragt, ob dieser Begriff, trotz der tatsächlich gegensätzlichen Entwicklun- 
gen, für eine neue, dekolonisierende gerechte Weltwirtschaftsordnung - eine 
NIEO? - noch immer tauglich wäre. 

In einem ersten Schritt arbeite ich den Souveränitätsbegriffin den zentra- 
len NIEO-Debatten heraus. Dabei gehe ich insbesondere auf Ideen zur poli- 
tischen Steuerung der Weltwirtschaft durch Kooperation auf internationaler 
Ebene ein. Im zweiten Schritt beschreibt der Beitrag die Entwicklung der tat- 
sächlichen neuen Weltwirtschaftsordnung nach 1980. Ich argumentiere, dass 
die sogenannte Globalisierung zwar alle Staaten der Welt im Sinne einer In- 
ternationalisierung erfasste - allerdings je nach wirtschaftlicher Entwicklung 
mit ganz unterschiedlichen Auswirkungen auf Dependenzen und Interdepen- 
denzen. Dazu skizziere ich die Neuordnung der internationalen Arbeitstei- 
lung ebenso wie die Neufassung internationaler Politik als post-politische Glo- 
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bal Governance. Zum Schluss vergleiche ich den aktuell im Globalen Norden 
populären regressiven Souveränitätsbegriff, der wirtschaftliche Abkopplung 
und weltpolitische Dominanz verspricht, ohne die destruktiven Dynamiken 
der neoliberalen Globalisierung unterbrechen zu können - mit dem Souverä- 
nitätsbegriff der NIEO, der Interdependenzen und Gleichberechtigung betont 
und als Leitidee für eine dekoloniale und progressive NIEO? dienen kann. 


Die Ambivalenz von Selbstbestimmung und Souveränität 


In der progressiven, herrschaftskritischen Linken ist das Konzept staatlicher 
Souveränität umstritten. Als ursprüngliches Recht europäischer Feudalher- 
ren, auf »ihrem« Territorium unbeeinträchtigt von äußerer Einmischung 
zu herrschen, ist es seit den bürgerlichen Revolutionen zwar diskreditiert. 
Doch ob die Neukonzeption staatlicher Souveränität im 20. Jahrhundert - le- 
gitimiert als Selbstbestimmungsrecht der Völker - eine fortschrittlichere, 
gerechtere Weltordnung zu schaffen vermag, bleibt kontrovers. Im progressi- 
ven politischen Lager gehörte das Konzept der Selbstbestimmung (zunächst 
des Individuums) zum grundlegenden Ziel einer »Association, worin die freie 
Entwicklung eines Jeden die Bedingung für die freie Entwicklung Aller ist« 
(Marx/Engels 2012 [1848]: 16). Die Freiheit des Einzelnen ist also abhängig 
von der Freiheit aller, mithin besteht eine gegenseitige Abhängigkeit - eine 
Interdependenz - zwischen den Mitgliedern einer Gesellschaft. Doch kann 
die Idee der Selbstbestimmung von Individuen innerhalb einer »Associati- 
on« übertragen werden auf die Ebene selbstdefinierter Nationen in jeweils 
souveränen Staaten, die zusammen eine Gesellschaft der Nationalstaaten 
bilden? 

Sozialdemokrat:innen und Kommunist:innen, besonders prominent Wla- 
dimir Iljitsch Lenin, versuchten, das Selbstbestimmungsrecht der Völker als 
Teil sozialistischer Entwicklung zu denken (Meissner 1970). Im biirgerlich-li- 
beralen Lager war es der US-amerikanische Präsident Woodrow Wilson, der 
seine eigene Konzeption in die Friedensverträge nach dem Ersten Weltkrieg 
einbrachte - freilich ohne dass daraus ein universelles rechtliches Prinzip ent- 
standen wäre (Ermacora 2000: 286-287). Vielmehr war das Recht auf Selbst- 
bestimmung bei Wilson an die Kapazität zur Selbstregierung gebunden - ein 
Argument der Abwertung nicht-weißer Gesellschaften, dass fortan der rassis- 
tischen Legitimierung kolonialer Imperien diente (Getachew 2019: 10). 
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Die Gewalt vieler souveräner Nationalstaaten — nach innen wie nach au- 
Ben - stellte diese Fortschrittskonzeptionen während des 20. Jahrhunderts in- 
frage. Kritiker:innen des bürgerlichen Staates argumentierten nun, die Auf- 
teilung der Welt in selbstbestimmte und souveräne Staatsnationen führe zu 
Unterdrückung im Inneren, zu Sezessionskonflikten, Kriegen und imperia- 
len Unterwerfungsbestrebungen zwischen den Nationen (Kalyvas 2005; Fisch 
2010). Für herrschaftskritische marxistische Theoretiker:innen dürfte dies kei- 
ne Überraschung gewesen sein. Bereits Karl Marx und Friedrich Engels hatten 
sich diesbezüglich skeptisch geäußert. »Die Arbeiter haben kein Vaterland«, 
heißt es im Kommunistischen Manifest: »Man kann ihnen nicht nehmen, was 
sie nicht haben.« (Marx/Engels 2012 [1848]: 14) Entsprechend, so die beiden, 
könne der Nationalstaat allenfalls eine Institution des Übergangs sein. Ver- 
schiedene marxistische Denkschulen stritten in der Folge unter anderem dar- 
über, in welchem Verhältnis der bürgerliche, souveräne Nationalstaat und der 
Kapitalismus zueinander stehen und welche Verbindungen zwischen den stil- 
len Zwängen des Kapitalverhältnisses zur physischen Gewalt des Staats und 
seinen Kriegen bestand. Bei aller Uneinigkeit waren sie sich jedoch zumin- 
dest grundsätzlich darüber einig, dass der Kapitalismus ohne den bürgerli- 
chen Staat nicht bestehen könnte (Das 2006). Eine Überwindung des einen sei 
daher nicht ohne die Überwindung des anderen zu haben. 

Die Perspektive der kolonisierten Gesellschaften auf den Nationalstaat 
war — bei aller Ambivalenz (Heinze 2023: 167-168) - eine völlig andere: An- 
statt den souveränen Nationalstaat als begrenzenden Rahmen kollektiver 
Selbstbestimmung zu überwinden, galt es für sie zunächst einmal, ihn als 
Organisationsform zu erringen, zu verteidigen und auszubauen. Ein wich- 
tiger Schritt auf diesem Weg war die endgültige Ächtung des Kolonialismus 
durch die Vereinten Nationen (UN). In ihrer Gründungscharta von 1945 hat- 
ten die UN das Problem des Kolonialismus noch ausgespart: Das »Prinzip« 
der Selbstbestimmung der Völker wurde dem Interesse an friedlichen Be- 
ziehungen zwischen Imperien und Nationalstaaten untergeordnet. Dies 
änderte sich erst auf Betreiben der antikolonialen Bewegungen und neuen 
unabhängigen Staaten aus dem Globalen Süden. 1960 verabschiedete die 
UN-Generalversammlung - trotz der Enthaltung der USA und der Kolonial- 
mächte Großbritannien, Frankreich und Belgien - die »Erklärung über die 
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker« (UN 1960). 
Damit wurde kollektive Selbstbestimmung zum Menschenrecht sowie zur 
Grundlage für die sich entfaltende postimperiale internationale Ordnung, in 
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der formell unabhängige und souveräne Nationalstaaten zur hegemonialen 
politischen Organisationsform wurden (Getachew 2019: 71-106). 


Souveränität und Interdependenz in der NIEO 


Wie nun aber umgehen mit der neu gewonnen formalen Souveränität, die 
nicht von ökonomischer Autonomie flankiert war? Die jungen Staaten in 
Asien, Afrika und der Karibik sahen sich ähnlichen Problemen gegenüber, die 
auch die schon seit Längerem unabhängigen Staaten in Lateinamerika plag- 
ten: Die formale politische Souveränität, die Anerkennung als Gleiche in der 
Staatenwelt, blieb unvollständig und oft bedeutungslos, solange die Länder 
wirtschaftlich von den Märkten im Globalen Norden abhängig blieben. Der 
Globale Süden konnte sich kaum gegen politische Einmischung und sogar 
militärische Interventionen im Kontext des Kalten Kriegs zur Wehr setzen, 
solange er einseitig abhängig blieb von Nachfrage, Angebot und Krediten aus 
dem Globalen Norden. Zentrale Projekte und Vorstellungen wirtschaftlicher 
Entwicklung mussten mit Geldgeber:innen aus dem Norden abgestimmt 
werden - oder sie blieben ohne Finanzierung. Politische Souveränität und 
wirtschaftliche Dependenz entwickelten sich schnell zum Hauptwiderspruch 
in den Beziehungen zwischen Globalem Süden und Norden. 

Viele Politiker:innen im Globalen Süden reagierten darauf mit einer »kon- 
zeptionellen Fluidität«, die sich einfachen Gegensätzen wie »formalem Kolo- 
nialismus und unabhängiger Nationalstaatlichkeit, Kapitalismus und Sozia- 
lismus, individuelle und kollektive Rechte« verweigerte (Lal 2015: 26, hier und 
im Folgenden eigene Übersetzungen). Dies mag eine taktische Herangehens- 
weise neu ins Amt gekommener Regierender gewesen sein, die sich der Fragili- 
tät der eigenen Position im politischen und ökonomischen Weltgeschehen be- 
wusst waren. Priya Lal beschreibt diesen Zugang anhand der Vision eines afri- 
kanischen Sozialismus des tansanischen Präsidenten Julius Nyerere. Für die- 
sen war Eigenständigkeit (»self-reliance«, ebd.: 19) der zentrale Begriff. Diese 
war für ihn mit Entwicklungskooperation ebenso vereinbar wie mit »nationa- 
ler Unabhängigkeit und transnationaler Interdependenz« (ebd.). 

Interdependenz oder gegenseitige Abhängigkeit war in den 1970er Jahren 
ein zentraler Begriff, um den Prozess zu begreifen, der einige Jahre später als 
Globalisierung bezeichnet werden sollte (James/Steger 2014). Insbesondere 
US-amerikanische Regierungen betrachteten wachsende Interdependen- 
zen - oder vielmehr die Zunahme ihrer eigenen Abhängigkeit von anderen 
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Akteur:innen sowie von Strukturen, die sie nicht autonom verändern konn- 
ten - als Problem und Herausforderung (Deuerlein 2020). Hier wurde sich 
eine Supermacht der Tatsache bewusst, dass ihre eigenen Handlungsmög- 
lichkeiten nicht unbegrenzt waren, sondern dass sie in die Weltgesellschaft 
eingewoben sind. 

Die Länder im Globalen Süden hatten sich hingegen notgedrungen schon 
länger mit Fragen von Dependenz und Interdependenz befasst. Die Depen- 
denztheorie problematisierte die sehr einseitige Abhängigkeit des Globalen 
Südens von einem Weltmarkt, den der Globale Norden dominiere und struktu- 
riere. Der theoretisch-empirische Kern dieser Konzeption war die sogenannte 
Prebisch-Singer-These vom »ungleichen Tausch« zwischen Globalem Süden 
und Norden, der langfristig zu sinkenden Erlösen des Südens führe (siehe 
Veit/Fuchs und Pichler in diesem Band). 

Raül Prebisch arbeitete insbesondere als Generalsekretär der »Konferenz 
der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung« (UNCTAD) an der Ope- 
rationalisierung der NIEO und gilt als grundlegender Architekt des Reform- 
programms. Prebisch (1970: 13) plädierte für eine »genuine«, »energische« und 
»aufgeklärte« internationale Kooperation zwischen Globalem Süden und Nor- 
den. Der Globale Süden allein verfüge nicht über ausreichendes Startkapital 
für einen autark angetriebenen Industrialisierungsschub oder könne dieses 
nur durch einen autoritären Umbau der Staaten mobilisieren - insbesondere 
in Lateinamerika. Erst nach einer intensiven Süd-Nord-Kooperation könnten 
gewachsene Volkswirtschaften im Globalen Süden auch aus sich heraus weite- 
res Kapital für Wirtschaftswachstum generieren, insbesondere wenn sie ihre 
eigenen Industrien vor übermächtiger Konkurrenz schützten sowie zugleich 
neue Exportmärkte erschlössen. 

Anders als von vielen Dependenztheoretiker:innen empfohlen (Senghaas 
1979), sollten Länder des Globalen Südens ökonomische Souveränität also ge- 
rade nicht durch die Abkopplung von den Waren- und Finanzströmen des Glo- 
balen Nordens erreichen. Vielmehr sollten sie durch die NIEO noch stärker in 
die Weltwirtschaft integriert werden - allerdings unter stabileren und für sie 
profitableren ökonomischen Bedingungen sowie unter der Bedingung einer 
dekolonialen Gleichberechtigung in alten und neu zu gründenden internatio- 
nalen Organisationen (siehe Veit/Fuchs in diesem Band). Souveränität bedeu- 
tete für den NIEO-Architekten nicht, einseitige Dependenz durch Autonomie 
oder gar Autarkie zu überwinden, sondern sie durch eine vertiefte, aber vor 
allem wechselseitige Dependenz zu ersetzen (Prebisch 1970). 
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Die 1974 von der UN-Generalversammlung beschlossenen NIEO-Leitzie- 
le, aber auch die konkreten Maßnahmen, konzentrierten sich auf drei Aspekte 
weltwirtschaftlicher Austauschprozesse: Der zentrale Ansatz der NIEO war die 
Einhegung des vermeintlich freien Spiels der Kräfte von Angebot und Nach- 
frage auf den Weltmärkten. So sollten die Erlöse für Rohstoffe und Agrarpro- 
dukte durch die strategische Bildung von Reserven sowie Kompensationszah- 
lungen bei Preisabstürzen stabilisiert werden. Auch producer associations, also 
Kartelle für unterschiedliche Rohstoffe und Warengruppen nach Art der Orga- 
nisation erdölexportierender Länder (OPEC), wurden begrüßt. Ein ganzer Ab- 
schnitt der NIEO befasste sich mit der Regulierung transnationaler Konzerne 
und dem Primat von Nationalstaaten bei der Entscheidung über die Förderung 
von Rohstoffen auf ihrem jeweiligen Staatsgebiet. Schließlich behandelte die 
NIEO auch die Architektur der internationalen Institutionen: Bestehende Or- 
ganisationen, insbesondere der Internationale Währungsfonds (IWF) und die 
Weltbank, in denen arme Länder aufgrund der kolonial gewachsenen unglei- 
chen Stimmrechtsanteile systematisch benachteiligt wurden, sollten dekolo- 
nisiert und demokratisiert werden. Zudem sah die NIEO die Gründung wei- 
terer UN-Organisationen zur Regulierung der Weltwirtschaft vor (siehe Veit/ 
Fuchs in diesem Band; UN 1974a, 1974b). 

Die NIEO sollte also eine Art Weltregierung über Rohstoffe schaffen, insbe- 
sondere durch eine internationalisierte Planung mithilfe neuer Institutionen. 
Dies hatte die Souveränität der Staaten im Globalen Süden gestärkt, obwohl 
diese ihre souveränen Rechte im Sinne einer verstärkten Interdependenz teil- 
weise auf eine internationale Ebene übertragen hätten. Dieses Vorgehen ziel- 
te auf eine Politisierung der Weltwirtschaft ab: Über den Bedarf, über Preise 
und Profite hätte auf internationaler Ebene gestritten und entschieden wer- 
den müssen. Außerdem wäre diese internationale Ebene demokratischer ge- 
worden. In zentralen internationalen Organisationen wie dem IWF verfügte 
der Globale Norden über historisch gewachsene Mehrheiten. Die NIEO zielte 
daher auf die demokratische Gleichberechtigung souveräner Staaten im Nor- 
den und Süden. Dazu gehörte auch die Absicht, Konzerne aus dem Globalen 
Norden zu entmachten, damit diese sich dem Primat der internationalen Poli- 
tik unterordnen müssen. Schließlich wäre es noch zu einer Redistribution von 
Ressourcen und technologischem Wissen von Nord nach Süd gekommen. 
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Kritik von Links und Rechts 


Für sozialdemokratische Ohren, insbesondere in Europa, klang diese NIEO- 
Konzeption nach einer Übertragung des eigenen Nachkriegsmodells - vom 
kooperativ verfassten Nationalstaat sowie vom eingebetteten Liberalis- 
mus - auf die globale Ebene. Gerade weil dieses nationalstaatliche Modell 
an seine eigenen Grenzen geriet — mit einbrechenden Wachstumsraten und 
Massenarbeitslosigkeit auch im Globalen Norden - erschien die NIEO, wenn 
auch ohne so radikale Forderungen wie nach der Enteignung transnationaler 
Konzerne - vielen als ein vielversprechendes Reformkonzept. Der ehemalige 
westdeutsche Bundeskanzler Willy Brandt saß 1978 der prominent besetzten 
»Nord-Süd-Kommission« vor. Deren Abschlussbericht wurde zu einem der 
meistverkauften Werke über internationale Entwicklungspolitik. Darin heißt 
es, dass »gewisse Elemente dessen, was man eine »internationale Regierung« 
nennen könnte, schon jetzt angezeigt wären, um den gemeinsamen ebenso 
wie den nationalen Interessen gerecht zu werden.« Für die Mitglieder der 
sogenannten Brandt-Kommission galt es als ausgemacht, dass nichts weniger 
als das »Überleben der Menschheit in Gerechtigkeit und Würde es notwendig 
machen, mit neuen Methoden neue Wege zu öffnen.« Die gegenseitige Ab- 
hängigkeit von Nord und Süd müsse politisch verhandelt werden, um »globale 
Probleme in den Griff zu bekommen.« (Brandt 1980: 31-32) 

Für konservative und neoliberale Beobachter:innen insbesondere aus dem 
Globalen Norden klang all dies nach einer »Weltregierung«, deren vordring- 
licher Zweck die Umverteilung von Profiten von Nord nach Süd sowie von 
Reich zu Arm war. Insbesondere die sich abzeichnende Allianz aus Sozialde- 
mokrat:innen, »globalen Reformisten« (Slobodian 2019: 316), Organisationen 
wie dem Club of Rome, und blockfreien Staaten des Globalen Südens bereitete 
ihnen Sorge. Für Neoliberale war die NIEO »globalisierter Jakobinismus, 
globalisierte Gewerkschaftsbewegung und globalisierter Egalitarismus und 
verhöhnte die Institution des Privateigentums« (ebd.: 370). 

Aus einer US-amerikanischen Perspektive beschrieb Steven Krasner (1985: 
11) die NIEO als einen Versuch von Staaten des Globalen Südens, »Macht und 
Kontrolle genauso wie Wohlstand« zu generieren. Sie reagierten damit auf 
strukturelle Ungleichheiten in der Machtverteilung und ihre daraus resultie- 
rende Verletzlichkeit. Krasner argumentierte, dass schwache Staaten anfällig 
für alle Arten internationaler Störungen seien und daher versuchten, ein 
stabileres und berechenbareres Umfeld zu schaffen (ebd.). Was die Schwachen 
daher bevorzugten, so wiederum Krasner, seien »autoritärere« Formen der 
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Ressourcenverteilung, etwa die direkte Zuweisung durch politische Behörden 
oder eine indirekte Zuteilung durch die Einschränkung von Eigentumsrech- 
ten privater Konzerne. Krasner selbst hielt diese vermeintliche Abkehr vom 
»globalen Liberalismus« für »normativ verdächtig« (Krasner 1985: 29). 

Während der Neorealist Krasner - beispielhaft für viele liberal-konser- 
vative Beobachter:innen insbesondere in den USA - angesichts der NIEO 
eine übermächtige Weltressourcenbehörde oder gar Ansätze einer Weltre- 
gierung fürchtete, hatte der marxistische ägyptisch-französische Ökonom 
Samir Amin für solche Deutungen nur Spott übrig. Hinter der Ablehnung 
der NIEO durch den Globalen Norden stecke einzig die Angst vor einer poli- 
tischen Machtverschiebung in Richtung Süden. Schließlich entsprächen die 
ökonomischen Vorschläge der NIEO - »eine substantielle und anhaltende 
Erhöhung der Rohstoffpreise, verstärkt durch eine Reduzierung von Schulden 
und vorteilhafteren Bedingungen für den Technologietransfer« (Amin 1979: 
478) - ziemlich genau den »geheiligten Prinzipien« des marktorientierten 
»liberalen Westens«. Weiter schrieb Amin: 


»Es handelt sich um ein Programm, das das Ziel einer verstärkten weltwirt- 
schaftlichen Interdependenz mehr denn je in den Vordergrund stellt und 
darauf abzielt, diese auf komparative Vorteile zu gründen -ein Programm, 
das von den Wirtschaftsprofessoren der konservativsten Akademien hätte 
ausgearbeitet und vorgeschlagen werden müssen und nicht von Regierun- 
gen, denen dieselben Akademien immer wieder ihren Hang zum »Nationa- 
lismus<vorgeworfen haben, den sie als veraltet und den Interessen ihrer Völ- 
ker zuwiderlaufend betrachten. Es ist eine Ironie der Geschichte, dass diese 
Initiative von der >»nationalistischen« Dritten Welt ausging und dass sie von 
den Aposteln der Grundsätze, auf denen sie beruht, einhelligabgelehnt wur- 
de!« (ebd.) 


Amin selbst sah die NIEO jedoch keineswegs als eine geeignete Grundlage für 
den Globalen Süden an, um der ökonomischen und politischen Misere zu ent- 
kommen. Deren Protagonist:innen, so Amin, verhielten sich wie naive Tech- 
nokrat:innen. Die Regierungen im Globalen Norden würden niemals einem 
Plan zustimmen, der eine substanzielle Verlagerung von Wohlstand, Profiten 
und gut bezahlten Arbeitsplätzen vom Globalen Norden in den Globalen Sü- 
den vorsah. Sollte der Globale Süden in Verhandlungen mit dem Globalen Nor- 
den über die Weltwirtschaftsstrukturen eintreten, so Amins Argument, müs- 
se er vorher die eigene wirtschaftliche Position stärken. Hierzu seien ein »au- 
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tozentrisches« Entwicklungsmodell, die Kappung von Interdependenzen und 
eine weitgehende wirtschaftliche Entkopplung (decouplage) des Globalen Sü- 
dens vom Globalen Norden notwendig (Amin 1979; Senghaas 1979). Ironischer- 
weise deckt sich diese Empfehlung Amins mit der von Krasner. Beide Kritiker 
argumentierten, dass die Interessen des Globalen Nordens und des Globalen 
Südens inkompatibel seien. Zur Stabilisierung der Weltpolitik sei daher eine 
Entflechtung erforderlich (Krasner 1985: 30; siehe auch Mortimer 1986: 771). 
Allerdings wurde letztendlich keiner der beiden Vorschläge - NIEO oder Ent- 
kopplung - umgesetzt. 


Die Internationalisierung der Staatlichkeit 


Stattdessen entstand, was Mark Mazower (2012: 343-377) die »Real New In- 
ternational Economic Order« nennt: eine Neuordnung der Weltwirtschaft, die 
in vielen Aspekten das Gegenteil der NIEO darstellte. Die meisten Staaten im 
Globalen Süden konnten ihre Souveränität nicht weiter ausbauen und auch 
die einseitigen Abhängigkeiten nicht abbauen. Der Globale Süden differen- 
zierte sich wirtschaftlich weiter aus und löste sich als politischer Block in die- 
sem Prozess weitgehend auf. Stattdessen vertiefte und verdeutlichte sich ein 
Trend, der bereits zuvor begonnen hatte: die Ablösung des formalen Kolonia- 
lismus durch die Internationalisierung (Schlichte 2015) vieler junger Staaten. 
Diese Entwicklung betraf alle Teilregionen im Globalen Süden, allerdings un- 
terschieden sich Tiefe, Ausprägung und Tempo. 

Den wirtschaftlich wie politisch bedeutendsten Auslöser für diese In- 
ternationalisierung des Südens stellte die Staatsschuldenkrise der Dritten 
Welt dar. Sie begann mit der drastischen Erhöhung der Zinssätze durch die 
US-amerikanische Notenbank (FED) ab 1979. Viele Staaten, die zuvor von 
westlichen Banken günstige Kredite erhalten hatten, mussten nun plötzlich 
ein Vielfaches für den Schuldendienst - also die Zinsen und Rückzahlung 
von Krediten - aufbringen. Für viele Länder wurde dies zu einer unüber- 
windlichen Hürde. Diese neue Form der Verflechtung zwischen Globalem 
Norden und Süden war die Folge eines Liquiditätsschubs: Nachdem 1973 die 
Anbindung des US-Dollars an die Goldreserven der USA abgeschafft worden 
war und OPEC-Staaten neue Anlagemöglichkeiten für ihre Profite aus dem 
Ölexport suchten, fand über den Umweg westlicher Banken viel Geld in Form 
von Krediten seinen Weg in sogenannte Schwellenländer des Globalen Südens 
(Eichengreen/Lindert 1989). 
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Obgleich die Schuldenkrise bereits drei Jahre zuvor begonnen hatte, 
wurde sie im Globalen Norden erst realisiert, als 1982 Mexiko als erster grö- 
ßerer Schuldner den Schuldendienst kurzzeitig einstellte. Internationale 
Banken sahen sich von Verlusten in existenzbedrohender Größenordnung 
bedroht. Selbst wenn nur ein Drittel aller Kredite an den Globalen Süden 
hätte abgeschrieben werden müssen, wäre das internationale kommerzielle 
Finanzsystem kollabiert (Sachs 1989). Paul Volcker, damaliger Vorsitzender 
der FED, sah darin eine Bedrohung, »die in der Nachkriegswelt im Grunde 
ohne Beispiel ist« (Wall Street Journal 1982). 

Auf diese zum Risiko gewordenen Interdependenzen reagierte der Globa- 
le Norden, indem er sie wieder in einseitigere Abhängigkeiten verwandelte: 
Die internationalen Finanzinstitutionen IWF und Weltbank und westliche 
Staaten übernahmen einerseits die Kreditrisiken von Privatbanken, indem sie 
Umschuldungsprogramme finanzierten. Andererseits nutzen sie die Schul- 
denkrise, um endgültig Forderungen des Globalen Südens nach einer stärker 
gelenkten Weltwirtschaft abzuräumen. Um Umschuldungen zu erhalten, 
mussten hoch verschuldete Staaten sogenannten Strukturanpassungspro- 
grammen zustimmen. Diese schrieben eine Öffnung der eigenen Märkte, die 
Privatisierung von Staatseigentum sowie massive Kürzungen von Staatshaus- 
halten vor. Wo die NIEO also eine eingehegte Wirtschaft, nationale Kontrolle 
über Rohstoffe, international verhandelte Handelspreise und die Entmach- 
tung transnationaler Konzerne vorgesehen hatte, setzte der Globale Norden 
nun einen vermeintlich freien Weltmarkt, den eigenen uneingeschränkten 
Zugang zu Rohstoffen und Investitionsschutz für Konzerne durch. 

In dieser neuen Spielart einseitiger Abhängigkeiten nahmen auch einige 
internationale Organisationen eine neue Rolle ein. Anstelle von Dekolonisie- 
rung und Demokratisierung wurden die kolonial gewachsenen Strukturen 
gestärkt. Insbesondere der IWF erhielt eine neue Daseinsberechtigung als 
Krisenbewältigungsinstitution. Noch wenige Jahre zuvor hatte das Ende 
des Systems fester Wechselkurse den IWF als überflüssig erscheinen las- 
sen. Durch die Schuldenkrise wurde er nun zu einem großen Gläubiger, 
zu der weltweit zentralen wirtschaftswissenschaftlichen Autorität und zum 
Schiedsrichter über die Kreditwürdigkeit einzelner Länder (Pastor 1989). Eine 
andere Institution, die während und wegen der Schuldenkrise an Bedeu- 
tung gewann, war die Gruppe der Sieben (G7) - ein Zusammenschluss der 
wichtigsten Industriestaaten, der sich 1975 zum ersten Mal traf - in Reaktion 
auf den NIEO-Beschluss in der UN-Generalversammlung und den Ölboykott 
der OPEC. Die G7-Staaten beherbergten die wichtigsten Gläubigerbanken 
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und verliehen auch selbst immer größere Summen an Staaten im Globa- 
len Süden. Außerdem hielten sie die Mehrheit der Stimmanteile im IWF. 
Das jährliche G7-Treffen wurde zu einem wichtigen Forum für die globale 
Schuldenpolitik, ohne dass der Globale Süden mit am Tisch saß - ein fak- 
tisches Gläubiger:innenkartell entstand. Versuche, im Gegenzug dazu auch 
ein Schuldner:innenkartell zu schaffen, scheiterten schnell. Als politisches 
Subjekt, als Allianz von Staaten mit ähnlich gelagerten Interessen und Ideen, 
zerfiel der Globale Süden (O’Donnell 1987). 

Auch die Zweite Welt des Kalten Kriegs - also die Staaten des sogenann- 
ten Ostblocks - zerfiel in dieser Periode. Der Fall der Berliner Mauer und die 
Auflösung der Sowjetunion zwei Jahre später läuteten eine neue Runde von 
Strukturanpassungsprogrammen ein, die als sogenannte Schocktherapie mit- 
telosteuropäische Länder und die Nachfolgestaaten der Sowjetunion ereilten. 
Auch diese erlitten massive Souveränitätsverluste, da die sozialen und wirt- 
schaftlichen Kosten ihrer rapiden Deindustrialisierung nur durch immer neu- 
es ausländisches Kapital und Hilfskredite aufgefangen werden konnten (Ap- 
pel/Orenstein 2018). 

Letztendlich wurde die Souveränität staatlichen Handelns sogar im Globa- 
len Norden infrage gestellt: Anfang der 1990er Jahre setzte sich endgültig der 
Begriff Globalisierung durch, um die Verdichtung transnationaler (gegensei- 
tiger) Abhängigkeiten zu beschreiben, die zuvor noch als Interdependenzen 
bezeichnet worden waren. Diese immer engere Verflechtung von Volkswirt- 
schaften brachte eine Internationalisierung der Staatlichkeit mit sich, die zu- 
mindest zwei Dimensionen hatte. Zum einen wurden Staaten immer mehr zu 
sogenannten Wettbewerbsstaaten, deren Abhängigkeit vom globalen Kapital 
und vom Weltmarkt die Handlungsspielräume ihrer formal nationalen Insti- 
tutionen beschränkte oder sie ihnen gelegentlich ganz nahm. »There is no al- 
ternative«, pflegte etwa die britische Premierministerin Margaret Thatcher zu 
behaupten. 

Historisch betrachtet war das nicht Neues, insbesondere nicht im Globa- 
len Süden. Doch die Intensität der Marktabhängigkeit nahm in den letzten 
Jahrzehnten zu. Das zeigte sich insbesondere an den Dynamiken der Finanz- 
märkte, die seit der Schuldenkrise der sogenannten Dritten Welt in den 1980er 
Jahren immer neue Krisen auch in den kapitalistischen Zentren ausgelöst hat- 
ten. Einzelne nationale Regierungen standen dem machtlos gegenüber. Zum 
anderen führte die Internationalisierung zu etwas, das als Global Governance 
bezeichnet wird: die Integration nationalstaatlichen Handelns in kooperative 
transnationale Strukturen und Regelwerke - allerdings ohne den dekolonisie- 
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renden und demokratisierenden Anspruch der NIEO (Brand 2018). Beide Di- 
mensionen der Internationalisierung - des Staates und der wirtschaftlichen 
Globalisierung - wirkten sich je nach Ausgangslage und Handlungsmöglich- 
keiten in verschiedenen Regionen und Ländern sehr unterschiedlich aus. 


Die Neuordnung der globalen Arbeitsteilung 


Viele Gesellschaften, auch im Globalen Norden, spürten die Verdichtung 
transnationaler Interdependenzen in Form eines Standortwettbewerbs und 
des damit einhergehenden Drucks auf Löhne und Steuern (Genschel/Seelkopf 
2015). Auch die vormals sogenannte Erste Welt durchlief einen partiellen 
Prozess der Deindustrialisierung. Regierungen, heimische Großkonzerne 
und Banken konnten diesen jedoch steuern. Während die Produktion von 
Massengütern zurückging, blieben die wertgenerierenden Tätigkeiten in 
Hochtechnologiebranchen, aber auch der Finanzsektor erhalten und wurden 
sogar ausgebaut. Daher finden sich im Globalen Norden weiterhin industriell 
geprägte Ökonomien, die vor allem in der Wertschöpfungsspitze dominieren 
(Harvey 2014; Raphael 2021). Doch auch im Globalen Norden fielen die Sou- 
veränitätseinschränkungen immer mehr auf. Die Wahl »souveränistischer« 
Regierungen (Baldini et al. 2020), allen voran die Wahl Donald Trumps zum 
US-Präsidenten 2016, zeigte die Sehnsucht nach einer Zeit, in der das eigene 
Land unabhängig schien, und zugleich anderen sagen konnte, wo es langging. 
Nach dem Austritt aus der Europäischen Union - der zentrale Brexit-Slogan 
lautete take back control — prägten konservative britische Regierungen das neue 
Ziel eines global Britain. Damit brachten sie ihren gleichzeitigen Anspruch auf 
volle Kontrolle im Inneren und imperialistisch gewachsene Machtprivilegien 
nach außen - und vor allem gegenüber dem Globalen Süden - auf den Punkt 
(Koegler et al. 2020). 

Im Globalen Süden stellte sich die Frage nach Souveränität im Zeitalter 
der Globalisierung ganz anders: Hier lautete die Frage, wie Gesellschaften und 
ihre Regierungen außerhalb der industriellen Zentren nach dem Scheitern 
der NIEO und nach der neoliberalen Zurichtung durch Schuldendienst und 
Strukturanpassungsprogramme überhaupt wieder handlungsfähig werden 
können. 

Einige Länder am Rande großer Wirtschaftsblöcke, etwa Mexiko oder die 
mittelosteuropäischen Staaten, traten in dieser Situation die Flucht nach vorn 
an und schlossen sich Freihandelszonen wie dem Nordamerikanische Freihan- 
delsabkommen (NAFTA) oder dem EU-Binnenmarkt an. Damit internationa- 
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lisierten sie ihre Ökonomie auf radikale Weise: Als Niedriglohn-Standorte mit 
Zugang zu großen Märkten wurden sie attraktiv für Kapital aus den Metropo- 
len. Teile ihrer Bevölkerung konnten legal in vielversprechendere Arbeitsmärk- 
te emigrieren, wodurch sich der Druck auf die heimischen Sozialsysteme ver- 
ringerte. Zentrale ökonomische Entscheidungen konnten diese Staaten jedoch 
eigenständig nicht länger treffen, wie etwa griechische Regierungen während 
der Eurokrise ab 2010 schmerzlich feststellen mussten. 

Eine Region erlebte nach dem Zweiten Weltkrieg hingegen eine andere 
Entwicklung: Einigen ostasiatischen Staaten gelang es, eigene erfolgreiche 
Exportindustrien zu entwickeln und sich aus der abhängigen Position zu 
lösen. Diese nachholende Industrialisierung ließ die Region zur »Werkbank 
der Welt« (Egger et al. 2013) werden - mit entsprechenden Souveränitätszu- 
wächsen. Wie dies Japan, Taiwan, Südkorea und später auch China gelang, 
wird in der Literatur breit diskutiert. Während die »developmental state«- 
Literatur (Woo-Cumings 1999; Wade 2018) vor allem die staatlich kontrollierte 
Planung des Industrialisierungsprozesses betont, sehen andere die massive 
Unterstützung der USA (in Form von militärischem Schutz und der Öffnung 
des US-amerikanischen Marktes) als maßgeblich an (siehe dazu Simon in die- 
sem Band; Yeung 2017; Mahoney/Rodriguez-Franco 2018: 29-31). In jedem Fall 
verweigerten sich China und seine Nachbarstaaten in den 1980er und 1990er 
Jahren einer neoliberalen Schocktherapie. Stattdessen verfolgten sie eine 
Strategie der staatlich kontrollierten Verflechtung des eigenen Kapitals mit 
der Weltwirtschaft (Nölke et al. 2019: 40-75; Weber 2023). Heute gehören eini- 
ge Länder dieser Region, zusammen mit den teilweise ökonomisch ebenfalls 
erfolgreichen Staaten des Verbands Südostasiatischer Nationen (ASEAN), 
zu den lautesten Verfechter:innen des Primats staatlicher Souveränität im 
Inneren sowie einer multipolaren internationalen Ordnung. 

Wieder eine andere Kategorie bilden klassisch vom Rohstoffexport ab- 
hängige Staaten, die noch immer in großer Zahl existieren (siehe Warnecke- 
Berger und Thyen in diesem Band). Geografie, Demografie, politische Ge- 
schichte und der Wert der jeweiligen Ressourcen haben hier jedoch zu einer 
immer größeren Differenzierung etwa zwischen Saudi-Arabien, Brasilien 
und Sambia geführt. Die Unterschiede äußern sich auf wirtschaftlich und po- 
litische Weise: die Politik im kupferreichen Sambia ist beispielsweise geprägt 
vom Versuch, taktisch zu navigieren und jeweils den bestmöglichen Deal zu 
erreichen. Das ökonomisch diversere und sehr viel größere Brasilien sieht 
sich selbst als Regionalmacht von globaler Bedeutung. Aufgrund der wech- 
selhaften wirtschaftlichen Entwicklung des Landes blieb dieser Anspruch 
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jedoch bislang unerfüllt. Saudi-Arabien hingegen bestimmt den globalen 
Ölpreis entscheidend mit. Diesen ökonomischen Machthebel kann der Staat 
nach innen und außen politisch zur Wahrung seiner Souveränität einsetzen. 
Russland näherte sich mit seiner großen Abhängigkeit von Rohstoffexporten 
nach 1991 dem Dependenzmuster vieler Staaten im Globalen Süden an, wobei 
die großen Öl- und Gasvorkommen - auch dank der Preisstabilisierung durch 
das OPEC-Kartell - immerhin die Staatskasse verlässlich füllten. 

Schließlich gibt es Staaten im Globalen Süden, insbesondere in Afrika, die 
nicht über nennenswerte oder hinreichend wertvolle Rohstoffe verfügen, und 
daher nur wenig Möglichkeiten haben, ungebetene Versuche der Einmischung 
von außen abzuwehren. In diesen Ländern speist sich die Staatskasse zu einem 
guten Teil aus ausländischen Budgethilfen. Die Sozial- und Bildungspolitik 
ist teils privatisiert, teils internationalen Organisationen und NGO überlas- 
sen. In den Ministerien schreiben sogenannte consultants - zum großen Teil 
sekundiert aus dem Globalen Norden - nationale Entwicklungsstrategien. 
In diesen »governance states« (Harrison 2004) ist die Internationalisierung 
von Staatlichkeit besonders sichtbar. Statt politischer Deliberation herrscht 
hier eine Verwaltungstechnologie vor, die immer neue Projekte, Programme, 
Benchmarks und Evaluationen hervorbringt (Morcillo Laiz/Schlichte 2016). 
Demokratische Wahlen werden in vielen dieser Länder zwar durchgeführt, in 
der Essenz handelt es sich jedoch um »choiceless democracies« (Mkandawire 
1999). 


Die Entpolitisierung der internationalen Politik 


Alle Formen internationalisierter Staatlichkeit sind Ausdruck des umfassen- 
deren Paradigmas der Global Governance, die mit Ende des Kalten Kriegs 
einsetzte und in ihren Grundzügen bis in die Gegenwart besteht. Die NIEO- 
Debatten in der UN-Generalversammlung können durchaus als ein Vorläufer 
heutiger Global Governance angesehen werden. Bereits dort wurde versucht, 
ein globales Problem anzugehen, mit dem einzelne Staaten allein überfordert 
sind. Noch deutlicher wurde der Übergang zu Global Governance als aufkom- 
mendem Paradigma der Zusammenarbeit und des Kompromisses (Rosenau/ 
Czempiel 1992) in der Brandt-Kommission. Deren Abschlussbericht verweist 
bereits im Titel auf die »gemeinsamen Interessen der Industrie- und Entwick- 
lungsländer« (Brandt 1980). Um »das Überleben« (ebd.) zu sichern, müssten 
diese nur erkannt und benannt werden - freilich ohne die Grundstrukturen 
der Weltwirtschaftsordnung grundlegend zu reformieren. 
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Innerhalb weniger Jahre folgten die sogenannte Brundtland-Kommission 
zu »nachhaltiger Entwicklung« 1987, der »Earth Summit« in Rio de Janei- 
ro 1992, die »Millenium Development Conference« 2000 (siehe Freistein in 
diesem Band) sowie seitdem viele weitere Großkonferenzen. Wo die NIEO- 
Debatte noch ungleiche Machtstrukturen, undemokratische und nicht- 
repräsentative Entscheidungsmodi in internationalen Finanz- und Handels- 
organisationen sowie kolonial gewachsene ökonomische Privilegien in den 
Vordergrund stellte und Institutionen zur Bearbeitung von Konflikten anvi- 
sierte, setzte sich nun auf globaler Ebene ein Politikverständnis durch, dass 
die kooperative Lösung supranationaler Probleme in den Vordergrund stellt 
(Dingwerth/Pattberg 2006: 189-196). Für Kritiker:innen ist Global Governance 
hingegen eine Theorie und Praxis der post-politischen Verwaltung und Steue- 
rung postimperialer Herrschaft (Latham 1999). Kennzeichnend für sie sei es 
erstens, Probleme aufeiner nationalen statt aufder trans- und internationalen 
Ebene zu verorten und zweitens die freiwillige Selbstverpflichtung transna- 
tionaler Konzerne zur Einhaltung grundlegender Spielregeln. Diese mahnte 
der damalige UN-Generalsekretär Kofi Annan beim Weltwirtschaftsforum in 
Davos 1999 als global compact an. Global Governance bedeutet demnach die 
Anerkennung, das in einer interdependenten, globalisierten Welt kein Staat 
alleine regieren kann. Auf formaler Ebene sind die teilnehmenden Staaten alle 
gleichberechtigt. De facto bestimmt jedoch der Globale Norden kraft seiner 
Kapitalmacht und der kolonial gewachsenen Spielregeln die Agenda, aber 
auch die Lösungsansätze. Dazu nutzt er zentrale Organisationen wie den IWF 
und die Weltbank. 


Souveränität als Gleichberechtigung 


50 Jahre nach der NIEO haben große Teile des Globalen Südens weiterhin nur 
wenig Einfluss auf die Regulierung der Weltmärkte und die zentralen Insti- 
tutionen der Weltwirtschaftsordnung. Mehr noch: Durch die vom Globalen 
Norden erzwungene Öffnung ihrer Märkte für Investitionen und Importe, 
durch den freien Kapitalverkehr und die Privatisierung öffentlicher Infra- 
struktur und Betriebe haben sehr viele Staaten im Globalen Süden auch ihre 
wenigen Steuerungsmöglichkeiten im Innern verloren - und damit die denk- 
bare Möglichkeit einer selbstbestimmten Entwicklung. Die meisten Staaten 
im Süden konnten mit der NIEO also keineswegs ihre Souveränität gegenüber 
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äußeren Kräften behaupten, im Gegenteil: Sie verloren sie in ökonomischer 
wie politischer Hinsicht sogar innerhalb ihrer eigenen Gesellschaften. 

Es mutet fast ironisch an, dass die vom Globalen Norden vorangetriebene 
neoliberale Globalisierung nun auch dort die Frage der Souveränität wieder 
ins Zentrum politischer Konflikte gerückt ist. Der Aufstieg souveränistischer 
Parteien und Politiker:innen ist inzwischen selbst ein globales Phänomen 
geworden. Großbritannien wählte mit dem Brexit seine eigene Amputation 
von der Europäischen Union. Letztere wiederum droht durch den Aufstieg 
souveränistischer Parteien in vielen Mitgliedsländern auseinanderzubrechen. 
In den USA vertreten Republikaner:innen einen autoritären Souveränitäts- 
begriffs - was in einem Land, das an der Spitze internationaler Machthier- 
archien steht, irrwitzig erscheint. In der Politikwissenschaft wird - ähnlich 
wie in liberalen Reaktionen auf die NIEO in den 1970er Jahren - vor einer 
»weaponized interdependence« (Farrell/Newman 2019) gewarnt, die China 
gegen westliche Ökonomien einsetzen könnte. 

Die Sehnsucht nach einer découplage (Samir Amin) des Globalen Nordens 
als Reflex auf die Zumutungen wirtschaftlicher Konkurrenz ist ein zynisches 
Echo der Dependenztheorie: Angesichts der multiplen Krisen der Naturver- 
hältnisse, der Finanzstrukturen, der Warenströme, der umstrukturierten 
globalen Arbeitsteilung und der unsteuerbaren Migration von Süd nach Nord 
ebenso wie von Ost nach West, versucht ein Teil gerade jener Gesellschaften, 
die diese Dynamiken zentral ins Werk gesetzt haben, sich aus globalen Inter- 
dependenzen zu verabschieden. Das geschieht wohlgemerkt ohne die Absicht, 
die eigene Machtposition über andere aufzugeben. 

Es lohnt sich daher, die Konzeption internationaler Interdependenz, wie 
sie in der NIEO formuliert worden war, wieder ins Zentrum der Diskussion 
über eine zukünftige Welt(wirtschafts)ordnung zu rücken. Die Globalisie- 
rung, die im kapitalistischen Weltsystem unhintergehbar angelegt ist, lässt 
sich nicht einfach rückgängig machen. Seit dem Zweiten Weltkrieg und seit 
Entstehung der postimperialen Ordnung nach dem Kolonialismus ist die Glo- 
balisierung zudem so weit fortgeschritten, dass sich enge Interdependenzen 
innerhalb der Weltgesellschaft nicht mehr nachhaltig reduzieren lassen. Auch 
die Ausgangsdiagnose des Global-Governance-Paradigmas — die Unmöglich- 
keit einer nationalstaatlichen Lösung grenzüberschreitender Problematiken 
wie der Klimakatastrophe oder der sozialen Ungleichheit - bleibt richtig. 
Souveränität kann daher nur als relativer Begriff verstanden werden, im Sin- 
ne ausgehandelter Relationen über nationale Grenzen hinweg. Souverän ist 
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demnach nicht, wer uneingeschränkt regiert, sondern wer in angemessen 
gestalteten Institutionen gleichberechtigt mitwirkt. 

Die Vordenker:innen und Architekt:innen der NIEO setzten vor 50 Jahren 
auf eine politische Aushandlung globaler Interdependenzen. Zentral war der 
Gedanke einer politischen Steuerung ökonomischer Austauschbeziehungen 
durch die Dekolonisierung und Demokratisierung bestehender sowie durch 
neu zu schaffende Institutionen innerhalb des Systems der Vereinten Na- 
tionen - gepaart mit der radikalen Einhegung privater Kapitalinteressen. 
Was für liberale Kritiker:innen das Schreckgespenst einer Weltregierung 
war, könnte heute, angesichts der Klimakatastrophe und eines tendenziell 
selbstzerstörerischen globalen Finanzsystems, zur Grundlage einer NIEO? 
werden. 
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Grenzen der Ressourcensouveränität 
Extraktivismus und Proteste in Nordafrika 


Kressen Thyen! 


Als der algerische Präsident Houari Boumedienne 1974 die 6. Sondergeneral- 
versammlung der Vereinten Nationen (UN) eröffnete, betonte er die Kontrolle 
der unabhängigen Staaten über ihre natürlichen Ressourcen als zentrales 
Anliegen der Neuen Weltwirtschaftsordnung (NIEO). Tatsächlich galt die 
Kombination aus Souveränität und Ressourcen in den damaligen Debatten 
als Schlüssel für die Befreiung der ehemaligen Kolonien aus ihrer wirtschaft- 
lichen Abhängigkeit von den Kolonialmächten sowie ihrer Bevölkerungen aus 
der Armut. Bereits in den 1950er Jahren hatte eine Initiative des Globalen 
Südens die ständige Souveränität über natürliche Ressourcen (permanent 
sovereignty over natural resources) gefordert (Boysen 2014). 1962 erkannte die 
UN-Generalversammlung diese Forderung an, die sollte nun zur Grundlage 
der NIEO werden. Konkret ermöglichte dieses Prinzip den postkolonialen 
Regierungen, die Vermögenswerte ausländischer Investoren zum öffentlichen 
Nutzen und gegen »angemessene Kompensation« zu enteignen (UN 1962). 
In allen Staaten Nordafrikas kam es daraufhin zu einer Rückführung von 
während der Kolonialherrschaft enteignetem Agrarland in nationale Hände. 
Darüber hinaus verstaatlichten Regierungen die wesentlichen Erdöl-, Erdgas- 
und Bergbauindustrien. Ziel dieser zentralen Aneignung natürlicher Ressour- 
cen war es, die daraus entstehenden Einnahmen ausländischen Investor:innen 
zu entziehen und zugunsten der Entwicklung des jeweiligen Landes sowie des 
Allgemeinwohls seiner Bevölkerung einzusetzen.” 


1 Ich bedanke mich bei Mohamed Alloui, studentischer Mitarbeiter an der Univer- 
sität Bremen, für die Hintergrundrecherchen zu diesem Beitrag. Der Beitrag wur- 
de gefördert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) — Projektnummer 
374666841 — SFB 1342. 

2 Siehe hierzu ausführlicher Gilbert 2013; Khoday 2013; Boysen 2014; Feichtner 2016. 
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Diese Ziele wurden nur teilweise erreicht. Trotz der Ressourcensouveräni- 
tät vermochten es die nordafrikanischen Staaten nie, dem neokolonialen Wirt- 
schaftsmodell - gekennzeichnet durch exportorientierte Ressourcenextrakti- 
on und eine geringe wirtschaftliche Diversifizierung - gänzlich zu entkom- 
men: Nordafrikas Rolle in der Weltwirtschaft besteht bis heute in der Ausbeu- 
tung und dem Export natürlicher Ressourcen. Das betrifft Erdölund Gas in Al- 
gerien und Tunesien, Phosphate in Marokko und Tunesien und Edelmetalle in 
Marokko. Außerdem trägt die Übernutzung von Agrarland und Grundwasser 
im Rahmen der exportorientierten Bewässerungslandwirtschaft und in Kom- 
bination mit dem wasserintensiven Tourismus in Marokko und Tunesien zu ei- 
ner Verödung weiter Landstriche bei. Dieses auch als Extraktivismus bezeich- 
nete Wirtschaftsmodell hat zahlreiche sozioökologische Folgen, darunter Na- 
turzerstörung, gesundheitliche Belastungen und landesweite Unterbrechun- 
gen der Trinkwasserversorgung.? Zudem generieren die modernen extrakti- 
ven Industrien im Vergleich zu anderen Sektoren wenig direkte oder indirek- 
te Beschäftigung vor Ort. Das führt zu dem Widerspruch, dass trotz des rela- 
tiven Ressourcenreichtums ein Großteil der lokalen Bevölkerungen in Armut 
lebt (Hamouchéne 2019). 

Betroffen von den mannigfaltigen Krisen sind insbesondere die ländlichen 
working poor, also Kleinbäuer:innen, landlose Arbeiter:innen, Fischer:innen 
und junge Arbeitslose. Bei diesen regt sich zunehmend Widerstand in Form 
von Protesten. Gegenstand der Proteste sind sowohl die konventionelle Roh- 
stoffextraktion als auch der Land- und Wassermangel, der durch den Ausbau 
wasserintensiver Exportlandwirtschaft sowie Investitionen im Bereich der er- 
neuerbaren Energien hervorgerufen wird. Auch wenn sich die Proteste jenach 
natürlicher Ressource und Zielsetzung unterscheiden - so stehen etwa Forde- 
rungen für die Erschließung weiterer Rohstoffvorkommen und die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze solchen gegen Umweltverschmutzung, Landenteignungen 
und Wasserknappheit gegenüber -, ist ihnen eines gemein: die Verknüp- 
fung materieller Forderungen mit Erfahrungen der hogra. Dieser Begriff aus 
dem nordafrikanischen Dialekt des Arabischen umschreibt Unterdrückung, 
Ungleichbehandlung und Herabwürdigung von Machtlosen durch »die Mäch- 
tigen« (Hannoum 2020: 35). Als Mächtige gelten dabei neben Vertreter:innen 


3 Dieser Beitrag versteht unter Extraktivismus den massiven Abbau (meist) unverarbei- 
teter natürlicher Ressourcen für den Export, dersich an der Nachfrage der Industrielän- 
der orientiert. Der Extraktivismus erstreckt sich vom Abbau von Bodenschätzen über 
die Land- und Forstwirtschaft und Fischerei bis hin zum Tourismus (Acosta 2018). 
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des Staates alle, welche die bestehende Ordnung unterstützen oder von ihr 
profitieren. Nicht selten ziehen Protestierende dabei Parallelen zur kolonialen 
Ausbeutung und drücken damit ihren Missmut darüber aus, dass historische 
Prozesse nach dem Zweiten Weltkrieg (wie antikolonialer Widerstand, Staats- 
gründung, binnenzentrierte Entwicklung oder die Institutionalisierung der 
staatlichen Ressourcensouveränität) nicht zum erhofften Maß an konkreter, 
spürbarer Souveränität im Sinne von Selbst- und Mitbestimmung führten 
(Allal/Bennafla 2011; Belakhdar 2015; Hamouchéne 2019). 

Die Proteste decken die theoretischen und faktischen Grenzen dessen auf, 
was seinerzeit mit dem Prinzip der Ressourcensouveränität erzielt werden 
sollte: Vor 50 Jahren sah man die Lösung gegen koloniale Ausbeutung und 
Entmachtung noch darin, entscheidende Ressourcen der Kontrolle auslän- 
discher Investor:innen zu entziehen und sie unter staatliche Souveränität 
zu bringen. Entgegen den ursprünglichen Erwartungen verhalf der Res- 
sourcennationalismus den progressiven Ideen und Programmatiken der 
postkolonialen Bewegung jedoch mitnichten zur Geltung. Stattdessen führte 
er zum erwähnten staatszentrierten Extraktivismus, gegen dessen negative 
Folgen heutige Protestbewegungen nun kämpfen. Im Folgenden möchte ich 
zunächst skizzieren, wie es hierzu kommen konnte. Anschließend beleuchte 
ich aktuelle Ressourcenproteste in Algerien, Marokko und Tunesien. Davon 
ausgehend diskutiere ich die Grenzen einer auf Staat und Markt bezogenen 
Auffassung von Ressourcensouveränität und plädiere für ein zeitgemäßes, 
lokal orientiertes Verständnis dieser Souveränität. 


Das Prinzip der Ressourcensouveränität und der extraktive Staat 


Das heutige extraktivistische Wirtschaftsmodell der nordafrikanischen Staa- 
ten steht in direkter Kontinuität der kolonialen Wirtschaftspolitik Frankreichs 
in Nordafrika, die auf zwei Säulen ruhte: erstens der Erschließung und Aus- 
fuhr von Bodenschätzen und zweitens dem Ausbau einer exportorientierten 
Landwirtschaft (Saul 2016). Konkret bestand das koloniale Modell darin, 
zugunsten der Bedürfnisse der Wirtschaft in den kolonialen Metropolen 
lokale Ressourcen aus den Kolonien abzuschöpfen. Dementsprechend war 
die vorwiegend privatisierte Exportstrategie von französischen Investor:in- 
nen, Siedler:innen und nationalen Eliten dominiert. Diese vereinnahmten 
die wirtschaftlichen Gewinne für sich. Diese Politik wurde von erheblichen 
sozialen Umbrüchen begleitet. Das gilt insbesondere für die Erbauung von 


137 


138 


Ill. Souveränität, Dekolonisierung und Solidarität im Zeitalter der Globalisierung 


Bergbaustädten in zuvor dünn besiedelten Gebieten sowie die massenhafte 
Enteignung nordafrikanischer Kleinbäuer:innen mit der Folge einer rapiden 
Urbanisierung und Proletarisierung der nordafrikanischen Gesellschaften 
(Berque 1961). Gleichzeitig führte die Umverteilung kolonialstaatlicher Res- 
sourcen von den ländlichen, inneren Landesregionen in die reichen, von 
Siedler:innen bewohnten Küstenstädte zu erheblichen soziogeografischen 
Ungleichheiten (Zghal 1965). Vor diesem Hintergrund ist es wenig verwunder- 
lich, dass die Debatte um die Nationalisierung von Ressourcen - einschließ- 
lich enteigneten Agrarlands - bereits in den Unabhängigkeitsbewegungen 
ihren Widerhall fand (Ajl et al. 2021). 

Nach der staatlichen Unabhängigkeit erhoben die vom antikolonialen 
Kampf geprägten Regierungen die Forderung nach Ressourcensouveränität 
zum Programm. Ausgehend vom 1962 durch die UN anerkannten Prinzip 
der Ressourcensouveränität unternahmen die unabhängigen Regierungen 
erste Landreformen - Algerien 1962, Marokko 1963 und Tunesien 1964 (El 
Nour 2022). In diesen Landreformen verstaatlichten die Regierungen we- 
sentliche Bodenschätze, die sich bis dahin maßgeblich in französischer Hand 
befanden, insbesondere die Phosphatminen in Tunesien 1961 und die Erdöl- 
felder in Algerien 1971 (Naylor 2000; Ghiles/Woertz 2018).* In den folgenden 
Jahrzehnten wurden die Gewinnung von Bodenschätzen und der Ausbau 
bewässerter Landwirtschaft zu zentralen Merkmalen nordafrikanischer Ent- 
wicklungspolitiken. Bis in die 1970er Jahre hinein setzten die Regierungen auf 
Exporterlöse, um ihre jeweilige Wirtschaft zu diversifizieren und ihre wohl- 
fahrtsstaatlichen Versprechen einlösen zu können. Algerien und Tunesien 
konnten von einem Anstieg der internationalen Ölpreise profitieren. Daher 
kam es insbesondere in dieser Zeit zu einem beeindruckenden Ausbau des 
öffentlichen Bildungs- und Gesundheitswesens sowie der allgemeinen Strom- 
und Wasserversorgung. 

Tatsächlich stieß dieses Entwicklungsmodell jedoch bald an seine Gren- 
zen. Bereits in den 1960er Jahren gab es erste Anzeichen, dass die staatliche 
Ressourcensouveränität alleine die ungleichen Wirtschaftsverhältnisse nicht 
auszugleichen vermochte. Einerseits blieben die nordafrikanischen Staaten 


4 In Marokko, das damals ein formell eigenständiges Protektorat Frankreichs war, wur- 
den die Phosphatvorkommen bereits 1920 unter Generalresident Lyautey verstaat- 
licht, um die private Konkurrenz um Konzessionen zu beenden und die französische 
Vormachtstellung zu sichern (Avermaete 2012). 
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beim Ausbau der verarbeitenden Industrien weiterhin stark von auslän- 
dischem Kapital abhängig. Andererseits waren die regionalen Ökonomien 
aufgrund der geringen Diversifizierung verstärkt anfällig für schwankende 
Weltmarktpreise. Nur in Ausnahmefällen konnten produzierende Staaten 
diese einseitig bestimmen, wie etwa die Organisation erdölexportierender 
Länder (OPEC) nach 1973. 

Die postkoloniale Vision der NIEO setzte genau hier an, indem sie das 
Prinzip der Ressourcensouveränität an die Schaffung weiterer Bedingungen 
knüpfte. Unter diesen sollten die unabhängigen Staaten nicht nur selbst über 
ihre Ressourcen bestimmen, sondern diese auch selbst ausbeuten und ver- 
markten können: Zum Programm der NIEO gehörten Technologietransfers, 
Finanzhilfen und Reparationszahlungen (Boysen 2014). Diese Forderungen 
wurden jedoch nie erfüllt und die Nord-Süd-Beziehungen diesbezüglich nie 
reformiert. Stattdessen stärkten die Liberalisierung des internationalen Han- 
delsregimes und die Gründung der Welthandelsorganisation (WTO) den Sta- 
tus ausländischer Direktinvestitionen. Zudem schränkten neue internationale 
Standards für Exportprodukte die jüngst erkämpfte Ressourcensouveränität 
faktisch ein (Feichtner 2016). Aufgrund dieser Entwicklungen konnten die 
unabhängigen Regierungen weder die angestrebte wirtschaftliche Diversifi- 
zierung erreichen, noch die strukturelle Ungleichheit zwischen Ländern des 
Globalen Nordens und jenen des Globalen Südens überwinden. 

Diese Prozesse auf internationaler Ebene wurden begleitet von inner- 
staatlichen Veränderungen, durch die sich globale in lokale Ungleichheiten 
übersetzten. Tatsächlich boten weder das Prinzip der Ressourcensouveräni- 
tät noch die NIEO eine Antwort auf die Frage, ob und wie in den Staaten je 
eine sozial nachhaltige Umverteilung zu erreichen sei. Bestrebt, die jüngst 
erreichte politische Unabhängigkeit durch wirtschaftliche Souveränität im 
Sinne einer binnenzentrierten Industrialisierung zu ergänzen, spiegelte die 
NIEO in erster Linie den Wunsch der aufstrebenden Führungsschichten des 
Globalen Südens wider, ihren Einfluss innerhalb der vom Globalen Norden 
dominierten Weltwirtschaft neu auszuhandeln (Özsu 2023; Veit/Fuchs in 
diesem Band). Anders als ursprünglich erwartet brachte der damit einherge- 
hende Ressourcennationalismus nicht sozioökonomische Entwicklung und 
Gleichheit, sondern führte zu nicht demokratischen Bündnissen zwischen 
Eliten in Staat und Wirtschaft. Nach dem Scheitern importsubstituierender 
Wirtschaftsmodelle schwenkten ab den 1970er Jahren alle nordafrikanischen 
Regierungen - wenn auch in Ausmaß und Geschwindigkeit unterschied- 
lich - auf einen neuen wirtschaftsliberalen und innenpolitisch autoritären 
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Kurs ein. Diese von starkem Klientelismus begleitete Regierungspolitik brach- 
te erhebliche sozioökonomische Ungleichheiten mit sich. Diese verfestigten 
das in der Kolonialzeit entstandene Gefälle zwischen reichen (Küsten-)Städten 
und marginalisiertem Landesinneren und verstärkten es teilweise sogar noch 
(Mills/Alhashemi 2018). 

In den 1980er Jahren vertieften Politiken der wirtschaftlichen Liberali- 
sierung den Bruch zwischen staatlichen und gesellschaftlichen Ansprüchen 
an Souveränität und Entwicklung noch. Während Letztere nach wie vor 
Selbstbestimmung und soziale Gerechtigkeit in den Vordergrund stellten, 
forderten staatliche Strukturanpassungsprogramme (Teil-)Privatisierungen 
gewichtiger Sektoren sowie einen Abbau von Investitions- und Handelsbe- 
schränkungen. Das begünstigte die Konzentration von nationalem Kapital 
in den Händen weniger Großunternehmer:innen, die zudem eng mit den 
Staatseliten verbunden waren, aber auch eine erneute Öffnung des Roh- 
stoff- und Agrarsektors für transnationale Investitionen. Das hatte wiederum 
eine Verflechtung staatlicher und privater sowie nationaler und transna- 
tionaler Interessen zufolge. Die technologische und finanzielle Aufwertung 
der Exportbranchen sollte genau diese Interessen bedienen. Letztlich wurden 
nordafrikanische Unternehmen (auch staatliche) damit selbst zu Akteur:innen 
des internationalen Extraktivismus - ganz entgegen der an die Ressourcen- 
nationalisierung gekoppelten Wohlfahrtsversprechen.° 

Für die nordafrikanischen Gesellschaften hatte die internationale (Re-)Prio- 
risierung des Marktes über Fragen globaler sozialer Gerechtigkeit tiefgrei- 
fende Konsequenzen. Einsparungen im öffentlichen Sektor, kombiniert mit 
einer zunehmenden Mechanisierung, kosteten viele Arbeitsplätze. Zudem 
beraubte die (Teil-)Privatisierung der Staatsunternehmen große Teile der 


5 Die Ressourcenextraktion durch nordafrikanische Unternehmen beschränkt sich heu- 
te längst nicht mehr auf die eigenen Länder. Die marokkanische Minengesellschaft 
Managem (Teil der königlichen Holdinggesellschaft Al Mada, vormals Societe Natio- 
nale d’Investissement, SNI) baut beispielsweise unter Beteiligung der chinesischen 
Gruppe Wanbao in fünf afrikanischen Ländern Edelmetalle ab. Das staatliche Phos- 
phatunternehmen Office Chérifien des Phosphates (OCP) ist sogar auf fünf Kontinen- 
ten präsent, unter anderem in Joint Ventures mit Unternehmen aus Deutschland, Bel- 
gien, Spanien, den USA und den Vereinigten Emiraten (OCP 0.).). Hinzu kommen zahl- 
reiche Tochtergesellschaften, davon alleine zwölf auf dem afrikanischen Kontinent 
(OCPA 2019). Die Cevital, ein im Agrar- und Lebensmittelsektor führendes algerisches 
Firmenkonglomerat, besitzt Subunternehmen in Frankreich, Italien und Spanien. Zu- 
dem ist es in Brasilien, Dschibuti und Malaysia aktiv (Cevital o.).). 
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Arbeiter:innenschaft der vergleichsweise großzügigen Sozialversicherung des 
öffentlichen Dienstes (Camau 1997). Das tunesische Staatsunternehmen Com- 
pagnie des Phosphates de Gafsa (CPG) beschäftigte 2010 nur noch ein Drittel 
so viele Beschäftigte wie in den 1980er Jahren (Allal/Bennafla 2011). Gleichzei- 
tig untergräbt die von Entwicklungsinteressen getriebene Rohstoffgewinnung 
zunehmend die ökologischen Lebensgrundlagen in den Minenregionen von 
Kleinbäuer:innen. So geht die Neuerschließung von Ressourcen verstärkt mit 
zerstörerischen Abbaumethoden wie offenem Tagebau oder Fracking einher. 
Der hohe Wasserbedarf der Minen, aber auch des Obst- und Gemüseanbaus 
für den europäischen Markt, erhöht angesichts ohnehin knapper werden- 
der Wasservorkommen den Wassermangel. Zudem nahmen seit den 2000er 
Jahren Landenteignungen für Investitionsvorhaben in 6ffentlich-privater 
Partnerschaft zu. In Marokko etwa führten Umwidmungen von Staatsland 
und Allmenden durch die nationale Behörde für Ländliche Entwicklung in den 
vergangenen 20 Jahren zu einer enormen Umverteilung von Landbesitz und 
Landnutzung. Der größte Anteil des Landes ging dabei an Phosphatunter- 
nehmen, gefolgt von Bauinvestoren und landwirtschaftlichen Großbetrieben 
(Mahdi 2018). All dies steigert das Potenzial sozialer Verwerfungen, was sich 
an einer starken Zunahme ländlicher Proteste zeigt. 


Ressourcenbezogene Proteste in Nordafrika 


Die Rohstoffextraktion in Nordafrika war schon immer von Verteilungskon- 
flikten begleitet. Doch in den letzten 15 Jahren haben diese Ressourcenkonflik- 
te deutlich an Intensität gewonnen. Dies ist auf eine generelle Verschärfung 
sozioökonomischer Lebenslagen zurückzuführen. Auch manifestieren sich 
wiederkehrende Hitze- und Trockenperioden im Rückgang von Grundwasser- 
spiegeln, weshalb sich mit der thematischen Anerkennung von Klimawandel 
und ökologischen Veränderungen auch die Wasserfrage neu stellte. Neben 
diesen strukturellen Bedingungen waren vor allem die arabischen Massen- 
proteste von 2010/2011 mit ihrem Anspruch an soziale Gerechtigkeit und 
Selbstbestimmung ein wichtiger Treiber für die Verschärfung der Ressour- 
cenkonflikte. So gelten etwa in Tunesien die Aufstände in der Phosphatstadt 
Gafsa 2008 gar als Vorläufer des sogenannten Arabischen Frühlings, der Ende 
2010 in der agrarischen, von Enteignungen betroffenen Kleinstadt Sidi Bouzid 
begann (Fautras 2015). 
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Trotz der politischen Bedeutung der Ressourcenkonflikte wäre es falsch, 
auf eine vereinte antiextraktivistische Bewegung zu schließen. Tatsächlich 
handelt es sich um heterogene, oft sehr lokale Proteste, die sich entlang 
dreier Konfliktlinien entzünden (siehe hierzu auch Feichtner 2016): Erstens 
angesichts flagranter soziogeografischer Ungleichheiten an der Verteilung 
der Gewinne aus der Ressourcenabschöpfung. Zweitens an der Art der Res- 
sourcenabschöpfung, insbesondere wenn diese mit Naturzerstörung und 
Menschenrechtsverletzungen einhergeht und drittens an der Frage, ob und 
in welchem Ausmaß natürliche Ressourcen überhaupt abgeschöpft werden 
sollten. Dabei ist es wichtig zu sehen, dass Ziele, Intensität und Verlauf der 
Auseinandersetzungen je nach Ressource (Erdöl, Erdgas, Phosphate, Land, 
Wasser) sowie je nach der materiellen und kulturellen Bedeutung ebendieser 
für die Bevölkerung variieren. Gemein ist allen Protesten jedoch die Forderung 
nach Mitbestimmung bei der Ausbeutung und Nutzung vorhandener natürli- 
cher Ressourcen - seien es Bodenschätze, Agrarflächen oder Wasservorkom- 
men. Im Folgenden beleuchte ich drei unterschiedliche Ressourcenproteste: 
Erdöl- und Gasproteste, Phosphatproteste sowie Land- und Wasserproteste. 
Davon ausgehend zeige ich die Grenzen der Ressourcensouveränität auf, wie 
sie in der NIEO angedacht war. 


Erdöl- und Gasproteste 


Konflikte im Zusammenhang mit der Erdöl- und Gasgewinnung entzünden 
sich in erster Linie an der Frage, wem die daraus resultierenden Gewinne zu- 
stehen und wie diese innerhalb der Bevölkerung verteilt werden sollten. Diese 
Konflikte sind in der algerischen Sahara besonders ausgeprägt, deren Einwoh- 
ner:innen trotz der reichen Rohstoffvorkommen überdurchschnittlich von Ar- 
mut betroffen sind. Bereits 2004 forderte eine Delegation von Vertreter:innen 
mehrerer Städte der Region daher die Priorisierung lokaler Einwohner:innen 
bei der Vergabe von Arbeitsplätzen, ein von gewählten Vertreter:innen kon- 
trolliertes Entwicklungsprogramm für die Region sowie den Stopp der Teilpri- 
vatisierung des staatlichen Ölkonzerns Sonatrach. Diese »Bewegung der Kin- 
der des Südens«, wie sie sich nennt, sah sich harter Repression ausgesetzt, 
was wiederum neue Proteste hervorrief - friedliche wie gewaltsame. Spätes- 
tens als 2013 in Ouargla eine Massendemonstration gegen hogra, als soziale 
Ungerechtigkeit erlebte Arbeitslosigkeit und die Vergabe privater Bohrlizen- 
zen stattfand, erhielt die Bewegung landesweite Aufmerksamkeit (Belakhdar 
2015). 
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Mit der Bekanntgabe von Plänen zur Erschließung von Schiefergasfeldern 
in Salah im Dezember 2014 nahmen die Proteste auch eine ökologische Dimen- 
sion an. Slogans wie »Verlasst uns, (aber) tötet uns nicht!« oder »Die Unbarm- 
herzigkeit der Natur reicht uns aus« verbreiteten sich inmehreren Städten und 
betonten die befürchteten gesundheitlichen und ökologischen Konsequenzen 
des Frackings in einer bereits marginalisierten und vom Klimawandel bedroh- 
ten Region (Echorouk Online 2015). Dennoch weitete Sonatrach seine Zusam- 
menarbeit mit transnationalen Unternehmen weiter aus, darunter der deut- 
sche Gas- und Ölproduzent Wintershall Dea (Sonatrach 2020). Dies führte im 
Sommer 2021 zu einer erneuten Protestwelle. Die zunächst friedlichen Pro- 
teste entwickelten sich zu gewaltsamen Aufständen, nachdem ein führender 
Aktivist wegen vermeintlicher Anstiftung zu Terror verurteilt worden war. Zur 
Befriedung der Bewegung schaltete die Regierung einen nationalen Ombuds- 
mann ein, der eine Lösung mit den Protestierenden verhandeln sollte (Daoudi 
2021). Derlei Mediationsbemühungen konnten jedoch nicht verhindern, dass 
die andauernden Proteste insgesamt sowohl von einem Anstieg staatlicher Re- 
pression als auch von Militanz innerhalb der sozialen Bewegungen begleitet 
werden (Ghanem 2021). Dies offenbart ein Dilemma nordafrikanischer Auto- 
kratien: es kann durchaus zu einer Überlagerung und Kumulation verschiede- 
ner Protestbewegungen kommen, die sich letztlich sowohl gegen die Ressour- 
cenextraktion als auch gegen den Staat richten. 

Auch wenn die Erdölförderung in Tunesien im Vergleich zu Algerien wirt- 
schaftlich weniger bedeutend und größtenteils in privater Hand ist, zeigen 
sich dort ähnliche Protestdynamiken. Hier starteten Bewohner:innen der Re- 
gion Tataouine 2015 die Kampagne »Wo ist das Öl?«, in der sie die privaten 
Öl- und Gasunternehmen des Nepotismus und der Verschleierung des wah- 
ren Werts ihrer Abbaustätten beschuldigten. Zwei Jahre später besetzten De- 
monstrant:innen eine Ölanlage in Kamour und forderten eine gerechte Ver- 
teilung der Einnahmen. Insbesondere verlangten sie eine Reinvestition von 
20 Prozent der Profite in der Region, dazu die rechtlich bindende Auflage für 
Unternehmen, mindestens 4.500 Arbeitsplätze zu schaffen, einmalige Inves- 
titionen in Höhe von umgerechnet 40 Millionen Euro in die öffentliche und 
soziale Infrastruktur, einen Entwicklungsfonds sowie die Überprüfung und 
Neuverhandlung aller Konzessionen (Altarhoni 2017). Nach drei Monaten Blo- 
ckade, die zu erheblichen Gewinneinbußen führte, erklärte die tunesische Re- 
gierung alle strategischen Ölgewinnungsstandorte zu Militärzonen. Nachdem 
Militärs einen Demonstranten getötet hatten, stimmte die Regierung den For- 
derungen der Protestbewegung zu (McCarthy 2022). Die Regierung hielt ihre 
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Versprechen jedoch kaum, was 2020 erneute Proteste und Blockaden hervor- 
rief. Erst als transnationale Ölunternehmen mit einer Rückgabe ihrer Konzes- 
sionen drohten und erste Lohnsenkungen vornahmen, kam es schließlich zu 
einer erneuten Einigung zwischen Protestbewegung und Regierung (Meddeb 
2021). 

Ebenso wie in Algerien bekommen auch in Tunesien die Erdöl- und Gas- 
proteste zunehmend eine umweltpolitische Dimension. Dies ist insbesondere 
auf den Inseln von Kerkennah zu beobachten, wo in den 1990er Jahren Öl- und 
Gasförderplattformen errichtet worden waren. Die Betreiber:innen sind wie 
in Tataouine private, meist transnationale Unternehmen, wobei der Staatsbe- 
trieb Entreprise Tunisienne d’Activites Petrolieres (ETAP) 50 Prozent der Antei- 
le hält. Größere Proteste brachen hier 2016 aus, nachdem eines der ansässigen 
Olunternehmen seine Zahlungen in einen Entwicklungsfond zur Schaffung lo- 
kaler Arbeitsplätze einstellte (Feltrin 2018). Im selben Jahr kam es zu einer Öl- 
pest, die für die Bevölkerung umso dramatischer war, als viele der ansässigen 
Familien vom Fischfang leben und sich seit der Erschließung der Bohrstandor- 
te zunehmend ihrer Lebensgrundlagen beraubt sehen. Die Aussichten der be- 
troffenen Fischer:innen auf eine erfolgreiche Klage zerschlugen sich, worauf- 
hin das verantwortliche Unternehmen zum Ziel wütender Proteste wurde. Die 
Regierung schickte den Umweltminister persönlich auf die Inseln, um einer 
Eskalation und Radikalisierung der Proteste vorzubeugen (Robert 2021). Die 
ursprünglich heterogenen Proteste vereinten sich zu einer kollektiven Protest- 
front, die Forderungen nach lokalen Arbeitsplätzen in der Ölindustrie sowie 
nach mehr Naturschutz in einem neuen Protestziel zusammenführte. Die Pro- 
testierenden forderten nun eine nachhaltigere und für die Bevölkerung profi- 
tablere Nutzung der Öl- und Gasvorkommen. 


Phosphatproteste 


Heftige Proteste entzünden sich auch am Phosphatabbau in Marokko und Tu- 
nesien.° Die beiden staatlichen Phosphatunternehmen gehören zu den größ- 
ten Arbeitgebern des Landes. Dennoch generiert die Phosphatindustrie nur in 


6 Marokko verfügt über die weltweit größten Phosphatvorkommen und steht bei der 
Produktionsmenge weltweit an zweiter Stelle hinter China. Tunesien nahm vor 2011 
Platz 5 ein. Nachdem Proteste zu Produktionsausfällen führten, fiel das Land jedoch 
auf Platz 10 ab (Pistilli 2022). 
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begrenztem Maße Wohlstand und Arbeitsmöglichkeiten für die lokale Bevöl- 
kerung - gerade im Vergleich zur Ölbranche, in der Staaten weitaus höhere 
Gewinne erzielen, die sich prinzipiell umverteilen ließen. Die Menschen, die 
in den Phosphatabbauregionen leben, sind überproportional von den gesund- 
heitlichen und ökologischen Folgen des Abbaus betroffen, insbesondere nach 
der Umstellung von Unter- aufÜbertagebau in den 1990er Jahren (Hibou 2015). 

Der Hauptkonflikt um die Phosphatindustrie, der die Protestdynamik 
bestimmt, entzündete sich ähnlich wie bei der Ölindustrie an der Frage der 
Verteilung der Gewinne sowie der Schaffung lokaler Arbeitsplätze. In Tu- 
nesien legten die sogenannten großen Gafsa-Aufstände zwischen 2008 und 
2009 erstmals die gesamte Phosphatindustrie lahm. Sie wurden ausgelöst von 
Vorwürfen korrupter Einstellungspraktiken. Von der Heftigkeit der Proteste 
überrascht, riegelte die Polizei die beteiligten Gemeinden in einem Quasi- 
Belagerungszustand sechs Monate lang ab (Chouikha/Gobe 2009). Seit den 
Umbrüchen 2011 wurden in der Region wiederholt Minen und Fabriken be- 
setzt. Die Minen in Oum Laarayes und Redeyef standen knapp ein halbes 
Jahr lang still. Dies beeinträchtigte die Phosphatproduktion derart, dass der 
Rohstoff vorübergehend importiert werden musste (Blaise 20202). Um die 
Proteste zu befrieden und die Produktion in einer angespannten wirtschaft- 
lichen Lage wieder aufnehmen zu können, stellte die tunesische Regierung 
Tausende junge Arbeitslose auf fiktiven Stellen ein -also ohne konkrete 
Arbeitsaufgaben. Alleine das Staatsunternehmen CPG schuf 8.000 solcher 
Stellen, sodass es 2018 schätzungsweise 13.500 Arbeiter:innen beschäftigte, 
ohne dass dies wirtschaftlich gerechtfertigt gewesen wäre (Boumiza 2018). 

In Marokko ist eine ähnliche, wenngleich weniger dramatische Dynamik 
beobachtbar. Khouribga, wo sich die größte Phosphatmine des Landes befin- 
det, wurde zur Hochburg der Proteste gegen den Staatskonzern OCP Group. 
Die friedlichen Demonstrationen vorwiegend junger Arbeitsloser gingen hier 
teilweise in gewaltsame Ausschreitungen und Blockaden zentraler Güter- 
bahnstrecken über. Auch die marokkanische Regierung reagierte mit einer 
Mischung aus Repression und der Schaffung (teils fiktiver) Arbeitsplätze, um 
die Proteste einzudämmen. 

Neben Verteilungskonflikten spielten auch beim Phosphatabbau Umwelt- 
konflikte eine zunehmende Rolle. Diese haben ihren Ursprung in den 1980er 
Jahren. Exemplarisch für Marokko ist dabei die Stadt Safi, der Standort einer 
weiterverarbeitenden Phosphatfabrik. Hier führten mehrere Chemieunfälle 
zu erheblichen Umweltschäden mit schwerwiegenden Folgen für landwirt- 
schaftliche Aktivitäten, darunter auch den Fischfang. Die lokale Bevölkerung 


146 


Ill. Souveränität, Dekolonisierung und Solidarität im Zeitalter der Globalisierung 


leidet in einem hohen Maß an Krebserkrankungen, Nierenversagen und 
Knochenkrankheiten (White 2015). Eine besonders starke Protestwelle er- 
schütterte die Stadt 2014, als die Regierung die Errichtung eines zusätzlichen 
Wärmekraftwerks ankündigte (Bouraque 2014). Der Bau wurde 2018 fertig- 
gestellt. In Tunesien zeigt sich ein vergleichbares Bild in Gabés, einst eine 
einzigartige Küstenoase und nun eine der am stärksten verschmutzen Städte 
des Landes.’ Diese Verschmutzung führte zu Protesten der Stadtbevölkerung, 
aber auch von Bäuer:innen und Fischer:innen aus dem Umland. Diese fordern 
seit über 30 Jahren eine Kompensation für verseuchte und daher unverkäuf- 
liche Produkte (Blaise 2020b; Robert 2021). Die Proteste werden teilweise von 
Auseinandersetzungen um Land und Wasserressourcen überlagert, da die 
Wasserbohrungen der Industrie lokale Brunnen, aber auch noch erhaltene 
Teile der Oase zunehmend austrocknen. 


Land- und Wasserproteste 


In ländlichen Protesten gegen die Enteignung und Privatisierung von Land 
und Wasserressourcen werden Forderungen nach lokaler Souveränität über 
Gemeinschaftsgüter besonders deutlich. Auch diese Proteste nahmen in 
den vergangenen Jahrzehnten merklich zu. Grund hierfür sind neben his- 
torisch begründeten Ansprüchen auf bereits verstaatlichtes Agrarland die 
zunehmende Umwidmung von noch bestehenden Allmenden in Bau- und 
Industrieflächen sowie der disproportional hohe Wasserverbrauch von Mi- 
nenindustrie und Exportlandwirtschaft. Dieser trägt neben regelmäßigen 
Ausfällen der Trinkwasserversorgung auch zu sinkenden Grundwasserspie- 
geln bei (Mayaux/Rousseau 2021). Die Proteste werden in erster Linie von 
Kleinbäuer:innen und landlosen Arbeiter:innen getragen, die sich neben ih- 
ren Lebensgrundlagen auch ihres soziokulturellen Erbes beraubt sehen. Dabei 
handelt es sich jedoch weniger um eine einheitliche Bewegung als vielmehr 
um eine Vielzahl lokaler Proteste, deren Forderungen stark von den jewei- 
ligen spezifischen örtlichen Umständen geprägt sind und die vorrangig auf 
nachbarschaftlichen Netzwerken beruhen. 

Der Protest der agropastoralen Bevölkerung im marokkanischen Imider ist 
emblematisch für diese Form der Proteste. Sie richtet sich gegen Managem, 


7 Nach offiziellen Angaben pumpte die CPG 2017 täglich 14.000 Tonnen Phosphorgips 
in den Golf von Gabés (Arabnews 2017). 
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den Betreiber der größten Silbermine Afrikas. Die Mine generiert keine nen- 
nenswerten Beschäftigungsmöglichkeiten für die lokale Bevölkerung, hat aber 
verheerende Auswirkungen auf die Natur. Konkret führen ihre Wasserbohrun- 
gen zu einer Trockenlegung des traditionellen Bewässerungssystems. Die für 
die Herauslösung des Silbers verwendeten Chemikalien verseuchen zugleich 
die umliegenden Böden (Bouhmouch/Bailey 2015). In einem fast zehn Jahre 
währenden Sit-in forderte die Bevölkerung Reparationen für Umweltschäden, 
Stipendien für Studienzwecke, bessere Bildungschancen sowie einen gerech- 
ten Anteil der Gewinne aus dem Silberabbau, der zudem nachhaltiger gestaltet 
werden soll. Dabei bekamen die lokalen Souveränitätsansprüche zunehmend 
eine ethnische Komponente, befeuert von Narrativen einer bereits Jahrhun- 
derte währenden Unterdrückung der ansässigen Amazigh (auch Berber ge- 
nannt) durch Kolonialismus, Arabisierung und Zentralstaatlichkeit (El Kha- 
laoui/Bogaert 2019). Ähnliche Protestdynamiken sind bei der Errichtung des 
Sonnenkraftwerks Noor in Ait Oukrour zu beobachten. Das halbstaatliche, un- 
ter anderem mit Investitionen aus Deutschland finanzierte Projekt wurde auf 
ehemaligem Gemeinschaftsland errichtet. Dies wurde von fortwährenden De- 
monstrationen und Hungerstreiks gegen die mangelnde Entschädigung sowie 
gegen die Verarmung der lokalen Gemeinschaft begleitet (Rignall 2021). Dane- 
ben gibt es Wasserproteste in Reaktion auf die exportorientierte Agrarwirt- 
schaft. In Zagora, nahe der algerischen Wüste, fordert die lokale Bevölkerung 
in sogenannten »Durstprotesten« ihr Recht auf Trink- und Bewässerungswas- 
ser ein. Grund für den Wassermangel ist der Anbau von Melonen für den euro- 
päischen Markt, der beinahe die kompletten Wasserreserven der semiariden 
Region in Anspruch nimmt. Neben seinen Folgen für Natur und Bodenqua- 
lität bedroht dieser Anbau auch die Menschen in ihrem Überleben (Bossen- 
broek et al. 2023). Ein ähnliches Bild ließe sich für Tunesien zeichnen, wo die 
öffentliche Wasserversorgung in ländlichen Gebieten oft wochenlang unter- 
brochen ist. Im benachbarten Algerien gibt es bereits seit über 20 Jahren ge- 
waltsame Auseinandersetzungen um Wasserressourcen, insbesondere an den 
Erdölstandorten (Eugene 2020). 

Eine spezifische, radikale Form der Landproteste findet sich in Tunesien. 
Hier besetzten im Zuge der Aufstände 2011 landlose Kleinbäuer:innen über 
70.000 Hektar staatlichen, teils an private Investor:innen verpachteten Landes 
(Elloumi 2013). Begründet wurden diese Proteste mit Narrativen eines histori- 
schen Anrechts auf das Land und dessen (gemeinschaftliche) Nutzung, kom- 
biniert mit Verweisen auf Unterdrückungserfahrungen durch Kolonialmacht 
und Nationalstaat (Gana/Taleb 2019). Während die meisten Besetzungen von 
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einzelnen Familien getragen wurden, gab es auch eine Reihe kollektiver Ak- 
tionen, die zwischen wenigen Tagen und mehreren Jahren andauerten. In ei- 
nem einzigen Fall, der Oase Jemna in Südtunesien, konnten die Bewohner:in- 
nen das Land bis heute halten. Die Dattelplantage wird seither kollektiv be- 
wirtschaftet. Die Verwaltung der Einnahmen sowie deren Nutzung zur Um- 
setzung lokaler Entwicklungsprojekte obliegen einer eigens gegründeten Ge- 
meinschaftsorganisation (Kerrou 2021). Auch wenn die Zukunft der Oase der- 
zeitnoch offen ist, konnten die anhaltenden Landproteste in Tunesien eine De- 
batte über lokale Ressourcensouveränität und Entwicklung anstoßen, die sich 
auch in der Gesetzgebung niederschlug. 


Lokale Ressourcensouveränität als Teil 
einer gerechteren Weltwirtschaftsordnung 


Die sich zuspitzenden Ressourcenproteste in Nordafrika zeigen die Gren- 
zen dessen auf, was seinerzeit in der Logik der NIEO mit dem Prinzip der 
Ressourcensouveränität erreicht werden sollte: Durch die Nationalisierung 
zentraler Ressourcen sollte die Hierarchie zwischen Ausbeuter:innen und 
Ausgebeuteten aufgelöst werden. Stattdessen verdeutlichen die Narrative 
von hogra und erfahrener ethnischer Unterdrückung, dass sich am zugrunde 
liegenden strukturellen Problem - nämlich der mit der extraktivistischen 
Wirtschaftsweise einhergehenden, allumfassenden Gewalt gegen Territorien, 
Bevölkerungsgruppen und individuelle Körper (Acosta 2018) — wenig geändert 
hat. Richtete sich der Widerstand in den Jahren nach den Staatsgründungen 
beinahe ausschließlich gegen die ehemaligen Kolonialmächte, so stehen heu- 
te größtenteils die Nationalstaaten und die mit ihnen verbundenen Eliten 
selbst im Zentrum der Forderungen und Vorwürfe. Vor dem Hintergrund 
der internationalen und transnationalen Dimensionen der Konflikte stellt 
dies für die nordafrikanischen Staaten ein konkretes Problem dar: Wäh- 
rend ihre Regierungen bei der Verteilung der Rohstofferlöse einen gewissen 
Handlungsspielraum haben, ist dieser aufgrund der globalen Wirtschafts- 
verflechtungen in Bezug auf tiefgreifende strukturelle Veränderungen stark 
begrenzt (Feichtner 2016). Das offenbart sich nicht zuletzt im begrenzten Re- 
pertoire an Reaktionen der Staaten auf die genannten Proteste: Diese bewegen 
sich - unabhängig von der Regierungsform - zwischen punktuellen, wenig 
nachhaltigen Zugeständnissen (wie der Schaffung fiktiver Arbeitsplätze) und 
der gewaltförmigen Unterdrückung der Proteste. Dass dieser eingeschränkte 
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Handlungsspielraum die Staaten von innen her zutiefst angreifbar macht, 
verdeutlichte spätestens der sogenannte Arabische Frühling. 

Tatsächlich gibt die Geschichte der NIEO insofern recht, als das Prinzip 
der Ressourcensouveränität allein - also losgelöst von einer globalen Umver- 
teilung von Rechten und Ressourcen - das gewünschte Ziel gar nicht errei- 
chen konnte. Daher wäre es auch verkürzt, daraus zu schließen, dass ledig- 
lich die staatliche Ressourcensouveränität erneut gestärkt werden muss. Im 
Unterschied zu den 1970er Jahren sind heutige Debatten und Bewegungen viel 
stärker von mega-regionalen Handelsabkommen und Schiedsgerichtsverfah- 
ren bestimmt. Heutige Proteste sehen Ressourcen nicht mehr - wie noch in 
den 1970er Jahren - als Mittel zur Erfüllung nationaler Interessen an, sondern 
stellen das Recht auf Selbstbestimmung lokaler Gemeinschaften und ethni- 
scher Minderheiten in den Vordergrund. Sie verweisen damit auf eine Lücke 
in den Debatten um die NIEO, nämlich deren Auslassung der Frage, ob und in- 
wieweit die Umsetzung der Ressourcensouveränität auch eine sozial gerechte 
Umverteilung in Ländern des Globalen Südens befördert. In den damaligen 
NIEO-Debatten fand wenig Beachtung, dass Ressourcensouveränität ohne lo- 
kale Autonomie und selbstbestimmte Handlungsfähigkeit von Bevölkerungen 
(die von den negativen Konsequenzen des Extraktivismus betroffen sind) un- 
zureichend ist. Insbesondere in Bezug auf Land und Wasser ist lokale Ressour- 
censouveränität häufig schon zu einer existenziellen Frage geworden: Staats- 
bürger:in zu sein bedeutet nur wenig, wenn der Staat lebenswichtige Ressour- 
cen zu einem selbst definierten, angeblich öffentlichen Nutzen enteignen kann 
oder Gemeinschaftsland aufgrund von Umweltbelastungen oder Wasserman- 
gel nicht mehr zum Anbau von Nahrungsmitteln genutzt werden kann. 

Obwohl die NIEO diese Frage der lokalen Souveränität aussparte, lohnt 
sich ein genauerer Blick auf die damaligen Debatten. Tatsächlich gibt es in 
der Diskussion um Ressourcensouveränität seit jeher zwei Positionen (Gil- 
bert 2013): Fürsprecher:innen der NIEO betonten das Recht von Staaten, 
auf ihrem Territorium Souveränität über Ressourcen auszuüben. Dagegen 
hob die sich zeitgleich entwickelnde Menschenrechtsagenda die individuelle 
Souveränität und den damit einhergehenden Partizipationsanspruch Ein- 
zelner hervor. Letztere Position erlangte offensichtlich in der Praxis weitaus 
weniger Bedeutung. So bleiben im internationalen Wirtschaftsrecht allein 
Staaten legitimiert, Investitions- und Handelsentscheidungen in Bezug auf 
Ressourcenextraktion zu treffen. In internationalen Schiedsgerichten sind 
ausschließlich Unternehmen und Staaten als Parteien vorgesehen. Dies wird 
insbesondere dann zu einem Problem, wenn Staaten den Willen einzelner 
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Bevölkerungsgruppen unzureichend repräsentieren. Lokale Bevölkerungen 
haben oft nur begrenzte Möglichkeiten, gegen die Erschließung neuer Abbau- 
gebiete oder die Vergabe von Lizenzen, gegen ein wenig nachhaltiges Wasser- 
management oder intransparente Landumwidmungs- und Vergabeverfahren 
vorzugehen. Zwar setzen inzwischen auch in den autoritären Staaten Nord- 
afrikas fast alle Projekte auf sogenannte Bürgerbeteiligung, doch handelt es 
sich dabei per Definition meist um freiwillige und begrenzte Interventionen, 
die oft erst einsetzen, wenn Entscheidungen bereits getroffen wurden. Damit 
offenbart sich ein bislang nicht gelöstes Repräsentationsproblem: Das Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker impliziert, dass diese Selbstbestimmung durch 
das Volk erfolgt. Dies ist in autoritär-extraktivistischen Systemen aber nicht 
möglich, da der Staat den Willen des Volks unzureichend repräsentiert. 

Um die innerstaatlichen Ressourcenkonflikte und die damit einherge- 
hende Destabilisierung der betroffenen Gesellschaften zu entschärfen, bedarf 
es zweierlei: Erstens einer erneuten Politisierung der Ressourcenkonflikte 
auf internationaler Ebene und zweitens eine proportionale politische und 
wirtschaftliche Beteiligung betroffener Bevölkerungsgruppen an Abbau- 
projekten. Im Sinne einer neuen Neuen Weltwirtschaftsordnung - einer 
NIEO? - bedeutet das konkret die Schaffung rechtlich bindender Abkom- 
men, die es erlauben, Zweitstaaten und dort ansässige Unternehmen für 
Menschenrechtsverletzungen zur Verantwortung zu ziehen (siehe Dohmen in 
diesem Band). Einen ersten Ansatzpunkt hierfür bieten die internationalen 
Abkommen zum Schutz der Rechte indigener Völker. Auf deren Grundlage 
haben indigene Bevölkerungen in Einzelfällen bereits erfolgreich lokale Res- 
sourcensouveränität beansprucht (Gilbert 2013). Anstatt jedoch eine weitere 
Ethnisierung von Konflikten voranzutreiben, wie sie auch in Nordafrika seit 
einigen Jahren zu beobachten ist, gilt es generell, Bevölkerungen in unmittel- 
barer Nähe zu natürlichen Ressourcen dazu zu befähigen, sich aufihre Rechte 
zu berufen. An diesem Punkt zeigt die Bewegung für Nahrungsmittelsouve- 
ränität Möglichkeiten auf, etwa wenn sie das Menschenrecht auf Nahrung mit 
dem Recht auf Selbstbestimmung kombiniert (siehe Karadag in diesem Band). 
Die Stärkung der lokalen Ressourcensouveränität auf internationaler Ebene 
ist selbstverständlich nur wenig aussichtsreich ohne eine Demokratisierung 
der innerstaatlichen Verhandlungen von Ressourcenkonflikten. Hierzu bedarf 
es in erster Linie einer höheren Transparenz bezüglich der rechtlichen Grund- 
lagen getroffener Abkommen, aber auch der Zahlungen von Unternehmen an 
Rohstoffstaaten und ihrer erwirtschafteten Einkünfte (siehe hierzu Feichtner 
2016; Rignall 2021). 
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Proteste im Kontext der sich verschärfenden Klimakrise zeigen zudem, 
dass die NIEO mit ihrem Verständnis von natürlichen Ressourcen als neu zu 
regulierende Waren zu kurz griff. Stattdessen muss eine NIEO” natürliche 
Ressourcen als Güter konzipieren, die es zum Wohle der Allgemeinheit zu 
erhalten und zu schützen gilt. Zwar stellen die meisten Proteste in Nordafrika 
weder die Ressourcenextraktion noch das kapitalistische Wirtschaftssystem 
an sich infrage (Mayaux/Rousseau 2021). Gleichzeitig richten sie sich aber 
explizit gegen deren Auswirkungen: die Verarmung weiter Landstriche, Na- 
turzerstörung und damit einhergehende gesundheitliche Belastungen sowie 
die unwiderrufliche Erschöpfung von Rohstoff- und Wasservorkommen. Die- 
se Folgen eines ökologisch ungleichen Tauschs zwischen Globalem Norden 
und Globalem Süden (siehe Pichler in diesem Band) bilden sich weder in den 
Rohstoff- und Konsumpreisen ab, noch können die beteiligten Investor:innen 
und Zweitstaaten für ihren Anteil an diesen Folgen zur Verantwortung gezo- 
gen werden. Das macht deutlich: Wenn Staaten Ressourcen in einer Art und 
Weise nutzen, die eine Degradierung oder gar den Verlustvon Lebensraum mit 
sich bringt und damit fundamentale territoriale Interessen aufs Spiel setzen, 
muss die Ressourcensouveränität durch bindende Naturschutzabkommen 
begrenzt werden. 

Schlussendlich muss eine solidarische und ökologisch verträgliche Welt- 
wirtschaftsordnung auch Raum für die Entfaltung alternativer Entwick- 
lungsmodelle schaffen. Insbesondere in Tunesien, das nach den Umbrüchen 
2011 ein Jahrzehnt der demokratischen Öffnung erleben durfte, hat sich 
diesbezüglich eine rege Debatte entwickelt. So plädieren Forscher:innen 
des 2017 gegründeten »Observatoire de la Souveraineté Alimentaire et de 
LEnvironnement« (OASE) für ein radikal neues Entwicklungsmodell, das 
Nahrungsmittelsouveränität und Naturschutz in den Mittelpunkt stellt. OA- 
SE fordert in seiner Charta, dass die Nahrungsproduktion sich in erster Linie 
an den Bedürfnissen der Bevölkerung und der Natur orientieren müsse, nicht 
an kapitalistischer Wertschöpfung (OASE o.].). Natürliche Ressourcen dürf- 
ten demnach kein Eigentum privater Investor:innen oder eines Agrobusiness 
sein (ob national oder international). Auch der internationale Handel bedür- 
fe einer Regulierung und Begrenzung, um neue Politiken des »delinkings« 
(Amin 1990) zu ermöglichen. Andere zivilgesellschaftliche Organisationen wie 
das »Forum Tunesien pour les Droits Economiques et Sociaux« setzen sich 
für universelle öffentliche Dienstleistungen - wie Gesundheitsfürsorge und 
Bildung - ein, für angemessene Arbeitsbedingungen sowie eine Grundsiche- 
rung für Menschen, die nicht arbeiten können. Schließlich veröffentlichte das 
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»Observatoire Tunisien de ’Economie« (OTE) jüngst eine Studie mit dem Titel 
»Heraus aus dem Internationalen Währungsfonds«, die eine breite Palette an 
Alternativen zu Strukturanpassungs- und Austeritätsmaßnahmen diskutiert 
(OTE 2023). Solche ideellen und faktischen Kämpfe vor Ort müssen durch 
Solidarität, innovative Lösungen und klare, praktische Vorschläge unterstützt 
werden. 
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Spuren der New International Economic Order 
in den Sustainable Development Goals 


Katja Freistein 


Die Idee der New International Economic Order (NIEO) ist eng mit den Verein- 
ten Nationen (UN) und ihrem Anspruch einer friedlichen, gerechteren Welt- 
ordnung verknüpft. Vor dem 50. Jahrestag der NIEO 2024 zeichnen sich aktuell 
Wiederbelebungsversuche der damaligen Debatte über eine solche gerechtere 
Weltwirtschaftsordnung ab. Diese Versuche werden etwa in der Havanna-Er- 
klärung (Progressive International 2023) der Progressives-International-Be- 
wegung explizit formuliert. Der Bewegung dient die NIEO als Ansatzpunkt für 
zukünftige Reformen der Weltwirtschaftsordnung sowie als Grundlage sub- 
stanziellen Wandels. Vor allem aber stimmte die UN-Generalversammlung im 
Dezember 2022 über eine Resolution ab (UN 2022), die die ursprünglichen For- 
derungen der NIEO bekräftigte und in einen neuen Diskussionsrahmen stell- 
te. Die Resolution hatten Pakistan, China und die Gruppe der 77 (G77) unter 
dem Titel »Towards a New International Economic Order« eingebracht. Mit 123 
zu 50 Stimmen (bei einer Enthaltung der Türkei) wurde die Resolution zwar 
angenommen, fand aber keinerlei Unterstützung bei westlichen Staaten. Die 
USA und die Tschechische Republik (stellvertretend für die EU-Staaten) be- 
gründeten ihre Ablehnung bereits im Vorfeld zum einen damit, dass die Re- 
solution auf einer unangemessenen Regulierung internationaler Finanzinsti- 
tutionen bestehe. Zum anderen seien die Problemdefinitionen der 1970er Jah- 
re (also die ursprüngliche NIEO-Erklärung, siehe UN 1974) kein zeitgemäßer 
Rahmen für die aktuellen Herausforderungen. Die Resolution von 2022 be- 
kräftigt Forderungen, die schon 1974 gestellt wurden, stellt aber auch Bezüge 
zu jüngeren Entwicklungen in den UN her, die im Bereich der Entwicklungs- 
zusammenarbeit eine gleichwertigere Rolle verschiedener Staaten anstreben. 
Explizit nennt die Resolution mehrfach die Sustainable Development Goals 
(SDG), die als Rahmen für zum Teil ähnliche Forderungen dienen - dort fin- 
det sich etwa die Regulierung internationaler Finanzinstitutionen in ähnlicher 
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Weise. Damit erreicht die neue Resolution erstens performativ eine Erinne- 
rung an frühere Versprechen und zweitens eine Aktualisierung der Forderun- 
gen knapp fünfzig Jahre nach deren ursprünglicher Verabschiedung. 

Was in den UN heute noch von den Zielen der damaligen NIEO geblie- 
ben ist, ist eine regelmäßige Überprüfung der Fortschritte bei der Erreichung 
der NIEO-Ziele. Diese lebt im System der UN eher als eine rituelle Erinne- 
rung an die ursprünglichen Debatten weiter und leitet bis heute die Arbeit von 
UN-Institutionen wie etwa der Konferenz der Vereinten Nationen für Han- 
del und Entwicklung (UNCTAD) an (Corea 1977). Die UN sind zwar einerseits 
die inklusivste internationale Organisation, in der auch die Staaten des Glo- 
balen Südens Mitglied sind, genießen aber andererseits allenfalls einen mä- 
Big guten Ruf als Problemlöserin. Gerade in Bezug auf ihre Ungleichbehand- 
lung von Staaten gerieten die UN schon häufiger in die Kritik. Das historische 
Scheitern der NIEO-Agenda war dabei nur ein Indikator, der die UN als eine 
Institution, die auch die Interessen südlicher Staaten vertreten sollte, letzt- 
lich machtlos erschienen ließ (Hurd 2007). Einigermaßen regelmäßig veröf- 
fentlichen die UN jedoch bis heute Berichte, die prüfen, ob es Fortschritte in 
Richtung einer gerechteren Weltwirtschaftsordnung gibt - stets mit explizi- 
tem Bezug auf die NIEO. Diese Bezugnahmen waren lange Zeit alles, was in 
den UN noch von der NIEO geblieben war. Zumindest der revolutionär egali- 
täre Anspruch der NIEO, aber auch ihr fundamental systemkritischer Ansatz, 
mit Forderungen nach grundlegenden Reformen, sind im heutigen Diskurs 
nicht mehr so recht zu finden. Dennoch ist die NIEO keineswegs vergessen; sie 
lebtin den UN fort und kann - so lässt sich argumentieren — auch diskursiv re- 
aktiviert werden. Beobachten lässt sich das - wie ich in diesem Beitrag zeigen 
möchte - ganz besonders in den 2015 verabschiedeten globalen Entwicklungs- 
zielen, den SDG (UN 2015a). Diese führen einerseits Ideen und Maßnahmen 
globaler Entwicklungszusammenarbeit einfach weiter und stehen anderseits 
für eine ambitionierte und aufwendige Agenda, die zumindest implizit auf ei- 
ne systematische Gleichstellung von Entwicklungsländern und anderen Län- 
dern abzielt. Als Großprojekt verschiedener UN-Organisationen in Kooperati- 
on mit zahlreichen staatlichen und nichtstaatlichen Unterstützer:innen initi- 
iert, bilden die SDG einen Rahmen für die globale Entwicklungszusammen- 
arbeit. Sie bündeln in zentralen Bereichen Ressourcen und sollen dazu beitra- 
gen, beobachtbare Fortschritte bei der Verbesserung von Lebensbedingungen 
überall auf der Welt zu erzielen. 

Im Folgenden möchte ich an drei zentralen Punkten zeigen, wie sich trotz 
unterschiedlicher Rhetorik und trotz starker Veränderungen des institutio- 


Katja Freistein: Spuren der New International Economic Order 


nellen und politischen Kontexts auch im heutigen UN-Diskurs noch Spuren 
der NIEO nachverfolgen lassen. Diese Spuren finden sich insbesondere in 
den aktuellen globalen Entwicklungszielen, den SDG, nämlich ı. in deren 
universalem Geltungsanspruch, 2. in deren Ziel einer besseren Teilhabe der 
Entwicklungsländer an globalen Entscheidungsprozessen und 3. in deren Idee 
der Nachhaltigkeit. Mit der diskursiven Verknüpfung beider Prozesse - von 
SDG und NIEO - bieten sich Chancen für eine Wiederbelebung der Diskus- 
sion um Chancengleichheit für Länder des Globalen Südens, die ich hier 
ausloten möchte. Die SDG sollen dabei nicht als Neuauflage der Debatten um 
strukturelle Ungleichheiten im internationalen System verstanden werden, 
wie es die NIEO einst tat; dennoch zeigen die SDG im Unterschied zu vorheri- 
gen Debatten der letzten Jahrzehnte zumindest Ansätze einer fundamentalen 
Beschäftigung mit ungleichen Bedingungen, deren Grenzen und Potenziale 
hier ebenfalls zur Sprache kommen. 


Die NIEO im Rahmen der Vereinten Nationen 


Die Debatten um die NIEO fanden in einem internationalen Rahmen statt, der 
sich nach 1945 als Nachkriegsordnung konstituierte und erst im Zuge der De- 
kolonisierung allmählich inklusiver und tatsächlich global wurde (Weiss/Daws 
2018). Zumindest der Anspruch der UN, gleiche Rechte für alle Staaten zu ga- 
rantieren, kann als global angesehen werden. Die intensiven politischen Aus- 
einandersetzungen um eine neue Weltordnung innerhalb der UN - die sich 
unter anderem an den Forderungen nach der NIEO zeigten - waren nur mög- 
lich, weil neue Staaten in Asien und Afrika, die sich zuvor als verbleibende 
Kolonien in die Friedensordnung nach dem Zweiten Weltkrieg hatten fügen 
müssen, nun als autonome Subjekte internationaler Politik zum ersten Mal 
ihre Rolle als formal souveräne und gleichberechtigte Einheiten einnahmen. 
Der Status als eigenständige Staaten (anstatt als Kolonien westlicher Mäch- 
te) erlaubte es ihnen, eigene Interessen zu formulieren und nicht nur als ab- 
hängige Einheiten aufzutreten. Symbolisch wichtige Schritte aufdem Weg zu 
einer Emanzipation waren etwa die Konferenz von Bandung 1955 (die als Mo- 
ment der Kooperation zwischen postkolonialen Staaten gilt, siehe allerdings 
kritisch dazu Shilliam 2016) sowie die Gründung der Bewegung der Blockfrei- 
en Staaten 1961. Sie unterstrichen den Anspruch der neuen Staaten auf sou- 
veräne Gleichheit (Wright 1956). Trotz des neuen Status, den sich zumindest 
einige Staaten mit vielen Opfern in Befreiungskämpfen gegen ihre Kolonial- 
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mächte erworben hatten, war die postkoloniale Weltordnung von Beginn an 
alles andere als gleich. 

Die Forderungen nach einer neuen, gerechteren Weltwirtschaftsordnung 
untermauerten daher einen Anspruch auf Gleichbehandlung, der sich nicht 
allein in formalen Rechten erschöpfen sollte. Vielmehr ging es den neu ge- 
gründeten Staaten um fundamentale Rechte auf gleiche Entwicklung und 
gleiche Lebenschancen für die Bevölkerungen - unabhängig davon, wo diese 
lebten. Der rechtlichen Gleichstellung sollten Schritte hin zu einer materiellen 
Unabhängigkeit von den ehemaligen Kolonialmächten folgen (Anghie 2015; 
Cox 1979). Der NIEO-Erklärung lag eine dependenztheoretische Problemdia- 
gnose zugrunde, wonach die Entwicklungshemmnisse postkolonialer Staaten 
durch externe Konstellationen begründet seien. Neben Forderungen nach 
einer Neugestaltung der Weltwirtschaftsordnung zeigte sich das auch an der 
Kritik an verbleibenden kolonialen Strukturen (Murphy 2019). Konkret heißt 
es etwa: »Remaining vestiges of alien and colonial domination, foreign occu- 
pation, racial discrimination, apartheid and neo-colonialism in all its forms 
continue to be among the greatest obstacles to the full emancipation and 
progress of the developing countries and all the peoples involved« (UN 1974). 
Die genannten Ziele Emanzipation und Fortschritt verweisen auf strukturelle 
Asymmetrien zwischen Staaten, die auch nach der Dekolonisierung weiter 
Bestand hatten. 

In den UN wurde die Debatte auch nach der Erklärung von 1974 fortge- 
führt. Auch im Westen war zum Teil Solidarität mit den Zielen der Entwick- 
lungslander zu erkennen. Dennoch schwächte sich diese Dynamik in den 
folgenden Jahrzehnten ab. Gleichheit als zentrales Ziel globaler Politik wurde 
von anderen Zielen abgelöst; die Idee der Entwicklung entfernte sich vom 
Ideal wirtschaftlicher Zusammenarbeit und konzentrierte sich stärker auf 
die Bekämpfung von Hunger und Armut. Alternative Politikideen - etwa eine 
panafrikanische Solidarität - wichen der Konzentration auf nationalstaatli- 
che Entwicklung, die den Blick auf die Bedeutung und Stärkung staatlicher 
Leistungen verengte. Damit verlor auch die NIEO-Bewegung letztlich an 
Bedeutung. 


Die SDG-Agenda 


Die SDG sind das bislang umfangreichste Paket global formulierter Ziele in 
unterschiedlichen Bereichen der globalen Entwicklungszusammenarbeit. Sie 
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reichen von sehr konkreten Bestrebungen wie etwa der Abschaffung absoluter 
Armut oder dem Zugang aller Menschen zu sauberem Trinkwasser bis hin zu 
Zielen wie gerechten Gesellschaften und verantwortlichem Konsum, die eine 
große Bandbreite an Feldern abdecken. Die Umsetzung der SDG soll auf un- 
terschiedlichen Ebenen gelingen, durch eine Kooperation zwischen interna- 
tionalen Organisationen, staatlichen Institutionen und privaten Akteur:innen 
wie Non-Profit Organisationen oder Unternehmen. Wie ich später noch aus- 
führen werde, gestaltete sich bereits der Beratungsprozess im Vorfeld aufwen- 
diger und inklusiver als bis dahin inden UN üblich. Eine Vielzahl unterschied- 
licher Akteur:innen wirkte auf die Ausgestaltung der SDG hin, teils in har- 
ten Verhandlungen um Formulierungen oder einzelne Maßnahmen. Die SDG 
folgen in ihrer Form und Kommunikation einem heute in der globalen Ent- 
wicklungspolitik dominanten Diskurs, der sich am Vokabular und an den Zie- 
len privater Unternehmen orientiert (Best 2017; Lie/Sending 2015; Seabrooke/ 
Sending 2019). Gleichzeitig wurden die SDG für die breite Öffentlichkeit auf- 
gearbeitet, um einen hohen Wiedererkennungswert zu besitzen und leicht zu- 
ganglich zu sein. Unter anderem ist jedem einzelnen Ziel ein Symbol und eine 
Kachel in einer bestimmten Farbe zugeordnet - die weit verbreitet auf Home- 
pages unterschiedlicher Organisationen, in öffentlichen Verkehrsmitteln oder 
in Broschüren zu finden sind. Anders als ihre Vorgänger, die Millennium Deve- 
lopment Goals (MDG) von 2000 bis 2015 (UN 2015b), die eine deutlich geringere 
Anzahl an Zielen enthielten, sind die SDG sehr ambitioniert und umfänglich 
formuliert. 

Eine der Lektionen, die man aus der etwas schleppenden Umsetzung der 
MDG zog, war die Idee, die SDG von vornherein an Messbarkeitskriterien aus- 
zurichten (Jerven 2013). Die SDG enthalten daher neben den 17 Zielen mit 169 
Unterzielen Hunderte Indikatoren, anhand derer Fortschritte genau aufge- 
zeigt werden können (Fukuda-Parr/McNeill 2015, 2019). Indikatoren sind In- 
strumente, für die verlässliche Daten aus den einzelnen Ländern benötigt wer- 
den, sowie die entsprechende Expertise (Clegg 2010; Cobham 2014). Damit ha- 
ben die SDG zum einen den sehr umfassenden und abstrakten Anspruch einer 
nachhaltigen Verbesserung der Lebensumstände bis 2030. Zum anderen sind 
sie aber mit sehr konkreten Kriterien versehen, die aufdiesem Weg erfüllt wer- 
den sollen. Bisweilen können dabei Zielkonflikte auftreten, da die Indikatoren 
nicht immer vollständig das abbilden, was mit den Zielen erreicht werden soll. 
Zudem wurde die Bereitstellung verlässlicher Daten aus allen Ländern zu ei- 
ner der Prioritäten globaler Organisationen. Das soll dazu dienen, Fortschritte 
genau überwachen zu können, machte aber wiederum eine neue, kostspieli- 
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ge Infrastruktur erforderlich (Kapto 2019). Die möglichen Folgen sind bekannt 
und werden im Rahmen der UN auch diskutiert. Dazu gehören etwa die Depo- 
litisierung schwieriger Themen durch eine zunehmende Quantifizierung und 
Technisierung (Louis/Maertens 2021) oder die Verengung von Expertise (Ban- 
dola-Gyll 2022). Für die Reichweite der SDG-Agenda bedeuten diese Folgen, 
dass nach der anfänglichen Beratung über die Ziele jetzt vor allem über die 
Messung und Umsetzung diskutiert wird, aber nicht mehr so viel über norma- 
tive Implikationen und systemische Fragen. Vermutlich hätten Letztere aber 
einen Konsens über die SDG auch verhindert. 

Die SDG folgen in mehreren Schritten Entwicklungen in der globalen Ent- 
wicklungszusammenarbeit mit dem Ziel einer Verringerung allzu deutlicher 
Asymmetrien und Hierarchien zwischen Staaten. Dazu gehören Meilensteine 
wie die Addis Ababa Action Agenda (UN 2015c), bei der es darum geht, Maß- 
nahmen zu finanzieren, die für Entwicklungsstaaten sinnvoll sind, ohne über 
deren Köpfe hinweg zu entscheiden. Die Agenda wurde im gleichen Jahr ver- 
abschiedet wie die SDG und das Pariser Klimaabkommen, was enge diskursi- 
ve Verbindungen zwischen den verschiedenen Projekten erklärt. Verschiede- 
ne UN-Organisationen versuchten, ihren Stand im Globalen Süden zu verbes- 
sern, etwa mit Versuchen, Entwicklungsländer stärker in die Entwicklungszu- 
sammenarbeit einzubinden und diese eher partnerschaftlich zu organisieren. 
Dazu zählt beispielsweise das Busan Partnership Agreement (OECD 2011), das 
die Effektivität globaler Entwicklungszusammenarbeit unter anderem durch 
eine stärkere Einbindung und Mitsprache von Entwicklungsländern verbes- 
sern sollte. Solche Vorstellungen von Partnerschaftlichkeit wirken in den SDG 
fort. Sie können als Ziel gleicher Teilhabe und gleicher Behandlung von Staaten 
des Globalen Südens angesehen werden. 

Die SDG lassen zwar einerseits den allumfassend kritischen Habitus der 
NIEO vermissen, sind aber andererseits zumindest implizit stärker mit der 
Möglichkeit einer gerechteren globalen Ordnung befasst als etwa die MDG. 
Man kann in den SDG weniger eine vereinheitlichende, konsistente Ideologie 
erkennen, sondern eher eine hart verhandelte, aber auch intuitiv einleuchten- 
de Ansammlung von Zielen, deren Umsetzung die Lebensqualität nahezu al- 
ler Menschen verbessern könnte. Den SDG fehlen einige Aspekte, die ebenfalls 
für wichtig erachtet wurden. Dennoch sind sie in ihrem Anspruch umfassend. 
Die Verhandlungen vor der Einigung auf die finale Fassung der SDG-Agen- 
da waren ambitioniert und langwierig, da bereits im Vorfeld eine möglichst 
breite Zustimmung gesichert werden sollte (Fukuda-Parr 2016). Wie bereits 
angesprochen basieren die SDG nicht auf einer gemeinsamen ideologischen 
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Basis aller Staaten. Sie verkörpern erst recht keinen globalen Wertekonsens, 
der vorgibt, wie das Leben von Menschen überall auf der Welt verbessert wer- 
denkann. Die SDG führen fort, was mit den MDG begonnen wurde, gehen aber 
über diese hinaus (Fisher/Fukuda-Parr 2019). Die MDG waren stark an den be- 
stehenden Politikzielen der UN-Organisationen orientiert und führten diese 
logisch fort (UNECE 2015). Die SDG schlagen neben einer Programmatik, die 
an der Verbesserung individueller und kollektiver Lebensumstände ausgerich- 
tet ist, auch Maßnahmen zur Erreichung einer nachhaltigen Zukunft vor. Das 
ist nicht immer in Einklang mit anderen zentralen Zielen zu bringen, wie et- 
wa der Abschaffung absoluter Armut. Die große Breite der verschiedenen Zie- 
le, der inklusive Prozess der Umsetzung und die Ausrichtung an der Messbar- 
keit der Maßnahmen machen die SDG zu einem sehr ambitionierten Vorhaben 
(Ordaz 2019). 

Angesichts der Komplexität der Zielsetzungen lassen sich anhand der SDG 
Entwicklungen nachvollziehen, die in den Jahrzehnten nach der NIEO-Erklä- 
rung und insbesondere in jüngerer Zeit den UN-Diskurs geprägt haben und 
die zum Teil immer wieder Forderungen der NIEO aufnehmen. Bei der For- 
mulierung der Ziele können wir einen graduellen Diskurswandel beobachten, 
der durchaus an die Vision der NIEO anschließt. So enthalten die globalen 
Entwicklungsziele zum Beispiel eigens das Ziel einer Verringerung unter- 
schiedlicher Formen von Ungleichheiten (SDG, Ziel 10, Destatis o.J. a). Viele 
Dimensionen, die bereits die MDG angesprochen hatten, betreffen Chancen- 
ungleichheiten und soziale Ungleichheiten, etwa Ungleichheiten zwischen 
den Geschlechtern, den ungleichen Zugang zu Bildung oder zu Gesundheits- 
versorgung. Sie sind ein Teil der UN-Agenda, der seinen Ausdruck auch in 
der funktionalen Differenzierung von UN-Organisationen (wie der »Einheit 
der Vereinten Nationen für Gleichstellung und Ermächtigung der Frauen« 
(UN Women) oder der Weltgesundheitsorganisation, WHO) findet (Freistein/ 
Mahlert 2016). Die SDG begreifen Ungleichheiten als ein zentrales Hindernis 
für nachhaltige Entwicklung, jedoch auch als eigenständiges Problemfeld, 
das sich in den Programmen von Entwicklungsorganisationen traditionell 
nicht finden ließ. Mit den SDG erfährt es nun eine deutliche Aufwertung. 
Da die SDG als gemeinsame Ziele aller Regierungen verabschiedet wurden, 
entfalten sie eine hohe Verbindlichkeit und wirken sich auf die Ausgestaltung 
konkreter Projekte aus. Allerdings kam die Umsetzung der SDG massiv ins 
Stocken - nicht zuletzt wegen der Covid-19-Pandemie, aber auch aufgrund 
der mangelnden Bereitschaft vieler Staaten. Daher besteht wenig Hoffnung 
auf eine Erreichung der Ziele bis 2030. 
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Verbindungen zwischen SDG und NIEO 


Im Folgenden möchte ich drei zumindest implizite Pfade von der NIEO zu den 
SDG aufzeigen, anhand derer man nachvollziehen kann, wie die Forderungen 
von vor fünf Jahrzehnten unter heutigen Vorzeichen diskutiert werden. Dabei 
mischen sich in den SDG Ziele, die Forderungen aus der NIEO wieder aufleben 
lassen, mit solchen, die unter den Vorzeichen der aktuellen globalen Situati- 
on den Geist der NIEO aktualisieren und mit neuen Forderungen verknüpfen. 
Der erste Pfad, in den SDG als universaler Anspruch verkörpert, greift Asym- 
metrien zwischen Globalem Norden und Süden auf, also eine Dimension von 
Gleichbehandlung aller Staaten. Diese war in der NIEO zumindest bezogen 
auf den Welthandel zentral. Der zweite Pfad betrifft Möglichkeiten der Teil- 
habe an globalen Entscheidungsprozessen, hat also eher indirekte Bezüge zur 
NIEO von 1974 - dafür aber dezidierte Anknüpfungspunkte an die NIEO-Re- 
solution von 2022. Mit dem dritten Pfad, der Nachhaltigkeit, knüpfen die SDG 
ihre Versprechen an das Schicksal zukünftiger Generationen, deren Überleben 
gesichert werden soll: Der Fokus auf Umwelt und Klima zeigt durchaus Spu- 
ren der NIEO-Erklärung, die ebenfalls intergenerationelle Ansprüche geltend 
machte. 


Universaler Anspruch 


Eine Form von Gleichheit, die hier als Leitmotiv für die Spurensuche dient, ist 
die Sprache der universellen Geltung, also einer Gleichrangigkeit aller betei- 
ligten Akteur:innen. Was die SDG maßgeblich von bisherigen Entwicklungs- 
zielen, aber auch von der Rhetorik der UN-Organisationen in vorherigen De- 
kaden unterscheidet, ist ihr Anspruch auf universale Geltung. Dadurch sind 
die SDG mehr als nur Ziele für eine nachholende Entwicklung besonders ar- 
mer Staaten oder Staaten des Globalen Südens. Sie gelten darüber hinaus für 
alle Staaten (und Subjekte) gleichermaßen. Mit diesem Versuch, eine Gleich- 
heitsidee in die Diskussion globaler Entwicklung einzuführen, gehen die SDG 
über die NIEO hinaus, nämlich indem sie die Unterscheidung zwischen entwi- 
ckelten und Entwicklungsländern zum Teil hinter sich lassen. Ein UN-Bericht 
zur Umsetzung der NIEO von 2016 (hier und im Folgenden zitiert als »Decla- 
ration«) lobt diesen Schritt: »Finally, one of the important features of the Sus- 
tainable Development Goals is universality: they apply to all countries, both 
developed and developing, which conforms to the Declaration’s emphasis on 
the interdependence and interrelationship between the prosperity of the de- 
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veloped countries and the growth and development of the developing coun- 
tries.« (IISD 2016: 10). Die Idee der universellen Geltung verdeutlicht, dass Ent- 
wicklung nicht als linearer Prozess angesehen wird, bei dem eine Gruppe vor- 
angeht, während andere wichtige Schritte nachholen müssen. Vielmehr lau- 
tet die Annahme, dass alle Staaten sich mit ihren Institutionen und Bevölke- 
rungen in einem ständigen Entwicklungsprozess befinden, in dem sie weiter- 
hin viele Aufgaben zu erfüllen haben. Die Einbeziehung privater Akteur:innen 
in diese Prozesse verdeutlicht, dass aus dieser Sicht Staaten nicht allein ver- 
antwortlich sind, sondern unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen nur ge- 
meinsam zu einer erfolgreichen Umsetzung der Ziele beitragen können. 

Daher ermuntert der NIEO-Bericht von 2016 dazu, den sehr inklusiv und 
partizipativ organisierten Prozess, mit dem die UN eine Agenda für die neu- 
en Ziele von 2015 vorbereiteten, als Fortsetzung der Ziele der NIEO-Erklärung 
anzusehen: »For example, compared with the Millennium Development Goals, 
the Sustainable Development Goals were formulated through a more open, 
transparent and participatory process. That conformed to the Declaration's call 
for full and effective participation on the basis of equality of all countries in the 
solving of world economic problems«.« (ebd.: 9) Die diskursive Verknüpfung 
der NIEO-Erklärung mit den SDG kann als Versuch gewertet werden, einer- 
seits die NIEO-Idee am Leben zu halten und andererseits die SDG als einen 
möglichen Weg anzuerkennen, den Zielen näherzukommen. 

Die Universalität gibt vor allem den Anspruch und die Umsetzung von Ent- 
wicklungsmaßnahmen vor. Jedoch gehen auch die SDG nicht so weit, jegliche 
Unterscheidungen zwischen Entwicklungsländern und entwickelten Ländern 
hinter sich zu lassen. In ihren Formulierungen behalten die SDG an einigen 
Stellen die Unterscheidung zwischen entwickelten und Entwicklungsländern 
bei. Diese wird jeweils dann zentral, wenn daraus besondere Rechte oder 
Pflichten abgeleitet werden sollen. Gerade dort, wo viele Entwicklungsländer 
besonderer Unterstützung bedürfen, etwa in der Bekämpfung von Hunger 
(Unterziel 2.a der SDG erwähnt beispielsweise die »am wenigsten entwickel- 
ten Länder«, Destatis o.J. b), weichen die SDG von ihrer sonstigen Rhetorik 
ab. Damit wird die Universalität der SDG zwar partiell zurückgenommen, 
zugleich erinnern die SDG aber an die Pflicht der reichen Staaten des Nor- 
dens, die Staaten des Globalen Südens nicht mit ihren Herausforderungen 
allein zu lassen. Denn die Formulierungen »Entwicklungsländer« oder »am 
wenigsten entwickelten Länder« finden sich in den SDG an mehreren Stellen, 
die Kausalitäten zwischen den Privilegien reicherer Länder und den Heraus- 


167 


168 


Ill. Souveränität, Dekolonisierung und Solidarität im Zeitalter der Globalisierung 


forderungen für ärmere Länder benennen." Diese doppelte Interpretation 
mit grundsätzlicher Gleichheit zwischen den Staaten, aber auch besonderen 
Rechten der Entwicklungsländer erinnert an die NIEO, in der zum einen auf 
gleiche Bedingungen für alle Staaten gepocht, andererseits aber auch auf 
bestehende Unterschiede in der Einflussnahme verwiesen wurde. 


Gleiche Teilhabe 


Eine zentrale Auseinandersetzung im Forum der UN, die sich sowohl in den 
SDG als auch in der Erklärung zur NIEO von 1974 niederschlägt, dreht sich um 
gleiche Bedingungen für die (wirtschaftliche) Entwicklung im Globalen Nor- 
den und Süden. Dabei geht es nicht allein um den Ausgleich von Nachteilen, 
sondern implizit auch um eine gleichwertige Teilhabe aller Staaten an der Ge- 
staltung des Systems. Dies spiegelt sich auch in den SDG wider. Die stärke- 
re Beschäftigung mit Ungleichheiten als zentrales Problem von Entwicklung 
finden sich vor allem in Ziel 10 der SDG, das eine Verminderung unterschied- 
licher Formen von Ungleichheiten anstrebt und den Kurztitel »Weniger Un- 
gleichheiten« trägt (Destatis o.J. b). Das Ziel adressiert auch Formen sozialer 
und ökonomischer Ungleichheiten, die über die üblicherweise erwähnten hin- 
ausgehen. Anders als Ziele wie etwa die Bekämpfung von Hunger oder die Ar- 
mutsreduzierung sind Verweise auf oft strukturelle Ungleichheiten politisch 
deutlich sensibler. Daher wurden sie im Diskurs lange Zeit nur selten erwähnt. 
Der Diskurswandel zeigt sich unter anderem an den Unterzielen von Ziel 10, 
das sehr unterschiedliche Ungleichheitsdimensionen anspricht. Einige davon 
verweisen auf die zentrale Rolle staatlicher Wohlfahrt und Gesetzgebung. Die 
Unterziele erinnern auch an die wichtige Rolle globaler Institutionen, die mit 
ihrer Politik wiederum auf Nationalstaaten einwirken. Die neue NIEO-Reso- 
lution von 2022 greift dies - wie erwähnt - sehr explizit auf. So explizite For- 
mulierungen zu Ungleichheit gab es in den MDG nicht, sodass wir hier von 
einem Diskurswandel ausgehen können, der sich in den SDG niederschlägt. 
Die bereits angesprochenen partnerschaftlichen Ansätze in der Entwick- 
lungszusammenarbeit sind ein Versuch, Asymmetrien auszugleichen und be- 


1 In Unterziel 2.b heißt es beispielsweise: »Handelsbeschränkungen und -verzerrungen 
auf den globalen Agrarmärkten korrigieren und verhindern, unter anderem durch die 
parallele Abschaffung aller Formen von Agrarexportsubventionen und aller Export- 
maßnahmen mit gleicher Wirkung im Einklang mit dem Mandat der Doha-Entwick- 
lungsrunde.« (Destatis o.). b). 
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stimmte Gruppen stärker zu ermächtigen. Die postkolonialen Staaten setzten 
ihre Hoffnungen lange Zeit auf eine rasche wirtschaftliche Entwicklung und 
auf politische Gleichheit als Mittel zu deren Ermöglichung - wie die NIEO- 
Bestrebungen zeigen. Doch auch dieser Diskurs hat sich mittlerweile gewan- 
delt. Allerdings bleiben strukturelle Ungleichheiten bestehen. Zum Teil wer- 
den diese auch in der institutionalisierten Ordnung reproduziert, vor allem 
in den UN und in ihren Organisationen, aber auch in globalen Finanzinstitu- 
tionen (Fehl/Freistein 2020, 2021), die trotz etlicher Reformen noch weit von 
einer Gleichstellung aller Staaten entfernt sind. Viele internationale Organisa- 
tionen innerhalb des UN-Systems bauten die massiven Machtungleichheiten 
des internationalen Systems bereits zum Zeitpunkt ihrer Gründung quasi mit 
in ihre Strukturen ein. Damit blieben auch die Chancen auf eine gleiche Ent- 
wicklung systematisch ungleich verteilt. Die Dimension politischer Teilhabe 
ist daher relevant und hat einen Einfluss auf zentrale Forderungen der NIEO- 
Erklärung, beispielsweise der Zugang zu Handelsprivilegien und wirtschaftli- 
cher Zusammenarbeit. 

Jüngere Initiativen wie die Gründung der »New Development Bank« 
durch die sogenannten BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China 
und Südafrika) oder Initiativen wie die 2004 von sozialistisch orientierten 
Staaten Lateinamerikas gegründete »Alianza Bolivariana para los Pueblos 
de Nuestra Amércia« (ALBA) haben gezeigt, dass Initiativen für einen radi- 
kalen und umfassenden globalen Wandel eher in den Hintergrund getreten 
sind - die Kritik an fundamental ungleichen Rechten und Chancen jedoch 
nicht. Das UN-System vermochte es nicht umfassend, mächtige Staaten zu 
bändigen und schwache Staaten zu ermächtigen, sodass die Gleichheitsideen 
postkolonialer Staaten wenig Resonanz finden konnten. Dennoch greifen 
die SDG, anders als die eher minimalistisch formulierten MDG, auch solch 
grundlegenderen strukturellen Debatten zumindest implizit wieder auf. Ein 
Grund dafür mag die Wiederbelebung einer Debatte über globale Ungleich- 
heiten seit den 1990er Jahren sein (Kanbur/Lustig 1999). Die Diskussion wurde 
verstärkt vor allem seit der Finanzkrise von 2008/2009 geführt. Sie konzen- 
triert sich vor allem aufmassive Einkommens- und Vermögensungleichheiten 
zwischen Staaten beziehungsweise zwischen Staaten und Individuen. Gleich- 
zeitig macht sie im globalen Vergleich gravierende Entwicklungsdifferenzen 
deutlich.” Insbesondere von ökonomischen Ungleichheiten auf globaler Ebe- 


2 Wie der bekannte Elephant-Graph zeigt, der für verschieden Staatengruppen abbil- 
det, wo sie in der globalen Einkommensverteilung stehen (in einer Form, die vage an 
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ne - etwa im Welthandel oder im Zugang zu Krediten - war seit den Debatten 
um die NIEO bis vor einigen Jahren nur selten explizit die Rede. Seit einiger 
Zeit ändert sich dies jedoch. Mit der Finanzkrise ab 2008/2009 und der damit 
verbundenen Zunahme relativer Armut auch in reicheren Ländern wurde 
eine Kritik an sozialen und ökonomischen Ungleichheiten im Mainstream 
wirtschaftswissenschaftlicher Debatten wieder salonfähiger. So bezieht seit 
einigen Jahren beispielsweise sogar der Internationale Währungsfonds (IMF) 
Stellung zu den schädlichen Auswirkungen systematischer Einkommens- 
und Vermögensungleichheiten auf nationale Ökonomien und das Weltwirt- 
schaftswachstum - dies war zuvor jahrzehntelang nicht der Fall gewesen. 

Die SDG reagieren auf diese Debatten. Das erkennt man unter anderem 
daran, dass ihr Verständnis von Ungleichheiten unter anderem auch Entwick- 
lungsunterschiede zwischen Staaten berührt. Ziel 10 lautet: »Ungleichheit in 
und zwischen Ländern verringern« (Destatis o.J. a). Während die ersten vier 
Unterziele von Ziel 10 unterschiedliche Dimensionen sozialer und ökonomi- 
scher Ungleichheiten wie Inklusion, Einkommen, Chancengleichheit und Um- 
verteilung in Staaten ansprechen, erwähnen die Unterziele 10.5 und 10.6 sehr 
dezidiert Dimensionen, die auf Ungleichheiten zwischen Staaten verweisen. 
Man könnte sogar so weit gehen, diese Dimensionen als Ursachen strukturel- 
ler globaler Ungleichheiten zu lesen. Denn Unterziel 10.5 verlangt nach einer 
Verbesserung der »Regulierung und Überwachung der globalen Finanzmärkte 
und -institutionen« und Unterziel 10.6. nach einer »bessere[n] Vertretung und 
verstarkte[n] Mitsprache der Entwicklungsländer bei der Entscheidungsfin- 
dung in den globalen internationalen Wirtschafts- und Finanzinstitutionen« 
(Destatis o.J. a). Dies knüpft deutlich an Forderungen der NIEO an, die seit 40 
Jahren im Raum stehen. 

Zwei Aspekte an diesen Zielen sind besonders interessant: Zum einen 
benennen die SDG damit die Politik internationaler Finanzinstitutionen (die 
sogenannten Bretton-Woods-Institutionen) und den Umgang mit globalen 
Märkten klar als Entwicklungshemmnisse für ärmere Staaten. Es gab hier in 


einen Elefanten erinnert, dessen aufwärts gerichteter Rüssel den extremen Reichtum 
der obersten Prozent anzeigt), haben nur einige wenige ehemalige Entwicklungslän- 
der, vor allem China, einen wirtschaftlichen Aufstieg durch Wachstum geschafft (Lak- 
ner/Milanovic 2016), während die Mehrheit der Entwicklungsländer abgehängt bleibt. 
Verluste bei der Weltmittelschicht (auch in westlichen Staaten) und extreme Gewin- 
ne superreicher Individuen sind Nebenbefunde in dieser Hinsicht, die allerdings auch 
strukturelle Gründe für ökonomische Ungleichheiten verdeutlichen. 
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der Vergangenheit immer wieder Ansätze zu mehr Regulierung, aber selbst 
in den neueren Debatten zu globalen Einkommens- und Vermögensungleich- 
heiten wird selten auf diese Kausalität verwiesen, die Proteste gegen IMF 
und Weltbank bereits seit Jahrzehnten kritisieren (Wade 2001). Zum ande- 
ren wird in den SDG auch Kritik daran laut, wie unverhältnismäßig stark 
das Stimmgewicht einiger weniger Staaten in internationalen Finanz- und 
Wirtschaftsinstitutionen bislang ist. Eine Mitsprache in Entscheidungs- und 
Agenda-Setting-Prozessen, wie sie in den Zielen gefordert wird, sehen die 
SDG demnach als ein mögliches Instrument der Entwicklungsländer an, eine 
schädliche Politik zu verhindern und mögliche Entschuldungsprogramme 
oder bessere Konditionen für Kredite zu erwirken. An dieser Stelle nehmen 
die SDG also globale Ungleichheiten ins Visier, die einer gerechten Weltwirt- 
schaftsordnung im Weg stehen. 

Die Wortwahl in Unterziel 10.6. macht zudem deutlich, dass in diesem Feld 
eine besondere Ungleichheit zwischen entwickelten Ländern und Entwick- 
lungsländern gesehen wird - es geht eben nicht um einen allgemein besseren 
Zugang zu Entscheidungen, sondern spezifisch um die Ermächtigung der 
Entwicklungsländer, selbst Teil der Politik zu werden, die sie bislang in un- 
gleichen Bedingungen hielt. Eine »gleichwertige Repräsentation« (»equitable 
representation«), von der bereits im »NIEO Programme of Action« (UN 1974) 
mehrfach die Rede ist, wird in Unterziel 10.6 nicht erwähnt. Dennoch fordern 
die SDG immerhin eine bessere, fairere Repräsentation und Mitsprache, die 
man als zumindest als wichtigen Schritt ansehen kann. Implizit lässt sich 
das auch als Fundamentalkritik an den Bretton-Woods-Institutionen lesen, 
die trotz mehrerer Reformen (etwa einer Stimmrechtsreform in der Welt- 
bank 2010, die das Gewicht von Entwicklungsländern stärken sollte, oder die 
Gründung der Welthandelsorganisation (WTO), die eine formale Gleichheit 
aller Staaten institutionell umsetzt) Staaten alles andere als gleichberechtigt 
behandeln. Damit lassen sich Parallelen zwischen der NIEO-Erklärung von 
1974 und den SDG erkennen, zumindest was die Kritik an internationalen Fi- 
nanzinstitutionen als Mitverursacher globaler Ungleichheiten betrifft. Diese 
Kritik bekräftigt auch die NIEO-Resolution von 2022 noch einmal. 


Die Idee der Nachhaltigkeit 


Schließlich kann man auch den sehr zentralen - und für die SDG namens- 
gebenden - Begriff der Nachhaltigkeit diskursiv mit den ursprünglichen 
Überzeugungen in der NIEO in Verbindung bringen. Die NIEO-Erklärung 
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von 1974 vertritt explizit die Auffassung, dass zwischen allen Staaten inter- 
dependente Beziehungen bestehen und dass daher das Schicksal der einen 
Staaten mit dem der anderen Staaten verbunden ist. Sie geht sogar einen 
Schritt weiter und verweist darauf, dass das »politische, wirtschaftliche und 
soziale Wohlergehen« von »zukünftigen Generationen« durch politische 
Entscheidungen geprägt werde (»depends more than ever on co-operation 
between all the members of the international community on the basis of 
sovereign equality and the removal of the disequilibrium that exists between 
them«, UN 1974). 

Diese Annahme spielt auch in der Idee der Nachhaltigkeit eine zentrale 
Rolle. Das Handeln von Menschen heute - so die Annahme in der NIEO-Dekla- 
ration und den SDG gleichermaßen - beeinflusst die Möglichkeiten zukünfti- 
ger Generationen, ein lebenswertes Leben zu führen. Während in der NIEO- 
Erklärung eher über Möglichkeiten wirtschaftlichen Wachstums nachgedacht 
wird, kommt in den SDG noch ein weiterer wichtiger Aspekt hinzu, den die 
NIEO noch nicht in dem Ausmaß antizipieren konnte: der Klimawandel und 
seine Folgen. Beiden Projekten istjedoch gemein, dass sie kausale Interdepen- 
denzen zwischen Menschen und ihrem Verhalten auf der ganzen Welt sowie 
zwischen heutigen und kommenden Generationen betonen. Beide Dokumen- 
te pochen auf eine Kooperation auf Augenhöhe zum Wohle zukünftiger Men- 
schen - sie verbinden also gleiche Rechte mit gleicher Verantwortung. 

Die zuvor bereits beschriebene Gleichheitsagenda steht damit in den SDG 
in einem Kontext, der bedeutet, dass die Erreichung der Ziele nicht nur kleine- 
re Anpassungen im System, sondern fundamentale Veränderungen erfordert. 
Ein gutes Leben zukünftiger Generationen ist nur möglich, wenn sich die Le- 
bensqualität von Menschen in Entwicklungsländern schon heute deutlich ver- 
bessert. Es ist kein Zufall, dass die SDG im letzten Punkt des Ungleichheits- 
ziels 10 die Lebensbedingungen von Migrant:innen adressieren, denn Migra- 
tion ist häufig eine Konsequenz massiver Verschlechterungen der Lebensqua- 
lität - ausgelöst etwa durch den Klimawandel und seine Folgen. Die Verflech- 
tungen zwischen Menschen im wohlhabenden Globalen Norden und im ärme- 
ren Globalen Süden können nicht mehr nur rein wirtschaftlich gedacht wer- 
den, sondern berühren vielfältige Fragen von Überleben, Lebensqualität und 
Grenzen des Wachstums. Gleichheitsagenda und Nachhaltigkeitsagenda sind 
damit unmittelbar miteinander verbunden - damals wie heute. Die NIEO-Re- 
solution von 2022 verweist daher auch mehrfach auf die negativen Auswir- 
kungen des Klimawandels, insbesondere auf Entwicklungsländer. Sie stellt ih- 
re Forderungen in den Kontext des Pariser Klimaabkommens. Die Forderung 
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nach Nachhaltigkeit kann hier also als strategisches Mittel angesehen werden, 
Forderungen nach Gleichheit zu erheben. 


Schlussfolgerungen 


Die SDG stehen zwar nicht in einem direkten Verhältnis zur NIEO-Erklärung 
von 1974, greifen aber einige der grundlegenden Fragen aus den 1970er Jah- 
ren wieder auf - insbesondere zu Ungleichheiten zwischen Staaten des Glo- 
balen Nordens und des Globalen Südens. Im System der UN gab es in den letz- 
ten Jahrzehnten einige Entwicklungen hin zu einer stärkeren Ermächtigung 
von Entwicklungsländern; insbesondere der wirtschaftliche Aufstieg Chinas 
brach die Dichotomien zwischen reichem Norden und armem Süden etwas 
auf. Dennoch bleiben wesentliche Asymmetrien im Einfluss und in der Ver- 
teilung wichtiger Güter bestehen. Die meisten Hauptforderungen der NIEO- 
Erklärung sind nach wie vor nicht umgesetzt. Die UN mit ihren unterschied- 
lichen Organisationen haben immer wieder Anstrengungen unternommen, 
diese Asymmetrien zu verringern; dabei ebneten einige dieser Initiativen auch 
der Formulierung von Zielen in den SDG ihren Weg. Dass eine systematische- 
re Debatte über ungleichen Einfluss auf globale Entscheidungen und über den 
Zusammenhang zwischen Nachhaltigkeit und Gleichbehandlung überhaupt 
geführt werden kann, ist bereits als Schritt anzuerkennen, der auch Forderun- 
gen der NIEO-Bewegung wieder aufgreift. 

In ihren verschiedenen Stoßrichtungen bleiben die SDG einerseits hinter 
der NIEO-Erklärung zurück, da sie größere systemische Fragen nicht stellen. 
Andererseits nehmen sie Forderungen auf, die weit über den damaligen Stand 
der Debatte hinausgehen, vor allem im politischen Bereich (Menschenrech- 
te, Umgang mit Migrant:innen, soziale Gleichheit) oder bezogen auf Umwelt- 
und Klimafragen. Die Rolle der UN kann man - wie so oft - sehr unterschied- 
lich bewerten: Eine Umsetzung der Forderungen postkolonialer Staaten nach 
mehr Teilhabe und besseren Bedingungen für ihr nationales Wachstum schei- 
terte am geringen Einfluss der UN auf mächtigere Staaten. Gleichzeitig dien- 
ten die UN immer wieder als Vehikel für ein konzertiertes Handeln von Staaten 
des Globalen Südens, die radikalere Interventionen einforderten. Die zum Teil 
sehr kleinteilig und technisch orientierten SDG sind damit kein Entwurf für 
eine neue Weltordnung, aber sie reflektieren grundsätzliche Fragen, wie etwa 
mögliche Grenzen des Wirtschaftswachstums oder die Verteilungsgerechtig- 
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keit in Anbetracht endlicher Ressourcen, und haben dabei bessere Lebensbe- 
dingungen für alle Menschen zum Ziel. 

Die Frage, ob eine NIEO? entstehen kann - ob im Gewand der SDG oder 
der NIEO-Resolution von 2022 - und die Frage, ob diese eine gerechtere 
Weltordnung ermöglichen, lässt sich wenig überraschend nicht bejahen. Die 
SDG selbst sind zwar umfassend und ambitioniert, können aber die Diskre- 
panz zwischen ihrem Anspruch beziehungsweise dem Geist der jeweiligen 
Ziele einerseits und der Umsetzung und Messbarkeit der Ziele andererseits 
nicht überwinden. Zumindest aber sind die SDG in die Zukunft gewandt 
und gehen darüber hinaus, Dauerprobleme wie absolute Armut oder Hun- 
ger zu lösen. Die Herausforderung, die der Klimawandel für eine gerechte 
Weltwirtschaftsordnung bedeutet, thematisieren die SDG zumindest indi- 
rekt- die Forderung nach einer Ermächtigung von Entwicklungsländern 
in internationalen Finanzinstitutionen soll beispielsweise die Bedingungen 
für eine weniger asymmetrische Wirtschafts- und Finanzpolitik verbessern. 
Schließlich bleiben bestimmte institutionelle Grenzen für einen systema- 
tischen Wandel bestehen: Gemeint sind Praktiken, die Ungleichheiten im 
Kontext internationaler Organisationen ständig reproduzieren und diese nur 
sehr selten transformieren. Die UN können durchaus als Anwältin ärmerer 
Länder gesehen werden, müssten aber weitergehende Schritte ergreifen, um 
deren Position wirksam zu stärken. Mit den SDG lebt immerhin der Diskurs 
einer NIEO wieder auf. Möglicherweise hat er das Bewusstsein für die nach 
wie vor sehr ungleichen Lebensbedingungen im Globalen Norden und Süden 
wieder etwas geweckt. Die Spuren der NIEO, die sich in den SDG finden, 
geben zumindest Hinweise aufeinen graduellen Diskurswandel mit Potenzial 
für weitere politische Veränderungen. 
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Fairer Handel 
Erbe der gescheiterten Neuen Weltwirtschaftsordnung 
und private Alternative zu politischen Änderungen 


Caspar Dohmen 


Aktivist:innen der Dritte-Welt-Bewegung im Globalen Norden unterstützten 
seit Ende der 1960er Jahre die Ideen für eine New International Economic Or- 
der (NIEO). Sie nutzten Waren wie Kakao oder Kaffee, um über die Ungerech- 
tigkeiten des Welthandels zu informieren. So entstand der alternative Han- 
del in sogenannten Weltläden und mit Importeur:innen wie der »Gesellschaft 
zur Förderung der Partnerschaft mit der Dritten Welt« (Gepa) in Deutschland 
oder dem »Komitee Steun voor Onderontwikkelde Streken« (Komitee zur Un- 
terstützung unterentwickelter Regionen, im Folgenden S. O. S.)in den Nieder- 
landen. Nachdem die Ideen der Vereinten Nationen (UN) für eine NIEO in der 
Schublade der Geschichte verschwunden waren und es Ende der 1990er Jah- 
re im Globalen Süden zu einer schweren Krise im kleinbäuerlichen Kaffeesek- 
tor kam, professionalisierten sich einige dieser alternativen Handelsakteur:in- 
nen: der sogenannte Faire Handel, wie wir ihn heute kennen, entstand. Da- 
durch wurden konventionelle Handelsakteur:innen wie Supermärkte, dieman 
bisher als Teil des Problems des ungerechten Welthandels angesehen und au- 
ßen vorgelassen hatte, am Fairen Handel beteiligt und als Teil der Lösung an- 
gesehen. Doch gerade diese Vermischung von konventionellem und vormals 
alternativem Handel machte die grundlegenden Widersprüche des Ansatzes 
deutlich, der inmitten scheinbar übermächtiger Handels- und Produktions- 
bedingungen eine Keimzelle für eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung sein 
will. 

In diesem Beitrag gehe ich diesen Widersprüchen nach. Was hat der Faire 
Handel gebracht? Wie gerecht ist der Faire Handel? Wo liegen seine Grenzen? 
Meine Thesen dazu lauten: Der Verdienst des Fairen Handels ist es, die Idee von 
gerechten Preisen auch in einem neoliberalen Umfeld über 40 Jahre lang auf- 
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rechterhalten zu haben. Er hat auch gerade im Globalen Süden erheblich zum 
Empowerment von Produzent:innen beigetragen. Die Verlagerung der Verant- 
wortung auf die einzelnen Konsument:innen machte den Fairen Handel aller- 
dings selbst zu einem Teilbereich neoliberaler und entpolitisierter Lösungs- 
ansätze für Probleme wie Ausbeutung und Armut. Mittlerweile setzen sich die 
tragenden Akteur:innen des Fairen Handels aus guten Gründen für politische 
Änderungen und gesetzliche Regulierungen ein. Davon zeugt die »Initiative 
Lieferkettengesetz« auf deutscher und europäischer Ebene. 


Unmut in Lieferketten 


Cöte d’Ivoire im Frühjahr 2020. Von der Provinzstadt Divo in dem westafri- 
kanischen Staat geht es über eine Schlaglochpiste ins Landesinnere, links und 
rechts Ölpalmen, Bananenstauden, Gummi- und Kakaobäume: Nutzpflanzen, 
die hier seit der Kolonialzeit angebaut werden. Es sind sogenannte cash crops, 
»Geldpflanzen« für den Export. Ankunft im Dorf Kofesso Bioula Bougon. Hier 
wohnen Menschen in Lehmhäusern, kochen auf Feuerstellen und holen Was- 
ser mit dem Eimer aus dem Brunnen. Unter zwei ausgeblichenen Planen ver- 
sammeln sich rund 200 Frauen, Männer und Kinder, um eine Krankenstation 
einzuweihen. Gelegenheit für mich, den journalistischen Gast aus Deutsch- 
land, diese Menschen nach ihrer Sicht auf die Lieferketten von Kakao zu fra- 
gen - der ihre wirtschaftliche Grundlage ist. Sie klagen über den niedrigen 
Preis und steigende Produktionskosten. Bei der Frage, wer denn die Macht 
habe, höhere Kakaopreise durchzusetzen, erhebt sich der Kakaobauer Tayama 
Bekoua - eine imposante Erscheinung in dunkelgrünem Kaftan - und ergreift 
das Mikrofon: »Die Regierung muss die Preise erhöhen.« Dann zieht er ei- 
nen interessanten Vergleich: Ein europäischer Autohersteller käme doch auch 
nicht auf die Idee, seine Autos unter seinen Kosten zu verkaufen, so wie sie 
das hier beim Kakao regelmäßig machten. »Wir sind doch diejenigen, die den 
Kakao anpflanzen, und sollten deswegen auch diejenigen sein, die die Preise 
festsetzen«. Die Runde nickt (siehe auch Dohmen 2021). 

Doch die Preise für die meisten Rohstoffe setzten nicht Regierungen fest. 
Sie bilden sich durch Angebot und Nachfrage an Börsen. Die Ausbeutung von 
Menschen in der Ferne wurde erstmals während der Aufklärung Thema für 
Menschen in Europa und Nordamerika, die im 18. Jahrhundert gegen die Skla- 
verei kämpften. Sie beschäftigten sich auch als Erste mit der Frage, inwieweit 
sie als Konsument:innen die Verhältnisse beeinflussen können. 
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Die Ideenschmiede der Anti-Sklaverei-Bewegung 


Damals setzten sich Menschen erstmals dafür ein, die Lebensbedingungen von 
für sie unbekannten und weit weg lebenden Mitmenschen zu verbessern. Die 
sogenannten Abolitionist:innen ersannen dafür neue Protestformen, darunter 
den Boykott von Waren. Konkret probierten sie es beim Zucker, der unter bru- 
taler Ausbeutung von Sklav:innen vor allem auf karibischen Inseln hergestellt 
wurde. Hunderttausende Menschen beteiligten sich in England an Zuckerboy- 
kotten. Ein Teil dieser sozialen Bewegung wollte seinen Zeitgenoss:innen aber 
auch den Kauf von Waren ermöglichen, die garantiert von freien Menschen 
hergestellt worden waren. Dafür eröffneten sie die sogenannten Free Produ- 
ce Stores, erstmals 1826 im US-amerikanischen Baltimore. Weitere 50 Läden 
in den USA und in England folgten. Beteiligte Händler organisierten sich in 
der »American Free Produce Association« und schrieben in einem Manifest: 
»So lange Sklaven der Früchte ihrer Plackerei beraubt werden, sind alle, die 
diese verbrauchen, Teil des Raubes.« (Glickman 2009: 74, eigene Übersetzung) 
Nach dieser Lesart waren Verbraucher:innen, die von Sklav:innen angebauten 
Zucker aßen, mitverantwortlich für das Elend auf den Plantagen. Doch Läden 
dieser Art blieben zunächst eine kurze Episode. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wurde die Idee solidarischen Einkaufens jedoch zugunsten von Menschen in 
Ländern des Globalen Süden wieder aufgegriffen - erneut in den USA und in 
England. Anders als beim Kampf gegen die Sklaverei ging es nun um solidari- 
sche Hilfe, die sich aus christlicher Motivation speiste. 

Edna Ruth Byler eröffnete 1958 in Akron, Pennsylvania, einen sogenann- 
ten fair trade shop. Byler wollte armen Handwerker:innen auf Puerto Rico hel- 
fen, die mit ihren Produkten kaum Erlöse erzielten. Sie importierte nun selbst 
Produkte und verkaufte sie in ihrer Heimat. Daraus entstand - gefördert von 
der Glaubensgemeinschaft der Mennoniten - das Projekt »Ten Thousand Vil- 
lages«, eine bis heute bestehende große Fair-Trade-Organisation. Auch bei der 
zweiten Vorläuferorganisation des modernen Fairen Handels war eine christli- 
che Glaubensgemeinschaft eine treibende Kraft: Quaker:innen gründeten 1942 
in England das »Oxford Commitee for Famine Relief«, kurz Oxfam. Ziel der 
Organisation war es, Hungernden im kriegszerstörten Europa zu helfen. Als 
dieses Ziel erreicht worden war, widmete sich die Organisation dem Globalen 
Süden und gründete »Oxfam Fair Trade«. Es war die erste Organisation, die 
sich ausschließlich auf den Import fair gehandelter Waren konzentrierte. In 
Kerkrade in den Niederlanden gründeten junge Mitglieder der Katholischen 
Volkspartei 1959 zur Unterstützung von Projekten im Globalen Süden das be- 
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reits erwähnte S. O. S. - eine Keimzelle des modernen alternativen Handels in 
Europa. 

Bei diesen frühen Ansätzen ging es vor allem um humanitäre Hilfe. Ab den 
späten 1960er Jahren wollten neue Gruppen jedoch das Problem an der Wurzel 
packen und gerechte globale Handelsstrukturen aufbauen. Diese sollten allen 
Beteiligten ein ausreichendes Einkommen sichern. Dieses Ansinnen reagierte 
auf die Entwicklungen im Globalen Süden, nachdem viele vorherige Kolonien 
unabhängig geworden waren. 


Die Dritte-Welt-Bewegung stellt sich hinter die NIEO 


Die Regierungen in diesen jungen Staaten wollten die globale Wirtschafts- 
ordnung grundlegend ändern. Zu den wichtigen Impulsgebern der New 
International Economic Order (NIEO) gehörte der brasilianische Bischof und 
Befreiungstheologe Dom Hélder Pessoa Camara. Bei der zweiten »Konferenz 
der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung« (UNCTAD) 1968 in Delhi 
sagte Cämara: »Wenn die Länder des Überflusses den Entwicklungsländern 
gerechte Preise für ihre Produkte zahlen würden, könnten sie ihre Unterstüt- 
zung und ihre Hilfspläne für sich behalten.« (zitiert nach Raschke 2008: 16) 
Wichtige Ziele der NIEO waren angemessene Preise im globalen Rohstoffhan- 
del, der Auf- und Ausbau der industriellen Weiterverarbeitung von Rohstoffen 
im Globalen Süden sowie wie mehr Verantwortung transnationaler Unterneh- 
men aus dem Globalen Norden für ihre Aktivitäten im Globalen Süden (siehe 
Veit/Fuchs in diesem Band). 

In Europa griffen Menschen diese Ideen für eine NIEO auf. So entstand 
in den späten 1960er Jahren - zunächst auf der Basis einzelner Solidaritäts- 
gruppen - die sogenannte Dritte-Welt-Bewegung. Ihr gehörten vor allem 
Schüler:innen und Student:innen an. Ruben Quaas schrieb dazu: »Sie gingen 
in eine kritische Position zur Politik des Globalen Nordens, dem sie selbst 
angehörten«. Zudem sahen sie sich »verstärkt in der Pflicht, dem Dort - dem 
gedachten Gegenüber im Globalen Süden - solidarisch beizustehen. Aus 
dieser Haltung heraus entstand der Wunsch, Veränderungen im Hier herbei- 
zuführen.« (Quaas 2015: 79) 

Die »Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend Deutschlands« 
schrieb 1971 im typischen Jargon der Zeit: »Wir sind der Meinung, dass 
die Aktion Dritte Welt Handel sich in erster Linie als eine Aktion der Bewusst- 
machung der neokolonialistischen Tendenzen des Welthandels verstehen 
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sollte. Sie will eindeutig politische Stellung nehmen und zur politischen Stel- 
lungnahme aufrufen.« Zuvor hatten engagierte Jugendliche unter anderem in 
Iserlohn, Fulda, Kassel und Donauwörth Aktionen mit Produkten wie Rohr- 
zucker, Reis oder Kaffee durchgeführt (Hein 2006: 145). Im September 1970 
gründeten einige die »Aktion Dritte Welt Handel«, aus deren Umfeld der alter- 
native Handel und später der Faire Handel in Deutschland entstehen sollten. 
Um den gewünschten Aufklärungseffekt zu erzielen, brachten die Anhän- 
ger:innen auch konventionelle Ware unter die Mitbürger:innen - allerdings 
neu verpackt und versehen mit einer politischen Botschaft. 

»Süß für uns, bitter für andere«, stand etwa in großen Lettern auf der qua- 
dratischen, mit gelbem Papier umwickelten konventionellen Schokolade, der 
eine Postkarte an die deutsche Bundesregierung beilag. Auf der Rückseite la- 
sen Käufer:innen, was es mit dem ungerechten Handel auf sich hat: »Die Im- 
portzölle der Industriestaaten steigen mit dem Grad der Weiterverarbeitung. 
Für Rohstoffe wie das Aluminiumerz Bauxit und unverarbeitete Kakaobohnen 
sind die Zollsätze entsprechend niedrig, für die weiterentwickelten Produkte 
Aluminiumfolie und Schokolade liegen die Zollsätze höher.« (zitiert nach Doh- 
men 2017: 24-25) Der Export von Rohstoffen aus Entwicklungsländern wür- 
de zwar gefördert, befanden die Aktivist:innen damals, aber der Aufbau einer 
weiterverarbeitenden Industrie dort würde behindert. 


Neue Instrumente der Aufklärung 


Im Kontext der UNCTAD-Konferenz in Delhi 1968 schlug der niederländische 
Journalist Dick Scherpenzen vor, für die Bewegung feste Orte zu schaffen. 
Dort könnten Engagierte ihre Mitmenschen über die Verhältnisse im Globalen 
Süden aufklären und versuchen, einen Bewusstseinswandel auszulösen - an- 
hand von Waren, die zu fairen Konditionen beschafft werden. Wenig später 
setzten Jugendliche den Vorschlag in der niederländischen Gemeinde Breu- 
kelen um: Dieser erste »Wereldwinkel« (Weltladen) wurde namensgebend. 
Schnell fanden sie Nachahmer:innen in den Niederlanden, aber auch in 
Deutschland, Österreich, der Schweiz und anderen Ländern. Heute gibt es 
in Europa etwa 2.500 solcher Weltläden. Sie firmieren unter anderem als 
magasin du monde, bottega del mondo oder worldshop (Weltladen Dachverband 
o.J.). Die treibende Kraft sind meist noch immer Ehrenamtliche. Einige der 
Läden haben sich aber auch professionalisiert und stellen Menschen für die 
Organisation und den Verkauf an. 
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Das politische Hauptziel der Dritte-Welt-Bewegung war eine gerechte 
Welthandelsordnung. Dazu gehörten für sie der Abbau diskriminierender 
Regeln für den Globalen Süden sowie Abkommen zur Stabilisierung der stark 
schwankenden Preise für Rohstoffe, aber auch für Produkte wie Kaffee. Das 
Kaffeeabkommen aus den 1960er Jahren zeigt exemplarisch, wie wirksam Re- 
gierungen in die Preisbildung und Struktur von Märkten eingreifen können. 
Damit können sie bestimmte Ziele erreichen, etwa höhere und stabile Ein- 
kommen für die Produzent:innen. Initiator des Abkommens waren die USA: 
Nach der Machtübernahme Fidel Castros auf Kuba fürchtete die US-Regie- 
rung, dass in einer Art »Dominoeffekt« weitere Staaten sozialistisch würden. 
Mit dem Kaffeeabkommen wollte sie verhindern, dass verarmte Kaffeebäu- 
er:innen auch in anderen Ländern kommunistischen Gruppen zur Macht 
verhelfen könnten (WDR 2008). Das Abkommen trat am 27. Dezember 1963 in 
Kraft. 


Aus dem alternativen Handel wird der Faire Handel 


Im Kaffeeabkommen regelten die daran beteiligten Produktions- und Abnah- 
mestaaten gemeinsam die Preise und Mengen für Rohkaffee. Regierungen aus 
Ländern des Globalen Südens und ihre Unterstützer:innen aus dem Globalen 
Norden hätten gerne noch mehr solcher Rohstoffabkommen auf den Weg ge- 
bracht, etwa für Zucker, Kakao, Zinn oder Bananen. Doch dazu kam es nicht, 
obwohl das Thema regelmäßig auf der Tagesordnung der internationalen Han- 
delspolitik stand. Das Kaffeeabkommen war kein perfektes System, funktio- 
nierte aber leidlich. Während seines Bestehens sank der Kaffeepreis selten un- 
ter einen Mindestpreis von 1,20 US-Dollar für ein britisches Pfund (etwa 450 
Gramm). Damit war das wesentliche Ziel einer Einkommensstabilisierung in 
den Kaffee produzierenden Ländern erreicht. Jedoch blieb der Mindestpreis 
ein ewiger Streitpunkt: Manche Regierungen hielten ihn angesichts der Le- 
bensumstände der Bäuer:innen für viel zu niedrig, andere wollten ihn wegen 
der Verzerrung des Marktes ganz abschaffen. Die beteiligten produzierenden 
Staaten wollten jeweils möglichst hohe Quoten für ihr eigenes Land erreichen. 
Wenn sie zulasten anderer Länder des Globalen Südens höhere Quoten durch- 
setzten, wurde das zum Problem. »Die ruinöse Konkurrenz mancher Rohstoff- 
produzenten verunmöglicht [...] von vorneherein jegliche Marktregelung auf 
der Basis von Produktionsbeschränkungen«, hieß es Anfang der 1990er Jah- 
re desillusioniert in einem Strategiepapier. Dessen Autor Richard Gerster, da- 
mals Koordinator für Entwicklungspolitik in der schweizerischen »Arbeitsge- 
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meinschaft der Hilfswerke«, der heutigen »Alliance Sud« (Gerster 1986), war 
ursprünglich ein Befürworter von Rohstoffabkommen gewesen. 

Es gab ein historisches Zeitfenster, in dem die Umsetzung der Ideen für 
eine gerechte Weltwirtschaftsordnung möglich schien. Bei der dritten UNC- 
TAD-Konferenz 1972 in Santiago de Chile setzten Vertreter:innen des Globalen 
Süden die NIEO auf die Agenda - gegen heftigen Widerstand von Industrie- 
staaten. Es gehe »vor allem um Marktzugang, internationale Preisstabilisie- 
rung und die Rohstoffhandelsvereinbarungen«, sagte der äthiopische Politiker 
Getema Yifru bei der Konferenz (zitiert nach Dohmen 2022b). Ein Jahr später 
legten die sogenannten Blockfreien Staaten (vor allem Länder des Globalen Sü- 
dens) in Algier ein Aktionsprogramm mit der Forderung nach einer NIEO vor. 
Die Vereinten Nationen (UN) entwickelten die Idee weiter und 1974 beschloss 
die UN-Generalversammlung sie. Aber der Rückenwind für die NIEO schwand 
bald. 

Die Weltläden überdauerten diese Idee. Sie bieten bis in unsere Tage mit 
eigenen Importen und Läden eine Alternative zum konventionellen Handel. 
Ursprünglich hatten die Beteiligten dies gar nicht gewollt. Ihr Ziel war ja eine 
neue und gerechte Weltwirtschaftsordnung, die ihre eigenen Läden überflüs- 
sig gemacht hätte. Die Waren dienten vielfach nur als Vehikel, um mit Mitbür- 
ger:innen über die eigentlichen politischen Anliegen ins Gespräch zukommen. 
Mit den Erlösen aus dem Verkaufihrer Produkte finanzierten die Weltladenbe- 
treiber:innen Entwicklungsprojekte. An einen Verkauf von als fair zertifizier- 
ten Waren in konventionellen Supermärkten dachte damals noch keiner der 
Beteiligten. 


Die Transformation einer Bewegung 


Anfang der 1980er Jahre war die Erinnerung an die NIEO-Ideen bereits ver- 
blasst. Das hatte viel damit zu tun, »dass sich die weltpolitischen Macht- und 
Kräftekonstellationen im Laufe der 1970er und 1980er Jahre verschoben ha- 
ben«, wie es der Politikwissenschaftler Markus Wissen formuliert (zitiert nach 
Dohmen 2022b). Zudem bekamen die Länder des Globalen Südens schon bald 
nach dem Aufkommen der Ideen für eine NIEO die Folgen der Inflationsbe- 
kämpfungsstrategie der Vereinigten Staaten zu spüren. 

In den 1960er Jahren landeten die Petrodollars, also die Gewinne von Ex- 
porten aus Mitgliedsstaaten der »Organisation erdölexportierender Länder« 
(OPEC) häufig über westliche Banken als Kredite bei den Entwicklungslän- 
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dern. Diese finanzierten damit ihre wirtschaftliche Entwicklung, etwa den 
Aufbau eigener Industrien, um unabhängiger von Importen zu werden. Die 
Kredite hatten einen variablen Zinssatz, der sich an den USA orientierte. Mitte 
der 1970er Jahre hob die US-Notenbank zur Bekämpfung der Inflation in den 
USA den Zinssatz aufüber 12 Prozent an - daraufhin explodierten die Staats- 
schulden im Globalen Süden. Das wiederholte sich, als die US-Notenbank 
1980 den Zinssatz auf 21,5 Prozent erhöhte (Macrotrends 2023). In der Folge 
erklärte Mexiko 1982 seine Zahlungsunfähigkeit. Die Schuldenkrise griff auf 
andere Länder über. Dies war »der Auftakt zur ersten globalen Finanzkrise 
der Nach-Bretton-Woods-Ara: der lateinamerikanischen und afrikanischen 
Schuldenkrise«, schreiben Christiane Grefe, Matthias Greffrath und Harald 
Schumann (Grefe et al. 2002). 

Damals begann eine Transformation der Dritte-Welt-Bewegung. Teile der 
Bewegung verabschiedeten sich aus der politischen Arena ins Private. Ande- 
re Teile fanden sich später in der globalisierungskritischen Bewegung wieder, 
etwa Organisationen wie das 1998 gegründete Attac. Wieder andere Teile setz- 
ten auf einen Ausbau des Süd-Nord-Handels unter fairen Vorzeichen (Doh- 
men 2023). 

1989 traten die USA aus dem Kaffeeabkommen aus, was dessen Ende ein- 
läutete. Mit dem Ende des Kalten Kriegs war der Kommunismus aus US-ame- 
rikanischer Sicht keine Gefahr mehr. Außerdem gab es einen wirtschaftspoliti- 
schen Paradigmenwechsel - weg vom Keynesianismus mit einer starken wirt- 
schaftlichen Rolle des Staats und hin zum Neoliberalismus mit einer starken 
Betonung des Marktes. So prognostizierte die Weltbank etwa für den Fall ei- 
ner Liberalisierung des Kaffeemarktes einen deutlichen Anstieg des Preises für 
Rohkaffee. Tatsächlich fiel der Preis bis 2002 auf ein Drittel des Preises von 
1989. Die Erlöse der Bäuer:innen lagen häufig unter den Anbaukosten. Hun- 
derttausende Kaffeebäuer:innen gaben auf und zogen mangels Alternative in 
die Slums der Großstädte. Besser standen Bäuer:innen da, die ihren Kaffee 
über den alternativen Handel verkaufen konnten. 

So etwa in Jinotega, der wichtigsten Kaffeestadt in Nicaragua. Hier hat 
Sopexcca ihre Zentrale, eine Dachorganisation von Kaffeekooperativen. Viele 
Bäuer:innen in der Region hätten in der Kaffeekrise der 1990er Jahre aufgege- 
ben, sagt Sopexxca-Geschäftsführerin Fätima Ismael. Doch dank des alterna- 
tiven Handels hätten sie ihre Böden weiter selbst bewirtschaften können. Klas- 
sische alternative Handelsimporteur:innen aus Europa halfen den Kooperati- 
ven. Das System des alternativen Handels bot jedoch nur geringe Absatzmög- 
lichkeiten, weswegen nur wenige Kleinbäuer:innen davon profitierten (Doh- 
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men 2017:181-184). Deshalb entwickelten Aktivist:innen aus den Niederlanden 
eine neue Vertriebsidee: Sie wollten konventionelle Unternehmen und Händ- 
ler:innen gewinnen, um den Vertrieb von fairem Kaffee aufeine breitere Basis 
zu stellen. Innerhalb der Szene schieden sich die Geister an dieser Idee. Einige 
sahen darin eine Chance für mehr Verteilungsgerechtigkeit innerhalb des be- 
stehenden Wirtschaftssystems. Andere waren überzeugt, man müsse dieses 
System zunächst überwinden, um die Verhältnisse wirklich ändern zu kön- 
nen - sie lehnten deshalb weiterhin jede Zusammenarbeit mit konventionel- 
len Akteur:innen des Handels ab (Bäthge 2018: 31). 

Auch der alternative Handel verfügte nur über wenige Lieferketten, die tat- 
sächlich völlig unabhängig von konventionellen Wirtschaftsakteur:innen wa- 
ren. So wurden etwa fair geerntete Kaffeebohnen in konventionellen Betrieben 
geröstet, faire Bananen reiften bei herkömmlichen Unternehmen, oder alter- 
native Waren wurden auf Schiffen neben konventioneller Ware transportiert. 
Der alternative Handel hatte aber zumindest den konventionellen Einzelhan- 
del komplett aus seiner Lieferkette verbannt. Er kaufte die Waren selbst im 
Globalen Süden ein und vertrieb sie über eigene Importeur:innen sowie in ei- 
genen Läden. Deren Sortiment bestand komplett aus alternativen Waren. Die 
Reformer:innen kooperierten dagegen nun mit gewöhnlichen Supermärkten. 
Diese galten zuvor als Teil des Problems, nicht als Teil der Lösung. 

Für diese Kooperation schufen die Reformer:innen ein Marktsiegel. Die- 
ses zeichnete Produkte aus, die nach von ihnen selbst gesetzten Kriterien fair 
produziert worden waren. Der Mindestpreis für diese Produkte soll die durch- 
schnittlichen Kosten für eine nachhaltige Produktion decken, und sichert die 
Bauer:innen gegen einen Verfall des ansonsten an sie bezahlten Weltmarkt- 
preises ab. Außerdem erhalten alle Produzent:innenorganisationen eine Prä- 
mie, über deren Verwendung sie gemeinschaftlich entscheiden. Zudem wird 
eine langfristige Zusammenarbeit angestrebt, damit über größere Zeiträume 
hinweg geplant und investiert werden kann. Auf Wunsch realisiert der Faire 
Handel auch eine Vorfinanzierung für die Produzent:innen. 

Diese Form des Fairen Handels war jedoch mit einem großen Kompro- 
miss verbunden: Denn anders als die Weltläden verkaufen Supermärkte nur 
einen Bruchteil ihres Sortiments als faire Ware - anfangs sogar ausschließlich 
Kaffee. Ansonsten blieb alles beim Alten. Die Verfechter der Öffnung sahen 
darin selbst eine Gefahr des sogenannten fairwashing: Der Einzelhandel kön- 
ne von dem geringfügigen Verkauf fairer Produkte profitieren, indem er da- 
mit sein eigenes Image unverhältnismäßig aufwerte. Gleichzeitig sinke so der 
Veränderungsdruck auf den Einzelhandel. Funktioniere der Handel fairer Pro- 
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dukte im konventionellen Einzelhandel nur in einer gewissermaßen homöo- 
pathischen Dosis, und gehe daneben alles wie gehabt seinen Gang, so berge 
dies die Gefahr, sich einer Mitwirkung am fairwashing schuldig zu machen, so 
Helmut Schüler, lange Zeit ehrenamtlicher Vorstandsvorsitzender des Vereins 
»Fairtrade Österreich«, der das Fairtrade-Handelsiegel in dem Alpenland ver- 
gibt. »Dieser uralte Vorwurf ist nicht auflösbar«, so Schüler, der Theologe ist. 
Aber damals habe man sich eben entscheiden müssen, ob man mit dem Kom- 
promiss einen größeren Hebel habe betätigen wollen, oder authentisch in der 
Nische bleiben wolle (siehe dazu Dohmen 2017: 73). 

Premiere hatte diese Art des fairen Handel 1988 in den Niederlanden. Der 
»Sprung aus dem Ghetto der Dritte-Weltläden« sei gelungen, schrieb die ta- 
geszeitung damals (Roser 1988). Bald folgten andere Lander in Europa und der 
Welt. Seitdem gibt es neben dem alternativen Handel mit seinen eigenen Ver- 
triebsstrukturen (also den Weltläden sowie Importeur:innen wie Gepa oder 
»Dritte-Welt-Partner«) auch den sogenannten Fairen Handel. In Deutschland 
hieß die entsprechende Vertriebsorganisation zunächst »Transfair Deutsch- 
land« und inzwischen »Fairtrade Deutschland«. Später öffnete sich dieser Weg 
des Fairen Handels auch für Discounter. »Den Kleinbauern und Farmarbeite- 
rinnen ist es egal, wo ihre Waren verkauft werden«, sagt dazu Transfair-Grün- 
der Dieter Overath, der den Verkauffairer Waren bei Aldiund Lidlaufden Weg 
brachte (zitiert nach Dohmen 2022a). Mittlerweile gibt es eine enorme Abhän- 
gigkeit von den Discountern. 


Individuelle Einkaufsantwort passt zum neoliberalen Zeitgeist 


Der Faire Handel entsprach in dieser Ausprägung dem neoliberalen Zeitgeist, 
der einer freiwilligen und privat organisierten Unternehmensverantwor- 
tung den Vorzug gegenüber staatlicher oder gesetzlicher Regulierung gibt. 
Große Teile der Politik im Globalen Norden unterstützten diese Sichtweise 
seit den 1980er Jahren. Der Paradigmenwechsel vom Keynesianismus zum 
Neoliberalismus war auch bei den Vereinten Nationen zu beobachten. 1974 
hatte die Staatengemeinschaft noch die Ausarbeitung neuer Regeln für einen 
gerechten wirtschaftlichen Austausch zwischen Staaten befürwortet — die 
NIEO. 25 Jahre später warb der damalige UN-Generalsekretär Kofi Annan 
1999 beim Weltwirtschaftsforum in Davos um die freiwillige Unterstützung 
von Unternehmen: »Ich schlage vor, dass Sie, die hier in Davos versammelten 
Wirtschaftsführer, und wir als die Vereinten Nationen einen globalen Pakt 
gemeinsamer Werte und Prinzipien ins Leben rufen, der dem globalen Markt 
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ein menschliches Antlitz gibt.« (UN 1999) Das war die Geburtsstunde des »UN 
Global Compact«, einem Pakt zwischen Unternehmen und UN, um die Globa- 
lisierung sozialer und ökologischer zu gestalten. Unternehmen verpflichteten 
sich mit ihrer Unterschrift zur Einhaltung von zehn universell anerkannten 
Prinzipien aus den Bereichen Menschenrechte, Arbeitsnormen, Umwelt- 
schutz und Korruptionsbekämpfung. Doch bis heute prüft niemand, ob diese 
Unternehmen sich auch daran halten. Bei Verstößen gibt es keine Sanktionen. 
Studien, Erhebungen und diverse Skandale belegen: Solche freiwilligen Ver- 
pflichtungen von Unternehmen allein bewirken wenig; die Ausbeutung von 
Menschen und Umwelt vor allem in ärmeren Ländern hält an. 


Der Faire Handel steckt in der Zwickmühle 


Seit Ende der 1980er Jahre die »Fairtrade«-Siegel in Europa starteten, nahm 
die Machtkonzentration im konventionellen Handel deutlich zu. Der Faire 
Handel steckt deswegen mittlerweile in einer Zwickmühle: Einerseits ist der 
konventionelle Handel sein wichtigster Absatzkanal, andererseits ist dessen 
Marktmacht vielen längst ein Dorn im Auge - vor allem sozialen und kirch- 
lichen Träger:innenorganisationen des Fairen Handels. Aldi, Carrefour, Lidl, 
Tesco und die Metro-Gruppe kontrollieren die Hälfte des gesamten Einzelhan- 
delsmarktes in der Europäischen Union (EU). In Deutschland beherrschen 
vier Unternehmen 85 Prozent des Einzelhandels (Bundeskartellamt o.].). 
Je stärker große Einzelhändler einen Endverbrauchermarkt beherrschen, 
desto mehr bestimmen deren Einkäufer:innen die vorgelagerten Märkte. 
UN-Sonderberichterstatter Olivier de Schutter warnt, diese Entwicklung 
führe zu einem gehörigen Unterbietungswettbewerb auf Kosten der ersten 
Glieder in den Produktionsketten. Das wiederum bedeute niedrigere Löhne 
für landwirtschaftliche Arbeitskräfte und sinkende Einnahmen für unab- 
hängige Agrarproduzent:innen (Bureau d’Analyse Societale pour Information 
Citoyenne 2015). Wie sehr sich die Wertschöpfung in der Phase der Hyperglo- 
balisierung seit 1989 zugunsten großer Konzerne veränderte, zeigen folgende 
Zahlen: Allein der Profit der 30.000 größten Konzerne verfünffachte sich 
zwischen 1989 und 2014 (nach Abzug von Steuern und Zinsen für Kredite). 
Die Umsätze dieser Unternehmen erhöhten sich im gleichen Zeitraum von 56 
auf 130 Billionen US-Dollar (Dobbs et al. 2015). Wenn sich in derselben Zeit 
der Umsatz verdoppelt, der Gewinn jedoch verfünffacht, müssen die Kosten 
dieser Konzerne drastisch gesunken sein - ganz nach der betriebswirtschaft- 
lichen Kalkulation: Umsatz minus Kosten gleich Gewinn. Möglich war dies 
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nur, weil die Unternehmen mehr oder weniger nach Belieben Druck auf die 
Lieferketten ausüben konnten. Die Abwärtsspirale für die Produzent:innen 
drehte sich weiter, der Preisdruck hielt an. Zudem gibt es zwischen Ländern 
des Globalen Südens erheblichen Wettbewerb um Aufträge aus dem Glo- 
balen Norden - deswegen versuchen diese Länder, ihre Produktionskosten 
möglichst niedrig zu halten. Das ist einer der zentralen Gründe, weshalb Re- 
gierungen im Globalen Süden häufig nur lasche Vorschriften für den Schutz 
von Mensch und Umwelt erlassen und Gesetzesverstöße kaum sanktionieren. 


Beim Hauptziel hapert es gewaltig 


Besser ergeht es den vergleichsweise wenigen Menschen, die für den Fairen 
Handel arbeiten, wie den Eheleuten Maria und Wilmer Garcia. Ihre wetterge- 
gerbten Gesichter strahlen um die Wette, wenn sie von ihrem Leben als Kaf- 
feebäuer:innen in den Hügeln am Rande des Valle de Cauca im Kolumbien 
sprechen. Ihre drei Kinder machen alle eine Ausbildung. Ihr Haus liegt male- 
risch aufeinem Bergkamm, umgeben von Kaffeesträuchern. Die Zimmer sind 
um einen blumenberankten Innenhof angeordnet. Das Ehepaar besitzt einen 
Computer, ein Auto und ein Moped. »Unsere Arbeit lohnt sich«, sagt das Ehe- 
paar in einem Interview (Dohmen 2020). Der Grund dafür sei der Faire Han- 
del. Die Garcias bilden mit 2.200 anderen Bäuer:innen und ihren Familien die 
Cooperativa de Cafetaleros del Norte del Valle (CAFENORTE) - eine moderne 
und dynamische Genossenschaft. Diese betreibt eine eigene Rösterei und ex- 
portiert den Kaffee nicht mehr nur in der Ferne, sondern verkauft ihn auch 
im eigenen Land. Möglich gemacht habe dies der Faire Handel, sagen die Ver- 
antwortlichen und Mitglieder der Kooperative. Mittlerweile sei man sogar un- 
abhängig vom Verkauf über den Fairen Handel - es hätten genügend andere 
Akteur:innen Interesse an ihrem Kaffee. In diesem Fall hat der Faire Handel 
also echte Hilfe zur Selbsthilfe geleistet. 

Als wichtiger Beitrag des Fairen Handels für die Entwicklung im Globa- 
len Süden erweist sich das Empowerment der Beteiligten — dabei war dieses 
ursprünglich gar kein Hauptziel der Initiative. Als Wissenschaftler:innen im 
Auftrag des Fairen Handel nach einigen Jahrzehnten untersuchten, was die 
wichtigsten Wirkungen des Ansatzes vor Ort sind, machten sie jedoch eine in- 
teressante Feststellung: Der Faire Handel kann demnach die Beteiligung der 
Menschen am gesellschaftlichen Geschehen und der lokalen Politik befördern. 
So waren 81,7 Prozent der Baumwollbäuer:innen aus einer zertifizierten Ko- 
operative in Indien lokal engagiert, gegenüber 12,3 Prozent einer Vergleichs- 
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gruppe - so eine Studie des Centrums für Evaluation Saarbrücken (CEval) zu 
den Wirkungen des Fairen Handels anhand von sechs Produktsektoren in fünf 
Ländern (CEval 2012: 54). Demnach liegt der Schlüssel für eine nachhaltige po- 
sitive Veränderung sozialer Strukturen durch Fairen Handel in einer Zusam- 
menarbeit zwischen zertifizierten Betrieben und Gemeinden (ebd.: 34). Wer 
fair handelt, mischt sich eher ein - das wäre tatsächlich eine gute Nachricht 
für Demokrat:innen. Denkbar ist jedoch auch, dass ohnehin engagierte Men- 
schen im fairen Handel eine geeignete Organisationsform finden. 

Eine schlechte Nachricht ist hingegen, dass es beim Hauptziel des Fairen 
Handels häufig hapert, nämlich bei der wirtschaftlichen Besserstellung der 
Produzent:innen durch höhere Preise. Die Situation vieler Produzent:innen 
hat sich durch den Fairen Handel gar nicht oder nur unmerklich verbessert. 
Einige Kooperativen verabschiedeten sich gar aus dem System, da es sich für 
sie wirtschaftlich kaum lohnte. Denn den fairen Mehrpreis erhalten die Produ- 
zent:innen nur für Ware, die sie auch als fair verkaufen können. Das liegt in der 
Natur der Sache. Fairer Handel kann innerhalb des heutigen Wirtschaftssys- 
tems nur begrenzt fair sein, da er inmitten eines Umfelds von unfair erzeugten 
Waren stattfindet. Als Marktansatz kann er ohnehin nur in dem Umfang hel- 
fen, in dem Marktteilnehmer:innen faire Waren kaufen und bereit sind, dafür 
mehr als den üblichen Preis für die entsprechenden konventionellen Waren zu 
bezahlen. 

Zwar kaufen Konsument:innen seit der Gründung des Fairen Handels 
zunehmend mehr faire Waren, aber absolut betrachtet geben sie dabei ver- 
gleichsweise wenig aus. In Deutschland waren es zuletzt beispielsweise gerade 
einmal 23,50 Euro pro Kopf und Jahr (Forum Fairer Handel o.J.). Zwar verkauft 
der Faire Handel mittlerweile auch in Ländern des Globalen Südens, etwa in 
Indien, Südafrika oder Mexiko. Insgesamt ist der Anteil des Fairen Handels 
jedoch winzig. Er umfasst fast nur Agrarprodukte, die unverarbeitet eine we- 
sentlich geringere Wertschöpfung haben als verarbeitete Produkte. Versuche, 
eine faire textile Lieferkette zu schaffen, kommen seit Jahren kaum voran. 
Dennoch hat die Idee fairer Produktion auch andere Akteur:innen inspiriert, 
etwa die Erbauer:innen eines fairen Smartphones in den Niederlanden oder 
die vielen Unternehmen, die Kaffee direkt importieren und dabei einen fairen 
Umgang mit den Kleinbäuer:innen pflegen, ohne dem System des Fairen 
Handels anzugehören. 

In der Weltwirtschaft dominieren unsaubere und unsoziale Lieferketten. 
Es wäre illusionär zu glauben, dass sich dies allein aus dem Markt heraus durch 
alternative und faire Händler:innen ändern ließe. Auch deren Verkauf richtet 
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sich nach dem Gesetz von Angebot und Nachfrage. Faire Waren konkurrie- 
ren im Einkaufsregal oder im Onlineshop mit konventionellen Waren. Letzte- 
re sind auch deswegen häufig günstig, weil Kleinbäuer:innen und Arbeiter:in- 
nen entlang der Lieferketten ausgebeutet werden. Daher bemisst sich der Preis 
für fair gehandelte Waren auch daran, was Konsument:innen ausgeben wollen 
oder können - und nicht an den Bedürfnissen ihrer Produzent:innen. Die Ar- 
beitenden können von den Erlösen häufig nur auf sehr bescheidenem Niveau 
leben. So bewohnt ein Kaffeebauer, den ich besuche, mit seiner Familie in Ni- 
caragua eine Holzhütte mit Lehmboden. Die Wände sind mit Zeitungspapier 
tapeziert. Daran hängt immerhin ein Foto der Tochter beim Abschluss ihres 
Studiums. Es verweist darauf, welche wichtige Funktion faire Lieferketten für 
die Zukunft der Kinder im Globalen Süden haben können. 


Markthindernisse 


Auch der Faire Handel gibt beteiligten Produzent:innen keine Abnahmegaran- 
tien für ihre Ernte. Das System lohnt sich für sie aber nur, wenn sie einen er- 
heblichen Teil ihrer Waren auch zu fairen Preisen verkaufen können. Denn für 
ihre Beteiligung an dem fairen System entstehen ihnen Kosten, etwa für die 
Zertifizierung. Viele Bäuer:innen können mit ihrem Einkommen aus dem fai- 
ren Handel nicht einmal die existenziellen Grundbedürfnisse ihrer Familien 
decken. Das gilt etwa für Kakaobäuer:innen in Westafrika. Außerdem zielt der 
Faire Handel nur auf die Produzent:innen ab und widmet sich damit nicht an- 
deren Gliedern der Lieferkette. Außen vor bleiben etwa die Bedingungen für 
Arbeitende beim Transport, bei Hafenarbeiter:innen oder Verkäufer:innen in 
den Supermärkten. 

Letztlich steht der Faire Handel immer noch vor derselben Grundsatz- 
frage wie die Abolitionist:innen im 18. Jahrhundert: Eignet sich der Einkauf 
als Instrument, um den Produzent:innen ein auskömmliches Einkommen 
zu verschaffen, oder ist es erfolgversprechender, sich auf politische Regulie- 
rungen zu konzentrieren? Verwenden die Initiator:innen des Fairen Handels 
und deren Kund:innen nicht viel zu viel Zeit und Mühe auf die Beschaffung 
ethisch einwandfreier Waren? Zeit, die ihnen für den politischen Kampf fehlt, 
um menschenwürdige Arbeitsverhältnisse für alle Menschen durchzusetzen. 
Auch ein anderer Kritikpunkt wurde schon damals vorgebracht: Schon Ab- 
olitionist:innen kritisierten, dass ärmere Menschen sich die teureren, von 
freien Arbeiter:innen hergestellten Produkte nicht leisten könnten. Erhalten 
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blieb auch ein weiteres Dilemma: Wer in dem Free Produce Store einkaufte, 
musste darauf vertrauen, dass die Waren tatsächlich von freien Menschen 
hergestellt worden waren. Dasselbe gilt, wenn wir heutzutage zu fairen Pro- 
dukten greifen. Bestimmte Siegel oder Label sollen dabei Orientierung bieten. 
Aber anders als bei Bioprodukten gibt es kein staatliches Siegel für Fairen 
Handel, das staatlich kontrolliert wird. Der Faire Handel und damit auch 
die Ausgestaltung und Kontrolle des Siegels sind rein privatwirtschaftlich 
organisiert. 

Der Faire Handel schafft es oft nicht einmal, dass alle Arbeitenden in sei- 
nen Lieferketten einen existenzsichernden Lohn erhalten - also einen Lohn, 
der ausreicht, um Basisbedürfnisse wie Nahrung, Wohnen und Gesundheit zu 
befriedigen. Die Verfechter:innen des Fairen Handels waren in dieser Hinsicht 
erstaunlich lange Zeit naiv, wie sie inzwischen selbst einräumen: Sie gingen 
davon aus, dass von Staaten festgelegte Mindestlöhne existenzsichernd seien 
(siehe dazu Dohmen 2017: 215). Doch das ist regelmäßig nicht der Fall. 

Die Diskussionen in Deutschland haben gezeigt, wie schwierigesist, einen 
ausreichenden gesetzlichen Mindestlohn festzusetzen. Hierzulande ist dafür 
eine unabhängige Kommission mit Vertreter:innen von Arbeitgeber- und Ar- 
beitnehmerseite zuständig. Fast überall sonst auf der Welt sind es aber die je- 
weiligen Regierungen, die die Höhe des gesetzlichen Mindestlohns festlegen. 
Ihnen geht es häufig weniger darum, wie vieldie Menschen wirklich brauchen, 
sondern welche Höhe für Unternehmen gut ist. Gesetzliche Mindestlöhne sind 
regelmäßig unzureichend, besonders im Globalen Süden. Um ihre Grundbe- 
dürfnisse befriedigen zu können, bräuchten beispielsweise Näher:innen in In- 
dien eine Lohnsteigerung um den Faktor 2,8 und in Bangladesch um den Fak- 
tor 4,8. Ähnlich sieht es im EU-Staat Bulgarien oder im EU-Nachbarn Ukraine 
aus (Clean Clothes Campaign o.J.). 

Vor allem Vertreter:innen der Zivilgesellschaft haben diesen Missstand 
öffentlich gemacht, insbesondere die »Clean Clothes Campaign« und die 
»Asian Floor Wage Campaign«. Letztere - ein Bündnis von Aktivist:innen, 
Gewerkschafter:innen und Forscher:innen aus dem Globalen Süden und 
Norden - setzt sich für einen koordinierten Ansatz zur Schaffung existenzsi- 
chernder Löhne ein. Schließlich hat die Geschichte gelehrt, dass alles andere 
als umfassende Lösungen wenig Sinn macht, da Unternehmen sonst ihre 
Produktionsstandorte beliebig verlagern. Es bräuchte dringend neue, koor- 
dinierte Ansätze zur Lohnfindung sowie eine angemessene Beteiligung von 
Arbeitenden an der Produktivitätssteigerung. Seit der Gründung der Welt- 
handelsorganisation 1995 bis zur Finanzkrise 2008 stieg die Produktivität, 
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weltweit jährlich im Schnitt um 3,3 Prozent. Die Löhne nahmen in dieser Zeit 
jedoch nur um 1,9 Prozent zu (Bhattacharjee et al. 2015: 11). 

»Fairtrade Labelling Organizations International«, die für die Standard- 
setzung verantwortliche Dachorganisation des Fairen Handels, verankerte 
bereits 2012 existenzsichernde Mindestlöhne in seinen Standards für abhän- 
gig Beschäftigte - also vor allem für Frauen und Männer, die auf Plantagen 
arbeiten. Dies gilt jedoch nicht für die Menschen, die in Kooperativen arbei- 
ten, denn die sind selbstständig. Für diese Arbeiter:innen wäre entscheidend, 
dass die Erlöse aus dem Verkauf ihrer Waren ihnen ein menschenwürdiges 
Leben ermöglichen. Selbst für abhängig Beschäftigte greift der faire Mindest- 
lohn nicht überall. Das zeigt das Beispiel der Teegärten im indischen Assam. 
Im Auftrag von Oxfam wurden dort in 50 Teeplantagen 510 Arbeiter:innen 
befragt. Jede:r zweite Befragte litt unter Fehlernährung oder Hunger - obwohl 
die Hälfte der untersuchten Plantagen hinsichtlich ökologischer und sozialer 
Standards durch Organisationen wie Rainforest Alliance oder Fairtrade zer- 
tifiziert waren (Oxfam 2019). Barbara Sennholz-Weinhardt, die Autorin der 
Studie, kommt zu dem Schluss, dass sich derartig zertifizierte Plantagen und 
konventionelle Plantagen »nicht signifikant« unterscheiden (Dohmen 2019). 
Beim Lohn entspreche die Differenz gerade einmal einem Euro monatlich. 

»Die Situation in Assam ist katastrophal«, räumt auch Fairtrade-Deutsch- 
land-Vorstand Claudia Brück ein (Dohmen 2020). Gemeinsam mit anderen 
Nichtregierungsorganisationen versuche man, auf eine Änderung der rigiden 
Lohnvorgaben in Indien hinzuwirken. Denn traditionell sei der Teesektor 
in Indien vom Mindestlohn ausgenommen. Die Plantagen dürften den Ar- 
beiter:innen von den kargen Einkommen sogar die Kosten für Unterkunft 
abziehen. Ein möglicher Rückzug aus dem Teesektor würde aber den Ar- 
beiter:innen mehr schaden, als ihnen zu nutzen, meint Brück (ebd.). Solche 
Zustände wecken erhebliche Zweifel an der Funktionsfähigkeit des gesamten 
Fairen Handels. Zumindest machen sie eines der vielen Dilemmata deutlich, 
in denen dieser steckt. Als Instrument zur Unterstützung der Allerärmsten 
scheint der Faire Handel auf jeden Fall ungeeignet zu sein: Denn um Kaffee 
oder Kakao anpflanzen und fair verkaufen zu können, benötigen Menschen 
Zugang zu Boden. Hier muss ein Marktansatz wie der Faire Handel scheitern, 
und der jeweilige Staat und die klassische Entwicklungshilfe sind gefragt. 
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Neue Entwicklungsideen 


Nichtsdestotrotz hat die Idee des Fairen Handels Nachahmer:innen gefunden. 
Manche heutige Pionier:innen haben den etablierten Fairen Handel bezüglich 
seiner Wirkungen überholt. So entstand beispielsweise das deutsch-ghanai- 
sche Sozialunternehmen »Fairafric«, um in Ghana den Aufbau einer Schokola- 
denfabrik zu ermöglichen und die Wertschöpfung vom Anbau des Kakaos bis 
zum fertigen Produkt vor Ort zu schaffen. Getragen wird Fairafric von Men- 
schen, die als Aktionär:innen oder sonstige Kapitalgeber:innen in die Fabrik 
investieren. Auch manche Länder des Globalen Südens haben mittlerweile ei- 
ne starke Marktstellung, die sie nutzen, um die Entwicklung im eigenen Land 
zu fördern. Das gilt insbesondere für Länder, die Rohstoffe für die Transfor- 
mation weg von einer auffossiler Energie basierenden Wirtschaft hin zu einer 
auf regenerativen Energien basierenden liefern. So hat etwa Indonesien den 
Export von Rohnickel verboten. Danach entstanden in dem Land reihenweise 
Fabriken für die Verarbeitung von Nickel. Der Anteil von Erzeugnissen aus hei- 
mischem Nickel (vor allem Batterien) verzehnfachte sich seit 2020 (The Econo- 
mist 2023). Ein anderes Beispiel: Chile setzt auf das Instrument unterschied- 
licher Preise fiir das reichlich im Land vorhandene Lithium, das etwa wichtig 
fiir die Herstellung von Batterien ist. Lithium ftir die Weiterverarbeitung in 
Chile ist günstiger als Lithium für den unverarbeiteten Export. Obwohl diese 
Preisdifferenzierung gegen die Regeln der Welthandelsorganisation verstößt, 
akzeptierte die EU sie in ihrem Freihandelsabkommen mit Chile. Vermutlich 
ist der Rohstoffbedarf der EU hier der Grund. Bei Argrarrohstoffen haben die 
produzierenden Staaten weiter eine schwachere Stellung. Seit 2019 versuchen 
Céte d’Ivoire und Ghana eine Art OPEC für Kakao zu errichten. Zusätzlich zum 
Kakaopreis sollten Abnehmer:innen eine Pramie von 400 US-Dollar pro Ton- 
ne Kakao zahlen, um die Einkommen der Kakaobäuer:innen zu erhöhen. Aber 
die Steuerung des Kakaoangebots gestaltet sich schwierig. Die Anbauländer 
benötigten etwa größere Lagerstätten, um das Angebot künstlich verknappen 
zu können. Außerdem können einzelne Länder nicht verhindern, dass ande- 
re Staaten Kakao anbauen und exportieren. Eine Stabilisierung der Rohstoff- 
preise für alle beteiligten Produzent:innen istjedoch nur mittels einer globalen 
Koordination möglich - wie einst durch das Kaffeeabkommen. 
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Zurück auf der Ebene der Weltpolitik 


Ein halbes Jahrhundert nach den Forderungen nach einer NIEO ist das Thema 
gerechterer Wirtschaftsbeziehungen wieder auf der politischen Agenda - mit 
Fokus aufeiner Problematisierung der Lieferketten zwischen Globalem Süden 
und Norden. Einzelne Nationalstaaten führen mittlerweile sogenannte Lie- 
ferkettengesetze ein, in Deutschland trat 2023 für Unternehmen mit mehr als 
3.000 Beschäftigten das »Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflich- 
ten in Lieferketten« in Kraft. Diese Regulierung entstand auf erheblichen 
Druck zivilgesellschaftlicher Akteur:innen, im Falle Deutschlands der »In- 
itiative Lieferkettengesetz«. Daran beteiligt sind sowohl die Akteur:innen des 
alternativen Handels als auch die des Fairen Handels. Nichtregierungsorga- 
nisationen und Gewerkschaften, die zentralen Kräfte der Initiative, treiben 
jedoch selbst keinen Handel. Bis Ende 2023 könnte auch die EU eine entspre- 
chende Richtlinie zu Lieferketten abschließen. Selbst auf Ebene der Vereinten 
Nationen findet mit den sogenannten Treaty-Verhandlungen seit 2014 ein 
politischer Prozess statt, der transnationale Unternehmen verbindlich in 
menschenrechtliche Verantwortung nehmen soll. »Staaten, die das Abkom- 
men ratifizieren, sollen verbindliche menschenrechtliche Sorgfaltspflichten 
für Unternehmen in ihrem nationalen Recht verankern«, erklärt das Deutsche 
Institut für Menschenrechte (Deutsches Institut für Menschenrechte o0.].). 
Die politischen Regulierungen haben das Ziel, dass entlang der Lieferketten 
soziale und ökologische Mindeststandards eingehalten werden. Auf diese 
Weise soll auch die ökonomische Situation der Beteiligten verbessert werden. 
Damit würde zumindest ein Teil der NIEO-Forderungen umgesetzt - und 
zwar jener, der die Verantwortung transnationaler Unternehmen anbelangt. 
Diese haben mittlerweile zu einem nennenswerten Teil ihren Sitz auch im 
Globalen Süden. Die Frage nach einem gerechten oder zumindest stabilen 
Preis, die die NIEO einst adressierte, stellen Lieferkettengesetze allerdings 
nicht. 
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Gesundheit für alle braucht 
eine neue gerechte Weltwirtschaftsordnung 


Andreas Wulf 


Wie eng wirtschaftspolitische Fragen und Entscheidungen mit dem Zugang 
zu notwendiger und guter Gesundheitsversorgung verbunden sind, wurde in 
den Jahren der Covid-19-Pandemie deutlicher denn je. Vor allem um die Re- 
geln zu geistigen Eigentumsrechten wurde bei der Welthandelsorganisation 
gestritten (siehe Interview mit Otieno Sumba in diesem Band). 

Historisch betrachtet fanden immer wieder wirtschaftspolitische Kon- 
zepte Eingang in internationale Gesundheitspolitiken und beeinflussten diese 
entscheidend. Dies zeigt exemplarisch die 1978 von den Mitgliedstaaten der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) verabschiedete »Alma-Ata-Deklarati- 
on«, die die New International Economic Order (NIEO) prominent zitiert. 
Die Deklaration gilt als Schlüsseldokument der globalen Gesundheitspolitik, 
da sie mit dem Slogan health for all und der Strategie der Primary Health 
Care (PHC) das Thema globale Gerechtigkeit ins Zentrum der Arbeit der 
WHO und ihrer Mitglieder rückte. Dieser Fokus auf soziale Gerechtigkeit 
(und nicht nur auf Gesundheitsversorgung) war in seiner Breite und vor al- 
lem mit seinen politischen Implikationen nie unumstritten. Die Deklaration 
formulierte unter anderem Kritik an der Dominanz transnationaler Unter- 
nehmen in gesundheitsrelevanten ökonomischen Bereichen, aber auch an 
der fortdauernden Abhängigkeit ehemaliger Kolonien von der sogenannten 
Entwicklungshilfe. Die Länder des Globalen Südens forderten von der WHO 
eine aktive Unterstützung beim Aufbau ihrer eigenen Gesundheitssysteme 
und ihrer Unabhängigkeit ein. Dem gegenüber standen stets Versuche der 
ersten Welt, die Arbeit der WHO stärker auf medizinisch-technische Fragen zu 
beschränken und sie damit zu entpolitisieren. 

Dieser Beitrag zeichnet anhand der in Alma-Ata formulierten PHC-Strate- 
gie die wichtigsten Stationen der globalen Gesundheitsdebatten und -praxen 
im Anschluss an die Deklaration nach. Dabei verweist er auf relevante Bezüge 
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zu den Themen der NIEO sowie auf die Erfahrungen bei der Umsetzung der 
Strategie beziehungsweise bei deren Scheitern. Die WHO ist einerseits eine 
eigenständige Akteurin und andererseits politische Bühne und Instrument ih- 
rer Mitgliedstaaten. Dieser Doppelrolle der WHO geht der Beitrag anhand der 
Debatten um die PHC-Strategie nach. Abschließend untersucht der Artikel, 
inwieweit sich die Vision der Primary Health Care im aktuellen WHO-Konzept 
der Universal Health Coverage (UHC) wiederfindet, das seit den 2010er Jahren 
PHC als Leitbegriff ablöste und sich auch in den Diskussionen um die Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (SDG) der Vereinten Nationen (UN) gegenüber dem 
älteren Konzept PHC durchgesetzt hat. 


Die Bedeutung der NIEO für die Alma-Ata-Deklaration 


Den Ländern Asiens und Afrikas, die sich nach dem Zweiten Weltkrieg aus 
der Herrschaft europäischer Kolonialmächte befreien konnten, war von An- 
fangan klar, dass der Aufbau einer sozialen Infrastruktur in den Bereichen Ge- 
sundheit und Bildung für alle Menschen - und nicht nur für die relativ kleinen 
einheimischen Eliten - deutliche öffentliche Investitionen erfordern würde. 
Das Ziel einer eigenständigen Wirtschaftspolitik, die solche Investitionen ab- 
sichern sollte, einte antikoloniale Befreiungsbewegungen und die daraus her- 
vorgegangenen Regierungen trotz ihrer unterschiedlichen ideologischen Aus- 
richtungen. Daraus entwickelten sich wichtige neue Bündnisse wie die Bewe- 
gung der Blockfreien Staaten und die daraus hervorgegangene Gruppe der 77 
innerhalb der UN. Denn auch nach Erreichen der politischen Unabhängigkeit 
blieben diese Staaten in den weiter herrschenden globalen wirtschaftlichen 
Strukturen gefangen, da sie vorrangig primäre Rohstoffe (Agrarprodukte oder 
Bodenschätze) exportierten. Daher wuchs das Bestreben nach einer Verände- 
rung der internationalen ökonomischen Regeln und Strukturen. 
Entsprechende Debatten in der UN führten zu einer Reihe wirtschaftspo- 
litischer Konferenzen - der »United Nations Conference on Trade and Deve- 
lopment« (UNCTAD). Dabei spielte Gesundheitspolitik in diesen Foren kaum 
eine Rolle. Auf den zweiten Blick verwundert es jedoch nicht, dass die Diskus- 
sionen bei den UN über die NIEO als Bedingung für ein Recht auf ökonomi- 
sche und soziale Entwicklung für die neuen selbstständigen Staaten Asiens, 
Afrikas und der Karibik in den 1970er Jahren auch Eingang in Debatten und 
Textentwürfe beider WHO fand. Denn die Neuorientierung der WHO aufFra- 
gen von Ungerechtigkeit, sozialer Ungleichheit und deren Überwindung voll- 
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zog sich ebenfalls auf Grundlage der Erfahrungen der Entkolonialisierung. Mit 
der wachsenden Zahl neuer WHO-Mitgliedstaaten aus Asien und Afrika wur- 
den entsprechende Stimmen lauter und einflussreicher. Exemplarische Erfol- 
ge bei der Umgestaltung von Gesundheitssystemen verliehen den Forderun- 
gen dieser Länder zusätzlich Gewicht. 

Das entscheidende Ende dieses Prozesses markiert die Alma-Ata-Dekla- 
ration. Sie war das Schlussdokument einer 1978 von WHO und dem UN-Kin- 
derhilfswerk (UNICEF) gemeinsam organisierten Tagung in der Hauptstadt 
der damaligen Sowjetrepublik Kasachstan (heute Almaty). Mit der Zielorien- 
tierung health for all und mit Primary Health Care als Strategie sollte sie zum 
neuen Leitbild der WHO werden. Die Deklaration erwähnt die NIEO dabei 
gleich an zwei Stellen: 

In Artikel 3 der Alma-Ata-Deklaration heißt es: 


»Die wirtschaftliche und soziale Entwicklung auf der Grundlage einer neuen 
internationalen Wirtschaftsordnung ist von grundlegender Bedeutung für 
die größtmögliche Verwirklichung von Gesundheit für alle und für die Ver- 
ringerung der Kluft zwischen dem Gesundheitszustand der Entwicklungs- 
länder und der entwickelten Lander.« (WHO/UNICEF 1978: 2, eigene Uber- 
setzung) 


Der abschließende Absatz der Deklaration betont: 


»Die Internationale Konferenz über primäre Gesundheitspflege fordert 
dringende und wirksame nationale und internationale Maßnahmen zur 
Entwicklung und Umsetzung der primären Gesundheitspflege in der gan- 
zen Welt und insbesondere in den Entwicklungsländern im Geiste der 
technischen Zusammenarbeit und im Einklang mit einer neuen internatio- 
nalen Wirtschaftsordnung.« (ebd.: 6, eigene Übersetzung) 


Die Alma-Ata-Deklaration rückte die massive globale Ungleichheit in der 
Gesundheit als Teil einer Orientierung auf social development ins Zentrum 
der WHO. Damit überwand sie die vorwiegend technisch-medizinischen 
Interventionslogiken, die das Handeln der WHO in den 1950er und 1960er 
Jahren geprägt hatten, etwa in Form der Programme zur Ausrottung von 
Tuberkulose, Malaria, Pocken oder Parasiten. Die Deklaration betonte damit 
zugleich, dass die Länder des Globalen Südens nur durch eine Änderung 
der globalen Terms of Trade ausreichend eigene ökonomische Mittel für den 
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Aufbau sozialer Infrastrukturen und funktionierender Gesundheitssystemen 
haben würden. 


Transnationale Konzerne in der Kritik 


In den Konzepten der NIEO spielte auch Kritik an der Macht multinationa- 
ler Konzerne eine wesentliche Rolle. Diese waren in vielen neu dekolonisierten 
Ländern weiterhin im Besitz der Infrastruktur des ökonomisch so wichtigen 
Rohstoffabbaus und -handels. Die Nationalisierung essenzieller Rohstoffvor- 
kommen war für die jungen Staaten eine wichtige Strategie zur Erlangung na- 
tionaler Souveränität sowie potenzieller Ressourcen für öffentliche Budgets. 
Die Kritik an multinationalen Rohstoffunternehmen korrespondierte in den 
1970er Jahren mit zwei wesentlichen globalen Gesundheitsdebatten, in denen 
es um die Dominanz transnationaler Konzerne in Schlüsselfeldern globaler 
Gesundheit ging, was den Diskussionen eine hohe öffentliche Aufmerksam- 
keit einbrachte. 

Die erste Debatte wurde um sogenannte Brustmilchersatzstoffe geführt, 
die Unternehmen mit aggressiven Vermarktungsstrategien vertrieben. Dage- 
gen mobilisierten Aktivist:innen unter anderem mit einem jahrelangen Kon- 
sument:innenboykott von Produkten des Konzerns Nestlé. Sie erreichten da- 
mit eine hohe internationale Sichtbarkeit für das Problem der unregulierten 
Marktmacht solcher Großkonzerne, aber auch für deren gesundheitliche Fol- 
gen (Sasson 2016). Ein Meilenstein in diesem Kampf war die Verabschiedung 
des »International Code of Marketing of Breast Milk Substitutes« durch die 
Weltgesundheitsversammlung 1981 (WHO 1981). Dieser untersagt etwa die di- 
rekte Werbung für Brustmilchersatzstoffe an schwangere Frauen und Müt- 
ter, die die WHO-Empfehlung zur ausschließlichen Ernährung von Säuglin- 
gen durch Stillen für mindestens sechs Monate konterkarieren. 

Das zweite große Kampffeld von Gesundheitsaktivist:innen waren Versu- 
che, die Oligopole multinationaler Pharmaproduzent:innen aus dem Globalen 
Norden einzuschränken und damit die Versorgung mit kostengünstigeren 
Arzneimitteln zu sichern. In vielen Ländern entstanden Initiativen für eine 
lokale Produktion nicht patentierter Nachahmerprodukte (Generika). Ein 
weiteres wichtiges Anliegen war die Kontrolle und Reduktion des Dschun- 
gels Zehntausender verfügbarer Markenprodukte zu einer überschaubaren 
Liste der wichtigsten »unentbehrlichen« Medikamente für die häufigsten 
und dringlichsten Krankheiten. Dies erfolgte durch das WHO-Programm 
»Essential Medicines« mit seiner »Model List of Essential Drugs« (Laing et al. 
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2003). Auch an diesem Vorhaben waren von Anfang an kritische zivilgesell- 
schaftliche Stimmen aktiv beteiligt. In Deutschland führte dies zum Beispiel 
zur Gründung der BUKO-Pharmakampagne (Korzilius 2011). 


Die WHO zwischen Krankheitsbekämpfung 
und Gesundheitsförderung 


Schon bei ihrer Gründung 1948 war eine Orientierung der WHO an den po- 
litischen Bedingungen für Gesundheit angelegt, kam aber in der Praxis oft 
nur reduziert zur Anwendung. Die Gründung der WHO war weit mehr als ein 
(gesundheits-)technisches Programm der UN. Mit der direkten Mitgliedschaft 
von Staaten in der WHO besaß sie eine unabhängige Finanzierung und mit der 
jährlichen World Health Assembly auch einen eigenen gesundheitspolitischen 
Debattenraum. 

In ihrer Verfassung orientiert sich die WHO - wie auch die UN-Menschen- 
rechtscharta — an einem (gesundheitlichen) Menschenrechtskonzept. Die Prä- 
ambel dieser Verfassung geht weit über ein eng medizinisches Verständnis 
von Gesundheit hinaus und definiert diese als »Zustand des vollständigen kör- 
perlichen, geistigen und sozialen Wohlergehens und nicht nur das Fehlen von 
Krankheit oder Gebrechen« (WHO 1946). Konzeptionell öffnet sich die WHO 
damit über die rein medizinische Gesundheitsversorgung hinaus auch für so- 
ziale, wirtschaftliche und politische Determinanten der Gesundheit. 

Kurz nach dem Zweiten Weltkrieg befanden sich die globaldominierenden 
Länder der Welt allerdings unter dem Eindruck technischer Errungenschaf- 
ten der modernen klinischen Medizin. Die rasche Entwicklung von Pharmazie 
und Medizintechnologie legte den Fokus auf erfolgreiche Krankheitsbehand- 
lung und weniger auf strukturelle Ursachen von Gesundheit und Krankheit. 
Der unmittelbar nach Gründung der WHO einsetzende Kalte Krieg reduzier- 
te zudem die Bereitschaft zur globalen Kooperation im gemeinsamen Inter- 
esse. Marcolino Candau wurde 1953 der zweite Generaldirektor der WHO und 
blieb zwanzig Jahre lang an deren Spitze. Er kam aus Brasilien und damit nicht 
aus der ersten Welt. Als ehemaliger Mitarbeiter der einflussreichen Rockefeller 
Foundation förderte er jedoch ein technizistisches Verständnis von public he- 
alth in der WHO, welches diese lange Zeit dominieren sollte (Birn et al. 2023). 

Tatsächlich konzentrierte sich die WHO auf gezielte Programme zur Be- 
kämpfung von (Infektions-)Krankheiten, und die Praxis ihrer und anderer in- 
ternationaler Experten (Frauen waren zu dieser Zeit noch kaum zu finden) äh- 
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nelte häufig (wohlmeinenden) kolonialen Aufsichtsbeamten. So beschrieb zu- 
mindest Halfdan Mahler, der entscheidende WHO-Generaldirektor der 1970er 
und 1980er Jahre, selbstkritisch seine eigene Arbeit in Lateinamerika und Indi- 
en (Mahler 1988). Die wichtigen WHO-Programme zeigen diese Tendenz klar 
auf. Die WHO unterstützte ihre Mitgliedsländer maßgeblich bei Versuchen, 
die Malaria auszurotten. Diese setzten aufneu entwickelte Medikamente, aber 
vor allem auf regelmäßiges Versprühen des Insektizids DDT, das die übertra- 
genden Mücken eliminieren sollte. Außerdem strebte die WHO mit Impfpro- 
grammen gegen Pocken, Tuberkulose und Kinderlähmung eine Senkung der 
Sauglings- und Kindersterblichkeit sowie wesentlicher Krankheitslasten vor 
allem in den Ländern des Globalen Südens an. Auch die unter Armutsbedin- 
gungen oft schwer verlaufenden und tödlichen Masern versuchte die WHO 
nach der Entwicklung eines wirksamen Impfstoffes in den 1960er Jahren aus- 
zurotten (WHO o.J. a). Der anfängliche Optimismus solcher Programme, mit 
denen die WHO hoffte, Krankheiten ein für alle Mal ausrotten zu können, wur- 
de nur in einem Fall bestätigt: 1979 gelang in einer großen globalen Kraftan- 
strengung die Ausrottung der Pocken (WHO o.]. b; Hendersson 2012). Schon 
bei der Malaria scheitert der Versuch, diesen Erfolg zu wiederholen. Das Ziel, 
Polio (Kinderlähmung) vollständig zu eliminieren, verfolgt die WHO noch im- 
mer. Doch auch 35 Jahre nach Start der »Global Polio Eradication Initiative« 
1988 ist das Virus in zwei verbleibenden Ländern (Afghanistan und Pakistan) 
noch immer endemisch. 

Das letzte Beispiel verdeutlicht, wie wesentlich die sogenannten nicht 
medizinischen Rahmenbedingungen sind - also die erwähnten sozialen, po- 
litischen und ökonomischen Determinanten der Gesundheit. Ihr Einfluss auf 
den Erfolg von Gesundheitsprogrammen ist entscheidend. Politische und mi- 
litärische Konflikte — wie es sie auch in Afghanistan und Pakistan gab - kön- 
nen die Durchführung und Wirksamkeit von Gesundheitsmaßnahmen (z.B. 
Impfungen) wirkungsvoll behindern, ebenso wie massive Naturkatastrophen 
oder unzureichende physische Infrastruktur. Bereits bei den Malaria-Ausrot- 
tungsprogrammen war deutlich geworden, dass diese in den besonders von 
der Krankheit betroffenen afrikanischen Staaten auch an den mangelhaften 
Gesundheitsdiensten gerade in ländlichen Gebieten scheiterten. 
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Primary Health Care benötigt grundlegende Veränderungen 
und lokale Akteur:innen 


Die Bedeutung der Entkolonialisierung für die Veränderungen gesundheits- 
politischer Debatten kann nicht überschätzt werden. In den wenigen Jahren 
zwischen 1956 und 1967 entstanden allein in Afrika 30 neue unabhängige Staa- 
ten. 1970 waren fast ein Drittel der WHO-Mitglieder afrikanische Staaten. In 
der Folgezeit wurden die Unzulänglichkeiten der Gesundheitssysteme in die- 
sen Staaten deutlich und gerieten zum Politikum. Sie stammten aus der Kolo- 
nialzeit und setzten vornehmlich auf Krankenhäuser und (importiertes) medi- 
zinisches Fachpersonal. Dabei reichte die Gesundheitsversorgung kaum über 
die Hauptstädte und die neuen Eliten hinaus. 

Wie sehr Krankheit und soziale Lage miteinander zusammenhängen, hatte 
die Sozialmedizin in Europa und Nordamerika bereits in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts aufgezeigt (Mosse/Tugendreich 1997 [1913]). Nach er- 
folgreichen gesellschaftlichen Umwälzungen in den Ländern des Globalen 
Südens traten nun erfolgreiche alternative Modelle zur Verbesserung der 
Gesundheits- und Lebensbedingungen hervor. Die prominentesten Beispiele 
in den 1960er Jahren waren ohne Zweifel die chinesischen Barfußärzt:innen 
(Zhang/Unschuld 2008) - in Gesundheitskursen ausgebildete Bäuer:innen, 
die eine lokale Grundversorgung sichern konnten und an Public-Health-Kam- 
pagnen beteiligt waren - sowie das postrevolutionäre Gesundheitswesen in 
Kuba (Swanson et al. 1995). In diesem standen lokale präventive und kurative 
Gesundheitsaktivitaten in der Nachbarschaft im Vordergrund, ergänzt durch 
ehrgeizige Institutionen wie ein nationales Programm zur Entwicklung und 
Produktion von Medikamenten und Impfstoffen - wie zuletzt anhand kuba- 
nischer Covid-19-Impfstoffe zu sehen war. Für beide Beispiele galt: Neben der 
Krankenversorgung waren auch eine Verbesserung der Ernährung und des 
Zugangs zu sauberem Wasser sowie die Gesundheitsbildung gleichwertige 
Arbeitsfelder einer »sozialen Medizin« im Sinne guter Gesundheit. 

Zentral war beiden Ansätzen einer anderen Gesundheitspolitik und -pra- 
xis dabei auch eine starke Einbeziehung lokaler Kommunen in die Prioritä- 
tensetzung der professionellen Gesundheitsdienste. Eine Reihe solcher Grass- 
roots-Gesundheitsprogramme realisierten neben China und Kuba auch andere 
Länder, etwa Indien, Iran, Tansania, Bangladesch oder Venezuela. WHO und 
UNICEF dokumentierten deren Erfolge (WHO 19752; WHO/UNICEF 1975). 

Die Dynamik dieser Programme strahlte auch auftraditionelle Akteur:in- 
nen aus: Missionarische Gesundheitsdienste, die in vielen Ländern Teil der soft 
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power von Kolonialregimen gewesen waren, begannen in den 1960er und 1970er 
Jahren, ihre Rolle als Teil postkolonialer Abhängigkeitsverhältnisse selbstkri- 
tisch zu reflektieren. Sie hinterfragten auch die Wirksamkeit ihrer Tätigkeit, 
die sich auf reine Krankenversorgung reduzierte. Das führte zur Gründung der 
Christian Medical Commission (CMC) beim Weltkirchenrat in Genf - also in 
unmittelbarer Nähe zur WHO. Die CMC wurde zu einer wichtigen Akteurin 
bei der Entwicklung des WHO-Paradigmas der Primary Health Care (Litsios 
2004). 

Die genannten Praxiserfahrungen und -erfolge wurden schließlich syste- 
matisiert in der Strategie der Primary Health Care. Diese wollte ausgehend 
von der Orientierung an sozialer Gerechtigkeit die wesentlichen Gesund- 
heitsprobleme in den Kommunen mit einer intersektoralen und kooperativen 
Arbeitsweise angehen. Teilhabe und Selbstermächtigung der lokalen Bevölke- 
rung sollten in Kooperation mit Gesundheitsprofessionellen gestärkt werden. 
Deren Arbeit sollte sich an den Bedürfnissen der Gemeinden ausrichten, so 
beschrieben es die »Principles of Primary Health Care« (WHO 1975b). Ins- 
besondere Halfdan Mahler - der charismatische Generaldirektor der WHO 
von 1973 bis 1988 — warb und mobilisierte in den Strukturen und Gremien der 
WHO für diese Strategie (WHO 1976). Die erwähnte Alma-Ata-Deklaration 
bestätigte diesen Kurs 1978 (WHO/UNICEF 1978). 

Dabei war Mahler sehr wohl bewusst, dass es bei der Umsetzung der 
geplanten grundlegenden Änderungen vor allem auf den politischen Willen 
der nationalen Regierungen ankam. Daneben ging es allerdings auch darum, 
die globalen Voraussetzungen für eine ökonomische und soziale Entwicklung 
postkolonialer Staaten zu verändern. Daher nahm die Alma-Ata-Deklaration 
auch prominent Bezug auf die NIEO. Mahler verlangte in Alma-Ata von den 
versammelten Delegierten der WHO-Mitgliedsländer eine Bereitschaft zur 
Ressourcendezentralisierung, zur Beteiligung von Kommunen an Planungs- 
und Umsetzungsprozessen sowie internationale Solidarität für eine solche 
Strategie (Mahler 1988 [1978]). Damit wurden zugleich die Grenzen dieser 
Strategie deutlich: Ohne solche internationalen (und nationalen) Prozesse 
der Mobilisierung und der Umverteilung nicht nur von Ressourcen, sondern 
auch von politischer Macht und Entscheidungsmöglichkeiten drohte die 
Umsetzung der PHC-Strategie zu scheitern. 
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Schuldenkrise und Anpassung der PHC-Strategie 
an die neuen ökonomischen Realitäten 


Tatsächlich sollten in den folgenden Jahren sowohl die NIEO als auch die 
umfassende PHC-Strategie scheitern. Nahezu unmittelbar nach der Alma- 
Ata-Konferenz änderten sich Ende der 1970er Jahre die von Mahler betonten 
ökonomischen und politischen Rahmenbedingungen dramatisch: Wichtige 
Länder des Globalen Südens gerieten in eine Schuldenkrise. Austeritätsbe- 
dingungen der wichtigen Kreditgeber (Internationaler Währungsfonds (IWF) 
und Weltbank) führten zu massiven Einschränkungen öffentlicher Budgets. 
Damit war an einen umfassenden Ausbau staatlich finanzierter sozialer 
Infrastruktur für Gesundheit und an die Schaffung gesundheitsförderlicher 
Lebensbedingungen nicht mehr zu denken. Vielmehr wurden nun sogenannte 
pragmatische Lösungen für die dringendsten Gesundheitsprobleme gesucht. 
Die Weltbank, die mit deutlich größeren Finanzmitteln ausgestattet war, 
entwickelte sich auch konzeptionell zu einer Konkurrentin der WHO (World 
Bank 1983). 

Typisch für die pragmatischen Beschränkungen der nun nicht mehr um- 
fassenden, sondern selektiven PHC-Strategie war die von UNICEF ab Anfang 
der 1980er Jahre geförderte »Child Survival Revolution«. Eine begrenzte Zahl 
kostengünstig durchzuführender Maßnahmen sollte »new hope in darktimes« 
bringen (UNICEF 1983): Wachstumsmonitoring von Säuglingen und Kleinkin- 
dern, orale Rehydratationslösungen gegen gefürchtete Durchfallerkrankun- 
gen, möglichst langes Stillen und Verzicht auf Brustmilchersatzstoffe sowie 
Impfungen gegen die häufigsten Kinderkrankheiten. 

Fast alle Entwicklungsländer griffen diese Maßnahmen mit großem Auf- 
wand aufund es entstand eine Art internationaler Wettkampf um die Senkung 
der Säuglings- und Kindersterblichkeitsziffern. UNICEF veröffentlichte eine 
entsprechende Rangliste in seinen jährlichen Berichten. Kritiker:innen dieses 
reduzierten Konzepts richteten sich vor allem gegen das rein technizistische 
Verständnis von Gesundheitsverbesserungen (Unger/Killingsworth 1986), ge- 
gen die ökonomistische Betrachtungsweise (Stichwort Kosteneffektivität, sie- 
he Berman 1982) sowie dagegen, dass das Zusammenschmelzen der Budgets 
für nationale Gesundheitsdienste unter dem Diktat öffentlicher Sparpolitiken, 
der Haushaltssanierung und der Bedienung der Schuldendienste durch den 
IWF so klaglos toleriert wurde (Wisner 1988). 

Die ökonomischen Realitäten von Schuldenkrise und Austeritätsmaßnah- 
men verschärften sich in den folgenden Jahren noch: Aus kostenlosen öffentli- 
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chen Gesundheitsdiensten wurden sich selbst finanzierende Kliniken, die mit 
Nutzungsgebühren (etwa für Medikamente oder Tests) die defizitären öffent- 
lichen Haushalte entlasten sollten (Ferranti 1985). UNICEF machte daraus den 
aus heutiger Sicht zynischen Slogan »adjustment with a human face« (Corina 
et al. 1987; Kanji 1989). Die problematischen Aspekte waren nicht zu überse- 
hen: Die Nutzung ambulanter Dienste ging rapide zurück - gerade bei den- 
jenigen Teilen der Bevölkerung, die am dringendsten darauf angewiesen wa- 
ren. Derartige Rückgänge der Gesundheitsversorgung wurden besonders aus 
afrikanischen Ländern berichtet, aber auch aus der Volksrepublik China, al- 
so einem Land, das als eines der erfolgreichen Beispiele für die PHC-Strategie 
gegolten hatte. Auch in China wurden Nutzungsgebühren zu einem massiven 
Hindernis für die Gesundheitsverbesserung, wie die Weltbank selbst berich- 
tete (World Bank 1993). 

Um die Jahrtausendwende entstanden, häufig auf Initiative und mit Fi- 
nanzierung großer philanthropischer Stiftungen (etwa der Bill & Melinda 
Gates Foundation, Rotary International oder des Wellcome Trust), unter 
aktiver Beteiligung multinationaler Unternehmen und Staaten sogenannte 
»Global Public Private Partnerships for Health« - neue Initiativen zur Bewäl- 
tigung globaler Gesundheitsprobleme. Diese waren vermeintlich effizienter 
als die bi- und multilateralen Programme der klassischen Entwicklungszu- 
sammenarbeit. Die WHO spielte dabei nur noch eine Nebenrolle. Zu nennen 
sind etwa die »Global Alliance for Vaccines and Immunisation« (GAVI) gegen 
nachlassende Impfraten in den UNICEF-Programmen, die »Polio Eradication 
Initiative« gegen Kinderlahmung, »Stop TB Partnership« gegen Tuberkulose 
oder die »Roll back Malaria«-Initiative gegen Malaria. Trotz anhaltender Kritik 
gerade an der Fragmentierung öffentlicher Gesundheitssysteme in zahlrei- 
che Einzelprogramme, die dann um personelle und finanzielle Ressourcen 
konkurrieren (Deva 2006; Eurodad 2022) sind diese Modelle in der globalen 
Gesundheitspolitik weiterhin prominent vertreten. Dies war auch wahrend 
der Coronakrise am »Access to COVID-19 Tools (ACT) Accelerator« zu sehen 
(Akomea-Frimpong et al. 2022). 

Aufgrund der neuen Akteur:innen und neuer Fundraising-Initiativen 
brachten diese Global Public Private Partnerships for Health einen starken 
und dringend benötigten finanziellen Zugewinn für die erwähnten globalen 
Gesundheitsprogramme. Zugleich beförderten sie aber neben der beschrie- 
benen Fragmentierung auch einen problematischen multistakeholderism, der 
sämtliche Akteur:innen als gleichberechtigte Partner versteht, ohne poten- 
zielle Interessenskonflikte ausreichend zu berücksichtigen. Das Konzept 
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unterscheidet nicht zwischen Akteur:innen, die profitorientiert sind und 
die es deshalb zu regulieren gilt und jenen, die solche Regulierungen durch- 
setzen müssten, um Öffentliche Interessen zu schützen (Gleckman 2018). 
Diese Public-private-Partnerships wurden ein wesentliches Instrument zur 
Erreichung der Millenium Development Goals (MDG). Anstelle einer gerech- 
teren Weltwirtschaftsordnung, wie sie die NIEO noch gefordert hatte, setzten 
die MDG wie schon die früheren selektiven PHC-Maßnahmen auf pragmati- 
sche Problemlösungen mit einem starken Fokus auf messbare Erfolge und 
öffentlichkeitswirksames Fundraising (Amin 2006). 


Die Wiederbelebung der PHC-Strategie 
außerhalb und innerhalb der WHO 


Die Strategie der Primary Health Care und vor allem ihre enge Verknüp- 
fung mit Fragen der globalen Ökonomie (und mit der NIEO) - wie in der 
Alma-Ata-Deklaration formuliert - geriet in dieser Zeit zwar in die Defensi- 
ve, jedoch nicht komplett in Vergessenheit. Besonders zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen, die Ende der 1970er Jahre an den radikalen Konzepten der 
PHC beteiligt gewesen waren, vertraten die Idee weiter. Im Dezember 2000 
nahm eine große People’s Health Assembly bewusst Bezug auf das 1978 in 
Alma-Ata ausgegebene Ziel health for all by the year 2000. Knapp 1.500 Teil- 
nehmer:innen aus dutzenden Ländern formulierten in Bangladesch eine 
»People’s Health Charta«, die Gesundheit (in einem breiten Verständnis) als 
Menschenrecht und die sozialen Determinanten der Gesundheit als integrale 
Bestandteile von Gesundheitsarbeit begriff. Dabei forderten sie in Rückgriff 
auf Positionen aus der NIEO-Debatte um gerechtere Weltwirtschaftsstruk- 
turen auch einer Reform der Welthandelsorganisation (WTO), eine Kontrolle 
transnationaler Konzerne, Schuldenstreichungen für den Globalen Süden so- 
wie sogenannte health impact assessments (Gesundheitsfolgenabschatzungen) 
ökonomischer Maßnahmen, besonders bei bi- und multilateralen Handels- 
abkommen (PHM 2000). In solchen Handelsabkommen wurde häufig ein 
erleichterter Marktzugang für Agrar- oder Rohstoffprodukte der Entwick- 
lungsländer vereinbart - im Gegenzug wurden vielfach Patentregeln, die im 
Interesse der Industrieländer liegen, verschärft - auch für Medikamente und 
andere Medizinprodukte. Das führte zu deutlichen Preissteigerungen und 
Zugangsbegrenzungen für arme Patient:innen in Entwicklungsländern (HAI 
2017). 
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Aus dieser Versammlung in Bangladesch entstand in den folgenden Jahren 
das People’s Health Movement (PHM), in dessen Rahmen Aktivist:innen, Aka- 
demiker:innen und zivilgesellschaftliche Organisationen die Ideen und Praxen 
der PHC-Strategie fortführten. Dazu gehören etwa die sogenannten alternati- 
ven Weltgesundheitsberichte, die ein internationales Autor:innenkollektiv un- 
ter dem Namen Global Health Watch regelmäßig veröffentlicht (bisher sechs 
Mal, siehe PHM et al. 2022). Das PHM ist auch in Genf tätig, also am Sitz der 
WHO, wo es die World Health Assemblies, die jährlichen Mitgliedsversamm- 
lungen der WHO, beobachtet und kommentiert (PHM o.].). 

Die Wiederbelebung der PHC-Strategie und insbesondere der Einbezie- 
hung sozialer Determinanten der Gesundheit sowie intersektoraler Perspek- 
tiven auf die Verbesserung der grundsätzlichen Lebensbedingungen für alle 
Menschen konnte in den 2000er Jahren auch bei der WHO wieder stärker Fuß 
fassen. Das gilt vor allem für die Commission on Social Determinants of He- 
alth (CSDH) der WHO, die von 2005 bis 2008 bestand und an der auch promi- 
nente Akteur:innen aus dem People’s Health Movement beteiligt waren. Der 
CSDH-Abschlussbericht von 2008 stellte anstelle einzelner Krankheitserreger 
soziale Ungleichheit als den wesentlichen killer heraus: »Social injustice is kil- 
ling people on a grand scale«, betonte schon das Vorwort des Berichts unmiss- 
verständlich (WHO 2008). Dementsprechend forderte die Kommission aktive 
Verbesserungen im Bereich der Arbeitsmarktpolitik, der sozialen Sicherungs- 
systeme, des universellen Zugangs zu Gesundheitsversorgung, aber auch ge- 
schlechtergerechte Politik, die politische Inklusion marginalisierter und be- 
sonders vulnerabler Gruppen sowie die Finanzierung öffentlicher Infrastruk- 
turen. Kritisch anzumerken bleibt, dass die internationale ökonomische Di- 
mension im CSDH-Bericht unterbelichtet bleibt. Sein Fokus liegt eindeutig 
auf nationalen Politiken. Doch deren Begrenztheit angesichts eines globalen 
neoliberalen Kontexts ist seit den 1980er Jahren schon allzu deutlich gewor- 
den. 

Erst die Coronakrise und die ökonomischen und sozialen Verheerungen, 
die sie in vielen Ländern des Globalen Südens angerichtet hat, führte wieder 
zu mehr Beachtung der globalen Dimension der sozialen Determinanten der 
Gesundheit. So beauftragte die World Health Assembly 2021 das Sekretariat 
der WHO mit explizitem Verweis auf den erwähnten Bericht von 2008, einen 
neuen »World Report on Social Determinants of Health Equity« zu verfassen, 
(Resolution 74.16, siehe WHO o0.]. c). 

Es bleibt zu sehen, ob sich daraus eine neue Dynamik entwickelt, bei der 
über soziale (und ökonomische, ökologische sowie politische) Determinanten 
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der Gesundheit nicht nur viel gesprochen, sondern auch entsprechend ge- 
handelt wird und ob die internationale ökonomische Dimension dabei stärker 
miteinbezogen wird wie schon in den 1970er Jahren. 


Universal Health Coverage als neues Paradigma der WHO 


Anstelle von Primary Health Care wurde 2015 allerdings Universal Health Co- 
verage (UHC) das neue Leitkonzept im Ziel 3 (Gesundheit und Wohlergehen) 
der UN-Nachhaltigkeitsziele (SDG) (Destatis 2023). Die WHO hatte UHC be- 
reits 2010 in drei Dimensionen definiert: universell im Sinne einer zunehmen- 
den Abdeckung aller Gesundheitsleistungen, im Sinne einer Absicherung aller 
Menschen und im Sinne einer maximalen Reduzierung der finanziellen Belas- 
tungen für Menschen (WHO 2010). 

Dass mit coverage (Abdeckung) ein Begriff aus der Versicherungswirtschaft 
zum Leitbegriff in der globalen Gesundheitsdebatte wurde, war wesentlich 
den neuen Realitäten einer zunehmend urbanisierten Welt geschuldet. Mit 
der zunehmenden Verstädterung der Welt - 55 Prozent der Weltbevölkerung 
lebte bereits 2018 in Städten, bis 2050 sollen es 68 Prozent werden (UN DESA 
2018) - verändern sich auch die Problemlagen: Für immer größere Teile der 
Menschheit ist nicht mehr (wie in den 1970er Jahren) das Fehlen oder die 
physische Erreichbarkeit von Gesundheitsdiensten das Problem, sondern die 
Bezahlbarkeit von Gesundheitsleistungen beziehungsweise deren Qualität. 
Die zunehmende Verarmung von Familien durch katastrophisch hohe Gesund- 
heitskosten sind spätestens seit der Jahrtausendwende ein Thema für die WHO, 
aber auch für Gesundheitsökonom:innen der Weltbank (Shrime 2021). Diese 
Verarmung kann auch als Nebeneffekt der seit vielen Jahren vorangetriebenen 
Privatisierung von Gesundheitsversorgung betrachtet werden. Diese hat auch 
vor staatlichen Dienstleistungen nicht Halt gemacht. Das Prinzip der Kosten- 
deckung wurde wie bereits erwähnt schon in den 1980er Jahren in Form von 
Nutzungsgebühren realisiert. 

Solch hohe Gesundheitsausgaben gefährdeten zudem Erfolge der als Aus- 
weg aus der Armut gefeierten Mikrokreditprogramme. Als Ausweg etablierten 
zahlreiche Akteur:innen verschiedene Modelle von Gesundheitsversiche- 
rungen auch außerhalb traditioneller, formaler Beschäftigungsverhältnisse. 
Damit sollte die große Mehrheit von Menschen im Globalen Süden abgesi- 
chert werden, die in Subsistenz- oder informellen Ökonomien arbeiten und 
am meisten von den hohen Kosten zunehmend privatisierter und kommer- 
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zialisierter Gesundheitsdienste betroffen sind (etwa in Mexiko, siehe WHO 
2015). Die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit zeigt 
sich in solchen Initiativen besonders engagiert, gelten doch die deutschen 
Erfahrungen mit gesetzlichen Krankenversicherungen als vorbildlich (GTZ 
2004). 

Eine wesentliche Kritik an diesen Versicherungen lautete erstens, dass die 
Ärmsten sich die entsprechenden Beiträge gar nicht leisten könnten. Damit 
wurden gerade diejenigen nicht erreicht, die angesichts der katastrophalen 
Krankheitskosten am verletzlichsten sind (Oxfam 2008). Schon früh wurde 
deutlich, dass nur durch eine öffentliche Subventionierung der Beiträge für 
die Ärmsten tatsächlich universelle Strukturen im Sinne der UHC erreicht 
werden können (siehe Soors et al. 2010). Auch die WHO erkennt inzwischen 
an, dass solche community health insurances nur einen begrenzten Nutzen für 
die Erreichung des Ziels einer UHC haben (WHO 2020). 

Zweitens artikulierte sich rasch berechtigte Skepsis bezüglich der staat- 
lichen Regulierung der zahlreichen neuen Akteur:innen in der Gesundheits- 
versorgung. In den meisten Ländern besteht inzwischen ein bunter Mix 
aus privaten, gemeinnützigen und profitorientierten Anbieter:innen. Dank 
öffentlich geförderter und kontrollierter Sozialversicherungsmodelle konn- 
ten zwar in vielen Ländern auch Menschen, die sich bislang keine private 
Krankenversicherung leisten können, private Gesundheitsdienste nutzen. 
Dennoch bedeutet Zugang zu Gesundheitsdiensten nicht unbedingt eine 
qualitativ hochwertige Gesundheitsversorgung. Oftmals stehen die privaten 
Gewinninteressen solcher Gesundheitsdienstleister:innen im Vordergrund. 
Patient:innen sind nur selten in der Lage, sich als informierte Kunden in der 
Vielzahl von Angeboten zurechtzufinden. Diese problematischen Aspekte 
privatisierter Gesundheitsdienste wurden in Ländern mit einer traditio- 
nell starken öffentlichen Regulation des Gesundheitssektors untersucht und 
kritisiert, etwa in Großbritannien (Goodair/Reeves 2022). Ähnliche Untersu- 
chungen gibt es auch für ärmere Länder mit schwächeren administrativen 
Strukturen (Sengupta 2013). 

Brasilien, ein middle income country mit seinem historisch bemerkens- 
wert erfolgreichen, inklusiven öffentlichen Gesundheitsdienst, dem »Sistema 
Unico de Saüde« (SUS) wird von der WHO häufig als Beispiel eines erfolg- 
reichen UHC-Modells herangezogen. Doch das SUS kämpft genau mit dem 
beschriebenen Problem, einen universellen Zugang zur Gesundheitsversor- 
gung sicherzustellen, gerade weil sich der Privatsektor kaum regulieren lässt. 
Diese Dynamik wurde bereits 2004 beschrieben (Giovanella et al. 2004). Sie 
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verschärfte sich ironischerweise drastisch durch die erfolgreiche Armutsbe- 
kämpfung der Arbeiterpartei-Regierungen in den ersten eineinhalb Dekaden 
des 21. Jahrhunderts. In deren Folge gelang es einem größeren Teil der brasilia- 
nischen Bevölkerung, in eine (wenn auch prekäre) Mittelklasse aufzusteigen. 
Bis zu ein Viertel der Brasilianer:innen konnte sich nun eine private Kran- 
kenversicherung leisten, was privaten Gesundheitsdienstleister:innen eine 
wachsende Klientel sicherte (Massuda et al. 2018). 

Ein Bericht von Weltbank und WHO von 2021 zeigt die Grenzen des UHC- 
Konzepts deutlich auf: Von 2015 bis 2017 stieg die Zahl der Menschen, die ka- 
tastrophische Gesundheitsausgaben zu schultern haben, von 940 auf 996 Mil- 
lionen - und das, obwohl immer mehr Menschen formal von UHC-Strukturen 
erreicht wurden (WHO/World Bank 2021: vii; siehe auch Wagstaff et al. 2017). 
Die Coronakrise schränkte die ökonomischen Perspektiven von großen Teilen 
der Weltbevölkerung später zusätzlich massiv ein. 

Das UHC-Modell lässt eine Orientierung an sozialer Entwicklung sowie an 
grundlegenden Fragen der globalen Ökonomie vermissen. In der Alma-Ata- 
Deklaration stand diese mit Verweis auf die NIEO noch im Zentrum der Ziel- 
setzung health forall und galt als Voraussetzung für eine nachhaltige öffentliche 
Gesundheitsfinanzierung (Sanders et al. 2019). 


Primary Health Care - Basisgesundheitsversorgung oder Perspektive 
von Gerechtigkeit? 


Zudem reduzieren die UHC-Strategien das umfassende Konzept der Pri- 
mary Health Care auf Basisgesundheitsdienste, also ein begrenztes Paket 
der wichtigsten grundlegenden medizinischen Leistungen (typischerweise 
Mutter-Kind-Gesundheit, Impfungen, Notfallbehandlungen, Behandlung 
haufiger (Infektions-)Krankheiten wie Tuberkulose, Malaria, HIV/AIDS, Blut- 
hochdruck oder Diabetes). Die öffentliche Verantwortung (und Finanzierung) 
bleibt aufdiese Minimalversorgung begrenzt. Alle anderen Gesundheitsdiens- 
te sollten Nutzer:innen mithilfe verschiedener Gesundheitsversicherungen 
auf dem privaten Markt upgraden können. Deutlich wurde dies einmal mehr 
bei einer Jubiläumstagung der WHO anlässlich des 40. Jahrestags der Alma- 
Ata-Deklaration, die 2018 in Astana, der neuen Hauptstadt Kasachstans, 
stattfand. 

Das Abschlussdokument, die sogenannte Astana-Erklärung, benennt 
zwar alle wichtigen Aspekte der PHC-Strategie: einen gerechten Zugang zu 
qualitativer Gesundheitsversorgung für alle Menschen, umfassende gesund- 
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heitsfördernde, präventive, kurative und rehabilitative Elemente des Ge- 
sundheitssystems, die Multisektoralitat erfolgreichen gesundheitspolitischen 
Handelns, die sozialen, ökonomischen und ökologischen Determinanten der 
Gesundheit sowie die Dringlichkeit des Problems katastrophischer indivi- 
dueller Gesundheitskosten. Aber die Erklärung belässt all das weitgehend 
in einem nationalen Handlungsrahmen. Sie benennt darüber hinaus keine 
strukturellen Ursachen, die es gerade verhindern, dass nationale Politik solch 
hoch hängende Ziele tatsächlich erreichen kann (WHO 2018). 

Gegen eine solche Reduzierung der PHC-Strategien artikuliert sich zu- 
gleich auch Widerspruch, der den umfassenderen Ansatz von 1978 verteidigt. 
Noch aufder Konferenz in Astana formulierte ein zivilgesellschaftliches Bünd- 
nis 6ffentlichkeitswirksam einen »Call for a New Global Economic Order - the 
forgotten element of the Alma-Ata Declaration« (MMI 2018). Die Initiative 
verweist auf den verloren gegangenen utopischen Überschuss der Alma-Ata- 
Deklaration, die nicht nur bessere Gesundheitsversorgung für alle Menschen 
gefordert hatte, sondern tatsächlich eine »neue, solidarische Weltwirtschafts- 
ordnung« (ebd.), die den neuen unabhängigen Staaten und Gesellschaften 
eine eigene Chance auf soziale und ökonomische Entwicklung geben wollte. 
Diese Staaten sollten gerade nicht dauerhaft von der Hilfsbereitschaft inter- 
nationaler Geber:innen abhängig sein, um ihre eigenen sozialen Institutionen 
aufbauen und sichern zu können. 


Die Notwendigkeit einer neuen Weltwirtschaftsordnung 


Warum halten die Faszination für Primary Health Care und die Referenzen auf 
die NIEO auch noch 45 Jahre nach der Konferenz in Alma-Ata und unter ganz 
anderen politischen Bedingungen an? 

Die Beschäftigung mit den sozialen Determinanten der Gesundheit führt 
geradezu unweigerlich zu einer Ebene sogenannter root causes. Damit sind 
grundlegende, weiterhin existierende soziale Ungleichheiten von Krank- 
heitslasten und Gesundheitsperspektiven gemeint. Diese können mit einer 
Versorgung im Krankheitsfall und letztlich auch mit Interventionen in eine 
gute Trinkwasserversorgung oder Ernährungssicherung vor Ort allein nicht 
beseitigt werden. Wer zu diesen Wurzeln (roots) vordringen will, kommt um 
eine Analyse globaler ökonomischer Verhältnisse und um deren notwendige 
Veränderungen nicht herum (Machanda 2013). 
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Damit bleiben die grundlegenden Fragen nach der globalen Ordnung, wie 
sie die NIEO schon in den 1970er Jahren stellte, auch in aktuellen gesundheits- 
politischen Debatten aktuell. Fragen der globalen Regulierung, der Redistribu- 
tion und universeller Rechte dürfen in einer globalen Gesundheitsperspektive 
nicht fehlen (Labonté/Schrecker 2009). Die Frage der Regulation und Kontrol- 
le transnationaler Konzerne und ihrer Marktmacht - die beispielsweise schon 
die NIEO auf ihrer Agenda hatte - ist weiterhin hochaktuell. Dies zeigten die 
Debatten um eine temporäre Freigabe geistiger Eigentumsrechte für Impf- 
stoffe, Medikamente und Diagnostika bei WTO und WHO während der Co- 
vid-19-Pandemie (WEMOS 2022). 

Diese Debatten setzen sich aktuell fort in den Verhandlungen bei der WHO 
um einen neuen Pandemievertrag, der die unzureichende internationale Zu- 
sammenarbeit bei der Bewältigung von Pandemien verbessern soll. Dabei 
geht es nicht nur um Fragen einer verbindlicheren globalen Finanzierung 
von Überwachungs- und Vorsorgesystemen zur Verhinderung kommender 
Pandemien. Auch Regelungen des Technologietransfers werden dabei verhan- 
delt. Während der Coronapandemie war deutlich geworden, wie benachteiligt 
Länder und Regionen sind, die keine eigenen Kapazitäten für die Forschung 
und Entwicklung von Impfstoffen oder für deren Produktion und Verteilung 
haben. Profitorientierte Akteur:innen reagierten mit einer massiven Blockade 
auf Forderungen, ihr neu entstandenes Wissen und ihre Produkte mit diesen 
Ländern zu teilen (Garrison 2021). 

Das historische PHC-Konzept und seine Zielorientierung health for all 
können zu einer Art Transmissionsriemen für Gerechtigkeitsperspektiven 
werden, die in den pragmatischen WHO-Strategien und Krankheitsbe- 
kämpfungsprogrammen nur unzureichend oder gar nicht aufscheinen. Das 
erfordert allerdings eine breite Perspektive, die einerseits am gewisserma- 
ßen utopischen, breiten Gesundheitsbegriff der WHO-Verfassung von 1948 
anschließt und andererseits in aktuellen Konflikten immer wieder die Not- 
wendigkeit grundsätzlicher Veränderungen betont, damit globale öffentliche 
Güter nicht nur in Sonntagsreden beschwört werden. Ihre Entwicklung, ihre 
Herstellung und der gerechte Zugang zu ihnen müssen durchgesetzt wer- 
den - auch gegen kommerzielle Interessen. Hierfür kann ein Blick auf die 
NIEO von 1974 mehr als nützlich sein. 
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Reparationen für eine gerechte 
Weltwirtschaftsordnung? 


Mariam Salehi 


Was versteht man eigentlich unter Reparationen? Rechtlich, historisch, nor- 
mativ und sozialwissenschaftlich-analytisch betrachtet gibt es unterschiedli- 
che Antworten auf diese Frage. Generell geht es um Maßnahmen, die der Ent- 
schädigung oder Wiedergutmachung nach Konflikt und Gewaltherrschaft die- 
nen. Zwar können Reparationen mehr umfassen als materielle Kompensation, 
doch steht diese häufig im Mittelpunkt. Das Politiklexikon der Bundeszentra- 
le für Politische Bildung definiert Reparationen als Kriegsentschädigungen: 
Demnach müssen nach kriegerischen Auseinandersetzungen besiegte Staaten 
für die Schäden des Krieges aufkommen, indem sie Leistungen an den oder 
die Sieger entrichten (Schubert/Klein 2020). Reparationen haben nach diesem 
Verstandnis eine internationale Dimension. In der deutschen Debatte wird in 
diesem Zusammenhang haufig auf den Versailler Vertrag verwiesen, auf des- 
sen Grundlage das Deutsche Reich Reparationen an die Siegermächte des Ers- 
ten Weltkriegs zahlen musste. Diese Reparationen waren eine Bedingung ftir 
den Abschluss des Friedensvertrags. Jenseits dieses konkreten Kontextes hat 
der Begriff jedoch unterschiedliche Bedeutungen, die über diese enge Defini- 
tion hinausgehen. 

In der New International Economic Order (NIEO) waren Forderungen 
nach Wiedergutmachung und Reparationen Teil eines emanzipatorischen 
Repertoires. Wie Alex Veit und Daniel Fuchs in der Einleitung deutlich ma- 
chen (siehe Veit/Fuchs in diesem Band), war die NIEO ein von Aktivist:innen 
entwickelter Ansatz mit dem Ziel, die politische Souveränität postkolonialer 
Staaten auch ökonomisch zu realisieren - ein Bestreben, das auch heute 
noch hochaktuell ist. Die NIEO entwarf eine Agenda, die eine gestaltende 
Perspektive auf die Frage einnimmt, wie eine »globale politische Struktur der 
Nicht-Dominierung« aussehen könnte (Täiwö 2022: 5, eigene Übersetzung). 
Olüfemi Taiwö betont, dass diejenigen, die die NIEO entworfen haben, nicht 
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nur gegen Strukturen kämpften, sondern auch dafür, auf globaler Ebene eine 
gerechte Welt zu schaffen. Adom Getachew (2019) nennt das Vorhaben folglich 
worldmaking, also ein Weltgestaltungsprojekt. In der NIEO ging es darum, 
neue Vorstellungen von Institutionen und Beziehungen zwischen Ländern zu 
entwickeln und hierfür bereits bestehende Institutionen wie die Vereinten Na- 
tionen (UN) zu nutzen, in denen die jüngst unabhängig gewordenen Staaten 
mit ihrer Anzahl nun ein entscheidendes Gewicht hatten. Die globale Wirt- 
schaft sollte neu austariert und ins Gleichgewicht gebracht werden (Koram 
2022: 126-127). Insbesondere umfasste diese Agenda die Vorstellung einer 
direkten materiellen Umverteilung vom Globalen Norden in den Globalen 
Süden (Taiw6 2022: 5). 

Katrina Forrester (2019: 45-46) zeigt auf, wie zu Zeiten der NIEO in den 
1970er Jahren auf internationaler Ebene Reparationsdiskurse mit Fragen 
von wirtschaftlicher Gerechtigkeit, Emanzipation und Selbstbestimmung 
verknüpft wurden. Antikoloniale Denker:innen verknüpften historische 
und gegenwärtige Ungleichheit und Ausbeutung mit oftmals marxistisch 
geprägten Argumenten für materielle Umverteilung. Hieraus leiteten sie 
»historisch, kausale und moralische Verantwortung« (Forrester 2019: 46, ei- 
gene Übersetzung) des Globalen Nordens ab. Neben der Etablierung globaler 
administrativer Institutionen, um die weltweiten Ressourcen zu managen 
und zu verteilen (siehe Steffek 2021: 12), sah die NIEO auch Reparationen 
als einen Ansatz vor, um solch eine materielle Umverteilung in die Tat um- 
zusetzen. Dementsprechend führt die NIEO-Deklaration konkret Ideen zu 
Reparationen aus. Eines der genannten Prinzipien ist: 


»Das Rechtaller Staaten, Gebiete und Völker unter ausländischer Besatzung, 
Fremd- und Kolonialherrschaft oder Apartheid auf Rückgabe und volle Ent- 
schädigung für die Ausbeutung und Erschöpfung der natürlichen Ressour- 
cen und aller anderen Ressourcen dieser Staaten, Gebiete und Völker sowie 
für Schäden daran« (UN 1974, Abschnitt 4f, eigene Übersetzung) 


In der NIEO stehen also ein materieller Ausgleich und Kompensationen für 
erlittenes Unrecht im Vordergrund. Dabei geht es aber nicht nur um einma- 
lige Zahlungen als Wiedergutmachung an Opfer von Gewaltherrschaft und 
Ausbeutung, sondern auch darum, mit Reparationen zu einem strukturellen 
Wandel in der Weltwirtschaftsordnung beizutragen. Diese, so die der Forde- 
rung zugrunde liegende Annahme, habe ja durch die koloniale Ausbeutung 
und Erschöpfung der Ressourcen im Globalen Süden überhaupt erst ihre 
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ungerechte Gestalt annehmen können. Durch Reparationen sollten also die 
materiellen Ausgangsbedingungen geändert werden. Außerdem wird durch 
ihre Gewährung die Ungerechtigkeit der Ordnung anerkannt, womit auch 
einhergeht, dass sie umgestaltet werden muss und nicht so bleiben kann wie 
sie ist. 

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen geht dieser Beitrag der Fra- 
ge nach, wie heutzutage, im Rahmen einer NIEO?, Reparationen mit eman- 
zipatorischem Potenzial sowie als Beitrag zu einer gerechten Weltwirtschafts- 
ordnung konzeptualisiert werden können. Dabei sehe ich Reparationen und 
Schulden als eng miteinander verflochtene Konzepte an. Ich folge Meera Sa- 
baratnam und Mark Laffey (2023), die vorschlagen, die Beziehungen zwischen 
dem Globalen Süden und dem Globalen Norden als »komplexe Verschuldungs- 
situation« zu konzeptualisieren. Diese Perspektive erlaubt es, unter anderem 
Staatsverschuldung und Schulden, die durch imperiale Praktiken und gewalt- 
same Aneignung entstanden sind, in ihrer Verbundenheit zu betrachten. Dar- 
aus ergibt sich die politische Schlüsselfrage: »Wer schuldet wem was und war- 
um?« (Sabaratnam/Laffey 2023: 168, eigene Übersetzung). Die Schulden, die 
mit Reparationsforderungen für Gewalt und Ausbeutung einhergehen, haben 
dementsprechend nicht nur eine finanzielle, sondern auch eine politische Be- 
deutung. Die Forderungen machen einen Gestaltungsanspruch deutlich: Die 
Akteur:innen, die diese Forderungen erheben, wollen damit auch politische 
und diskursive Veränderungen herbeiführen sowie die Rahmenbedingungen 
verändern, in denen »solche Forderungen bisher ignoriert oder unterdrückt« 
werden konnten (ebd.: 177, eigene Übersetzung). 

Um Teil eines emanzipatorischen Repertoires, also im Kampf um politi- 
sche und ökonomische Unabhängigkeit von Nutzen zu sein, müssen die Fra- 
ge, wer wem warum was schuldet und die daraus abzuleitenden Wiedergut- 
machungen und Reparationen immer wieder neu gedacht und bemessen wer- 
den. Folglich gilt es auszuloten, welche Forderungen in welchen institutionel- 
len Kontexten gestaltend wirken können - im Sinne einer gerechteren Welt- 
wirtschaftsordnung. Im Folgenden diskutiert der Beitrag zunächst historisch- 
chronologisch verschiedene komplexe Konstellationen von Reparationen und 
Schulden: Schulden durch Reparationen, Reparationen als Teil eines liberalen 
Projekts und eine gestaltende Perspektive auf Reparationen. Anschließend fo- 
kussiert er basierend auf meiner eigenen Forschung auf das aktuelle Beispiel 
Tunesien und zeigt Impulse für eine NIEO? auf. Der Beitrag schließt mit ei- 
nem Ausblick. 
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Schulden durch Reparationen: Neue Abhängigkeiten im Zuge 
der Unabhängigkeit 


Reparationen, die im Zuge staatlicher Unabhängigkeit gezahlt wurden, waren 
nicht immer Teil eines emanzipatorischen Repertoires. Das heißt, die Frage, 
wer wem warum was schuldet, wurde in der Vergangenheit nicht immer 
unbedingt so beantwortet, dass diejenigen, die unterdrückt und ausgebeutet 
wurden, hierfür Wiedergutmachung erhalten sollten. Im Gegenteil: His- 
torisch betrachtet wurden Reparationen zunächst in die andere Richtung 
gezahlt - als im Zuge der Dekolonialisierung gezahlte Entschädigungen für 
Kolonialmächte, Sklavenhalter:innen und Siedler:innen. Besondere Aufmerk- 
samkeit bekommt in diesem Zusammenhang seit einiger Zeit Haiti (Ihe New 
York Times 2022). Auch wenn es aus heutiger Perspektive absurd erscheint: 
Der neue Staat musste im 19. Jahrhundert für seine eigene Unabhängigkeit 
Entschädigungen an die vorherige Kolonialmacht Frankreich zahlen. Die 
Historikerin Marlene Daut nennt dies »den größten Raub der Geschichte« 
(Daut 2021, eigene Übersetzung). Die New York Times bezeichnet diese Repa- 
rationsforderungen an die Kolonialmacht als »Lösegeld« (Porter et al. 2022). 
1825 verlangte Frankreich von Haiti als Entschädigung und Bedingung für 
die Unabhängigkeit eine Zahlung von 150 Million Franc in fünf Raten - viel 
mehr als der junge Staat zu zahlen in der Lage war. Um die ersten zwei Raten 
begleichen zu können, war Haiti daher gezwungen, Kredite bei französischen 
Banken aufzunehmen. Dies wird als »Doppelverschuldung« Haitis bezeich- 
net — durch die Entschädigungsforderung einerseits und die Kredite zu deren 
Begleichung andererseits. Das Land begab sich mit seiner Unabhängigkeit 
direkt wieder in finanzielle Abhängigkeit. Kurz darauf war Haiti nicht mehr 
in der Lage, seine Schulden zu bedienen (Daut 2021). 

Ein über hundert Jahre aktuelleres, etwas anders gelagertes Beispiel für 
eine ähnliche Problematik ist das »Million Acre Scheme«, ein Land-Transfer- 
Programm, das im Zuge der Verhandlungen zur Unabhängigkeit Kenias von 
Großbritannien ausgehandelt wurde. Dem Programm zufolge wurden weiße 
europäische Siedler für die Abgabe von Land entschädigt - ein extrem teures 
Unterfangen (Van Arkadie 2016: 65; siehe auch Leo 1981). Auch hier wurde also 
die Frage, wer wem warum was schuldet, so beantwortet, dass die Entschä- 
digung jenen zukommen sollte, die das Land zuvor besetzt, sich angeeignet 
und ausgebeutet hatten. Finanziert wurde das Programm durch Kredite. Die- 
se nahm »The Colony and Protectorate of Kenya« 1960, also vor der Unabhän- 
gigkeit, bei der International Bank for Reconstruction and Development (der 
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Kreditsparte der Weltbank, siehe World Bank 1960) sowie bei der britischen 
Regierung auf (Boone et al. 2021: 5). Diese Kredite bei internationalen Finanz- 
institutionen »vererbte« die Kolonie später dem neuen Staat Kenia. Auch in 
diesem Fall wurden also schon im Zuge des Dekolonialisierungsprozesses die 
Weichen dafür gestellt, dass ein Land mit ökonomischen Verpflichtungen in 
die politische Unabhängigkeit ging. 

Wie die Beispiele Haiti und Kenia zeigen, wurden Reparationen im Süd- 
Nord-Kontext bis mindestens in die 1960er Jahre vor allem kolonial gedacht 
und juristisch mit Eigentumsrechten begründet. Nicht die Menschen, die 
unter Fremdherrschaft standen und ausgebeutet wurden, sollten Wiedergut- 
machung erhalten, sondern diejenigen, die sie kolonialisiert und ausgebeutet 
hatten. So wird der Zusammenhang zwischen Reparationen und Schulden 
deutlich: Historisch betrachtet führten Reparationen zu Verschuldung, die 
von den (ehemaligen) Kolonialmächten als Herrschaftstechnologie genutzt 
wurde. Die - fortgeführte oder neue - ökonomische Abhängigkeit hatte wie- 
derum Einfluss auf das internationale politische Machtgefüge (Sabaratnam/ 
Laffey 2023: 171). Wenn wir also auf die Frage von ökonomischer Unabhängig- 
keit von Staaten nach deren politischer Unabhängigkeit schauen - und auf 
die politische Rolle, die vermeintlich rein ökonomisch agierende Akteur:innen 
dabei spielen - so wird deutlich, dass die Darlehensgeber vielfach gar nicht 
davon ausgingen, dass eine tatsächlich postkoloniale Ordnung entstehen soll.’ 
Die Entschädigungen, die junge Staaten an (ehemalige) Kolonialmächte und 
Siedler:innen zahlen mussten, spielten also eine entscheidende Rolle dabei, 
im Zuge von Dekolonialisierungprozessen die Weichen für eine weiterhin 
ungerechte Weltwirtschaftsordnung zu stellen. 

Die NIEO beantwortete dann in den 1970er Jahren die Frage, wer wem war- 
um was schuldet, grundlegend anders. Sie kehrte die Stoßrichtung um: Nun 
sollte denjenigen Entschädigung zustehen, die zuvor ausgebeutet und unter- 
drückt worden waren. Die NIEO begründete dies mit einem Recht auf Rück- 
gabe und Entschädigung für die erfolgte Landnahme und Ausbeutung. 

Unabhängig von den genannten Beispielen stellt Kojo Koram (2022) fest, 
dass viele postkoloniale Staaten zunächst nur gering verschuldet waren. Im 
Zuge der Ölkrisen 1973 und 1979 nahmen sie dann aber größere, hochverzinste 


1 Siehe etwa den Text der vor der Unabhängigkeit getroffenen Darlehensvereinbarung 
(World Bank 1960). Vielen Dank an Eric Otieno Sumba für den Hinweis und den kon- 
kreten Vorschlag, diese Problematik hier anzuführen und mit dem Thema des Beitrags 
zu verknüpfen. 
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Kredite bei kommerziellen Gläubigern auf. Die Bedienung dieser Schulden 
belastete die nationalen Haushalte sehr, sodass die Länder sich mit der Bitte 
um Unterstützung an die Weltbank und den Internationalen Währungsfonds 
wenden mussten. Die Kredite dieser internationalen Finanzinstitutionen 
waren zwar niedriger verzinst, dafür aber an Bedingungen wie Strukturan- 
passungsprogramme geknüpft. Damit mussten sich viele Staaten Zwängen 
unterwerfen, derer sie sich eigentlich im Zuge der NIEO entledigen wollten 
(ebd.: 137-138). Die ökonomische Abhängigkeit mit Schulden als Herrschafts- 
technologie führte also zu politischer Abhängigkeit. Auch internationale 
Institutionen, die für sich in Anspruch nehmen, sich allein um ökonomi- 
sche Fragen zu kümmern, nehmen Einfluss auf politische Prozesse. Taiwö 
(2022: 20, eigene Übersetzung) spricht von den »formellen und halbformellen 
politisch-wirtschaftlichen Verbindungen, die die Welt zusammenhalten«. 
Er bezieht dies auch auf Nichtregierungsorganisationen unterschiedlicher 
Ausprägung sowie auf Wirtschaftsunternehmen. Das zeigt, dass Reparati- 
onsforderungen als Umverteilung in Richtung einer gerechteren Welt nicht 
nur an Staaten adressiert werden sollten. Die Frage, wer wem warum was 
schuldet, muss auch andere Akteur:innen mit einbeziehen. 


Reparationen als Teil eines liberalen Projekts 


Die politische Theoretikerin und Historikerin Katrina Forrester (2019: 24, 
45, 51) identifiziert in ihrer ideengeschichtlichen Betrachtung zwei Stränge 
von Reparationsdiskursen, die beide für die Gegenwart - und für diesen 
Beitrag - relevant sind: Zum einen Reparationen als Teil anti-kolonialer, 
emanzipatorischer Bestrebungen und zum anderen Reparationen als Teil 
liberaler Transitional Justice-Projekte. Forrester zeigt dabei unterschiedliche 
theoretische Perspektiven auf Reparationen und deren Potenzial für Vertei- 
lungsgerechtigkeit und strukturellen Wandel auf. Reparationen im Sinne 
einer historischen Wiedergutmachung können als (Teil von) Umverteilung 
betrachtet werden, aber auch als eine Maßnahme, die instrumentalisiert 
werden kann, um Verteilungsgerechtigkeit zu verhindern. Reparationen, 
so erläutert Forrester die zweite Perspektive, wirken nicht per se umvertei- 
lend. Über Reparationen zu reden, berge also die Gefahr, von Diskussionen 
über Verteilungsgerechtigkeit abzulenken und sei folglich kein guter Weg in 
Richtung Emanzipation (ebd.: 23, 28). 
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Seit Aufkommen des Transitional Justice-Diskurses in den 1980er und 
1990er Jahren wurden Reparationen vorwiegend mit Menschenrechten, Stra- 
fen für begangenes Unrecht und Versöhnung verknüpft (ebd.: 45-46). In 
diesem Diskurs, der sich mit der Aufarbeitung von Konflikten und Gewalt- 
herrschaft beschäftigt, dominierte lange ein Verständnis von Reparationen, 
das vor allem auf innerstaatliche Prozesse bezogen ist. Reparationen werden 
demnach als greifbare Anstrengungen eines Staates begriffen, bestimmten 
Teilen der Gesellschaft Wiedergutmachung für das ihnen angetane Leid zu- 
kommen zu lassen. Im Gegensatz zu Strafverfahren, die sich gezielt gegen 
bestimmte Täter:innen richten, seien Reparationen für die Opfer gedacht. 
Für diese seien Reparationen unmittelbarer greifbar als längerfristige, in- 
stitutionelle Reformprozesse. Sie sollen dazu beitragen, dass beispielsweise 
Anstrengungen zur Wahrheitsfindung nicht nur als eine leere Geste angesehen 
werden (siehe etwa de Greiff 2006: 1-2). 

Dieser Perspektive auf die Frage, wer wem warum was schuldet, fehlt aller- 
dings jegliche transnationale oder globale Dimension. Auch beschränken sich 
die Adressat:innen von Reparationsforderungen auf Staaten. Reparations- 
programme sind inzwischen ein fester Bestandteil von Transitional Justice- 
Projekten, die die Vergangenheit aufarbeiten und den Grundstein für eine 
gerechtere Zukunft legen sollen. Solche Programme sind oftmals in (vermeint- 
lich) technokratische Projekte eingebunden. Sie sind beispielsweise Bausteine 
internationaler Policy-Interventionen in Konfliktkontexten und werden meist 
mithilfe von Expert:innen der sogenannten Gerechtigkeitsindustrie aufge- 
setzt, die weltweit an Transitional Justice-Projekten arbeiten. Meist geht es 
um Wiedergutmachung für durch Staatsgewalt entstandene Missstände im 
nationalen Kontext. Diese Projekte haben folglich einen überwiegend in- 
nerstaatlichen Fokus und es geht darum, Menschrechtsverletzungen eines 
alten Regimes aufzuarbeiten. Dabei stehen Reparationsprogramme selten 
allein. Sie sind meist nur ein Teil im Transitional Justice-Werkzeugkasten, 
neben anderen Maßnahmen wie Gerichtsverfahren, Wahrheitskommissionen 
oder Lustrationsprozessen. Im Sinne eines ganzheitlichen Ansatzes werden 
Ansprüche auf Reparationen teilweise über andere Transitional Justice-Insti- 
tutionen ermittelt - etwa über eine Wahrheitskommission oder ein Gericht. 
Doch selbst wenn Ansprüche ermittelt wurden und in der Theorie ein Repara- 
tionsprogramm existiert, besteht häufig das Problem, dass Reparationen nie 
bei den Opfern ankommen - sei es aus bürokratischen Gründen oder weil die 
Reparationsprogramme de facto nicht mit ausreichenden Mitteln ausgestattet 
sind. 
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Paige Arthur (2009) beschreibt, wie das Aufkommen von Transitional 
Justice in den 1980er und 1990er Jahren auch mit einer Verschiebung in der 
Verwendung des Begriffs Transition einherging. Lange Zeit wurde dieser vor 
allem mit sozialer Transformation verknüpft (etwa hin zum Sozialismus). 
Im Kontext von Transitional Justice - und seitdem auch generell in Debatten 
über sozialen und politischen Wandel - gewannen hingegen technokratische 
Ansätze von political engineering an Einfluss. Der Begriff der Transition wurde 
zunehmend mit politischen Reformen hin zu liberaler Demokratie verknüpft 
(ebd.). Reparationen sind in der Transitional Justice-Debatte also einerseits 
vordergründig mit direkter und unmittelbarer Kompensation für Opfer ver- 
knüpft und werden als solche eher losgelöst von strukturellen Veränderungen 
betrachtet. Dabei geht es meist um innerstaatliche Prozesse der Wiedergut- 
machung für erfahrenes Leid, nicht um Fragen globaler Gerechtigkeit und 
Ordnung. Andererseits sind Reparationsforderungen, die seit der Zeit nach 
dem Kalten Krieg im Kontext von Transitional Justice gestellt werden, stark 
mit einem liberalen Projekt verbunden (Forrester 2019: 28; siehe auch Scott 
2014: 131-132) und nicht mehr so sehr mit einem emanzipatorischen. Das 
»Reparationsproblem« wurde also »von seinen emanzipatorischen Wurzeln 
abgetrennt« (Forrester 2019: 50-51, eigene Übersetzung). Daher gilt es, sich 
auf die in der NIEO formulierte Perspektive von Reparationen als Teil eines 
emanzipatorischen Repertoires zurückzubesinnen und zu skizzieren, wie sich 
diese Perspektive im heutigen Kontext für eine NIEO? weiterentwickeln ließe 
und wie sie sich - wie schon in der NIEO - dafür bestehende Institutionen 
und Strukturen zunutze machen kann. 


Gestaltende Perspektiven auf Reparationen 


Die hier angerissene gestaltende Perspektive auf Reparationen mit ihren un- 
terschiedlichen Facetten eignet sich auch dafür, zu fragen, wie es nach der 
von Forrester festgestellten Entkopplung zwischen Reparationen und eman- 
zipatorischem Repertoire gelingen kann, beide wieder einander anzunähern. 
Dieser Beitrag argumentiert, dass eine solche Annäherung mit der Einnahme 
einer gestaltenden Perspektive auch im Rahmen (vermeintlich) technokrati- 
scher, liberaler Transitional Justice-Projekte vorstellbar ist. Er zeigt, dass Ak- 
teur:innen mit Gestaltungsanspruch sich solcher Projekte bedienen, um die 
politischen und diskursiven Rahmenbedingungen zu verändern, in denen Ge- 
waltherrschaft - physische wie ökonomische - möglich wird, beziehungswei- 
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se in denen Forderungen nach Rechenschaft und Wiedergutmachung unter- 
drückt werden. Geht man davon aus, dass emanzipatorische Kämpfe immer 
ein kreatives Moment enthalten, in dem es auch um neue Formen von Handeln 
und Kooperation geht (siehe Pieterse 1992: 13), sind solche Projekte möglicher- 
weise sogar gut geeignet, um auf eine Rückkopplung von Reparationsdiskur- 
sen an ihr emanzipatorisches Potenzial hinzuarbeiten. 

In jüngerer Zeit sind auch Bemühungen innerhalb (liberaler) Transitional 
Justice-Projekte zu beobachten, Staatsgewalt und aus ihr resultierende Un- 
gleichheiten in einen größeren, transnationalen oder globalen Kontext zu set- 
zen. Ein Beispiel dafür ist das tunesische Transitional Justice-Projekt. Die tu- 
nesische Wahrheitskommission sieht Gewalt, Repression und wirtschaftliche 
Marginalisierung durch die autoritäre Herrschaft nach der Unabhängigkeit in 
der Kontinuität der französischen Kolonialherrschaft. Sie nimmt auch inter- 
nationale Finanzinstitutionen sowie die von ihnen aufgezwungene Austeri- 
tätspolitik in Mithaftung. Dabei verknüpft sie explizit physische Gewalt mit 
ökonomischer Ausbeutung. Die Kommission fordert als Wiedergutmachung 
für die Verletzung politischer und sozioökonomischer Rechte Reparationen 
von Frankreich, der Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds. Sie 
verfolgt damit einen innovativen Ansatz, der an den Gedanken von Repara- 
tionen als Teil eines emanzipatorischen Repertoires in der NIEO anschließt. 
Die Frage, wer wem warum was schuldet, beantwortet sie noch einmal anders: 
Die komplexe Verschuldungssituation verknüpft koloniale mit neokolonialen 
Kontexten. Auch wenn die Forderungen der tunesischen Wahrheitskommissi- 
on zunächst ohne Konsequenzen blieben, setzen sie doch neue Akzente in der 
Debatte und dienen als Inspiration und Anschlusspunkt für potenzielle Nach- 
ahmer:innen im Zuge einer NIEO?. Wie genau, das zeige ich im Folgenden auf. 


Das Beispiel Tunesien 


Nehmen wir eine gestaltende Perspektive auf Reparationen ein und überlegen, 
wie diese im Rahmen einer NIEO? zu einer gerechteren Weltwirtschaftsord- 
nung beitragen können. Welche Möglichkeitsräume kann das tunesische Bei- 
spiel dann eröffnen? Im tunesischen Transitional Justice-Projekt spielen un- 
terschiedliche Arten von Reparationen eine Rolle - innerstaatliche und solche 
mit transnationaler und angestrebt emanzipatorischer Dimension. Bei bei- 
den Arten werden physische Gewalt und sozio-ökonomische Marginalisierung 
stark miteinander verknüpft. 
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Nach der Revolution 2011 begann Tunesien schnell, nicht nur neue politi- 
sche Institutionen zur Etablierung einer demokratischen Ordnung zu schaf- 
fen, sondern auch Gewalt, Repression und Marginalisierung seit der Periode 
des Unabhängigkeitskampfes aufzuarbeiten. Dies geschah zunächst im Rah- 
men bestehender Gesetze und Institutionen. Relativ rasch wurde dann aber 
ein international begleiteter, institutionalisierter Transitional Justice-Prozess 
angestoßen. Dieser umfasste zunächst einen partizipativen Gesetzentwick- 
lungsprozess und anschließend die Etablierung neuer Institutionen, etwa ei- 
ner »Kommission für Wahrheit und Würde« (im Folgenden auch Wahrheits- 
kommission). Schon im Transitional Justice-Gesetz von 2013 war ein Reparati- 
onsfonds für die Wiedergutmachung innerstaatlicher Gewalt sowie sozioöko- 
nomischer Marginalisierung vorgesehen. Doch bislang existiert dieser Fonds 
nur auf dem Papier. Und obwohl die Wahrheitskommission Reparationsbe- 
scheide an Opfer versandte, ist doch unwahrscheinlich, dass die entsprechen- 
den Gelder jemals bei den Opfern ankommen werden (siehe Salehi 2022: 108). 
Dies hängt zum einen mit der stetigabnehmenden politischen Unterstützung 
für das Transitional Justice-Projekt zusammen. Zum anderen ist in der derzei- 
tigen politischen Situation in Tunesien nicht damit zu rechnen, dass post-re- 
volutionäre Institutionen und Projekte weitergeführt werden und Tunesien in 
der ohnehin angespannten ökonomischen Situation Mittel dafür aufbringen 
wird, die Opfer von Gewaltherrschaft zu entschädigen. Im Juli 2021 setzte Prä- 
sident Kais Saied die demokratischen Institutionen im Land außer Kraft. Seit- 
dem wird seine Politik immer autoritärer. Zum einen versucht Saied mit staat- 
licher Gewalt jeglichen Dissens zu unterdrücken. Er lässt Oppositionelle ver- 
schiedener politischer Richtungen, aber auch Aktivist:innen, Medienschaffen- 
de und Jurist:innen vorladen und festnehmen; zudem verbietet er Demonstra- 
tionen. Zum anderen propagierte Saied im Februar 2023 den Verschwörungs- 
mythos eines »Großen Austauschs« und befeuerte damit rassistische Gewalt 
gegen Schwarze Migrant:innen und Tunesier:innen (siehe etwa Brown 2023).” 


2 In einer Rede gerichtet an den tunesischen Nationalen Sicherheitsrat behauptete Sa- 
eid, dass eine »kriminelle Vereinigung« seit Anfang des 21. Jahrhunderts versuche, 
die demografische Komposition Tunesiens zu ändern. Angeblich werde Geld dafür ge- 
zahlt, irreguläre Migrant:innen aus Afrika südlich der Sahara in Tunesien anzusiedeln. 
Saeid rief die Sicherheitskräfte auf, schnell gegen dieses angebliche Komplott vorzu- 
gehen, was polizeiliche Razzien aber auch gewalttätige Angriffe nach sich zog (siehe 
z.B. Brown 2023). Schwarze Menschen trauten sich nicht mehr aus dem Haus oder wur- 
den aus ihren Wohnungen geworfen und mussten auf der Straße schlafen. Die Bot- 
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Für diesen Beitrag spielt aber vielmehr eine Rolle, dass es innerhalb des 
tunesischen Transitional Justice-Projekts Bestrebungen gab, Reparationen 
(wieder) als Teil eines emanzipatorischen Repertoires zu betrachten. Hierfür 
sollten die bestehenden Institutionen und Strukturen des (eigentlich liberalen) 
Transitional Justice-Projekts genutzt werden. In der Debatte über Transitio- 
nal Justice entwickelt sich generell ein größeres Bewusstsein dafür, dass 
man die inter- oder transnationalen Wurzeln und Dimensionen von Konflikt 
und Gewaltherrschaft nicht vernachlässigen sollte (Hinton 2010; Scott 2014, 
139-141) — dazu gehört auch die Rolle von Kolonialherrschaft für Konfliktkon- 
stellationen in postkolonialen Staaten. Denn wie Getachew feststellt, kann 
über nationale Politik gar nicht »in Isolation von den immer breiter werden- 
den globalen Interaktionen« nachgedacht werden, denn »die nationale Politik 
postkolonialer Staaten war ständig anfällig für Eingriffe und Interventionen 
von außen« (Getachew 2019: 3-4, eigene Übersetzung). Die transnationalen 
Dimensionen und Wurzeln von Konflikten und Gewaltherrschaft verdienen 
folglich mehr Aufmerksamkeit (Yusuf 2018), insbesondere wenn wir verstehen 
wollen, wie sie innerstaatliche Machtkonstellationen und despotische Herr- 
schaft geprägt haben und weiterhin prägen (siehe Getachew 2019: 34-35, 83). 
In Tunesien können wir nun beobachten, wie diese Verknüpfungen nicht nur 
theoretisch diskutiert wurden, sondern wie auch praktisch versucht wurde, 
aus ihnen konkrete Entschädigungsforderungen abzuleiten. 

Die tunesische Kommission für Wahrheit und Würde etabliert in ih- 
rem Abschlussbericht Kontinuitäten zwischen kolonialer und diktatorischer 
Gewaltherrschaft. Der »Unterdrückungsapparat« (Truth and Dignity Com- 
mission 2019: 137), auf den sich die beiden Diktatoren Habib Bourguiba (der 
erste Staatspräsident nach der Unabhängigkeit Tunesiens) und Zine el-Abi- 
dine Ben Ali (dessen Nachfolger) stützten, um Dissens zu unterdrücken, zu 
foltern und zu morden, wird als Erbe der französischen Kolonialherrschaft 
eingestuft. Auch nach der Unabhängigkeit des Landes übte Frankreich dem 
Bericht zufolge noch Gewalt in Tunesien aus. Neben der Anerkennung von 
Unrecht und einer Entschuldigung (ebd.: 502) fordert die Wahrheitskommis- 
sion vom französischen Staat auch Reparationen. Ein Memorandum? an den 


schaften verschiedener westafrikanische Staaten in Tunesien setzten Notfallprogram- 
me auf, um ihre Staatsbürger:innen aus dem Land zu bringen. 

3 »Mémorandum Rélatif à la réparation due aux victims tunisiennes des violations mas- 
sives des droits de Homme et des droits économiques et sociaux dont l’Etat français 
porte une part de responsabilité«, auf Deutsch: »Memorandum tiber die Entschadi- 
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französischen Staatspräsidenten erhebt und erläutert die Forderungen: Zum 
einen geht es um die physischen Menschenrechtsverbrechen, zum anderen 
um Forderungen nach Reparationen für wirtschaftliche Beherrschung be- 
ziehungsweise Unterdrückung Tunesiens. Die Kommission erläutert in dem 
Memorandum zunächst die »Politik des Terrors« der französischen Koloni- 
alherrschaft und führt anschließend aus, wie die französische Herrschaft 
auch nach der Unabhängigkeit Tunesiens die Sicherheit und körperliche Un- 
versehrtheit der Tunesier:innen beeinträchtigte. Hier führt die Kommission 
etwa Bombardierungen und militärische Auseinandersetzungen an. An- 
schließend beschreibt sie die Einschränkung tunesischer Souveränität durch 
wirtschaftliche Dominanz, die Ausbeutung von Rohstoffen und diskutiert die 
Bürde illegitimer Schulden. Die Kommission schlussfolgert, dass die Höhe 
des entstandenen Schadens und dementsprechend auch der zu leistenden 
Entschädigung von einer gesonderten Kommission festgestellt werden sollen. 

Neben Frankreich richtet die Wahrheitskommission Reparationsforde- 
rungen auch an internationale Finanzinstitutionen. Sie schließt damit an 
neuere Diskussionen über staatliche Souveränität an. Die erhobenen Forde- 
rungen sind, wie Alex Veit feststellt (siehe Veit in diesem Band), keineswegs 
trivial. Ein weiteres Memorandum‘ erläutert, wie Tunesien im Zuge seiner 
Bestrebungen, auch ökonomisch unabhängig von Frankreich zu werden, 1958 
den Bretton-Woods-Institutionen beitrat. Ein Jahr später folgte die erste 
Weltbankmission. Auch in Tunesien kam es im Zuge der Dekolonialisierung 
zu neuen Abhängigkeitsverhältnissen - von ökonomischen Akteur:innen, 
die jedoch nicht nur ökonomisch agieren, sondern auch politischen Einfluss 
nehmen. Auch in diesem Memorandum werden Argumente von physischer 
und ökonomischer Gewalt miteinander verknüpft. Die Kommission wirft 
der Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds vor, dass durch ihre 
Strukturanpassungsprogramme - und damit einhergehende Austeritätspo- 
litik - Missstände entstanden sind, die zu populären Aufständen führten. 


gung tunesischer Opfer massiver Verletzungen der Menschenrechte sowie wirtschaft- 
licher und sozialer Rechte, für die der französische Staat eine Mitverantwortung trägt« 
(Republique Tunisienne 2019a). 

4 »Mémorandum Rélatif à la réparation due aux victims tunisiennes des violations mas- 
sives des droits de Homme et des droits économiques et sociaux dont la Banque Mon- 
diale et le FMI portent une part de responsabilité«, auf Deutsch: »Memorandum über 
die Entschadigung tunesischer Opfer massiver Verletzungen der Menschenrechte so- 
wie wirtschaftlicher und sozialer Rechte, fiir die die Weltbank und der IWF eine Mit- 
verantwortung tragen« (République Tunisienne 2019b). 
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Auf diese hätte der tunesische Staat mit Gewalt - und folglich mit physischen 
Menschenrechtsverletzungen - geantwortet. Das Memorandum führt hier 
konkrete Ereignisse an, vom »schwarzen Donnerstag« 1978 (einem Zusam- 
menstoß zwischen Gewerkschaften und Sicherheitskräften) über Aufstände 
im Bassin Minier (Bergbaugebiet) 2008 bis hin zur Revolution 2010/2011. Dar- 
über hinaus stellt die Kommission Verknüpfungen zur Umweltverschmutzung 
her. Insgesamt macht sie die Strukturanpassungsprogramme für die schlech- 
te wirtschaftliche Entwicklung des Landes verantwortlich. Die Kommission 
fordert eine Entschuldigung, Entschädigung für individuelle und kollektive 
Opfer sowie eine Annullierung sämtlicher multilateraler Schulden. Auch in 
diesem Fall soll eine Kommission die Höhe des Schadens und der Entschädi- 
gung bestimmen. 

In Tunesien werden beide Memoranden und die darin enthaltenden 
Reparationsforderungen weiterhin als wichtige Hinterlassenschaft der Kom- 
mission für Wahrheit und Würde diskutiert. Ein Interviewpartner erklärte 
mir, dass das zuständige parlamentarische Gremium die Forderungen der 
Wahrheitskommission, sowie einen möglichen Umgang mit ihnen, im An- 
schluss durchaus diskutiert hätte - allerdings ohne Ergebnis.” Ehemalige 
Mitglieder der Wahrheitskommission prangern insbesondere die »Feigheit« 
der damaligen tunesischen Regierung an, die ihren Aussagen zufolge den 
internationalen Geber:innen versicherte, keine weiteren Schritte einleiten 
zu wollen, um den Forderungen der Wahrheitskommission Nachdruck zu 
verleihen.° Hieraus lässt sich schließen, dass aus ökonomischen Abhängig- 
keitsverhältnissen auch politische folgen, denn tunesische Regierungen sind 
grundsätzlich abhängig von guten Beziehungen zu den internationalen Fi- 
nanzinstitutionen und wollen diese daher nicht verargern.’ Auch stellt sich 
eine ebensolche »komplexe Verschuldungssituation« dar, wie sie Sabarat- 
nam und Laffey skizzieren, in der die Frage, wer wem warum was schuldet, 
nicht so einfach zu beantworten ist: Als Schuldner:innen lassen sich sowohl 
der tunesische Staat, die ehemalige Kolonialmacht als auch die internatio- 
nalen Geber:innen identifizieren. Die Glaubiger:innen sind verschiedene 


5 Telefoninterview, Dezember 2022. 

6 Eigene Beobachtungen und Gespräche, Tunis, Februar 2023. 

7 Der derzeitige Präsident Kais Saied (Stand Juni 2023) bricht zu einem gewissen Grad 
mit dieser Logik, indem er ein Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds 
ablehnt- mit der Begründung, er wolle sich nicht internationalen Zwängen unterwer- 
fen. 
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Individuen und Kollektive. Der Begründungszusammenhang der Schulden ist 
politisch und ökonomisch zugleich, basierend auf Ausbeutung und physischer 
Unterdrückung. 

Auch wenn auf die Memoranden keine direkte Entschädigung oder Um- 
verteilung und auch kein Ende der ungerechten wirtschaftlichen Ordnung 
folgten, sehen zivilgesellschaftliche Akteur:innen sie trotzdem als potenzi- 
ell nützlich an. Sie könnten zum Beispiel zu einem späteren Zeitpunkt zur 
Mobilisierung genutzt werden oder als Vorlage für Reparationsforderun- 
gen an internationale Finanzinstitutionen in anderen Kontexten dienen. 
Weder die Adressat:innen solcher Forderungen noch die potenziell handeln- 
den Akteur:innen sind zwingend staatlich. Meine Interviewpartner:innen 
argumentierten jedoch, dass es einer zivilgesellschaftlichen Mobilisierung 
zuträglich sei, wenn sie Verbündete in staatlichen Institutionen habe. Ak- 
teur:innen mit den gleichen Zielen könnten sich so die Bälle hin und her 
spielen und gegebenenfalls mehr Aufmerksamkeit erzeugen.® Sie entwickeln 
folglich eine Perspektive, in der Reparationsforderungen als Teil eines eman- 
zipatorischen Repertoires an sich zur Gestaltung politischer Kämpfe für eine 
gerechtere politische und ökonomische Ordnung genutzt werden können. 


Impulse für eine NIEO? 


Was können wir aus den Reparationsforderungen der tunesischen Wahr- 
heitskommission an die ehemalige Kolonialmacht sowie an heutige Kredit- 
geber:innen lernen? Und auf welche Ansätze der NIEO können wir uns heute 
noch sinnvoll beziehen? Ich habe in diesem Beitrag deutlich gemacht, dass 
die Frage nach der ökonomischen Unabhängigkeit postkolonialer Staaten 
heutzutage noch äußerst relevant ist - und zahlreiche Facetten hat. Unter 
anderem gehört dazu die Frage, wie Verantwortung für historische und be- 
stehende Ungleichheit übernommen und Gerechtigkeit geschaffen werden 
kann. Die ökonomischen Abhängigkeitsverhältnisse, gegen die sich postkolo- 
niale Staaten wenden, sind formell nicht mehr unbedingt dieselben wie vor 
50 Jahren. Sie gehen aber zumindest teilweise auf diese zurück. Als ein Weg 
zu Wiedergutmachung und schlussendlich Verteilungsgerechtigkeit als Basis 
einer gerechten Weltwirtschaftsordnung wird materielle Kompensation für 
begangenes Unrecht, Ausbeutung, Gewalt und Unterdrückung diskutiert. 
Auch wenn die Forderungen der tunesischen Wahrheitskommission bisher 


8 Interview, Tunis, November 2022. 


Mariam Salehi: Reparationen für eine gerechte Weltwirtschaftsordnung? 


noch nicht erfüllt wurden - und weder das tunesische Parlament noch die 
tunesische Regierung sich dazu entschließen konnten, den Forderungen 
der Kommission Nachdruck zu verleihen - so sind die Forderungen aus ei- 
ner gestaltenden Perspektive doch wertvoll, da sie neue Vorstellungen und 
Möglichkeitsräume eröffnen. 

Wie Kojo Koram (2022: 127) anmerkt, war die NIEO in den 1970er Jah- 
ren das Resultat einer verstärkten Zusammenarbeit der damals noch recht 
neu unabhängigen Staaten in einem internationalen Rahmen. Auch gegen- 
wärtig kann man zum einen beobachten, wie Staaten sich zusammentun, 
um ihren Forderungen nach Reparationen Nachdruck zu verleihen - etwa 
indem sie hierfür neue Institutionen gründen. Ein Beispiel ist die Reparati- 
ons Commission der Karibischen Gemeinschaft (CARICOM). Deren Kämpfe 
um Reparationen betrachtet Adom Getachew (2019: 181) als gegenwärtiges 
Beispiel für antikoloniale Weltgestaltung. Zum anderen gibt es analog zur 
Entwicklung der NIEO auch heute die Möglichkeit, bestehende internationale 
Institutionen und Foren für Zusammenarbeit und Koordination für das Stre- 
ben nach einer gerechteren Welt(-wirtschaftsordnung) zu nutzen. Hier lässt 
sich das kreative Moment beobachten, dass emanzipatorische Akteur: innen 
für ihre Ziele nutzen. Insbesondere schauen unterschiedliche Akteur:innen 
aufeinander und tauschen sich in bestehenden Foren über Strategien und 
Best Practices in Bezug auf Reparationsforderungen aus.” 

Das Amt der »Unabhängigen Expertin für Auslandsschulden, sonstige 
internationale finanzielle Verpflichtungen und Menschenrechte der Verein- 
ten Nationen« bietet beispielsweise einen Ansatzpunkt, die Verknüpfung 
von Schulden (beziehungsweise internationalen Kreditvergabesystemen) mit 
physischen und sozioökonomischen Menschenrechtsverletzungen innerhalb 
bestehender internationaler Institutionen in den Blick zu nehmen. Auf dieses 
UN-Amt verweist auch das Memorandum der tunesischen Wahrheitskommis- 
sion, das Reparationen von den internationalen Finanzinstitutionen fordert 
(Republique Tunisienne 2019b, Abschnitt 4. e). 

In Tunesien ist derzeit zu beobachten, wie viel Einfluss das Schuldenre- 
gime auf die innerstaatliche Politik und auf gesellschaftliche Konflikte hat. So 
hatetwa die Weltbank angesichts der staatlich befeuerten rassistischen Gewalt 
ihre Arbeit in Tunesien pausiert (siehe etwa Shalal/Mcdowall 2023). Auch wenn 
man sich in diesem Fall vielleicht wünschen mag, dass die internationalen Fi- 
nanzinstitutionen Einfluss auf einen Präsidenten nehmen, indem sie sich ge- 


9 Eigene Beobachtung, Online-Training für Aktivist:innen, April 2022. 
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gen dessen autoritäre, rassistische Politik stellen, so wird hier doch wieder die 
Verknüpfung politischer und ökonomischer Machtverhältnisse deutlich. Der 
ehemalige »Unabhängige Experte für Auslandsschulden, sonstige internatio- 
nale finanzielle Verpflichtungen und Menschenrechte« der UN merkte bei sei- 
ner Tunesien-Mission 2018 an, dass das Schuldenregime einen Einfluss dar- 
auf habe, wie fest autoritäre Herrscher:innen im Sattel sitzen. Gegebenenfalls 
stütze es sogar deren repressive Machtausübung (UN 2018). 

Damit Reparationen einen Beitrag zu einer gerechteren Weltwirtschafts- 
ordnung leisten können, müssen sie als Umverteilung gedacht werden, mit 
dem Anspruch, emanzipatorisch zu wirken und strukturellen Wandel mit an- 
zustoßen. Für eine NIEO* bedeutet dies, dass sie nicht nur zwischen Staa- 
ten gedacht werden können. Nicht-staatliche Akteur:innen können ebenso Be- 
günstigte wie Adressat:innen von Forderungen sein. Reparationen müssen so 
ausgestaltet werden, dass sie nicht nur einmalige Entschädigung und kurz- 
fristige Hilfe bieten, sondern dass sie kreativ zur Weltgestaltung genutzt wer- 
den können - mit dem Ziel einer gerechteren globalen Ordnung. 


Und nun? 


Wie kann die Frage, wer wem warum was schuldet, nun in der heutigen Zeitim 
Sinne einer NIEO? weitergedacht werden? Ganz im Sinne der Frage, ob Repa- 
rationen zu einer gerechteren Welt(-wirtschaftsordnung) beitragen können, 
argumentiert Olüfemi Táíwò (2022: 4) - wie erwähnt - für eine Perspektive, 
die Reparationen als Gestaltungsmöglichkeit ansieht. Nach einer historisch- 
philosophischen Herleitung seines Arguments für eine solche gestaltende 
Perspektive auf Reparationen fragt Taiwo: »Was nun?« (ebd.: 150, eigene Über- 
setzung). Sein Vorschlag für eine solche Ausgestaltung in der Gegenwart sind 
Reparationen für Klimagerechtigkeit. Nils Gilman stellt in diesem Sinne ein 
»ungebrochenes Nachleben« (Gilman 2015: 10, eigene Übersetzung) der NIEO 
in den globalen Verhandlungen zum Klimawandel fest. Er zeigt auf, dass die 
ökonomische Argumentation der Gruppe der 77 (ein Zusammenschluss von 
derzeit 134 Staaten des Globalen Südens innerhalb der UN) in Verhandlun- 
gen in Bezug auf den Klimawandel stark an die NIEO erinnert: Die Staaten 
appellieren an die historische Verantwortung des Globalen Nordens und for- 
dern Wiedergutmachung für Schäden, die durch historisches Unrecht - in 
diesem Fall durch Treibhausgasemissionen- entstanden sind. Die Loss-and- 
damage-Klausel, die bei der Weltklimakonferenz 2022 im ägyptischen Scharm 
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El-Scheich (COP27) beschlossen wurde, wird häufig auch unter dem Begriff 
Klimareparationen diskutiert. Die Idee ist, durch menschengemachten Kli- 
mawandel entstandene oder entstehende Schäden zu bemessen. Auch Meera 
Sabaratnam und Mark Laffey (2023: 168) stellen Forderungen nach Reparatio- 
nen für den Klimawandel - wie sie zum Beispiel die pakistanische Ministerin 
für Klimawandel im Zuge der Flut 2022 erhob - in eine Linie mit historischen 
Forderungen wie Reparationen für Sklaverei oder die Rückgabe von Land 
in Siedlungskolonien an indigene Bevölkerungen. Diese Reparationsforde- 
rungen stellen die Autor:innen anschließend in einen Zusammenhang mit 
Forderungen nach einem Schuldenerlass sowie für Nahrungsmittel- und 
Saatgutsouveränität. Die Forderungen seien zwar jeweils eigen umrissen, 
doch seien sie alle damit verbunden, dass hierarchische Beziehungen zwi- 
schen Nord und Süd vielgestaltige Ungerechtigkeiten in der internationalen 
Ordnung hervorgebracht haben. 

Reparationen als Teil eines emanzipatorischen Repertoires einer NIEO? 
müssen also die erwähnten komplexen Verschuldungssituationen erfassen, 
die Fremdherrschaft und Ausbeutung noch einmal weiter fassen. Die Schuld- 
verhältnisse müssen in jedem Fall transnational beziehungsweise global 
gedacht werden. Dabei beschränken sich die Adressat:innen von Reparations- 
forderungen nicht auf Staaten. Sie umfassen zum Beispiel auch internationale 
Organisationen, die Teil unterdrückender und ausbeuterischer Strukturen 
und damit für politische und ökonomische Abhängigkeitsverhältnisse in einer 
ungerechten Welt(wirtschafts)ordnung mit verantwortlich sind. Dennoch 
können im Sinne der NIEO kreative Strategien entwickelt werden, um sich 
bestehende Institutionen hierfür zunutze zu machen und gleichzeitig neue 
Visionen für eine gerechte Weltwirtschaftsordnung zu entwickeln. Diesbe- 
züglich stellt Arnulf Becker Lorca fest, dass auf der sehr abstrakten Ebene 
kosmopolitischer Ziele sogar Einigkeit zwischen dem Globalen Norden und 
dem Globalen Süden über die Notwendigkeit besteht, globale Probleme und 
Schieflagen anzugehen - aber nicht, wenn es um konkrete Umverteilung geht 
(Becker Lorca 2023: 44-45). An dieser prinzipiellen Einigkeit kann eine NIEO? 
ansetzen: Reparationen können ein Gestaltungsinstrument sein, auf das dann 
konkrete Umverteilung als Basis einer gerechteren Ordnung folgt. 
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IV. Die Süd-Nord-Beziehungen 
und der Aufstieg Chinas 


Chinas Entwicklungsweise und Bedeutungsgewinn 
Eine Chance für den Globalen Süden? 


Jenny Simon 


China gilt als Paradebeispiel einer erfolgreichen nachholenden’ Industriali- 
sierung. Die chinesische Entwicklungsweise lässt dabei Strategien erkennen, 
die zentrale Ansätze aus dem »Programme of Action« der New International 
Economic Order (NIEO) reflektieren: etwa staatliche Planungshoheit über 
Auslandsinvestitionen, Vermeidung finanzieller Abhängigkeit, Regulierung 
internationaler Konzerne und geistiger Eigentumsrechte im Sinne eigener 
Entwicklungsziele oder ein staatlich geförderter Aufstieg entlang von Wert- 
schöpfungsketten. Mehr noch, der internationale Bedeutungsgewinn der 
chinesischen Ökonomie führt auch zu einer Restrukturierung der globalen 
Wirtschaftsbeziehungen. Die chinesische Wirtschaft entwickelte sich dabei 
nicht nur zum Konkurrenten für die USA oder europäische Ökonomien, 
sondern zunehmend auch zur zentralen internationalen Kreditgeberin und 
Investorin. Dabei präsentiert sich der chinesische Staat als Verfechter der 
Interessen des Globalen Südens und etabliert neue Formen der Süd-Süd- 
Kooperation, etwa das Forum der BRICS-Staaten” oder die neue Entwick- 
lungsbank Asian Infrastructure Investment Bank (AIIB). 

Angesichts des relativen Erfolgs der chinesischen Entwicklungsweise stellt 
sich die Frage, inwiefern die verfolgten Strategien auch für andere (semi-)pe- 
riphere Ökonomien Chancen für eine stärker autonome Wirtschaftsweise 
bieten. Kann Chinas internationaler Bedeutungsgewinn gar Grundlage für 
eine stärker egalitäre Gestaltung der Weltwirtschaftsbeziehungen im Sinne 


1 Der Begriff der nachholenden Industrialisierung ist insofern problematisch, als er die 
Industriealisierungsprozesse der Zentren der Weltwirtschaft zum Maßstab macht und 
andere Ökonomien an deren Entwicklung misst. 

2 Als BRICS-Staaten werden Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika bezeich- 
net. Die Gruppe ohne Südafrika wird als BRIC-Staaten bezeichnet. 
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einer neuen New International Economic Order - einer NIEO? - bilden? Un- 
ter diesem Schlagwort fasst dieser Beitrag im Folgenden wirtschaftspolitische 
Ansätze, die darauf abzielen, die wirtschaftliche Abhängigkeit von Ländern 
des Globalen Südens vom Globalen Norden zu reduzieren - sei es über eine 
Veränderung der ökonomischen Regulierung auf internationalem Terrain 
oder innerhalb dieser Länder. Das soll den Handlungsspielraum dieser Staa- 
ten für nationale Entwicklungsprojekte erhöhen. Hierfür skizziert der Beitrag 
zunächst die chinesische Entwicklungsweise und ihre Internationalisierung 
und fragt, inwiefern sich beides als Strategie im Sinne der NIEO verstehen 
lässt. Anschließend nimmt der Artikel den internationalen Bedeutungsge- 
winn der chinesischen Ökonomie seit Ausbruch der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise 2008 in den Blick und diskutiert die Folgen des Bedeutungs- 
gewinns im Hinblick auf die Möglichkeiten der Etablierung einer NIEO?. 
Dabei ist allerdings Vorsicht vor allzu großem Optimismus geboten. Es zeigt 
sich, dass die Nutzung einiger ökonomischer Strategien aus dem Repertoire 
der NIEO zwar einer Peripherisierung Chinas entgegenwirkte. Der chine- 
sische Staat konnte so einen größeren ökonomischen Handlungsspielraum 
erfolgreich für eine Strategie der nachholenden Industrialisierung einsetzen. 
Eine derartige wirtschaftspolitische Orientierung kann grundsätzlich auch 
für andere Ökonomien der (Semi-)Peripherie Chancen bieten. Im Falle Chinas 
fußte dieser wirtschaftspolitische Kurs aber nicht nur auf bestimmten histo- 
rischen Voraussetzungen, er mündete auch weder innergesellschaftlich noch 
international in einer gerechteren Wirtschaftsweise. 


Machtfrage Wirtschaftsordnung 


Fragt man nach den Möglichkeiten der Durchsetzung einer gerechteren Wirt- 
schaftsweise, so ist es produktiv, sich zweierlei zu vergegenwärtigen: Zwar 
sind kapitalistische Ökonomien durch bestimmte grundlegende Funktions- 
prinzipien gekennzeichnet.’ Die jeweils konkrete Gestalt der Weltwirtschaft 
und einzelner Ökonomien sind jedoch wesentlich abhängig von globalen 


3 Zentral ist etwa eine Dominanz von Privatbesitz an Produktionsmitteln und die pri- 
vatwirtschaftliche Aneignung von Mehrwert, der Zwang zur Lohnarbeit für Nichtbe- 
sitzende und der Zwang zur profitablen Verwertung von Kapital, oder dem Gesetz der 
Konkurrenz (Marx 1962 [1867]). 
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und innergesellschaftlichen Machtverhältnissen - also davon, welchen sozia- 
len Kräften es gelingt, ihre Vorstellungen und Ziele an der Ausrichtung der 
Wirtschaftsweise auch gegenüber anderen durchzusetzen und so zu verallge- 
meinern. Dies bezieht sich zum einen auf die Interessen und wirtschaftlichen 
Strategien dominanter Fraktionen innerhalb einzelner Gesellschaften. Zum 
anderen bezieht es sich mit Blick auf die globale Ökonomie auf die Vor- 
herrschaft bestimmter sozialer Kräfte in einzelnen Nationalstaaten oder 
Bündnissen aus diesen (Cox 1987; Scherrer 2001; van Apeldoorn/de Graaff 
2012). Das Ringen um die Ausrichtung, Gestaltung und Strukturen einzelner 
Ökonomien - wie auch der Weltwirtschaft insgesamt - kann in Anlehnung 
an Antonio Gramsci verstanden werden als Teil der Auseinandersetzungen 
um die Durchsetzung und Absicherung von Weltanschauungen, Normen und 
Interessen, welche die wirtschaftlichen Aktivitäten im (globalen) Kapitalismus 
regulieren. Dazu gehören institutionalisierte Regeln ebenso wie informelle 
Praktiken (Simon 2023). Für eine erfolgreiche Verallgemeinerung - also die 
Absicherung bestimmter Weltsichten, Regulierungsweisen und Praxen als 
allgemein gültig - sind ökonomische Kapazitäten ebenso zentral wie (struk- 
turelle) Zwangsmittel. Zudem fördert eine breitere Zustimmung zu einer 
bestimmten Ausrichtung und Regulierung die Durchsetzung und Stabilität 
dieser Wirtschaftsweise. Gramsci spricht für den Fall, dass eine solche kon- 
sensuale Verallgemeinerung gelingt, von Hegemonie als einer spezifischen 
Form von Herrschaft. Die verallgemeinerten Interessen schreiben sich Gram- 
sci zufolge in die konkreten institutionellen Arrangements und regulativen 
Rationalitäten ein und verfestigen sich zu einer mehr oder weniger stabilen 
Struktur (Gramsci 1991-2002: 101-118; 771-783; 1561-1584). 

Aus einer solchen machtsensiblen Perspektive sind (semi-)periphere Ge- 
sellschaften und Auseinandersetzungen um eine Veränderung der Weltwirt- 
schaftsordnung in einem vorstrukturierten Terrain von Weltwirtschaftsbe- 
ziehungen verortet, dem sogenannten historischen Block (Bieling/Steinhilber 
2000: 104-105; Cox 1993: 56-57). Die jeweilige Konfiguration des historischen 
Blocks beeinflusst wesentlich die Bedingungen und Handlungsspielräume 
der makroökonomischen Ausrichtung von Ökonomien der (Semi-)Periphe- 
rie - wie etwa China. Gleichzeitig steckt die Konfiguration des historischen 
Blocks auf internationaler Ebene das Terrain für wirtschaftlichen Wettbewerb 
sowie für Konflikte um die Gestaltung der weltwirtschaftlichen Spielregeln 
ab. Auseinandersetzungen um die Ausrichtung nationaler Entwicklungswei- 
sen — ebenso wie Initiativen zur Etablierung einer Neuen Weltwirtschafts- 
ordnung - lassen sich als Strategien von Akteur:innen der (Semi-)Peripherie 
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verstehen, den eigenen wirtschaftspolitischen Handlungsspielraum zu erhö- 
hen und im Bündnis mit anderen Einfluss auf die hochgradig vermachteten 
Strukturen der Weltwirtschaftsbeziehungen zu nehmen sowie die Kräfte- 
verhältnisse zugunsten wirtschaftspolitischer Interessen zu verschieben, 
die in (semi-)peripheren Ökonomien verankert sind. Die Kräfteverhältnisse 
beeinflussen auch, inwieweit sich wirtschaftspolitische Initiativen an den 
Bedürfnissen von Lohnabhängigen oder aber an den Interessen politischer 
oder wirtschaftlicher Eliten ausrichten. 


Die marktliberale Weltwirtschaftsordnung 


Um Chinas Entwicklungsweise und deren Rolle für Chancen auf eine 
NIEO? beurteilen zu können, ist es zentral, sich den Kontext des (globa- 
len) wirtschaftspolitischen Handelns zu vergegenwärtigen. Im Kontrast zu 
den Zukunftsvisionen, die sich zu Beginn der 1970er Jahre in den Forde- 
rungen nach einer Neuen Weltwirtschaftsordnung spiegelten, wurde die 
globale Ökonomie seit Mitte der 1970er Jahre einer marktliberal orientierten 
Umstrukturierung unterzogen. Diese mündete in einen als Neoliberalismus 
oder Finanzkapitalismus bezeichneten neuen historischen Block (Candeias 
2004; Guttmann 2016). Die veränderten Kräfteverhältnisse waren wesentlich 
geprägt von einer Verquickung der Hegemonie der USA sowie der Bourgeoisie 
vor allem aus dem Globalen Norden, die nun von finanzmarktorientierten 
und transnational ausgerichteten Gruppen von Akteur:innen geführt wurde 
(Scherrer 2001; van Apeldoorn/de Graaff 2012). Diese neue Konstellation ver- 
hinderte nicht nur die Durchsetzung der NIEO, sondern förderte über eine 
Verallgemeinerung marktliberaler Spielregeln auch die abhängige Integration 
weiter Teile der (Semi-)Peripherie* in den neuen historischen Block. 


4 Die Konzepte von Zentrum, Semiperipherie und Peripherie entsammen der Depen- 
denztheorie sowie der Weltsystemanalyse. Sie verweisen auf eine politische und öko- 
nomische Hierarchie bei gleichzeitig wechselseitiger Abhängigkeit innerhalb des glo- 
balen Kapitalismus. Als Zentren werden dabei die wirtschaftlich starken Kernökono- 
mien verstanden (etwa die USA oder die Bundesrepublik), deren Wirtschaftsweise auf 
der Überlegenheitüber Staaten der (Semi-)Peripheriesowie auf deren Ausbeutung be- 
ruht. Die Peripherie umfasst Ökonomien in einer untergeordneten Position, die etwa 
Primärgüter oder Produkte mit niedrigem Wertschöpfungsanteil in die Zentren expor- 
tieren und häufig durch internationale Verschuldung und starke Armut eines Großteils 
ihrer Bevölkerungen gekenzeichnet sind. Die Semiperipherie bezeichnet Gesellschaf- 
ten in einer Mittelposition, die Widersprüche zwischen Zentrum und Peripherie zu ei- 
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Obwohl der Globale Süden im Nachgang des Zweiten Weltkrieges eine 
formale Dekolonialisierung durchlief, war er weiterhin einer stark asym- 
metrisch strukturierten globalen Ökonomie ausgesetzt. Darin besetzten 
im Globalen Norden verankerte Interessengruppen die commanding heights 
der Weltwirtschaft. Seit Mitte der 1970er Jahre trieben diese die Auswei- 
tung einer marktliberalen Wirtschaftsordnung sowie global ausgerichteter 
Wirtschaftsstrategien voran. Dies sicherten sie durch trans- und suprana- 
tionale Stabilisierungsmuster ab (Bieling 2013: 91; Sablowski 2008). Diese 
Expansion wird unter anderem durch eine offensive Transnationalisierung 
der Eigentumsordnung und (markt-Jliberaler Prinzipien gestützt, die die 
Gesellschaften des von den USA angeführten Globalen Nordens prägen, das 
»Locke’sche Kernland«°. Gemeint ist eine Rechtsstruktur, die das Private und 
den (sich selbst) begrenzenden Staat voneinander trennt, die Eigentums- und 
Vertragsrecht privilegiert und die unternehmerische Freiheit und den Wett- 
bewerb absichert (van der Pijl 2006). Für die Akteur:innen in diesem Kernland 
bilden diese Prinzipien die Grundlage ihrer wirtschaftlichen Strategien in- 
nerhalb konkurrierender Ökonomien. Für Ökonomien der (Semi-)Peripherie 
ist eine solche Ausrichtung hingegen in der Regel mit dem Zwang zu einer 
marktförmigen Regulierung verbunden. Er setzt diese Ökonomien einem 
verschärften internationalen Wettbewerb und einer verstärkten Ausbeutung 


nem gewissen Grad vermitteln und zur Stabilisierung der globalen Konfiguration bei- 
tragen. Zu dieser Semiperipherie zählt heutzutage beispielsweise China. 

5 Kees van der Pijl beschreibt eine globale Machtstruktur entlang zweier Typen von Ge- 
sellschaften und der mit ihnen verbundenen Staatsformen: Einerseits das Locke’sche 
Kerngebiet und andererseits eine wechselnde Gruppe an Hobbes’schen Herausforde- 
rer-Staaten. Das Kerngebiet — gekennzeichnet durch eher am Liberalismus orientier- 
te Strukturprinzipien - bildet vor allem der englischsprachige »Westen« (van der Pi- 
jl 2006: 3) samt seiner Verbündeten. Dessen Kern bildete(n) zunächst Großbritanni- 
en, später die USA. Zu den Hobbes’schen Herausforderer-Staaten rechnet van der Pijl 
beispielsweise China. Er versteht darunter stark organisierende Staaten, deren Appa- 
rate und Bürokratien einen weitreichenden Einfluss auf die Organisation nachholen- 
der Entwicklung ausüben und die dies über eine auf Souveränität ausgerichtete Au- 
ßen(wirtschafts) politik sowie zunächst national orientierte Akkumulationsstrategien 
und später im Zuge einer asymmetrischen Integration in den Weltmarkt verfolgen. 
Führende soziale Kräfte des Kerngebiets streben van der Pijl zufolge nach einer Ein- 
gliederung der Herausfordererstaaten in die Strukturen des eigenen Machtbereichs 
und nach deren Öffnung für die ökonomischen Strategien der im Kerngebiet veran- 
kerten sozialen Kräfte (ebd.: xi-xii, 6-21). 
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durch transnationale Konzerne (TNK) des Globalen Nordens aus. Demge- 
genüber untergräbt die markliberale Ausrichtung zugleich die Möglichkeiten 
dieser Länder, eine aktive Wirtschafts-, Industrie- oder Sozialpolitik zu 
betreiben. 

Damit veränderte sich im Zuge der marktliberalen Globalisierung das 
weltwirtschaftliche Terrain für Länder des Globalen Südens vor allem auf drei 
Feldern: Erstens wurde seit den 1980er Jahren die internationale Arbeitsteilung 
zunehmend neu ausgerichtet, Wertschöpfungsketten wurden transnationali- 
siert. TNK verlagerten arbeitsintensive Produktion in die (Semi-)Peripherie, 
um vor allem durch niedrigere Löhne und Umweltstandards Produktions- 
kosten einzusparen. Die neuen Produktionsstandorte entwickelten sich zu 
einer Art Werkbank des Globalen Nordens und ermöglichten deren Zugang 
zu günstigen Konsumgütern. TNK besetzten dabei die führenden Positionen 
in globalen Wertschöpfungsketten und wurden zu den Hauptprofiteur:innen 
der neuen Arbeitsteilung. Der Großteil der peripheren Ökonomien blieb hin- 
gegen abhängig vom Export von Rohstoffen, Agrargütern und Produkten mit 
niedrigem Wertschöpfungsanteil- auch wenn die Produktionsverlagerung 
in einigen Gesellschaften der Semiperipherie zur Entwicklung exportorien- 
tierter Entwicklungsweisen beitrug, allen voran in Südostasien (siehe Veit in 
diesem Band). 

Zweitens veränderten sich seit dem Ende des Bretton-Woods-Systems die 
globalen Finanzbeziehungen. Im Zuge anhaltender Profitabilitätsprobleme 
der verarbeitenden Industrie sowie steigender Profiterwartungen im Finanz- 
sektor verlagerten Vermögende und Unternehmen ihr Kapital zunehmend in 
die Finanzmärkte. Die starke Bedeutungszunahme der Finanzbeziehungen 
in verschiedensten gesellschaftlichen Bereichen und die Rationalitäten des 
Finanzsektors, etwa die Orientierung am Shareholder-Value, veränderten die 
Funktionsweise der Weltwirtschaft erheblich (Epstein 2005; Guttmann 2016; 
Sablowski 2008). Bei der Regulierung der globalen Finanzbeziehungen maß 
man nun der Liberalisierung des internationalen Kapitalverkehrs sowie einer 
möglichst flächendeckenden Einführung flexibler, marktbasierter Wechsel- 
kurse besondere Bedeutung bei. Auf nationaler Ebene forcieren marktliberal 
ausgerichtete Staaten seitdem eine Geldpolitik, die Geldwert- und Preissta- 
bilität stützt. Auch innerhalb von Ökonomien der (Semi-)Peripherie wurde 
eine an den Finanzsystemen der Zentren ausgerichtete Umgestaltung der 
Finanzmärkte durchgesetzt (Armijo 2002: 3-43; Drezner/McNamara 2013: 
156-157). Dabei war vor allem die Kreditkonditionalität des Internationalen 
Währungsfonds (IWF)-also die Umsetzung marktliberaler Wirtschafts- 
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reformen und Austeritätspolitik als Bedingung für Zugang zu Liquidität 
in Krisensituationen - ein wichtiger Mechanismus zur Durchsetzung der 
marktliberalen Ausrichtung der Finanzregulierung in der (Semi-)Peripherie 
(Altvater/Hübner 1987; Peet 2009). Für Länder des Globalen Südens nahmen 
mit dem veränderten Terrain der globalen Finanzbeziehungen die Risiken 
von Wechselkursspekulation, volatilen Kapitalströmen und starken Krisen- 
dynamiken deutlich zu. Seit den 1970er Jahren erschütterten solche Krisen 
in regelmäßigen Abständen und mit all ihren desaströsen Folgen die Gesell- 
schaften der (Semi-)Peripherie (Alami 2020; Herr 2007). 

Drittens veränderten sich im Zuge der marktliberalen Globalisierung auch 
die globalen Handelsbeziehungen. Diese waren nun geprägt vom Freihandels- 
paradigma, das darauf abzielte, Handelsschranken abzubauen und die Agen- 
da privatwirtschaftlicher Unternehmen sowie (geistige) Eigentumsrechte zu 
stärken. Die Welthandelsorganisation (WTO) bildet seit 1994 das institutio- 
nelle Rückgrat dieser Regulierung des Welthandels, die marktliberale Grund- 
sätze international verallgemeinerte. Die immer weitergehenden Liberalisie- 
rungsforderungen der Zentren führten allerdings zunehmend zu Konflikten. 
Insbesondere sogenannte behind the border issues, die wirtschaftliche Regulie- 
rung innerhalb nationaler Grenzen, wie insbesondere Wettbewerbspolitiken, 
Regeln für das öffentliche Beschaffungswesen, Investitionsvorschriften oder 
der Schutz geistiger Eigentumsrechte sind in wachsendem Maße umstritten 
(Scherrer 2015). Die markliberale Ausrichtung dieser Regelungen ermöglichen 
es TNK, ihre Wachstumsstrategien auszuweiten. Aus Sicht vieler (semi-)pe- 
ripherer Ökonomien sind diese Behind-the-border-Themen hingegen wichtige 
Regulierungsstrategien, um die inländische Wertschöpfung zu unterstützen, 
Ressourcen zu mobilisieren, Investitionen zu steuern und wirtschaftspoliti- 
sche Ziele zu verfolgen. 

Auch wenn in internationalen Foren rhetorisch an den Zielen der NIEO 
festgehalten wurde, weitete sich der markliberale Regulierungsmodus seit 
den 1970er Jahren deutlich aus. Dabei prägte die neoliberale Globalisierungs- 
dynamik die Entwicklungsweisen und Handlungsmöglichkeiten innerhalb 
(semi-)peripherer Gesellschaften stark. Gleichzeitig änderte sich trotz glo- 
bal massiver Steigerungen von Produktivität und Wohlstand kaum etwas 
an der ökonomischen Abhängigkeit des Globalen Südens und auch nicht 
an den teils desaströsen Lebensumständen eines Großteiles der Menschen 
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dort.° Im Gegenteil: Die Globalisierung löste eine Dynamik der kompetitiven, 
marktliberal ausgerichteten Reregulierung aus. Regierungen bemühten sich, 
dem internationalen Kapital möglichst profitable Bedingungen zu bieten, 
was Initiativen für eine gerechtere Gestaltung der Weltwirtschaftsordnung 
schwächte. Allerdings adaptierten nicht alle Ökonomien der (Semi-)Peripherie 
die markliberalen Spielregeln. 


Die chinesische Entwicklungsweise und ihre NIEO-Momente 


Für viele Länder der (Semi-)Peripherie verbesserte sich durch die Expansi- 
on der marktliberalen Globalisierungsdynamik weder die soziale Situation 
innerhalb der Gesellschaft noch die Position im Gefüge der Weltwirtschaft. 
Die Entwicklung der chinesischen Ökonomie gilt hingegen als Paradebeispiel 
einer nachholenden Industrialisierung und einer erfolgreichen Eingliederung 
in den Weltmarkt. Das wirft die Frage auf, wie es China gelang, die mit Blick 
auf postkoloniale Ökonomien häufig zu beobachtende direkte wirtschaftli- 
che Abhängigkeit von den Zentren geringer zu halten und in den globalen 
Wertschöpfungsketten aufzusteigen. Inwieweit können die in China verfolg- 
ten Wirtschaftsstrategien auch Möglichkeiten für andere (semi-)periphere 
Ökonomien aufzeigen? Eine Analyse der chinesischen Entwicklungsweise 
und ihrer Integration in die Weltwirtschaft zeigt, dass dabei ökonomische 
Strategien aus dem Repertoire der NIEO eine wichtige Rolle spielten. Aller- 
dings führten diese keineswegs zu einer gerechteren Ausrichtung von Chinas 
Entwicklungsweise. 

Die Entstehung der chinesischen Entwicklungsweise ist eindeutig in die 
Globalisierungsdynamik und die expansive marktliberale Weltwirtschaftsord- 
nung eingebettet. Im Zuge der Reorganisation der globalen Produktionsbe- 
ziehungen verlagerten seit den 1980er Jahren zunächst Unternehmen aus der 
Region, später zunehmend auch TNK arbeitsintensive Produktion nach China. 
Das Land avancierte so zu einem der global wichtigsten Ziele für ausländische 
Direktinvestitionen (ADI) (UNCTAD 2022). Im Kontext der marktwirtschaft- 
lichen Reformprozesse seit Ende der 1970er Jahre begleitete der chinesische 
Staat diese Entwicklung der chinesischen Ökonomie zur Werkbank der Welt 


6 Eine viel diskutierte Ausnahme stellen die Asian newly industrialized countries dar (siehe 
Veit in diesem Band). 
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mit einer aktiven Industriepolitik. So konnten etwa ADI lange Zeit ausschließ- 
lich in Joint Ventures getätigt werden. Ausländische Mehrheitsbeteiligungen 
waren nicht möglich und strategisch wichtige Sektoren blieben ausländischen 
Investitionen ganz verschlossen. Der Aufbau von Produktionsstandorten 
und die Ansiedlung von Know-how wurden zur Forcierung einer exportori- 
entierten Industrialisierungs- und Wachstumsstrategie genutzt (ten Brink 
2013: 187-192. Innerhalb der chinesischen Staatsapparate setzte sich dabei 
die Strategie durch, eine durchgehende Öffnung für ausländisches Kapital 
ebenso abzulehnen wie eine plötzliche Einführung marktliberaler Spielregeln. 
Befürwortet wurde demgegenüber ein Prozess der graduellen Einführung von 
Marktmechanismen bei gleichzeitiger Beibehaltung weitreichender staatli- 
cher Planungs- und Steuerungsinstrumente (ten Brink 2013; Naughton 2007; 
Weber 2021). Allerdings kann die Herausbildung der chinesischen Entwick- 
lungsweise nicht als kohärent geplantes Modell verstanden werden. Vielmehr 
handelt es sich um einen Suchprozess mit zum Teil widersprüchlichen oder 
räumlich voneinander abweichenden Ansätzen (Dirlik 2012). 

Die Ausrichtung und Rejustierung der ökonomischen Entwicklung Chi- 
nas erfolgt nach Fünfjahresplänen, die zunächst von ihrer Orientierung auf 
staatlich geförderte Investitionen in Industrie- und Infrastrukturprojekte 
geprägt waren. Der Staat förderte hierzu aktiv die Entwicklung einer Ar- 
beiter:innenklasse und eines Niedriglohnregimes (Cho 2005: 123-135; Fuchs 
2015b; Wemheuer 2019: 216-217). Die staatlichen oder kollektiv verwalteten 
Betriebe wurden einer tiefgreifenden Umstrukturierung, Rationalisierung 
und (teils informellen) Privatisierung unterzogen. In einigen strategisch zen- 
tralen Sektoren verblieben Unternehmen zwar in Staatseigentum, doch die 
Management- und Kontrollstrukturen wurden etwa über Börsennotierungen 
stark verändert. Diese Prozesse mündeten in einer massiven Umwälzung 
der Klassen- und Produktionsverhältnisse. Trotz heterogener Unterneh- 
mensformen geht heute ein Großteil des Bruttoinlandsprodukts (BIP) sowie 
der Beschäftigung in China auf Privatunternehmen zurück (ten Brink 2013: 
193-215; Fuchs 2015b; Wemheuer 2019: 208-240). 

Zudem wurde schrittweise eine differenzierte Industriestruktur ent- 
wickelt, die von arbeitsintensiver Industrie über Kapitalgüter, Autos und 
Elektronik bis hin zu einem Hochtechnologiesektor reicht (Schmalz 2019b). 
Neben dem systematischen Aufbau von Infrastruktur wurde durch die Ansied- 
lung von Industrie mit einem wachsenden Maß an Wertschöpfung und die 
Förderung global wettbewerbsfähiger Unternehmen - etwa im Hochtechno- 
logiesektor - ein Aufstieg in den globalen Wertschöpfungsketten erreicht. Es 
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fällt auf, dass China die staatliche Regulierung der ADI im Kontrast zu vielen 
(semi-)peripheren Ökonomien industriepolitisch nutzen konnte und wichtige 
Sektoren überwiegend durch nationales Kapital dominiert blieben, um eine 
Kontrolle ökonomischer Schlüsselbereiche durch ausländisches Kapital zu 
vermeiden (Nölke et al. 2015: 546-556). 

Auch das stark regulierte und von den globalen Finanzmärkten weitgehend 
abgeschirmte Finanzsystem sowie die Währungspolitik Chinas waren auf eine 
Unterstützung der entwicklungs- und industriepolitischen Ziele ausgerichtet. 
Das Finanzsystem prägten zunächst staatliche Banken. Staatsapparate legten 
nach wirtschaftspolitischen Zielen Faktoren wie Zinshöhe, Kredit- oder Inves- 
titionsquoten fest (Walter/Howie 2011). Eine besondere Bedeutung hatte die 
Regulierung des internationalen Kapitalverkehrs. Internationale Portfolioin- 
vestitionen in den sich seit den 1990er Jahren langsam entwickelnden Kapital- 
markt wurden zunächst weitgehend unterbunden. Auch ADI blieben weiter- 
hin reguliert (Herr 2008: 31). Die chinesische Währung, der Renminbi, konn- 
te bis nach der 2008 ausgebrochenen globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 
vor allem über staatliche Tauschzentren gewechselt werden. Der Wechselkurs 
orientierte sich zunächst am US-Dollar und galt seit Mitte der 1990er Jahre 
als unterbewertet, was in China produzierte Waren global wettbewerbsfähiger 
machte. 2005 begann der Renminbi nach internationalem Druck jedoch lang- 
sam aufzuwerten (Herr 2008: 29-30). Die chinesische Ökonomie entwickel- 
te einen anhaltenden Leistungsbilanzüberschuss, vor allem mit der US-Öko- 
nomie. Gepaart mit den Kapitalverkehrskontrollen mündete dieser in der Er- 
wirtschaftung wachsender Devisenreserven (He 2015; Herr 2008. Diese Reser- 
ven investierte die chinesische Zentralbank, die Peoples Bank of China (PBoC), 
überwiegend in US-amerikanische Staatsanleihen. Dadurch entwickelte sich 
China zu einem der Hauptgläubiger der USA (USDT 2018). Die Ausrichtung 
der Finanzpolitik verhinderte so eine internationale Verschuldung. Der Druck, 
sich an den Erwartungen des internationalen Finanzkapitals zu orientieren, 
wurde dadurch ebenso reduziert wie das Risiko von Finanzkrisen. 

Die Regulierung der Finanzbeziehungen unterstützte zudem die Strate- 
gie einer asymmetrischen Integration Chinas in den Weltmarkt: Heimische 
Märkte und zentrale Sektoren wurden zunächst vor internationaler Konkur- 
renz geschützt, aufgebaut und dann schrittweise und kontrolliert internatio- 
nalisiert (Naughton 2007: 181-399). Diese Internationalisierungsstrategie war 
bewusst auf eine Vermeidung von Leistungsbilanzdefiziten und internationa- 
ler Verschuldung ausgerichtet (Herr 2008: 28). In der Folge wuchsen die chine- 
sischen Exporte seit Mitte der 1980er Jahre im zweistelligen Bereich (The Glo- 
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bal Economy o.J.) - wovon allerdings ein erheblicher Anteil auf ausländische 
Unternehmen entfiel. Der Beitritt Chinas zur WTO 2001 verstärkte die Export- 
ausrichtung des Landes und zog weitere Direktinvestitionen an (Schmalz 2011: 
109). Seit 1999 wurde zudem mit der sogenannten Going-Out-Strategie ein En- 
gagement chinesischer Unternehmen im Ausland forciert, ebenso eine zuneh- 
mende internationale Investitionstätigkeit und Kreditvergabe. Bis zum Aus- 
bruch der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 hatte diese vor allem 
(semi-)periphere Ökonomien im Blick (AEI o.J.; Schmalz 2019a: 24). Chinas 
wachsende Auslandsinvestitionen richteten sich insbesondere auf den Infra- 
struktursektor sowie die Absicherung von Ressourcenzuflüssen (Schmalz 2011: 
111). Die jährlichen Aufwendungen in den Bereichen Entwicklungszusammen- 
arbeit und Hilfszahlungen lagen 2006 nur noch knapp unter den entsprechen- 
den Zahlungen der USA (AidData 2017). 

Die chinesische Entwicklungsweise verlief allerdings keineswegs wider- 
spruchs- und krisenfrei. In ökologischer Hinsicht ist sie mit einer anhaltenden 
Krise der Naturverhältnisse verbunden. Die fossilistisch ausgerichtete Indus- 
trialisierungsstrategie hat trotz der in den vergangenen Jahren zunehmenden 
Bemühungen um Umweltschutz zu massiven Umweltschäden geführt, etwa 
zur Verseuchung von Böden oder zu Luft- und Wasserverschmutzung. Diese 
haben nicht zuletzt schwere gesundheitliche Folgen - vor allem für die ärme- 
re Bevölkerung (Sternfeld 2015). Als Folge der Wachstumsstrategie entstanden 
zudem makroökonomische Krisendynamiken - etwa Tendenzen von Überin- 
vestitionen und Überproduktion. Die wachsende Verschuldung (halb-)staatli- 
cher und privatwirtschaftlicher Unternehmen sowie die Entstehung spekula- 
tiver Blasen und kleinerer Finanzkrisen stellten ein zusätzliches Problem dar. 
Schließlich erhöhte die starke Exportorientierung die Abhängigkeit der chi- 
nesischen Wirtschaft von der weltwirtschaftlichen Entwicklung sowie von den 
Außenwirtschaftspolitiken anderer Ökonomien deutlich - wie sich in der glo- 
balen Finanz- und Wirtschaftskrise zeigte (Simon 2018). 

Trotz alledem durchlief die chinesische Ökonomie insgesamt vergleichs- 
weise erfolgreich einen Prozess der nachholenden Industrialisierung, des 
technologischen Upgradings, der Diversifizierung von Exporten sowie des 
Aufstiegs in den globalen Wertschöpfungsketten. China entwickelte sich 
innerhalb kurzer Zeit zu einem der dynamischsten Standorte des globalen 
Kapitalismus. Die marktliberale Globalisierung bildete zwar eine wichti- 
ge Grundlage für Chinas Wirtschaftsstrategie und seinen ökonomischen 
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(Wieder-)Aufstieg.” Auch geriet die chinesische Ökonomie in eine wach- 
sende Abhängigkeit von globalen Märkten. Dennoch erfolgte mit Blick auf 
die chinesische Ökonomie keine ungebrochene hegemoniale Expansion des 
marktliberalen Regulierungsmodus: Zwar lässt sich eine teilweise Verallge- 
meinerung der Spielregeln des marktliberalen Regimes beobachten. Dem 
chinesischen Staat gelang es jedoch, wesentliche Merkmale der Entwick- 
lungsweise zu reproduzieren und sich zumindest partiell den Mechanismen 
eines »neuen Konstitutionalismus« (Gill 2003: 132) zu entziehen - einer auf 
globaler Ebene quasi mit Verfassungsrang verankerten und kaum rückgängig 
zu machenden vertraglichen Verpflichtung zur Umsetzung marktliberaler 
Wirtschaftspolitik. 

Von zentraler Bedeutung waren dafür ökonomische Strategien aus dem 
Repertoire der Debatten um eine NIEO: Auch diese betonte eine Regulierung 
von TNK und geistigen Eigentumsrechten entlang von wirtschaftspolitischen 
Zielsetzungen innerhalb (semi-)peripherer Okonomien oder die Nutzung 
technologischen Know-hows für die eigenen Industrialisierungsbemühun- 
gen. Der chinesische Staat verfolgte diese Strategien ebenso wie die ebenfalls 
in der NIEO diskutierte Abkehr von der arbeitsintensiven Exportprodukti- 
on und den Aufstieg in internationalen Wertschöpfungsketten. Zudem war 
für China auch die in den NIEO-Strategien hervorgehobene Vermeidung 
von Verschuldung im Ausland zentral. Hinzu kamen die Aufrechterhaltung 
von Kapitalverkehrskontrollen sowie die chinesische Währungspolitik. Dies 
schützte die chinesische Ökonomie vor der für (semi-)periphere Okonomien 
häufig destruktiven Dynamik aus Verschuldung in Fremdwährung, plötzlich 
starkem Zu- oder Abfluss ausländischen Kapitals und damit verbundenen 
Notwendigkeit einer beständigen Wechselkursstabilisierung beziehungs- 
weise der Gefahr von Währungskrisen (Herr 2008: 31). Dass ein solcher 
wirtschaftspolitischer Ansatz überhaupt möglich war, lag allerdings auch an 
der postsozialistischen Ausgangssituation bei Entstehung der chinesischen 
Entwicklungsweise. So war etwa die Wirtschaft zunächst der öffentlichen 


7 Es gerät häufig in Vergessenheit, dass das chinesische Kaiserreich bis zum Einfall euro- 
päischer Kolonisatoren eine vor allem regional hervorgehobene Bedeutung hatte und 
sich selbst als Zentrum verstand. Auch Diskurse des chinesischen Parteistaates ver- 
weisen auf das Moment einer Renaissance Chinas, wie Xi Jinpings Verweise auf das 
Wiederaufleben der chinesischen Nation auf dem 19. Parteitag 2017 verdeutlichten (Xi 
2017). 
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Verwaltung unterstellt und staatliche Apparate hatten einen hohen wirt- 
schaftspolitischen Handlungsspielraum (Milanović 2020: 135-137). Wichtig 
war auch, dass keine geopolitische Abhängigkeit gegenüber den USA bestand, 
wie bei Südkorea oder Taiwan. Damit fehlten dem Kernland wichtige Macht- 
instrumente, mit denen es die chinesische Ökonomie zu einer Anpassung an 
die Weltwirtschaftsordnung hätte bewegen können. Der chinesische Staat 
konnte so in dem graduellen Reformprozess eine stärker koordinierende 
Rolle aufrechterhalten, als es etwa in den Industrialisierungsprozessen in 
ostasiatischen oder lateinamerikanischen Gesellschaften beobachtbar war. 
Die chinesische Entwicklungsweise war dabei in einem höheren Maße von 
endogenen Interessen und Kräfteverhältnissen geprägt. 

Das beinhaltete allerdings auch eine krasse Unterordnung der Interes- 
sen von Lohnarbeitenden unter den Wachstumsimperativ der chinesischen 
Ökonomie. Die privatwirtschaftliche Dynamik war begleitet von desaströsen 
Arbeitsbedingungen, einer massiven Disziplinierung der Arbeitskräfte und 
teilweise despotischen Fabrikregimen. Dies führte wiederholt zu Massenpro- 
testen (Fuchs 2015a; Pun/Lee et al. 2010). Gerade das Niedriglohnregime und 
die Unterbindung von Interessenvertretungen von Lohnarbeitenden waren 
dabei zentrale Bestandteile der Entwicklungsweise Chinas, aber auch ihrer in- 
ternationalen Konkurrenzfähigkeit. Die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse 
spiegelten sich auch in einer rasanten Zunahme der innergesellschaftlichen 
Ungleichheit wider (Milanovié 2021; Yang et al. 2019). Auch wenn deutliche 
Erfolge in der Armutsbekämpfung erreicht werden konnten, insbesondere 
hinsichtlich der absoluten Armut — wie es auch der Parteidiskurs über einen 
Sieg über die Armut reflektiert (Xi 2017) - lebt nach wie vor ein großer Anteil 
insbesondere der ländlichen Bevölkerung in Armut (Kühner 2022; Lugo et 
al. 2022). Daten über Mangelernährung und Krankheiten bei Kindern auf 
dem Land sind etwa Indizien dafür, dass Unterversorgung nach wie vor ein 
zentrales Problem ist (Kühner 2022: 105).° Gemessen an der von der Welt- 
bank für Länder wie China empfohlenen Armutsgrenze eines Einkommens 
von 5,50 US-Dollar pro Tag lag die Zahl der Armen in China 2019 bei knapp 
einem Viertel der Bevölkerung (Ihe Global Economy 2019). Demgegenüber 
führte die marktwirtschaftliche Entwicklungsdynamik zur Entstehung einer 
Klasse von Kader-Kapitalist:innen (Overbeek 2016). Bei dieser verbindet sich 
eine enge Verquickung des Zugangs zu politischer und ökonomischer Macht 
durch Parteiposten und -mitgliedschaft mit einem starken Anstieg der Anzahl 


8 Insgesamt sind die Daten über Armutsentwicklung in China äußerst unzuverlässig. 
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an Millionär:innen. China belegt mittlerweile den zweiten Platz (nach den 
USA) in der Rangliste der Gesellschaften mit den meisten Millionär:innen 
(Shorrocks et al. 2022: 130). Die chinesische Entwicklungsweise mündete 
also in einer deutlichen Zunahme der ökonomischen Ungleichheit im Land. 
Diejenigen, die an einer gerechteren Ausrichtung dieser Entwicklungswei- 
se interessiert waren, verfügten nicht über ausreichend Macht, um diese 
innergesellschaftlich durchzusetzen. 


Chinas Bedeutungsgewinn in der Weltwirtschaftsordnung - 
Chance für eine NIEO”? 


Mit dem Ausbruch der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 verschob 
sich die Integrationsweise Chinas in die globale Ökonomie. Als Reaktion 
auf die Verwerfungen in dieser Krise, die zeitweilig erschütterte Hegemonie 
der Weltwirtschaftsordnung, aber auch auf Krisentendenzen innerhalb der 
chinesischen Entwicklungsweise bemühte sich der chinesische Staat um eine 
Reform der globalen Wirtschaftsbeziehungen. Der folgende Abschnitt nimmt 
diese Strategien in den Blick und diskutiert, inwieweit sie Potenziale für eine 
größere Autonomie der Entwicklungsweisen der (Semi-)Peripherie bieten. 
Der chinesische Staat fokussierte für seine Bemühungen um eine Verände- 
rung der Weltwirtschaftsordnung im Nachgang der globalen Krise zwei Felder: 
die globalen Finanzbeziehungen sowie die Strukturen der global economic gover- 
nance. Im Bündnis mit anderen (semi-)peripheren Ökonomien, vor allem im 
Verbund der BRICS-Staaten, setzte sich der chinesische Staat für eine Reform 
der globalen Finanz- und Währungsbeziehungen ein. Diese sollten sich fortan 
stärker an den Interessen des Globalen Südens orientieren. Im Zentrum stand 
dabei zum einen die Hinwendung zu einem stärker multipolaren und weni- 
ger auf den US-Dollar fokussierten Währungssystem und zum anderen eine 
Regulierung globaler Kapitalströme. Diese sollten die Stabilität der globalen 
Finanzbeziehungen erhöhen (Zhou 2009). Vertreter:innen des Zentrums blo- 
ckierten diese Reformbestrebungen jedoch in internationalen Organisationen 
wie dem IWF und in informellen Zusammenschlüssen wie der Gruppe der 20 
(G20) oder den G7-Staaten (Chin 2014). Der chinesische Staat wechselte dar- 
aufhin seine Strategie und bemüht sich seitdem, die Abhängigkeit der chinesi- 
schen Ökonomie vom US-Dollar zu reduzieren. Dazu trieb er die Internationa- 
lisierung des Renminbis sowie des chinesischen Finanzplatzes voran und för- 
derte vor allem Handel und Investment in Eigenwährung (McNally/Gruin 2017; 
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Petry 2021; Simon 2022). Dabei wählte der chinesische Staat eine einzigartige 
Strategie: Diese forcierte die Internationalisierung des Renminbis, ohne die 
Kapitalverkehrskontrollen oder die Regulierung der Währung und ihres Au- 
ßenwerts aufzugeben (He 2015). Dennoch gelang es China, dass der Renmin- 
bi 2016 in den Währungskorb des IWF aufgenommen wurde - das war zuvor 
keiner semi-peripheren Ökonomie gelungen (IMF 2016a). Infolge dieser Inter- 
nationalisierungsstrategie findet heute ein wachsender Teil des Handels zwi- 
schen China und anderen (semi-)peripheren Ökonomien unter Umgehung des 
US-Dollars statt. Im regionalen Handel zwischen China und Hongkong ist der 
Renminbi mittlerweile die am häufigsten genutzte Währung (SWIFT 2019: 10). 
Das erhöhte zwar den Handlungsspielraum Chinas und seiner Handelspart- 
ner:innen, global spielt der Renminbi allerdings im Vergleich zum US-Dollar 
oder zum Euro nach wie vor eine deutlich nachgeordnete Rolle. 

Das zweite Feld, auf dem sich der chinesische Staat deutlich um eine Re- 
form der globalen Wirtschaftsbeziehungen bemühte, sind die internationalen 
Organisationen. Chinesische Vertreter:innen intensivierten ihr Engagement 
in verschiedenen Institutionen, etwa in IWF und WTO oder bei den G20 seit 
2008 erheblich. Sie unterstützen auch deren Maßnahmen zur Eindammung 
der Krise. Gleichzeitig forcierte China Reformen, die stärker die Interessen 
der (Semi-)Peripherie berücksichtigen sollten. Im IWF weitete der chinesi- 
sche Staat beispielsweise deutlich über seine Verpflichtungen hinaus seine 
finanzielle Unterstützung aus. Im Bündnis mit Vertreter:innen anderer semi- 
peripherer Ökonomien setzte er sich für eine Veränderung in der Verteilung 
der Stimmrechte ein (Simon 2022: 395-396). Eine 2011 beschlossene Stimm- 
rechtsreform im IWF hatte der US-Kongress lange Zeit blockiert. Nach Ende 
dieser Blockade entfielen im IWF aufChina rund 6 Prozent und aufdie BRICS- 
Staaten insgesamt 14,5 Prozent der Stimmanteile (IMF 2016b). Das verschob 
Machtverhältnisse innerhalb des IWF zwar nicht grundlegend, erleichterte 
aber die Formierung eines Vetoblocks semiperipherer Ökonomien. Zudem 
erreichte der chinesische Staat im Bündnis mit den Regierungen anderer 
semiperipherer Ökonomien auch kleinere wirtschaftspolitische Reformen 
innerhalb des IWF, etwa hinsichtlich der Legitimität einer an makroökonomi- 
schen Zielen orientierten Geldpolitik, und brachte den IWF auch dazu, unter 
bestimmten Bedingungen Kapitalverkehrskontrollen zu akzeptieren (IMF 
2012). 

Neben diesen Reformversuchen in bestehenden internationalen Organi- 
sationen intensivierte der chinesische Staat zudem seine Strategie der Süd- 
Süd-Kooperation und leitete die Gründung neuer internationaler Institutio- 
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nen ein. So forcierte er etwa die Institutionalisierung des BRIC-Forums und 
die Gründung der New Development Bank (NDB) (BRIC 2009; BRICS 2012). 
Besondere Beachtung fand die Gründung der Asian Infrastructure Investment 
Bank (AIIB) 2016, in der auch europäische und angelsächsische Staaten Mit- 
glied sind. Die AIIB ist eine multilaterale Entwicklungsbank, die sich auf die 
Unterstützung von Infrastrukturprojekten und die Förderung von Finanzko- 
operationen in (Eur-)Asien konzentriert. Während es um die BRICS-Institu- 
tionen im Laufe der vergangenen Jahre ruhiger wurde, verdoppelte sich die An- 
zahl der (künftigen) AIIB-Mitglieder bis 2022 nahezu auf105. Die Bank weitete 
ihr Portfolio sowie die Anzahl ihrer Projekte deutlich aus (AIIB 2021:4, 2022). In 
den USA wurde insbesondere die Gründung der AIIB als Angriff auf die Bret- 
ton-Woods-Institutionen gewertet. Dennoch gelang es China mit ihrer Eta- 
blierung, das Interesse an Infrastrukturinvestment und dessen kreditbasier- 
ter Finanzierung multilateral zu institutionalisieren und für die (Semi-)Peri- 
pherie den Zugang zu Infrastrukturfinanzierung außerhalb der vom Kernland 
dominierten Institutionen deutlich auszuweiten. 

Neben den Versuchen des chinesischen Staates, Spielregeln und Struktu- 
ren aufinternationalem Terrain zu verschieben, veränderte sich im Nachgang 
der Krise auch die internationale ökonomische Integration Chinas. Zum einen 
bemühte sich der chinesische Staat auf dem Feld der Industrie- und Export- 
strategie, das Verhältnis zwischen Binnenwirtschaft und Exportsektor zu re- 
justieren. Dabei wird vor allem ein stärkerer Fokus aufden Ausbau des Binnen- 
markts deutlich. Dies wird auch unter dem Schlagwort dual circulation strategy 
diskutiert (China Power Project 2021). China entwickelte sich in der Folge zu 
einem der global wichtigsten Binnenmärkte, behielt aber zugleich seine Rol- 
le als global exportstärkste Ökonomie (Ihe Global Economy 2021). Gleichzeitig 
wurde ein industrielles und technologisches Upgrading gefördert. Mit der Ma- 
de-in-China-2025-Strategie (siehe Fuchs in diesem Band) zielte der chinesische 
Staat etwa auf den Aufbau eines international konkurrenzfähigen privatwirt- 
schaftlichen Hochtechnologiesektors (Wübbeke et al. 2016). Insgesamt stiegen 
chinesische Unternehmen in den globalen Wertschöpfungsketten weiter auf. 
In bestimmten Feldern entstanden chinesische Global Player, die eine wach- 
sende Konkurrenz für US-amerikanische und europäische Konzerne darstel- 
len - auch wenn sie deren Führungsposition bislang nicht anfechten können 
(Schmalz 2019b). 

Zum anderen gewann die chinesische Ökonomie im Feld der interna- 
tionalen Kreditvergabe und Investitionen an Bedeutung. Im Nachgang der 
globalen Krise förderte der chinesische Staat die Diversifizierung chine- 
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sischer Außeninvestments. Hierfür richtete er Ausnahmen von den Ka- 
pitalverkehrskontrollen ein, die jedoch eine Fortführung der Regulierung 
des Kapitalverkehrs ermöglichten - indem etwa Kanäle für den internatio- 
nalen Kapitalverkehr in Krisenfällen geschlossen werden konnten (Prasad 
2016: 14-26; Zenglein/Karnfelt 2019). Chinas Investitionspolitik fokussierte 
vor allem den Marktzugang für chinesische Exporte, die Auslagerung von 
Überkapazitäten, technologisches Upgrading sowie die Absicherung des Res- 
sourcenzugangs. Die von China vergebenen ADI stiegen bis 2016 auf über 
12 Prozent des global vergebenen Gesamtvolumens (UNCTAD 2022). Neben 
dem ressourcen- und infrastrukturorientierten Investment in Afrika und 
Lateinamerika sowie den Energielieferanten Australien oder Kanada gewan- 
nen im Nachgang der globalen Krise nun auch Hightech-Unternehmen in 
der EU und in den USA an Bedeutung (China Power Project o.J.; Schmalz 
20192). Chinesische Staatsapparate unterstützen dieses Außeninvestment 
durch gezielte Investitionsdiplomatie. Zudem verfolgte der chinesische Staat 
mit der 2013 gestarteten, auch als Neue Seidenstraße bekannten »Belt and 
Road Initiative« (BRI) eine Koordinierung von Investitionsinitiativen. Die 
BRI bündelt Kooperationsprojekte, Kreditvergabe und Investitionen zum 
Aufbau von Infrastruktur-, Handels- und Produktionsnetzwerken in Asien, 
Afrika und Europa. Sie trägt dabei auch dazu bei, Chinas Zugang zu Han- 
delsrouten zu erweitern und neue Anlagesphären für chinesisches Kapital 
zu erschließen (Hoering 2019). In Verbindung mit einem wachsenden In- 
vestment in Infrastruktur entwickelte sich der chinesische Staat zudem zu 
einem der weltweit wichtigsten öffentlichen Geber von Hilfszahlungen und 
bilateralen Krediten. China überholte sogar die USA als wichtigster offent- 
licher Kreditgeber und löste für einige Länder in Asien, Lateinamerika und 
Afrika auch die Bretton-Woods-Institutionen als größte Geldgeber ab (Stutz/ 
Kaiser 2019: 3-6). Die wachsende Bedeutung der chinesischen Ökonomie 
als Investorin und Kreditgeberin spiegelt allerdings nicht nur einen zuneh- 
menden ökonomischen Handlungsspielraum Chinas wider, sondern mit 
Blick auf die (semi-)peripheren Empfängerökonomien auch die Entstehung 
neuer Abhängigkeitsverhältnisse. Chinas Wirtschaftsinteressen, etwa der 
Rohstoff-Extraktivismus, der Zugriff auf billige Arbeitskräfte und wichtige 
Infrastrukturen oder die Schaffung profitabler Verwertungsmöglichkeiten für 
chinesisches Kapital inklusive der damit insgesamt verbundenen Auslagerung 
von Naturzerstörung, schreiben sich - nicht anders als bei Investitionspro- 
jekten des Globalen Nordens -in die Zielorte chinesischen Investments 
ein. Dies führt zu Verwerfungen, neuen Widersprüchen und Konflikten mit 
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und innerhalb der Empfängerstaaten (siehe exemplarisch Calabrese et al. 
2021, Shieh et al. 2021; Gu et al. 2016). Vor dem Hintergrund einer Krise der 
chinesischen Finanzmärkte, schrumpfender finanzieller Kapazitäten, einer 
zunehmenden Politisierung sowie wachsender Konflikte um internationale 
Investments chinesischer Akteur:innen verlor die Entwicklung der chinesi- 
schen Kapitalexporte zwischen 2016 und 2020 allerdings an Dynamik. Vor 
allem die US-Regierungen gingen aufgrund der wachsenden Konkurrenz im 
Hightechsektor massiv gegen chinesische Investitionen vor. Auch die EU und 
einige ihrer Mitgliedsstaaten verschärften die Regulierung zufließender ADI 
(Schmalz et al. 2022: 440-448). Seit 2020 ist allerdings eine Stabilisierung der 
chinesischen Außeninvestments zu beobachten. Die chinesische Ökonomie 
belegt nach den USA erneut Platz zwei bei den jährlich global vergebenen ADI 
(UNCTAD o0.].). 

Insgesamt setzte mit dem Ausbruch der globalen Finanz und Wirtschafts- 
krise 2008 eine neue Phase in der Globalisierungsdynamik der chinesischen 
Ökonomie ein. Diese mündete in einer Intensivierung von Chinas Integration 
in die Weltwirtschaft, wobei das Land weiter an ökonomischem Gewicht 
gewann - 2020 entfielen knapp 20 Prozent des globalen BIP auf die chine- 
sische Ökonomie. Die chinesische Globalisierungsstrategie veränderte dabei 
transnationale Konkurrenzbeziehungen zunehmend auch in Bereichen, die 
traditionell die USA oder Europa dominierten. Allerdings befindet sich die 
chinesische Ökonomie gegenüber den Zentren weiterhin in einer deutlich 
abhängigeren Position. Trotz der fortschreitenden Internationalisierung 
wurde sie dabei nur partiell an die marktliberal ausgerichteten Spielregeln der 
Weltwirtschaftsordnung angepasst - dem Kernland gelang einer Verallge- 
meinerung seiner Interessen damit nur eingeschränkt. Der chinesische Staat 
hielt demgegenüber an wichtigen Orientierungspunkten seiner Wirtschafts- 
politik fest, wie etwa die fortdauernde Regulierung des Kapitalverkehrs oder 
ein Blick auf die chinesische Industriepolitik deutlich machen. Neben der 
Absicherung der Kapitalakkumulation und Konkurrenzfähigkeit chinesischer 
Unternehmen war dabei das Ziel einer stärkeren Unabhängigkeit von den 
ökonomischen Dynamiken und Strukturen der Zentren deutlich erkennbar. 
Dies kann - wie schon mit Blick auf die Phase bis 2008 - analog zu den 
Zielsetzungen (semi-)peripherer Ökonomien im Zuge der NIEO verstanden 
werden, ihre ökonomische Abhängigkeit vom Globalen Norden zu reduzieren. 
Die Versuche des chinesischen Staates, als Reaktion auf die globale Krise 
die Weltwirtschaftsbeziehungen grundlegender zu reformieren und die Fi- 
nanzordnung sowie die Machtverhältnisse in internationalen Organisationen 


Jenny Simon: Chinas Entwicklungsweise und Bedeutungsgewinn 


stärker an in der chinesischen Ökonomie und anderen (semi-)peripheren 
Staaten verankerten Interessen auszurichten, verhinderten allerdings die 
Regierungen der Zentren - die bestehenden (Macht-)Strukturen der globalen 
Ökonomie setzten diesen Reformversuchen deutliche Schranken. 

Für andere (semi-)periphere Ökonomien war der wirtschaftliche Bedeu- 
tungsgewinn Chinas mit einer ambivalenten Verschiebung des weltwirt- 
schaftlichen Terrains verbunden: Zum einen erweiterte Chinas Integration 
in die globale Ökonomie partiell den wirtschaftspolitischen Handlungsspiel- 
raum der (Semi-)Peripherie - zumindest in bestimmten Handlungsfeldern. 
Vor allem die Intensivierung der Süd-Süd-Kooperation, Bündnisse zur Durch- 
setzung von Verschiebungen in den Strukturen der global economic governance 
sowie eine Reduktion der Abhängigkeit (semi-)peripherer Ökonomien von 
den Ländern des Globalen Nordens durch Chinas Kapitalexport wären grund- 
sätzlich Entwicklungen, die den Handlungsspielraum des Globalen Südens 
erweitern, Abhängigkeiten von den Zentren reduzieren und die Durchsetzung 
einer NIEO? unterstützen könnten. Zum anderen ist aber Chinas weltwirt- 
schaftliche Integration gleichzeitig mit der Entstehung neuer Abhängigkeiten 
zwischen chinesischen Unternehmen (oder breiter gefasst: der chinesischen 
Ökonomie) und anderen (semi-)peripheren Gesellschaften verbunden. Die- 
se liegen bislang zwar deutlich unter dem Niveau der weltwirtschaftlichen 
Abhängigkeitsverhältnisse, die der Globale Norden dominiert, stehen aber 
der Zielsetzung einer stärker egalitären Organisation der Weltwirtschaft klar 
entgegen. 


Auf dem Weg in eine gerechtere Wirtschaftsweise? 


Der vorliegende Beitrag ist der Frage nachgegangen, inwiefern die chinesi- 
sche Entwicklungsweise und die darin verfolgten Strategien auch für andere 
(semi-)periphere Ökonomien Chancen für eine autonomere ökonomische 
Position bieten. Er fragte, ob Chinas internationaler Bedeutungsgewinn die 
Grundlagen für eine stärker egalitäre Gestaltung der Weltwirtschaftsbe- 
ziehungen im Sinne einer NIEO? stärken kann. Hierfür, so das einleitende 
Argument, ist es hilfreich, die Gestalt der Weltwirtschaft sowie die Mög- 
lichkeiten ihrer Veränderung als Frage von Machtverhältnissen und Aus- 
einandersetzungen zwischen sozialen Kräften um eine Verallgemeinerung 
ihrer Interessen zu denken. Eine solche Perspektive verdeutlicht, dass die 
vorherrschende Weltwirtschaftsordnung von marktliberal ausgerichteten 
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Interessen geprägt ist. (Semi-)periphere Ökonomien werden in der Regel 
über eine Verallgemeinerung dieser Spielregeln in die Weltwirtschaft inte- 
griert, und zwar in einer abhängigen Position. Diese Dynamik wurde etwa 
mit Blick auf lateinamerikanische oder afrikanische Ökonomien vielfach be- 
obachtet. Im Kontrast dazu gelang es, innerhalb der chinesischen Ökonomie 
einen Prozess einer nachholenden Industrialisierung, der Diversifizierung 
der Exportpalette und des technologischen Upgradings zu forcieren und 
in den globalen Wertschöpfungsketten aufzusteigen. China konnte sich in 
einer Weise in die Weltwirtschaft integrieren, die weniger stark von direkter 
Abhängigkeit vom »Locke’schen Kernland« gekennzeichnet ist. Dies gelang, 
so die Argumentation, zumindest in Teilen durch einen Rückgriff auf Wirt- 
schaftsstrategien und Regulierungsformen aus dem Repertoire der Debatten 
um die NIEO in den 1970er Jahren - wenngleich auch die marktliberale Glo- 
balisierung eine wichtige Grundlage für Chinas Wirtschaftsstrategie war. 
Beispiele hierfür sind die in der NIEO-Debatte betonte Regulierung von TNK 
entlang eigener wirtschaftspolitischer Zielsetzungen, eine aktive staatliche 
Industriepolitik und insbesondere eine Finanzpolitik, die über die Aufrecht- 
erhaltung von Kapitalverkehrskontrollen die chinesische Ökonomie vor einer 
Dynamik von Währungskrisen schützte, die für (semi-)periphere Ökonomien 
häufig destruktiv ist. Diese Strategien erhöhten zweifelsohne Chinas öko- 
nomische Autonomie. Sie reduzierten Dynamiken einer Peripherisierung 
und können grundsätzlich auch für andere (semi-)periphere Ökonomien 
Potenziale bieten. Auf internationalem Terrain scheiterten allerdings die Be- 
mühungen des chinesischen Staates, im Nachgang der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise ab 2008 eine grundlegendere Reform der Weltwirtschafts- 
ordnung zu erreichen, an den vorherrschenden Kräfteverhältnissen. Die neu 
entstehenden Abhängigkeitsverhältnisse zwischen China und anderen (se- 
mi-)peripheren Ökonomien verweisen zudem ebenso wie die Ausbeutung und 
Armut innerhalb der chinesischen Gesellschaft sowie die mit der chinesische 
Entwicklungsweise einhergehenden zerstörerischen Naturverhältnisse auf 
einen wichtigen Punkt: Im Zentrum der chinesischen Außenwirtschaftspo- 
litik steht nicht eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung, sondern - ganz 
im Sinne kapitalistischer Konkurrenzverhältnisse - die Absicherung profi- 
tabler Bedingungen für chinesische Kapitale. Ebendies zeigt, dass die Frage 
einer Reduktion der Abhängigkeit der (Semi-)Peripherie von den ökonomi- 
schen Zentren des Globalen Nordens ein zu enger Fokus ist, wenn es um die 
Durchsetzung einer (global) gerechteren Wirtschaftsweise geht. Um eine ge- 
rechtere Wirtschaftsweise zu erreichen, müssen Eigentums-, Ausbeutungs- 
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und Machtverhältnisse sowie transnationale Klassenverhältnisse mitgedacht 
und verändert werden, die quer zur räumlichen Strukturierung des globalen 
Kapitalismus liegen. 
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Technische Standards und globale Ungleichheit 
Chinas Aufstieg zur Normungsweltmacht 


Daniel Fuchs 


Die internationale Normung von Produkten und Technologien ist eine Grund- 
lage für Globalisierungsprozesse und wesentlich für die Regulation der 
kapitalistischen Weltwirtschaft. Technische Standards - vom Papierformat 
DIN A4 über die Maße von Frachtcontainern bis hin zur Netzarchitektur der 
5G-Mobilfunktechnologie - dienen der Interoperabilität und Qualitatssiche- 
rung. Die Aushandlung dieser Standards ist zugleich von Profitinteressen 
transnational agierender Unternehmen und vom strategischen Kalkül staat- 
licher Akteur:innen geprägt: Wer die Standards für neue Technologien setzt, 
prägt und kontrolliert die Entwicklung der entsprechenden Märkte. 

Vor diesem Hintergrund hat sich die internationale Normung in den ver- 
gangenen Jahren zu einem wichtigen Schauplatz der geopolitischen Rivalität 
zwischen den USA und der Volksrepublik (VR) China entwickelt. Die Konflikte 
um Standards im Bereich des 5G-Mobilfunks verdeutlichen, dass Chinas 
wachsender Einfluss auf zunehmenden Widerstand etablierter Akteur:innen 
im Globalen Norden stößt. Dieser Beitrag diskutiert die Gründe für Chinas 
wachsende Standardisierungsmacht sowie die Reaktionen darauf. Er geht 
außerdem der Frage nach, ob Chinas Aufstieg zur Normungsweltmacht die 
Chance für eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung bietet. 

In den historischen Vorschlägen für eine New International Economic 
Order (NIEO) fanden technische Standards keine Erwähnung. In zukünfti- 
gen Debatten um eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung, so mein Argu- 
ment, sollte der internationalen Normung jedoch ein zentraler Stellenwert 
beigemessen werden. Dazu erläutere ich im ersten Abschnitt den Begriff 
technische Standards und erkläre, wie diese als Machtressource in der Welt- 
wirtschaftsordnung zu verstehen sind. Daran anknüpfend skizziere ich im 
zweiten Abschnitt die Struktur und Funktionsweise internationaler Nor- 
mungsorganisationen als einer Sphäre der Weltwirtschaftsordnung, die 
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wesentlich ist für die Verstetigung globaler Ungleichheits- und Abhängig- 
keitsverhältnisse. Auf Basis qualitativer Feldforschung untersuche ich im 
Anschluss daran die Strategien Chinas, bestehende Machtverhältnisse im 
Bereich der internationalen Standardisierung aufzubrechen und als late- 
comer eigene Technologiestandards zu setzen. Daran anknüpfend analysiere 
ich im vierten Abschnitt die Reaktionen und Einhegungsversuche relevan- 
ter politischer und ökonomischer Akteur:innen in den USA und in Europa. 
Abschließend diskutiere ich, inwiefern der Aufstieg Chinas im Bereich der 
internationalen Normung zu einer Veränderung von Abhängigkeitsverhält- 
nissen zwischen dem Globalen Norden und dem Globalen Süden beigetragen 
hat. 


Technische Standards in der Weltwirtschaftsordnung 


Technische Standards oder auch Normen’ sind in unserem Alltag allgegenwär- 
tig. Sie spielen eine integrale Rolle bei der Regulation und Reproduktion des 
globalen Kapitalismus. Laut der Definition des Deutschen Instituts für Nor- 
mung (DIN) handelt es sich bei einer Norm um 


»ein Dokument, das Anforderungen an Produkte, Dienstleistungen oder 
Verfahren festlegt. Sie schafft somit Klarheit über deren Eigenschaften, 
erleichtert den freien Warenverkehr und fördert den Export. Sie unterstützt 
die Rationalisierung und Qualitätssicherung in Wirtschaft, Technik und 
Verwaltung. Sie dient der Sicherheit von Menschen und Sachen sowie der 
Qualitätsverbesserung in allen Lebensbereichen.« (DIN oJ.) 


International harmonisierte Standards ermöglichen es, Produkte und Tech- 
nologien über Hersteller- und Ländergrenzen hinweg zu verbreiten und 
anzuwenden (siehe Rühlig 2022). Sie sind daher »eine fundamentale techni- 
sche Voraussetzung für gelingendes transnationales Wirtschaften« (ten Brink 
2022:171). 


1 Während im englischen Sprachgebrauch einheitlich der Begriff standards Verwendung 
findet, wird im deutschen Sprachraum häufig zwischen den Begriffen »Standards« und 
»Normen« unterschieden. Dabei beruhen Normen »auf einem Konsensprozess ausge- 
wiesener Expert[:inn]en und der Annahme durch eine anerkannte Institution« (Frei- 
muth 2022: 22). In diesem vorliegenden Beitrag verwende ich beide Begriffe synonym. 
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Die Entwicklung und Ausverhandlung formaler Standards erfolgt in so- 
genannten Normungsorganisationen (standards developing organization, SDO). 
Dabei handelt es sich um in der Regel private Organisationen, die aufnationa- 
ler, regionaler und internationaler Ebene existieren. Eine führende Rolle auf 
internationaler Ebene spielen dabei die 1947 gegründete Internationale Orga- 
nisation für Normung (ISO) sowie die bereits 1906 etablierte Internationale 
Elektrotechnische Kommission (IEC). Für viele Produkte und Technologien 
haben diese de facto eine Monopolstellung bei der Festlegung technischer 
Standards - zusammen mit jüngeren Organisationen wie dem 1998 gegrün- 
deten, auf Mobilfunkstandards fokussierten »3rd Generation Partnership 
Project« (3GPP). Ausgehandelt werden technische Standards innerhalb die- 
ser nicht-staatlichen Organisationen in erster Linie durch Vertreter:innen 
unterschiedlicher Industrieunternehmen, die miteinander konkurrieren. 
Der Prozess der technischen Standardisierung ist demnach eine Form der 
»transnational private governance« (Graz/Nölke 2007) - also eine von privaten 
Akteur:innen dominierte Regulation der Weltwirtschaft (siehe Büthe/Mattli 
2011). 

In historischen, aber auch in aktuellen Debatten über die Weltwirtschafts- 
ordnung wurden und werden technische Standards sowie die institutionellen 
Rahmenbedingungen der Standardisierung kaum thematisiert. Dagegen 
spielte etwa die Forderung nach Technologietransfers und der globalen Teil- 
habe an technologischem Fortschritt in den Dokumenten zur NIEO durchaus 
eine prominente Rolle (UN 1974a, 1974b). Ein Grund mag sein, dass Stan- 
dards bis in die 1980er Jahre primär auf nationalstaatlicher Ebene festgelegt 
wurden. SDO erlangten ihren weltweit dominanten Einfluss erst im Zuge 
der voranschreitenden neoliberalen Globalisierung. Doch bis heute nehmen 
»[die] Öffentlichkeit«, aber auch »Debatten über Unternehmensführung 
oder Entwicklungsökonomie nur wenig Notiz« (Freimuth 2022: 17) von der 
fundamentalen Bedeutung technischer Standardisierung. Technische Stan- 
dards sind daher eine »unterschätzte Macht« (ebd.: 18). So sie überhaupt 
wahrgenommen werden, erscheinen sie als etwas objektiv Gültiges - und 
das trotz der in der Realität häufig »konfliktreiche[n] Einigungsverfahren« 
(ebd.: 19), die ihnen zugrunde liegen. In der Alltagswelt werden sich viele 
Menschen technischer Standards oft nur dann bewusst, wenn diese nicht 
existieren beziehungsweise wenn unterschiedliche Standards aufeinander- 
treffen. Auch in der wissenschaftlichen Forschung dominierte lange Zeit eine 
rein technisch-funktionale Sichtweise auf Standards und Standardisierung. 
Sozialwissenschaftliche Analysen zur »Macht der Standards« (Graz 2019) 
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sowie entsprechende Untersuchungen in der Internationalen Politischen 
Ökonomie sind weiterhin rar. Tatsächlich sind technische Standards eine 
für die Weltwirtschaftsordnung bedeutende ökonomische und politische 
Machtressource - sowohl für Unternehmen als auch in zwischenstaatlichen 
Beziehungen. Tim Rühlig (2022) spricht dabei von »technischer Standardisie- 
rungsmacht«, die vier Dimensionen habe: 

In wirtschaftlicher Hinsicht und für die Profitinteressen (transnationa- 
ler) Unternehmen ist relevant, dass zahlreiche technische Standards auf 
patentierten Technologien basieren. Für derartige standardessenzielle Pa- 
tente (SEP) existieren festgelegte Lizenzierungsverfahren, die eine faire 
Verbreitung der entsprechenden Standards ermöglichen sollen. Die damit 
verbundenen Lizenzgebühren können jedoch sehr hoch ausfallen und ins- 
besondere im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie 
(IKT) eine bedeutende Einnahmequelle für Unternehmen darstellen (siehe 
Leiponen 2008; Rühlig 2022: 464-465).” Da der Besitz von SEP die Position 
von Unternehmen in globalen Wertschöpfungsketten stärken kann, gelten sie 
aus volkswirtschaftlicher Perspektive als »tools for maintaining value creation 
within a country« (van Laer et al. 2022: 10; siehe ten Brink 2022). Unmittelbar 
betriebswirtschaftlich relevant sind technische Standards zudem aufgrund 
sogenannter Anpassungskosten, mit denen Unternehmen konfrontiert sind, 
denen es nicht gelingt, ihre eigene Technologie als Standard durchzusetzen. 
Um weiterhin in der betroffenen Branche erfolgreich sein zu können, müssen 
Unternehmen ihre eigenen Produkte an die etablierten Standards anpassen 
(Rühlig 2022: 465). 

In rechtlicher Hinsicht betont Rühlig (ebd.: 466), dass internationale Stan- 
dards zwar »freiwillige technische Spezifikationen« sind, sie auf Grundlage 
des »Übereinkommens über technische Handelshemmnisse« der Welthan- 
delsorganisation (WTO) aber zu einem Bestandteil internationalen Handels- 
rechts werden können. Zu den Regelungen der WTO gehört, dass Schiedsge- 
richte einzelne Staaten verurteilen können, wenn deren nationale Standards 
im Widerspruch zu internationalen technischen Standards stehen. Auch 
innerstaatlich können technische Standards »juristische Bedeutung erhal- 
ten«, wenn sie »in rechtlich bindende Dokumente« (ebd.) übernommen 
werden - also in staatliche Regulierungen. 


2 Beispielsweise erwirtschaftete das schwedische Telekommunikationsunternehmen 
Ericsson 2017 mehr als 20 Prozent seiner Gewinne mit der Lizenzierung von Techno- 
logie (Rühlig 2022: 465). 
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Zur sicherheitspolitischen Dimension von Standards gehört Rühlig (ebd.) 
zufolge zum einen, dass diese Abhängigkeiten schaffen können, die wiederum 
politische Konsequenzen haben können. Ein aktuelles Beispiel hierfür ist Chi- 
nas Engagement im Ausbau von Eisenbahnnetzwerken im Rahmen der 2013 
initiierten Infrastrukturinitiative der »Neuen Seidenstraße« (auch Belt and 
Road Initiative oder BRI; siehe Rühlig/ten Brink 2001; Simon 2022): Gelten 
für Bahnstrecken nationale Standards der VR China, so die Argumentation, 
so sind auch die Wartung und der Ausbau dieser kritischen Infrastruktur an 
entsprechende chinesische Standards gebunden. Sicherheitspolitisch rele- 
vant sind laut Rühlig (2022: 467) zum anderen die potenziellen Auswirkungen 
international harmonisierter Standards auf den Bereich der Cybersicherheit. 
Angesichts der gegenwärtigen Konkurrenz um die Vorherrschaft in digitalen 
Technologien verweist Rühlig hierbei auf Unternehmen, die »Kenntnisse 
über sicherheitsrelevante Schwächen der verbauten Technologie [haben], ein- 
schließlich in Ländern, mit denen politische Spannungen bestehen« (ebd.). 

Schließlich sieht Rühlig in der technischen Standardisierung auch eine 
Quelle diskursiver Macht. Da einmal etablierte technische Standards selten 
infrage gestellt werden, würden auch die in Technologie stets eingeschriebe- 
nen politischen und ethischen Werte normalisiert. Die erfolgreiche Setzung 
technischer Standards bringe Staaten und Unternehmen zudem Reputation: 
Wer in der Lage ist, internationale technische Standards zu setzen, werde 
tendenziell auch als Innovationsführer:in in diesem Bereich angesehen (ebd.: 
468-469). Zusammengefasst sind technische Standards nicht nur ein we- 
sentliches Fundament der gegenwärtigen Weltwirtschaftsordnung, sondern 
auch eine selten hinterfragte Quelle wirtschaftlicher, rechtlicher, (sicher- 
heits-)politischer und diskursiver Macht. Liora Salter (1993: 106-107) führt 
dazu aus: »Standardization is like housework inasmuch as it is both essential 
and unrecognized in the constitution and reproduction of economic and class 
relationships.« 


Internationale Standardisierung und Nord-Süd-Verhältnisse 


Unternehmen und staatliche Akteur:innen haben die Rolle technischer Stan- 
dards als Machtressource durchaus erkannt. Dementsprechend ist die inter- 
nationale Standardisierung von der Konkurrenz zwischen verschiedenen Un- 
ternehmen und staatlichen Vertreter:innen geprägt. Das institutionelle Gefü- 
ge derinternationalen Standardisierung, aber auch die dabei vorherrschenden 
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Praktiken tragen zu einer Verstetigung globaler Ungleichheits- und Abhängig- 
keitsverhältnisse bei. So wurde und wird Standardisierung dazu genutzt, »die 
Autorität des Zentrums über die Peripherie auszudehnen und zu konsolidie- 
ren« (Wood 2012: 83).? 

Zumindest rhetorisch bekennen sich ISO, IEC und andere SDO zu Grund- 
sätzen wie Offenheit und Inklusivität (Yates/Murphy 2019: 81-127). Das inter- 
nationale Standardisierungswesen ist jedoch seit jeher von Akteur:innen aus 
dem Globalen Norden dominiert, insbesondere aus Europa und den USA (sie- 
he u.a. Fuchs/Eaton 2022), während Akteur:innen aus dem Globalen Süden 
nur eine »passive, marginale Rolle« (Schott/Schaefer 2023: 3) spielen. Stepan 
Wood (2012: 86) charakterisiert die ISO und andere internationale Normungs- 
organisationen daher als »club for powerful economic actors«. Er führt aus: 


»Powerful economic interests based in the advanced industrialized 
economies use international standardization to consolidate and enhance 
their global advantage, and to regulate the terms on which developing 
countries and their firms are inserted into the global economy« (ebd.: 83). 


Die marginalisierte Rolle von Staaten des Globalen Südens lässt sich exem- 
plarisch am Beispiel der ISO darstellen. Die internationale Normungsarbeit 
innerhalb der in Genf ansässigen Organisation basiert auf einem nationalen 
Delegationsprinzip: Je eine Normungsorganisation pro Staat ist dort Mitglied. 
Deren Aufgabe ist es, die Vertretung sogenannter nationaler Interessen zu 
gewährleisten und zu koordinieren. Hierfür entsenden sie Expert:innen in die 
Gremien der ISO - in erster Linie Vertreter:innen von Industrieunternehmen. 
Aktuell sind 186 nationale Normungsorganisationen Mitglied der ISO. In den 
Schlüsselinstitutionen der ISO sind diese jedoch keineswegs gleichwertig 
repräsentiert. Der ISO Council und das Technical Management Board — zwei 
Führungsgremien, die strategische Entscheidungen darüber treffen, »was 
zu standardisieren und zu finanzieren ist« (Heires 2008: 360) - sind »von 
Industrieländern dominiert« (ebd.). Dasselbe gilt für die sogenannten tech- 
nischen Komitees (TC), in denen die konkrete Normungsarbeit stattfindet, 
sowie für deren Leitungsgremien, die TC-Sekretariate. Wood (2012: 86) fasst 
zusammen: »The most influential roles in ISO are filled overwhelmingly by 


3 Sofern nicht anders angegeben, sind alle deutschsprachigen Zitate aus englischen und 
chinesischen Quellen eigene Ubersetzungen d. A. 
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representatives ofthe wealthiest countries, amuch more lopsided distribution 
than found in most universal membership organisations.« 

Diese marginalisierte Position von Akteur:innen aus dem Globalen Süden, 
die in der Literatur auch anhand des Begriffs standardization gap diskutiert wird 
(Weithmann 2017; Teleanu 2021), hat verschiedene Gründe (siehe Fuchs/Eaton 
2022): Erstens setzt die Beteiligung an der Entwicklung von Standards in SDO 
ein hohes Maß an technischer Expertise sowie eine ausreichende Infrastruktur in 
den Bereichen Forschung und Entwicklung voraus. Selbst für viele Unterneh- 
men im Globalen Norden ist dies eine große Herausforderung. Die überwie- 
gende Mehrheit der Unternehmen im Globalen Süden verfügt aufgrund ih- 
rer Stellung in globalen Wertschöpfungsketten nicht über die entsprechenden 
Ressourcen (Weithmann 2017: 83). Zweitens ist eine aktive Beteiligung in in- 
ternationalen Normungsgremien mit hohen finanziellen Kosten verbunden, da 
die Entwicklung eines ISO-Standards gewöhnlich mehrere Jahre dauert (Hei- 
res 2008). Neben geringeren materiellen Ressourcen führt auch eine Reihe in- 
formeller Barrieren zu einer Marginalisierung von Akteur:innen aus dem Glo- 
balen Süden. Da Englisch im Bereich der internationalen Standardisierung 
die Lingua franca ist, müssen drittens nicht muttersprachliche Akteur:innen 
die Sprache inklusive dem entsprechenden Fachvokabular nahezu perfekt be- 
herrschen, um effektiv an Entscheidungsfindungen teilhaben zu können. Teil- 
nehmer:innen aus Ländern, deren ökonomische und politische Eliten kaum 
Englisch sprechen, sind dadurch im Nachteil (Wood 2012: 90-91; Weithmann 
2017: 155). Viertens ist eine umfassende Kenntnis der bestehenden Standards not- 
wendig, um in den entsprechenden Gremien wirksam argumentieren zu kön- 
nen. Auch hier sind Akteur:innen ohne entsprechendes historisch-instutionel- 
les Wissen benachteiligt (Sherif 2015). Fünftens instrumentalisieren macht- 
volle Akteur:innen aus dem Globalen Norden die komplexen organisationsinter- 
nen Spielregeln der SDO zur Durchsetzung ihrer eigenen Interessen. Erfahrene 
Teilnehmer:innen nutzen etwa die Verfahrensregeln strategisch, um bestimm- 
te Normungsvorschläge zu unterstützen oder deren Bearbeitung zu verzögern 
(Weithmann 2017: 83; Srivastava/Mainwaring 2022). 

Aus institutioneller Sicht kommt hinzu, dass die Struktur und Verfahren 
internationaler Normungsorganisationen wie der ISO den europäischen Stan- 
dardisierungsansatz begünstigen. Dieser ist formalisiert und zentralisiert: Staa- 
ten wie Frankreich oder Deutschland erteilen jeweils nur einer privaten Nor- 
mungsorganisation die Lizenz, ihre nationalen Interessen auf europäischer 
und internationaler Ebene zu vertreten. Diese nationalen Normungsorganisa- 
tionen koordinieren wiederum ihre Arbeit aufeuropäischer und internationa- 
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ler Ebene mit den jeweils anerkannten SDO, die jeweils ebenfalls nur eine na- 
tionale Normungsorganisation pro Staat als Mitglied akzeptieren (siehe Hei- 
res 2008; Srivastava/Mainwaring 2022). Diese »institutionelle Komplementa- 
rität« (Büthe/Mattli 2011: 13) erlaubt es, Interessen der nationalen Industrien 
in Europa innerhalb der ISO möglichst effektiv zur Durchsetzung zu verhel- 
fen. Dies ist nicht nur ein Vorteil gegenüber Akteur:innen aus den USA, wo das 
Normungswesen deutlich stärker fragmentiert ist. Vor allem Staaten aus dem 
Globalen Süden, in denen Ressourcen für den Aufbau zentralisierter nationa- 
ler Normungsorganisation fehlen, sind benachteiligt. Insbesondere deutschen 
Unternehmen wurde es vor diesem Hintergrund möglich, im globalen Stan- 
dardisierungswesen bis heute eine dominante Rolle einzunehmen. 
Akteur:innen aus dem Globalen Süden kritisierten in den vergangenen 
Jahrzehnten zunehmend diese ungleichen Machtverhältnisse in SDO. Die 
ISO reagierte darauf und begann Anfang der 2000er Jahre, sich verstärkt 
mit dieser Problematik auseinanderzusetzen. 2002 gründete sie etwa eine 
»Developing Country Task Force« und setzte konkrete Maßnahmen wie die 
Etablierung von Ausbildungsprogrammen um (Wood 2012). Im aktuellen »Ak- 
tionsplan« für 2021-2025 setzt sich die ISO zum Ziel, »Entwicklungsländer 
dabei zu unterstützen, sich effektiver in der Verwaltung und auf technischer 
Ebene im ISO-System zu beteiligen« (ISO 2021: 7). Da etablierte Akteur:innen 
aus dem Globalen Norden jedoch »ein allgemeines Interesse daran haben, 
neue Wettbewerber in Schach zu halten« (Schott/Schaefer 2023: 2), hat sich 
an den grundlegenden Machtverhältnissen in den SDO nur wenig verändert. 
Eine der wenigen Ausnahmen ist der zunehmende Einfluss der VR China. 


China auf dem Weg zur Normungsweltmacht 


2015 verkündete die chinesische Zentralregierung das Ziel, bis 2020 zu ei- 
ner »Normungsweltmacht« zu werden (Staatsrat der Volksrepublik China 
2015). Diese Zielsetzung ist eng mit den industriepolitischen Schwerpunkten 
der Staats- und Parteiführung unter Xi Jinping verknüpft (siehe Li 2018; 
Wang et al. 2014; Ernst 2011). Die ebenfalls 2015 veröffentlichten Strategien 
»Made in China 2025« und »Internet Plus« markieren eine neue Phase in 
den chinesischen Bemühungen, das exportorientierte und arbeitsintensive 
Wachstumsmodell durch eine innovationsgetriebene Wirtschaft mit hoher 
Wertschöpfung und Fokus auf Hochtechnologie zu ersetzen. Mit »Made in 
China 2025« will die Zentralregierung eine globale Vormachtstellung in ausge- 
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wählten Schlüsselsektoren (wie künstliche Intelligenz, Robotertechnik, Elek- 
tromobilität oder Biotechnologie) erlangen. Die industriepolitische Strategie 
»Internet Plus« soll zudem eine umfassende Digitalisierung der chinesischen 
Ökonomie erreichen und das wirtschaftliche Potenzial des Internets im Be- 
reich der industriellen Fertigung sowie im Dienstleistungssektor ausschöpfen 
(siehe Zenglein/Holzmann 2019). Die politische Führung in Beijing sieht tech- 
nische Standards als eine wichtige Machtressource und als wesentlich für die 
Erreichung ihrer Ziele an. Ein chinesischer Normungsexperte bestätigte mir, 
dass die Veröffentlichung der genannten Strategiepapiere 2015 zu einer deut- 
lichen Steigerung der staatlichen Forschungsmittel zu technischen Standards 
in ausgewählten Sektoren führte.* 

Historisch betrachtet geht die Entwicklung eines modernen chinesischen 
Standardisierungssystems zurück auf den Beginn des Prozesses von »Reform- 
und Öffnung« seit dem Ende der 1970er Jahre (siehe Simon in diesem Band). 
1978 trat China der ISO bei. Angesichts der schrittweisen wirtschaftlichen Öff- 
nung mit dem Ziel, sich als Exporteurin auf dem Weltmarkt zu positionieren, 
setzte die VR China in den 1980er und 1990er Jahren darauf, »das Normungs- 
management zu stärken und die Übernahme und Akzeptanz internationaler 
Normen zu beschleunigen« (Weithmann 2022: 146-147). Ausdruck dessen 
war unter anderem das erste chinesische Normungsgesetz von 1988. Mit dem 
WTO-Beitritt Chinas 2001 und dem wachsenden staatlichen Fokus auf die 
technologische Innovationsfähigkeit des Landes seit Beginn der 2000er Jahre 
gewann dann die eigene Standardsetzung auf internationaler Ebene stra- 
tegische Bedeutung. Dabei trafen chinesische Standardexpert:innen bereits 
frühzeitig auf den Widerstand etablierter Akteur:innen aus dem Globalen 
Norden. Das wohl bekannteste Beispiel hierfür ist der gescheiterte Versuch, 
einen in China entwickelten WLAN-Standard (WLAN Authentication and 
Privacy Infrastructure, WAPI) auf internationaler Ebene zu verankern und 
damit Wi-Fi als internationalen WLAN-Standard zu verdrängen. Chinesische 
Vertreter:innen konnten sich trotz mehrmaliger Anläufe 2004 und 2009 in ISO 
und IEC nicht gegen eine Allianz globaler Tech-Unternehmen durchsetzen 
und mussten ihren Normungsvorschlag letztlich zurückziehen (Murphree/ 
Breznitz 2018). 

Solche Erfahrungen des Scheiterns in der internationalen Standard- 
setzung trugen dazu bei, dass der Parteistaat die Reform des chinesischen 


4 Interview d. A. mit einem chinesischen Normungsexperten vom 23. September 2020. 
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Standardisierungswesens in den letzten zehn Jahren weiter vorantrieb. Histo- 
risch gewachsen verfolgt die VR China einen Standardisierungsansatz, indem 
staatliche Steuerung zentral ist: An der Spitze der nationalen Normung steht 
die staatliche »Standardization Administration of China« (SAC), die auf na- 
tionaler und internationaler Ebene die Standardisierungsarbeit koordiniert. 
Auch Ministerien, vor allem das Ministerium für Industrie und Informati- 
onstechnik, spielen im chinesischen Normungssystem eine zentrale Rolle 
(Weithmann 2017: 137-139). Jüngere Reformen des Standardisierungswesens 
seit 2014 legten den Schwerpunkt allerdings eher auf eine Stärkung der Rolle 
des Marktes. Dies gipfelte im chinesischen Normungsgesetz von 2017, das den 
Anteil der von staatlichen Institutionen entwickelten und verbindlichen Nor- 
men reduzierte und stattdessen die Standardisierung über Industrieverbände 
stärkte. Die im Oktober 2021 veröffentlichte nationale Standardisierungs- 
strategie betont zudem die Notwendigkeit einer weiteren Ausweitung der 
Rolle des Privatsektors. Diese soll das chinesische Standardisierungssystem 
kompatibler machen zu den privatwirtschaftlich dominierten Ansätzen in der 
internationalen Normung (siehe ZK der KPCh/Staatsrat der Volksrepublik 
China 2021). 

Diese Entwicklung bedeutet jedoch keineswegs ein Ende der staatlichen 
Kontrolle über das chinesische Standardisierungssystem. Der Parteistaat 
koordiniert weiterhin wesentliche Aspekte der Standardisierungsarbeit und 
stellt erhebliche materielle Ressourcen für den gezielten Aufbau technischer 
Expertise im Bereich der Standardsetzung bereit. Mit vereinfachten Zerti- 
fizierungs- und Zulassungsverfahren stellt er sicher, dass Innovationen in 
Kerntechnologien frühzeitig in den Standardisierungsprozess eingebracht 
und auf dem chinesischen Markt gewinnbringend kommerzialisiert werden 
können. Zudem fördert die Partei- und Staatsführung gezielt den Aufbau 
sogenannter nationaler Champions, die wiederum den Einfluss chinesi- 
scher Standards auf internationaler Ebene erhöhen sollen (siehe Rühlig 2022: 
476-479). 


Chinas Doppelstrategie auf internationaler Ebene 


International verfolgt China auf dem Weg zur Normungsweltmacht eine Dop- 
pelstrategie (siehe Fuchs/Eaton i. E.). Einerseits sind chinesische Akteur:in- 
nen bestrebt, ihren Einfluss in den bestehenden internationalen Normungsor- 
ganisationen weiter auszubauen. Andererseits versucht der Parteistaat, Stan- 
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dards chinesischer Unternehmen auch abseits der etablierten SDO internatio- 
nal zu verankern, insbesondere im Rahmen der BRI. 

Das Engagement chinesischer Unternehmen in Organisationen wie ISO, 
IEC oder 3GPP wird von der Staatsführung nicht nur durch finanzielle Mit- 
tel, sondern auch über quantitative Zielvorgaben für die Einreichung von Nor- 
mungsvorschlägen gefördert (Rühlig 2022: 477). Angesichts der beschriebenen 
Hürden für Vertreter:innen aus Staaten des Globalen Südens verfolgen sie da- 
mit auch explizit das Ziel, sich die formellen wie informellen Spielregeln der 
SDO anzueignen. Ein in der Normung tätiger chinesischer Ingenieur erklärte 
dazu: 


»Die SAC möchte, dass sich chinesische Normungsexperten so schnell wie 
möglich im Bereich der globalen Normung einbringen. [...]. Sobald es in 
China eine neue Technologie gibt, wird die SAC [Normungsexpert:innen] 
fragen, ob sie die Normungsqualität verbessern und in der ISO aktiv sein 
wollen, um dort auch eine Ausbildung zu erhalten. Die ISO [...] hat ihre 
eigenen Spielregeln, und diese Spielregeln müssen erlernt werden. Deshalb 
unternimmt die SAC große Anstrengungen, um Leute in die ISO zu schicken, 
damit sie die Regeln lernen.« 


Zur Überwindung der bestehenden Barrieren und die effektive Partizipation 
an der internationalen Standardisierung setzt China gezielt auf Kooperation 
und Austausch mit einflussreichen Staaten des Globalen Nordens. Ein Beispiel 
hierfür ist die seit 2015 bestehende deutsch-chinesische Partnerschaft bei der 
Entwicklung technischer Standards im Bereich Industrie 4.0. Das Ziel ist es, 
gemeinsame Vorschläge für Standards zu entwickeln. Mehr als 100 chinesi- 
sche und deutsche Normungsexpert:innen tauschten sich hierzu in den ver- 
gangenen Jahren in Fachgruppen zu Themen wie IT-Sicherheit, künstliche In- 
telligenz oder vorausschauende Wartung aus. Chinesische Akteur:innen sehen 
darin eine Chance, sich nicht nur technische Expertise anzueignen, sondern 
von den Deutschen auch den Umgang mit informellen Spielregeln und Prak- 
tiken innerhalb von SDO zu lernen (siehe Fuchs/Eaton 2022). Darüber hinaus 
versucht China mit derartigen Kooperationen auch, in Organisationen wie der 
ISO gewichtige Verbündete zu gewinnen (siehe ebd.; Gabler/Schädler 2022). 
Diese Form des strategischen Lernens verfolgt China auch in Ostasien, kon- 
kret in der Zusammenarbeit mit Japan und Südkorea (Zoo et al. 2015). Dies hat 


5 Interview d. A. mit einem chinesischen Normungsexperten vom 24. August 2020. 


285 


286 


IV. Die Süd-Nord-Beziehungen und der Aufstieg Chinas 


bisher zwar nicht zur Etablierung einer regionalen ostasiatischen Normungs- 
organisation geführt, doch haben entsprechende Kooperationsinitiativen zwi- 
schen den drei Staaten ebenfalls eine erfolgreiche Anerkennung gemeinsam 
erarbeiteter Standards in der ISO ermöglicht (Fuchs/Eaton i. E.). 


Abbildung 1: Anzahl geführter Sekretariate, ISO und IEC (Stand Juni 2023). 
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Quelle: Websites von ISO und IEC, Juni 2023. 


Das staatlich geförderte und koordinierte Engagement chinesischer Un- 
ternehmen war bislang bemerkenswert erfolgreich. Zum einen stehen chine- 
sische Akteure zunehmend an der Spitze internationaler SDO. 2008 und 2013 
wurde China permanentes Mitglied in zwei zentralen Führungsgremien der 
ISO (Seaman 2020: 20). Von 2015 bis 2018 stellte China mit Zhang Xiaogang so- 
gar erstmals den Präsidenten der ISO. Seit 2020 amtiert beim IEC mit Shu Yin- 
biao ebenfalls erstmalig ein chinesischer Präsident. Zum anderen beteiligt sich 
China auch starker an der konkreten Normungsarbeit in den technischen Ko- 
mitees (TC). In der ISO war China beispielsweise im Juni 2023 an 755 dieser TC 
beteiligt. Diese Zahl ist höher als die aller anderen ISO-Mitglieder. Vor allem 
jedoch wuchs die Zahl der von China geführten TC-Sekretariate, wiewohl Chi- 
na hier weiterhin hinter den mächtigsten Akteur:innen des Globalen Nordens 
liegt (siehe Abbildung 1). In der Generalversammlung des 3GPP verfügen chi- 
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nesische Unternehmen mittlerweile über etwa ein Viertel aller Stimmen - und 
europäische Akteur:innen insgesamt über etwa ein Drittel der Stimmen (ten 
Brink 2022; Rühlig 2022). 

Das Beispiel der Standardisierung neuer Mobilfunktechnologie verdeut- 
licht, dass es führenden chinesischen Telekommunikationsunternehmen 
gelungen ist, ihren Anteil an SEP-Deklarationen zu erhöhen. Obwohl China 
insgesamt »beim Besitz von SEP weiterhin deutlich hinter den USA, Europa 
und Japan zurückliegt« (Ernst 2017: 22) stellt gerade die 5G-Technologie - al- 
so das »Symbol für die vernetzte Welt von morgen« (Sandl 2022: 114) — die 
Vormachtstellung von Konzernen aus dem Globalen Norden infrage (siehe 
ten Brink 2022). Anfang 2020 entfielen etwa 33 Prozent aller deklarierten 
5G-Patentfamilien auf chinesische Unternehmen - weitere 27 Prozent auf 
koreanische, 17 Prozent auf europäische und 14 Prozent auf US-amerikanische 
Konzerne. Besonders relevant sind in diesem Bereich die beiden Unternehmen 
Huawei und ZTE (Pohlmann et al. 2020). Huawei ist auch das Unternehmen, 
das bei der3GPP am meisten 5G-Standardbeiträge einreicht: Laut einer Studie 
vom Februar 2021 rangierte Huawei mit 17,6 aller Beiträge vor Ericsson (14,5 
Prozent), Nokia (10 Prozent), Samsung (6,7 Prozent), Qualcomm (6,7 Prozent) 
und ZTE (6 Prozent) (IPlytics 2021: 7). 

Neben dem intensivierten Engagement in internationalen SDO versucht 
China in den vergangenen Jahren auch verstärkt, eigene nationale Standards 
in anderen Staaten des Globalen Südens zu verankern. Diese Strategie be- 
schreibt das Schlagwort »Chinese standards going global« (Zhongguo biaozhun 
zou chu qu). Einen besonderen Stellenwert nimmt dabei die BRI ein. In zwei 
»Aktionsplänen« gab man 2015 und 2017 das Ziel aus, in Staaten entlang der 
»Neuen Seidenstraße« die Anerkennung chinesischer Normen zu fördern und 
die gemeinsame Entwicklung von Standards zu koordinieren (Seaman 2020). 

Der chinesische Parteistaat setzt dabei in erster Linie aufbilaterale Koope- 
rationsabkommen. Bis Ende 2021 schloss die SAC nach eigenen Angaben ins- 
gesamt 44 bilaterale Abkommen mit 36 Staaten ab, darunter Kasachstan, Ta- 
dschikistan und Kirgistan (SAC 2021). Viele dieser Abkommen konzentrieren 
sich auf die Harmonisierung von Standards in spezifischen Sektoren oder für 
bestimmte Infrastrukturprojekte. Im Falle Kirgistans betrifft dies etwa Stan- 
dards für Ölpipelines (Lee et al. 2022). Daneben wurden auch einige multilate- 
rale Initiativen ins Leben gerufen. So unterzeichnete die chinesische Zentral- 
regierung etwa 2017 gemeinsam mit zwölfanderen Staaten eine Erklärung zur 
»Joint Initiative on Boosting Standard Cooperation to Promote the Belt and 
Road Initiative«. Diese soll a) einen Informationsaustausch über Standards 


287 


288 


IV. Die Süd-Nord-Beziehungen und der Aufstieg Chinas 


und Standardisierungsansätze, b) einen Austausch von Standardisierungsex- 
pert:innen sowie c) die Harmonisierung von Standards und die gemeinsame 
Entwicklung internationaler Standards fördern (Xu 2017). 

Um die Zusammenarbeit zu erleichtern und die Übernahme chinesischer 
Standards in anderen Staaten voranzutreiben, arbeiten staatliche Institutio- 
nen in China auch intensiv an der Übersetzung chinesischer Normen in diver- 
se Fremdsprachen. Bis November 2019 wurden nach offiziellen Angaben be- 
reits 580 chinesische Standards ins Englische sowie in weitere Sprachen über- 
setzt (China Standardization 2019: 21). Zudem wurde eine Reihe von Ausbil- 
dungszentren eingerichtet, um die Standardisierungskompetenz in Entwick- 
lungsländern zu fördern. Nach Angaben des SAC konnten hierdurch bis 2021 
mehr als 800 Standardisierungsexpert:innen aus 90 Staaten Asiens, Afrikas 
und Lateinamerikas geschult werden (SAC 2021). 

Darüber hinaus signalisierte der chinesische Parteistaat in den vergange- 
nen Jahren die Absicht, eine neue Standardisierungsorganisation zu etablie- 
ren, ein sogenanntes »BRI Regional Standards Forum«. Es soll unter chinesi- 
scher Leitung die Entwicklung regionaler Standards für die BRI vorantreiben. 
Offizielle Dokumente erwähnen allerdings eine solche regionale SDO, die po- 
tenziell in Konkurrenz zu etablierten Institutionen wie der ISO stünde, nicht 
mehr. Chinas nationale Standardisierungsstrategie von 2021 halt zwar an dem 
Ziel fest, »die Zusammenarbeit mit BRI-Staaten im Bereich der Standardisie- 
rung aktiv zu fördern« (ZK der KPCh/Staatsrat der Volksrepublik China 2021), 
doch Pläne für ein BRI Regional Standards Forum scheinen zumindest vorerst 
nicht mehr auf der Agenda der chinesischen Führung zu stehen. Bereits die 
ursprüngliche Ankündigung sorgte bei Standardisierungsexpert:innen in Eu- 
ropa für »viel Gesprächsstoff«°. Für diese wäre ein chinesischer »Alleingang« 
ein »Horrorszenario«’. Sicher ist, dass es China im Rahmen der BRI bisher 
gelang, nationalen chinesischen Standards auch jenseits der vorherrschenden 
internationalen SDO zu mehr Einfluss zu verhelfen. 


Reaktionen und Interessensgegensätze im Globalen Norden 


Chinas wachsende Standardisierungsmacht bekommt im Kontext zuneh- 
mender geopolitischer Spannungen besondere Aufmerksamkeit aus dem 


6 Interview d. A. mit einer Vertreterin einer europäischen SDO vom 5. Juli 2022. 
7; Interview d. A. mit einem deutschen Forscher und Standardisierungsexperten vom 28. 
Juli 2020. 
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Globalen Norden. Die Infragestellung der Vorherrschaft US-amerikanischer 
und europäischer Akteur:innen in der internationalen Normung gab Anlass 
zu einer ganzen Reihe gegen China gerichteter Vorwürfe: China habe, so ein 
häufig wiederholtes Argument, einseitig zu einer Politisierung der Standard- 
setzung beigetragen, indem es Standards als politisches Werkzeug einsetze. 
Der staatszentrierte Standardisierungsansatz unterminiere die von privaten 
Unternehmensinteressen dominierte Standardisierung in der EU und in den 
USA (siehe Rühlig 2021). Die massive finanzielle Unterstützung und strategi- 
sche Koordination durch den chinesischen Staat widerspreche »europäischen 
Werten« (Gabler 2021) und schaffe einen »asymmetrischen Wettbewerb« (La 
Bruyére 2022: 57). Chinesischen Akteur:innen innerhalb internationaler SDO 
wird zudem unfaires Verhalten vorgeworfen. Dies untergrabe den histori- 
schen Grundsatz einer auf Konsens basierenden Normung. Bei der 3GPP 
bezieht sich dies etwa auf das vorab koordinierte Abstimmungsverhalten 
(bloc voting) chinesischer Unternehmensvertreter:innen (ebd.). Weitere Vor- 
würfe lauten: Die Verankerung chinesischer Standards im Rahmen der BRI 
trage zu einer Fragmentierung internationaler Standardisierung bei; Chinas 
Einfluss bei der Standardisierung der 5G-Technologie und bei weiteren digi- 
talen Zukunftstechnologien berge sicherheitspolitische Gefahren für liberale 
Demokratien im Globalen Norden (siehe etwa Lewis 2018). Nicht zuletzt be- 
fürchtet man, dass die chinesische Technologieführerschaft in strategischen 
Bereichen gezielt »Abhängigkeiten erzeugen« soll (Fraunhofer-Gesellschaft 
2021). 

Diese Vorwürfe und Kritikpunkte bilden den diskursiven Rahmen für 
konkrete institutionelle Versuche, Chinas neue Rolle als globaler standard ma- 
ker einzuhegen. Die US-amerikanische Regierung bemüht sich in führender 
Rolle um eine internationale Allianz sogenannter gleichgesinnter Partner, um 
Chinas wachsender Normungsmacht entgegenzuwirken und diese einzudäm- 
men - beispielsweise im 2021 zusammen mit der Europäischen Kommission 
gegründeten »US-EU Trade and Technology Council«, das sich unter anderem 
gemeinsamen Ansätzen zur Standardisierung digitaler Technologien widmet 
(Eaton et al. 2022). 

Es ist jedoch fraglich, ob derlei Bemühungen tatsächlich zu einer Einhe- 
gung Chinas führen können. Zweifel sind vor allem angebracht, weil zwischen 
europäischen und US-amerikanischen Standardisierungsexpert:innen be- 
merkenswerte Meinungsverschiedenheiten bezüglich des Umgangs mit 
China bestehen (siehe ebd.). Europäische Akteur:innen begrüßen einerseits 
die gewachsene staatliche Aufmerksamkeit für die neue Rolle Chinas im Be- 
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reich der internationalen Standardisierung. Sie erwarten sich davon nicht nur 
eine genauere Beobachtung der chinesischen Aktivitäten, sondern auch eine 
verstärkte finanzielle Unterstützung für das Engagement europäischer Unter- 
nehmen in internationalen SDO. Ein Unternehmensvertreter kommentierte 
dies mit den Worten: »Wir vermuten, dass viele chinesische Unternehmen 
nichts für ihre Ausgaben für die Normung bezahlen. Es ist teuer für uns, 
Leute dorthin zu schicken. Wir würden uns auf jeden Fall steuerliche Anrei- 
ze oder etwas Ähnliches wünschen.«® Andererseits befürchten europäische 
Unternehmen und SDO-Reprasentant:innen, dass gegen China gerichtete 
Initiativen zu einer Fragmentierung des internationalen Standardisierungs- 
wesens führen könnten. Exemplarisch erklärte hierzu eine führende deutsche 
Standardexpertin: 


»[W]ir wollen nicht, dass China einfach nur versucht, die internationale Nor- 
mung als Sprungbrett zu nehmen, um seine nationalen Normen hier welt- 
weit zu etablieren [...]. Sondern wir wollen auch, dass China sich als Teil der 
ISO fühlt, eine gewisse Verbundenheit und auch Verpflichtung der ISO ge- 
genüber sieht, und dass wir im Dialog mit China auch die ISO so gestalten, 
dass auch die Chinesen sagen können: »Ja, ISO ist unsere Normungsorgani- 
sation, inder wir uns vorstellen können, dass Normen erarbeitetwerden, die 
in China von Relevanz sind und übernommen werden können.« [...] Es gab 
eine Zeit, wo man immer gesagt hat: Oh mein Gott, die Chinesen kommen, 
jetzt machen wir schnell alle Türen zu und die Fenster schließen wir auch 
noch. Dadurch halten wir die Chinesen draußen. Dann hat man gesehen: 
Dann machen die Chinesen ihr eigenes Ding. Dann hat man gesagt: »Um Got- 
tes willen, jetzt machen sie ihr eigenes Ding.< Aber was sollen die Chinesen 
denn machen, wenn wir alle Türen und Fenster verschlieRen?«? 


Viele europäische Akteur:innen argumentieren für eine solche zwar kontrol- 
lierte, dennoch aber verstärkte Integration Chinas in bestehende internatio- 
nale Normungsorganisationen. Diese Positionierung beruht letztlich auf ver- 
schiedenen strukturellen Faktoren. Zum einen geht es darum, die Interessen 
jener Exportunternehmen zu sichern, die besonders stark vom chinesischen 
Absatzmarkt und damit auch von harmonisierten Standards abhängig sind. 


8 Interview d. A. mit einem Vertreter eines europäischen Telekommunikationsunter- 
nehmens vom 17. August 2022. 

9 Interview d. A. mit einer Vertreterin einer deutschen Normungsorganisation vom 2. 
September 2020. 
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Zum anderen nehmen europäische Unternehmen wie erwähnt nicht nur ge- 
genüber dem Globalen Süden, sondern auch im Vergleich zu US-amerikani- 
schen Konzernen bis heute eine besonders dominante Rolle in den etablier- 
ten internationalen SDO ein. Jegliche Schritte in Richtung eines Bedeutungs- 
verlusts dieser traditionellen SDO werden daher als potenzielle Beeinträch- 
tigung europäischer Standardisierungsmacht wahrgenommen (Fuchs/Eaton 
2022; Eaton et al. 2022). 


Ausblick: Alte und neue Abhangigkeiten in der Normung 


Die skizzierten Reaktionen im Globalen Norden vermitteln einen Eindruck 
von den Herausforderungen und Widerständen, mit denen Akteur:innen 
aus dem Globalen Siiden konfrontiert sind, wenn sie bestehende Machtver- 
haltnisse in der internationalen Normung infrage stellen. Aber inwiefern 
kann Chinas Aufstieg zur Normungsweltmacht überhaupt als Vorbild für den 
Globalen Süden dienen? Diese Frage möchte ich in diesem abschließenden 
Ausblick kursorisch diskutieren. 

Sieht man von spezifischen, nicht replizierbaren Bedingungen und Cha- 
rakteristika des chinesischen Entwicklungsmodells ab (siehe Simon in diesem 
Band), so können bestimmte Elemente des chinesischen Aufstiegs zur Nor- 
mungsweltmacht anderen Staaten der (Semi-)Peripherie zumindest eine 
gewisse Orientierung bieten. Dies betrifft erstens die zentrale Rolle stra- 
tegischer staatlicher Koordination, also etwa die Bereitstellung staatlicher 
Ressourcen für technologische Innovationsfähigkeit und Standardisierungs- 
arbeit im Rahmen klarer industriepolitischer Zielsetzungen. Dass dies nicht 
notwendigerweise an ein autoritäres Einparteiensystem gebunden ist, zeigt 
das Beispiel Südkoreas, eines anderen erfolgreichen latecomers, dessen Aus- 
bau von Standardisierungsmacht ebenfalls auf staatlicher Koordination 
und strategischer Planung beruhte (siehe Kwak et al. 2011). Zweitens ist die 
Bedeutung bilateraler und multilateraler Kooperationen sowie der Koordi- 
nation auf regionaler Ebene hervorzuheben. Die Kooperation mit etablierten 
und erfahrenen Akteur:innen aus der internationalen Normung kann auch 
anderen Staaten des Globalen Südens eine Chance auf die Aneignung tech- 
nischer Expertise bieten. Regionale Formen der Koordination können vor 
allem kleineren Staaten dabei helfen, ihren Interessen mehr Nachdruck zu 
verleihen (Srivastana/Mainwaring 2022). Drittens verweisen die Erfahrungen 
chinesischer Akteur:innen auf die Bedeutung eines aktiven Engagements 
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in internationalen SDO. Trotz weiter bestehender Machtungleichheiten im 
Standardisierungswesen ermöglicht diese Beteiligung überhaupt erst eine 
Aneignung der formellen wie informellen Regeln der jeweiligen Organisatio- 
nen. 

Dennoch muss betont werden, dass Chinas wachsende Standardisie- 
rungsmacht per se keine egalitäreren Nord-Süd-Verhältnisse in der interna- 
tionalen Normung impliziert. Während es China gelang, die Abhängigkeit 
von technischen Standards des Globalen Nordens zu verringern, führt die 
Verankerung chinesischer Normen auf internationaler Ebene oder in bila- 
teral verhandelten Infrastrukturprojekten nicht notwendigerweise zu mehr 
Autonomie für Staaten im Globalen Süden. Durch die beschriebenen Lock- 
In-Effekte werden vielmehr neue Abhängigkeiten geschaffen. Das ist auch 
ein Grund dafür, dass Staaten entlang der »Neuen Seidenstraße« nicht im- 
mer dazu bereit sind, Standards chinesischer Unternehmen zu übernehmen 
(siehe etwa Xu et al. 2021). Abgesehen davon hat der gewachsene Einfluss 
Chinas bisher strukturell nichts an den ungleichen Machtverhältnissen in 
internationalen SDO geändert. 

Die Überwindung der Abhängigkeitsverhältnisse zwischen Globalem 
Norden und Süden in der internationalen Normung sollte daher bei Über- 
legungen zu einer gerechteren Weltwirtschaftsordnung der Zukunft - einer 
NIEO? - eine zentrale Rolle spielen. Anders als in der NIEO von 1974 sollten 
die fundamentale Bedeutung technischer Standards für die Weltwirtschafts- 
beziehungen sowie ihr Charakter als Machtressource in einer NIEO? klar 
adressiert werden. Darüber hinaus sollte eine NIEO” konkrete Vorschläge für 
Reformen des internationalen Standardisierungswesens erarbeiten. 

Die kritische Forschung zum Status quo der internationalen Normung 
bietet hierfür einige Ansatzpunkte: erstens eine proaktive Öffnung von Lei- 
tungsgremien in internationalen SDO für Teilnehmer:innen aus dem Globalen 
Süden sowie eine stärkere Förderung ihres aktiven Engagements bei der kon- 
kreten Standardisierungsarbeit. Neben der Bereitstellung entsprechender 
finanzieller Ressourcen sollte dies auch eine Ausweitung entsprechender 
Ausbildungsprogramme umfassen - gemeinsam mit erfahrenen Expert:in- 
nen aus dem Bereich der internationalen Normung (Wood 2012). Zweitens 
sollte die Regulation standardessenzieller Patente überdacht werden. Um den 
Einfluss von Profitinteressen auf die Ausarbeitung von Standards abzuschwä- 
chen und die ökonomische Abhängigkeit des Globalen Südens zu reduzieren, 
ist etwa die Einführung eindeutiger Preisobergrenzen bei Lizenzgebühren 
überlegenswert (Ernst 2017). Drittens sollte - und das ist der grundlegendste 
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Punkt - die Festlegung technischer Standards nicht primär miteinander kon- 
kurrierenden (Privat-)Unternehmen überlassen werden. Stattdessen sollten 
noch mehr Anstrengungen unternommen und Anreize geschaffen werden, um 
für eine heterogenere Zusammensetzung von Normungsgremien zu sorgen 
und die Transparenz von Aushandlungsprozessen zu erhöhen. Nicht profit- 
orientierte, zivilgesellschaftliche Organisationen und Wissenschaftler:innen 
sollten stärker eingebunden und die Aufbereitung entscheidungsrelevanter 
Informationen stärker vorangetrieben werden - etwa durch entsprechende 
finanzielle Förderungen (Teleanu 2021). Gerade weil in technischen Standards 
immer auch politische und ethische Werte ein- und festgeschrieben werden, 
gilt es, Bedingungen dafür zu schaffen, dass über Technologien der Zukunft 
auf Basis einer breiteren gesellschaftlichen Partizipation im Globalen Norden 
und Süden entschieden wird. 
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Das TRIPS-Abkommen und koloniale Kontinuitäten 
in der Pandemiepolitik 
Ein Interview mit Eric Otieno Sumba 


Alex Veit 


Bis in die 1990er Jahre gab es im internationalen Handel kaum eine Regulie- 
rung geistiger Eigentumsrechte, diese wurden in einzelnen bilateralen Verträ- 
gen ausgehandelt. Das änderte sich 1994 mit dem Abkommen zu »Trade Rela- 
ted Aspects ofInternational Property Rights« (TRIPS). Das Abkommen soll un- 
ter anderem sicherstellen, dass Inhaber:innen von Patenten vom Handel mit 
Produkten profitieren können, die auf diesen Patenten aufbauen. Allerdings 
steht das TRIPS-Abkommen auch in der Kritik: Die asymmetrischen Machtbe- 
ziehungen des globalen Handels zeigen sich auch und besonders bei der Regu- 
lierung geistigen Eigentums - insbesondere im Bereich der Medizinprodukte. 
Das zeigte sich zuletzt bei der HIV-Pandemie, und erneut auch in Verteilung 
der Covid-19-Impfstoffe. 


Alex Veit: Herr Otieno Sumba, was ist das TRIPS-Abkommen? 


Eric Otieno Sumba: Das Abkommen wurde 1994 in Marrakesch geschlossen. 
Es war ein Teil des Gründungsvertrags der Welthandelsorganisation (WTO). 
Sein Zweck war es, alle handelsrelevanten Aspekte geistiger Eigentumsrechte 
international zu regeln und so zu vereinheitlichen. Zuvor gab es einen Flicken- 
teppich unterschiedlicher Regelungen im Rahmen des »General Agreement on 
Trade and Tariffs« (GATT). Der Grundgedanke von GATT, WTO und TRIPS war 
und ist der Freihandel - also der Abbau von Handelsbarrieren. Im Rahmen von 
GATT musste im konkreten Einzelfall häufig nachverhandelt werden, weil die 
Regelungen viel zu allgemein gehalten waren. Beispielsweise musste für je- 
des einzelne Medikament mit jedem Staat der Welt jeweils ein eigener Ver- 
trag abgeschlossen werden, der die Patente und ähnliche Fragen weiter re- 
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gelt. Das TRIPS-Abkommen machte es erstmals möglich, alle Eigentumsrech- 
te weltweit mit nur einem Vertrag zu sichern. 


Alex Veit: Wie wichtig ist das TRIPS-Abkommen für die Weltwirtschaftsordnung? 


Eric Otieno Sumba: Es wird immer wichtiger. 1994 war es eher vorausschau- 
end (Tyfield 2008). Mit der heutigen Rolle des Internets und globaler Liefer- 
ketten gewannen Patente und andere Arten geistigen Eigentums immer mehr 
an Bedeutung. Wir reden hier von Gütern und Dienstleistungen etwa in den 
Bereichen Musik, Film oder Software — die ganzen Streamingdienste. Medi- 
kamente sind nur ein Bereich unter vielen, in dem geistige Eigentumsrechte 
greifen. 


Alex Veit: Sie sagen, das TRIPS-Abkommen bedeute eine Umdeutung geistiger Eigen- 
tumsrechte - weg von der Diplomatie hin zu rechtlichen und technokratischen Aspekten. 
Was meinen Sie damit? 


Eric Otieno Sumba: Es war tatsächlich eine Umdeutung: Vor dem TRIPS- 
Abkommen waren geistige Eigentumsrechte im multilateralen Handel eher 
Gegenstand pragmatischer und bedürfnisorientierter Verhandlungen. Dabei 
ging es diplomatischer zu; die Verhandlungen hatten häufig einen politischen 
und keinen explizit rechtlichen oder technokratischen Charakter. Wenn ein 
Staat bestimmte Klauseln vom GATT nicht in Anspruch nahm, etwa weil es 
im Land keinen Streamingdienst gab, musste er sich auch nicht weiter mit 
den Regelungen dazu auseinandersetzen. Wenn ein Unternehmen in diesem 
Land bestimmte Güter oder Dienstleistungen anbieten wollte, war es seine 
Aufgabe, mit diesem Staat über seine Patentrechte zu verhandeln. Außerdem 
war GATT nicht im Völkerrecht verankert. Das bedeutete unter anderem, dass 
es keine negativen Konsequenzen gab für Staaten, die keine Verhandlungen 
wollten. Das ist bei TRIPS anders. 


Alex Veit: Mit TRIPS wurden solche Handelsbeziehungen dann vereinheitlicht - mit 
Erfolg? 


Eric Otieno Sumba: Die Globalisierung geistiger Eigentumsrechte durch das 
TRIPS-Abkommen hat den Handel mit geistigem Eigentum voreilig pauschali- 
siert. Dabei wurde nicht zwischen Industrie- und Entwicklungsländern unter- 
schieden - das Abkommen sollte für alle gleichermaßen gelten. Erst im zwei- 
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ten oder dritten Schritt merkte man, dass das nur bedingt funktioniert. Aber 
selbst dann versuchte man weiter, die Regelungen überall gleich anzuwenden. 
Die Umsetzung scheiterte aber unter anderem an der Vielzahl höchst unter- 
schiedlicher Zollsysteme auf der Welt. Viele davon funktionierten nur aufdem 
Papier - die Praxis sah oft vollkommen anders aus. Eine weltweite Standardi- 
sierung geistiger Eigentumsrechte war da nur sehr schwer umzusetzen. 


Alex Veit: Wie wurde die Vereinheitlichung dennoch erreicht? 


Eric Otieno Sumba: Ein wesentliches Merkmal von Freihandelsabkommen 
wie TRIPS ist die Möglichkeit, gegen Verstöße vor Schiedsgerichten zu klagen. 
Ende der 1990er Jahre klagten einige Tabakhändler, die versucht hatten, den 
Verkauf ihrer Produkte auf bestimmten Märkten zu forcieren, etwa indem 
sie versuchten, Regierungen dazu zu bringen, bestimmte Regelungen zu 
respektieren. Neben TRIPS sind das auch Regelungen, die das Abkommen 
ergänzen (sogenannte TRIPS Plus). Auch Pharmaunternehmen klagten, un- 
ter anderem in Südafrika (siehe Mbali 2013). Dadurch entstand bei einigen 
Staaten Angst vor solchen Klagen. Viele Staaten übernahmen deshalb geistige 
Eigentumsrechte in ihr nationales Recht, auch wenn das ihren Interessen 
widersprach. Das war insbesondere bei Medikamenten der Fall: Länder ohne 
eigene Pharmaindustrie verpflichteten sich, Medikamente zum Originalpreis 
aus dem Ausland zu importieren und zu vertreiben. Man kann also sagen: um 
den Standards zu entsprechen, die TRIPS und der WTO vorgegeben - und 
damit vor Klagen durch Unternehmen sicher zu sein - sahen sich diese Lander 
gezwungen, wirtschaftlich unvorteilhaft zu handeln. 


Alex Veit: Sie kritisieren also einerseits den vorauseilenden Gehorsam vieler Entwick- 
lungsstaaten, andererseits aber auch die Machtverschiebung zugunsten transnationaler 
Konzerne, zu der das TRIPS-Abkommen geführt hat? 


Eric Otieno Sumba: Ja, was erheblich gestärkt wurde, sind die Möglichkeiten 
transnationaler Unternehmen, ihre Produkte international zu vertreiben, oh- 
ne sich mit den Spezifika der jeweiligen Märkte auseinanderzusetzen zu müs- 
sen. Mit dem TRIPS-Abkommen gab es eine Regelung für alles - man musste 
also nicht mehr gucken, welche Regelungen beispielsweise für Entwicklungs- 
länder besonders sinnvoll wären. Dabei taten die Macher:innen des TRIPS- 
Abkommens einfach so, als würden alle Märkte wie westliche Märkte funk- 
tionieren, was natürlich nicht der Fall ist. Von einem vorauseilenden Gehor- 
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sam der Entwicklungsstaaten kann man aber nur bedingt reden. Strukturell 
hatten diese in der damaligen multilateralen Ordnung keine Chance, sich zu 
wehren (Getachew 2019). Sie hatten die Wahl zwischen einer Mitgliedschaft 
in der WTO - inklusive TRIPS - oder einem faktischen Ausschluss aus dem 
Welthandel. Trotzdem hätten viele Staaten kluge niedrigschwellige Gesetzes- 
instrumente schaffen können, um den Einfluss von TRIPS aufihre Märkte zu 
reduzieren, beispielsweise Einfuhrquoten für bestimmte Produkte. Aber so et- 
was muss lange im Voraus ausgehandelt und implementiert werden. Wenn ein 
Notfall bereits eingetreten ist, haben oft andere Dinge Priorität. Das hat auch 
mit Regierungskapazitäten zu tun und mit der Unfähigkeit vieler Regierun- 
gen, Fachleute an sich zu binden oder für diese attraktiv genug zu sein. 


Alex Veit: Vorher mussten die Unternehmen immer verhandeln, richtig? 


Eric Otieno Sumba: Genau. An der Grenze wurde geklärt, wie ein bestimmtes 
Gut vertrieben werden kann, welche Lizenzgebühren zu zahlen seien und so 
weiter. Diese Verhandlungen waren für die Entwicklungsländer vom Prinzip 
hervorteilhafter, weil sie die Chance hatten, dabei für sich bessere Konditionen 
zu erreichen. Seit dem TRIPS-Abkommen müssen Unternehmen nicht mehr 
verhandeln, weil sie jederzeit gegen einzelne Staaten klagen können. TRIPS 
zielte darauf ab, Verhandlungen im Einzelfall überflüssig zu machen. Das ist 
an sich erst mal gut - allerdings nur, solange vorher alle einvernehmlich die 
Konditionen für fair befunden haben. Und genau das ist bei TRIPS nicht pas- 
siert. Wenn heutzutage ein Staat den Verkauf eines bestimmten Importgutes 
zu TRIPS-Konditionen nicht zulässt, droht ihm immer eine Klage des Unter- 
nehmens wegen Umsatzverlusten - also auf eine Entschädigung für die Ein- 
nahmen, die das Unternehmen hätte machen können, wenn der volle Patent- 
schutz und damit höhere Preise durchgesetzt worden wären. Dabei spielt es 
überhaupt keine Rolle, ob die Konditionen auf Basis des TRIPS-Abkommens 
im Einzelfall unfair sind oder nicht. De facto werden die Unternehmen also 
dazu ermutigt, ihre Produkte auf einem beliebigen Markt zu verkaufen. Da- 
bei erstellen sie eigene Umsatz- und Verkaufsprognosen, richten sich aber erst 
mal nach den nationalstaatlichen Regelungen für den jeweiligen Markt. Ist ihr 
Umsatz dann geringer, als er nach TRIPS-Regelungen gewesen wäre, können 
sie diese entgangenen Umsätze hinterher von dem jeweiligen Staat einklagen. 
Allein schon die Möglichkeit solcher Klagen, aber auch die Tatsache, dass west- 
liche Unternehmen in solchen Fällen schon tatsächlich geklagt haben, schüch- 
terte viele Staaten außerhalb Europas und den USA ein. 
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Alex Veit: Inwiefern werden mit dem TRIPS-Abkommen auch koloniale Traditionen 
fortgeschrieben? 


Eric Otieno Sumba: Es geht noch immer darum, Kapitalinteressen Zugang 
zu Märkten im Globalen Süden zu verschaffen - auch gegen deren Wider- 
stand. Bei den sogenannten Opiumkriegen im 19. Jahrhundert versuchte die 
britische Krone beispielsweise, sich gewaltsam den chinesischen Markt zu 
sichern. Heute gibt es zwar weniger Handelskriege, aber das bedeutet nicht, 
dass es keine (post-)kolonialen Ausbeutungsstrategien mehr gibt - sie sind 
nur schwerer zu erkennen. Heutzutage finden sie sich etwa in Richtlinien und 
Abkommen wie TRIPS. 

Wir sehen das insbesondere bei Verhandlungen ehemaliger europäischer 
Kolonien mit der Europäischen Union (EU). Seit der großen Unabhängig- 
keitswelle der 1960er Jahre gab es mehrere Verhandlungsrunden zwischen 
der EU-oder damals noch der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) - und Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifiks (AKP-Staaten). 
Anhand der Abkommen von Lomé (1975) und Cotonou (2000) kann man histo- 
risch nachzeichnen, wie bestimmte Regelungen platziert werden. Die Agenda 
der geistigen Eigentumsrechte etwa wurde im Lomé-Abkommen eingeführt 
und im Cotonou-Abkommen fortgeführt und gesteigert. 

Diese Verhandlungen laufen sehr unterschiedlich und sind sehr macht- 
durchwoben. Die EWG und später die EU übten dabei von Anfang an Druck 
aus, um bestimmte Positionen durchzusetzen. Wenn EU-Delegationen ge- 
gen Ende der Verhandlungen merkten, dass das nicht funktionierte, weil 
bestimmte Staaten sich querstellten, nutzten sie die Machttaktik »teile und 
herrsche«: Sie schickten unterschiedliche Verhandlungsteams in verschiedene 
Hauptstädte, um die Regierungsvertreter:innen vor Ort von den Plänen der 
EU für die jeweilige Volkswirtschaft zu überzeugen. Selbst wenn sich bei den 
gemeinsamen Verhandlungen mehrere Länder als Block den Forderungen der 
EU verweigerten, schlossen die EU-Delegationen ein paar Wochen später mit 
einzelnen Staaten Deals ab. Einzelne Entwicklungsländer veränderten dann 
mitunter ihre Position. Sie stimmten nun Punkten zu, die sie vorher - zu- 
sammen mit anderen - eindeutig abgelehnt hatten. Das führte dazu, dass es 
teilweise in Nachbarstaaten, etwa Staaten der Ostafrikanischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, unterschiedliche Regelungen gab. Das kann im regionalen 
Handel zu Problemen und Streit führen. Und die EU kann sich zurücklehnen 
und sagen: »Wenn Kenia keine Schnittblumen liefern will, fragen wir eben 
Äthiopien«. Europa ist es egal, von wem die Schnittblumen kommen, solange 
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die Konditionen aus seiner Sicht vorteilhaft sind. Aber Äthiopien kann nicht 
Nein sagen, wenn die EU im Gegenzug mit einem erweiterten Zugang zu eu- 
ropäischen Märkten lockt - selbst wenn die Konditionen, die Kenia abgelehnt 
hat, auch für Äthiopien unvorteilhaft sind. 


Alex Veit: Aber die sogenannten AKP-Verhandlungen und die Idee der Abkommen von 
Lome und Cotonou kommen doch aus der Zeit vor dem TRIPS-Abkommen? 


Eric Otieno Sumba: Richtig, sie wurden von TRIPS subsumiert. TRIPS war 
zu diesem Zeitpunkt State ofthe Art und diese früheren Abkommen aus den 
1970er Jahren (etwa das von Lomé) wurden entweder neu verhandelt oder 
gingen im Rahmen der WTO auf. Die Abkommen von Lomé und Cotonou be- 
deuteten für afrikanische Staaten einen vorteilhaften Sonderstatus im Handel 
mit Europa. Durch das TRIPS-Abkommen fiel dieser Sonderstatus weg. Die 
Verhandlungstaktiken der EU waren aber wie erwähnt auch schon vorher von 
kolonialen Machtbeziehungen geprägt. Mit freiem multilateralem Welthandel 
hatte das nichts zu tun. Dadurch hat sich zum Beispiel die Praxis etabliert, 
dass ehemalige Kolonien überwiegend mit ihren ehemaligen Kolonialmächten 
(ver)handeln, etwa Nigeria mit Großbritannien oder Senegal mit Frankreich. 
Mit den Abkommen wurden also koloniale Handelswege aufrechterhalten. 
Die Konditionen wurden so gestaltet, dass sie auch weiter fortbestehen. Al- 
so selbst wenn beispielsweise für Senegal der Handel mit Großbritannien 
eigentlich vorteilhafter wäre als mit der ehemaligen Kolonialmacht Frank- 
reich, gab es bestimmte Klauseln in den Lomé- und Cotonou-Abkommen, 
die das sehr umständlich gemacht haben. Bilateraler Handel war indirekt an 
bilaterale Entwicklungshilfe gekoppelt, da die Abkommen darauf abzielten, 
die AKP-Staaten in die Weltwirtschaft zu integrieren. Lomé und Cotonou 
waren eigentlich völkerrechtliche Handelsabkommen zwischen der EU und 
den AKP-Staaten. Sie wurden aber als Partnerschaftsabkommen gerahmt. 
Dabei sollten die durch den Kolonialismus entstandenen bilateralen »Part- 
nerschaften« weiter gestärkt und auf andere EU-Länder übertragen werden. 
Auf diese Weise wurden koloniale Verhältnisse in der Weltwirtschaftsordnung 
festgeschrieben. 


Alex Veit: Kommen wir auf die New International Economic Order (NIEO) aus den 
1970er Jahren zu sprechen: Die UN-Deklarationen zur NIEO sahen auch Regelungen 
zu Transfer und Distribution technologischen Wissens vor. Wie unterscheiden sich die 
Konzepte, die in der NIEO angedacht waren, vom heute geltenden TRIPS-Abkommen? 
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Eric Otieno Sumba: In der NIEO ging es tatsächlich darum, eine Art Au- 
genhöhe zwischen Staaten des Globalen Nordens und des Globalen Südens 
herzustellen - oder das zumindest anzustreben. Für die Staaten des Globalen 
Südens war es wichtig, dass ihre Souveränität geachtet wird, egal bei welchem 
Handelsabkommen. Ihnen war wichtig, dass Verhandlungen auf Augenhöhe 
stattfinden und dass sie nicht von größeren multinationalen Organisatio- 
nen überrumpelt werden können. Beim TRIPS-Abkommen sehen wir, dass 
bestimmte Hierarchien implizit festgeschrieben werden. Zum Beispiel sind 
multinationale Unternehmen in einer etwas besseren Position als bestimmte 
Nationalstaaten. Würde man das Ganze als Hierarchie beschreiben, dann 
wären ganz oben westliche Staaten, darunter multinationale Unternehmen 
und darunter dann Entwicklungsländer. 


Alex Veit: Kann man sagen, dass die NIEO die souveränen Rechte von Staaten beson- 
ders betonte und TRIPS hingegen vor allem private Eigentumsrechte? 


Eric Otieno Sumba: Das ist in der Tat ein wichtiger Unterschied. Bei TRIPS 
findet sich Eigentum bereits im Titel des Vertrages. Vor dem Abkommen waren 
geistige Eigentumsrechte wie etwa das Urheberrecht zwar handelsrelevant, 
aber nicht als Eigentum, sondern als Faktor bei der Berechnung von Zollbeiträ- 
gen. Das TRIPS-Abkommen führte zu einer diskursiven Verschiebung: Solche 
Rechte wurden nun als Eigentum festgeschrieben und waren nicht mehr nur 
ein handelsrelevanter Faktor. Das war ein Normierungsprozess, der darauf ab- 
zielte, geistiges Eigentum zu kommodifizieren. Das Neue an TRIPS war, dass 
Unternehmen ihre Gewinne und Verluste fortan auch auf der Grundlage ihres 
geistigen Eigentums berechnen konnten, und nicht nur auf Basis verkaufter 
Pharmaprodukte. Vorher wäre es Konzernen nicht möglich gewesen, vor Ge- 
richt zu argumentieren, dass sie wegen des angeblichen Diebstahls geistigen 
Eigentums Eigentum verloren oder Verluste gemacht haben. 


Alex Veit: Und wie wird so eine implizite Hierarchisierung vorgenommen? 


Eric Otieno Sumba: Europa und die USA setzen immer voraus, dass Freihan- 
delsabkommen, Handelsverträge oder Patentregelungen per se etwas Gutes 
sind. Auch bei TRIPS haben sie sich das Recht herausgenommen, zu entschei- 
den, was für die Weltwirtschaft gut sein soll. Bei den Verhandlungen zu dem 
Abkommen 1994 in Marrakesch fand keine wirkliche Diskussion darüber statt, 
für wen geistige Eigentumsrechte tatsächlich gut sind und für wen sie eher 
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verfänglich sind. Schon bei einer Art Vorverhandlung wurde in europäischen 
und amerikanischen Ministerien festgelegt, dass sie gut für die internationale 
Wirtschaft sind. In Marrakesch ging es dann nur noch darum, wie das umge- 
setzt werden soll - für die Frage, ob das alles überhaupt fair ist, blieb nicht viel 
Zeit. Die Verhandlungen in Marrakesch waren also im Prinzip eine Art Thea- 
ter: Sie sollten das legitimieren, was die entscheidenden Akteur:innen vorher 
ohnehin schon besprochen hatten. Die Verhandlungen dort waren aber nicht 
legitim, weil das, was auf den Verhandlungstisch kam, eben meist vorher in 
europäischen Hauptstädten schon genau bestimmt worden war - und zwar 
nicht auf transparente Weise. Häufig ist bei solchen Verhandlungen noch 
nicht einmal nachvollziehbar, woher die einzelnen zu verhandelnden Inhalte 
genau kommen. TRIPS ist da eine Ausnahme - da wusste man zumindest, 
dass US-amerikanische Pharmaverbände in den 1980er und 1990er Jahren 
Druck aufihre Regierung ausgeübt hatten. 


Alex Veit: In der Tat sind Patente auf Arzneimittel und Medikamente ja ein besonders 
wichtiger Teil des TRIPS-Abkommens. Weshalb spielen sie so eine grofe Rolle? 


Eric Otieno Sumba: Pharmaunternehmen waren 1994 — beim Abschluss von 
TRIPS - langst als internationale Akteur:innen und als multinationale Konzer- 
ne etabliert. Aber sie konnten damals weit weniger Gewinne mit Auslandsver- 
käufen erzielen als heute. Denn sobald ihre Medikamente eine Grenze passier- 
ten, wurden zwar Ein- und Ausfuhrzölle erhoben, aber die Hersteller konnten 
den Preis nicht mehr festlegen. Nach ein paar Jahren sanken die Preise unwei- 
gerlich ab: Entweder ging die Nachfrage zurück oder es kamen bessere Kon- 
kurrenzprodukte auf den Markt. Im TRIPS-Abkommen sahen Pharmaunter- 
nehmen eine strukturelle Möglichkeit, dieses Problem nachhaltig zu lösen. 


Alex Veit: Aber das sind doch die Bedingungen des freien Marktes! 


Eric Otieno Sumba: Ja, aber US-amerikanische Verbände machten ihrer Re- 
gierung in den 1980er und 1990er Jahren deutlich, dass es für sie ein sehr gro- 
Ser Verlust ist, weil sie zwar sehr viel exportieren, aber nicht so viel Gewinn da- 
mit machen. Mithilfe der Patente wollten Pharmaunternehmen auch im Aus- 
land stabile Preise fiir ihre Medikamente erzielen. Ihr Plan war, nicht mehr 
nur das Medikament zu verkaufen, sondern zusätzlich eine Art zeitlich be- 
fristete Lizenzgebühr für das geistige Eigentum an dem Medikament zu er- 
heben. Durch eine Preisbindung ließ sich das nicht reglementieren, die konn- 
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ten die Hersteller im Ausland nicht durchsetzen. Stattdessen wurde mit dem 
TRIPS-Abkommen ein Rahmen zur internationalen Regulierung geschaffen. 
Dabei war von Anfang vorgesehen, dass Unternehmen bei Verstößen Staaten 
verklagen können. Damit sollten für Unternehmen die Risiken von Auslands- 
investitionen so gering wie möglich gehalten werden. Der Handelsbeauftragte 
der USA diskutierte den Vorschlag mit der EWG. Schließlich befand er ihn für 
gut genug, um ihn in die WTO einzubringen - und zwar direkt als völkerrecht- 
lichen Vertrag, der an die WTO-Mitgliedschaft gekoppelt war. Das ist wichtig 
zu betonen, denn solche völkerrechtlichen Verträge sind für alle Staaten bin- 
dend. Diese völkerrechtliche Festschreibung geistiger Eigentumsrechte ist ein 
Schritt, der häufig übersehen wird. Dabei ist es eigentlich ein krasser Eingriff 
in die Souveränität von Staaten - vor allem wegen der erwähnten Klageoption. 


Alex Veit: Das TRIPS-Abkommen wurde später weiterentwickelt. Worum ging es da- 
bei? 


Eric Otieno Sumba: 2001 kam ergänzend die sogenannte Doha-Erklärung 
dazu. Bei einer sogenannten Entwicklungsrunde der WTO-Verhandlungen 
in Doha wollten sich insbesondere Entwicklungsländer vergewissern, dass 
die WTO auch entwicklungsrelevante Aspekte des Welthandels berücksich- 
tigt. Sie pochten darauf, dass Rahmenverträge wie die TRIPS-Abkommen 
nicht dazu genutzt werden, die jungen, oft noch nicht wettbewerbsfähigen 
Ökonomien einiger Entwicklungsländer wieder auszubeuten. In der Doha- 
Erklärung einigte man sich darauf, dass Entwicklungsaspekte bei WTO- 
Verhandlungen immer eine Rolle spielen sollten. Die Vertreter:innen der 
Entwicklungsländer versuchten deutlich zu machen, dass WTO-Regelun- 
gen nicht für alle Staaten gleichermaßen gelten können, weil verschiedene 
Staaten in der Weltwirtschaft aufgrund der historischen Gegebenheiten sehr 
unterschiedlich aufgestellt sind. Wenn ein Land beispielsweise keine Pharma- 
industrie hat, sollte es ihm möglich sein, so eine Industrie aufzubauen. Dazu 
waren aber Ausnahmen von den Freihandelsregelungen notwendig. Auch im 
Falle von Epidemien oder Pandemien sollte es Staaten möglich sein, für einen 
begrenzten Zeitraum Medikamente aus dem Ausland zu importieren und zu 
verteilen, ohne die Patentregeln beachten zu müssen. 


Alex Veit: Während der Coronapandemie wurde darüber hinaus die Möglichkeit von 
Ausnahmen vom TRIPS-Abkommen diskutiert- der sogenannte TRIPS-Waiver. Was 
ist das? 
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Eric Otieno Sumba: Der TRIPS-Waiver wurde informell durch die Doha-Er- 
klärung von 2001 eingeführt, formell dann mit der davon abgeleiteten TRIPS- 
Erweiterung 2005: Im Falle von Pandemien oder Epidemien ist es Staaten seit- 
dem prinzipiell möglich, Patente kurzzeitig auszusetzen, um die Pandemie 
bekämpfen zu können. Das gilt für pharmazeutische Produkte, also nicht nur 
für Medikamente, sondern auch für sämtliche Produkte, die für deren Ent- 
wicklung und Vertrieb notwendig sind. Das Ziel der Verhandlungen in Do- 
ha war eine schnelle und effektive Verteilung von Medikamenten. Das war ei- 
ne Folge der Erfahrungen mit HIV: Es dauerte etwa 10 Jahre, bis HIV-Medi- 
kamente aus dem Globalen Norden im Globalen Süden angekommen waren. 
Das lag nicht daran, dass Therapien nicht vorhanden oder ein Transport nicht 
möglich gewesen wären. Patentregelungen haben verhindert, dass es schnel- 
ler ging. Südafrika versuchte damals, diesen Prozess zu beschleunigen: 1996, 
also zwei Jahre nach dem TRIPS-Abkommen, wurde im südafrikanischen Par- 
lament ein Gesetzesentwurf vorgelegt, demzufolge die Regierung die Patente 
kurzzeitig aussetzen kann, um den rasanten und besorgniserregenden Anstieg 
an HIV-Infektionen mit Medikamenten zu begrenzen. Sobald der Gesetzent- 
wurf vorlag, verklagten Pfizer und 41 weiteren Pharmaunternehmen die süd- 
afrikanische Regierung. Südafrika hat noch nicht mal tatsächlich damit be- 
gonnen, Medikamente zu verteilen, sondern nur einen diesbezüglichen Vor- 
schlag gemacht. 


Alex Veit: Was für Medikamente wollte die südafrikanische Regierung denn verteilen? 


Eric Otieno Sumba: Südafrika wollte einerseits Medikamente importieren 
und andererseits selbst welche entwickeln. Zum einen wollte die Regierung 
einen sogenannten Parallelimport erlauben, eine Einfuhr sowohl von Marken- 
medikamenten als auch von Generika, also günstigeren Kopien. In der Regel 
ist so ein Parallelimport im Rahmen von TRIPS gar nicht zulässig. Laut dem 
Abkommen hat ein Markenmedikament die ersten 20 Jahre nach Zulassung 
ein Exklusivrecht auf den Markt. Erst danach dürfen Generika auf diesen 
Markt kommen. Zum anderen räumte die Regierung südafrikanischen Phar- 
maunternehmen die Möglichkeit ein, mittels sogenanntem reverse engineering 
Kopien der Originalmedikamente zu erstellen. Lokale Unternehmen sollten 
also die Generika herstellen, die es eigentlich noch nicht geben durfte - genau 
das sollte durch das Gesetz legalisiert werden. Und das hätte natürlich das 
Patent zerstört. 
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Alex Veit: Das führte also zu einer Klage. Wo wurde die verhandelt? 


Eric Otieno Sumba: Das war vor dem höchsten südafrikanischen Gericht. 
Pfizer hatte damals ein Büro in Südafrika. Zusammen mit 41 weiteren Phar- 
maunternehmen klagten sie gegen die südafrikanische Regierung. Dagegen 
richteten sich massive Proteste der südafrikanischen Zivilgesellschaft, allen 
voran der »Treatment Action Campaign« (TAC). Auch international riefen 
diese Proteste vielen erstmals ins Bewusstsein, zu was Abkommen wie TRIPS 
führen können: Dass Pharmaunternehmen durch Klagen verhindern können, 
dass kranke Menschen dringend benötigte Medikamente bekommen. Pfizer 
bot damals an, seine Medikamente eine Zeit lang günstiger zu verkaufen, 
bestand aber darauf, die Patente aufrechtzuerhalten. 


Alex Veit: Und hatte Pfizer damit Erfolg? 


Eric Otieno Sumba: Die Aktivist:innen der TAC haben das abgelehnt und 
meinten, es sei inakzeptabel, dass den Pharmaunternehmen der Profit aus 
ihren Patenten so wichtig ist, dass sie dafür Menschen sterben lassen. Aber 
zu einer gerichtlichen Entscheidung kam es nicht: Einen Tag vor der Anhö- 
rung zog Pfizer die Klage zurück - auch wegen der massiven Proteste. In der 
Folge konnte Südafrika ein, zwei Jahre lang die Medikamente verteilen und 
Generika importieren. 


Alex Veit: Das heißt, die Patente durften ausgesetzt werden? 


Eric Otieno Sumba: Das war kein Präzedenzfall für die ganze Welt, sondern 
galt nur für Südafrika. Das bedeutet, dass jedes andere Land, das solch eine 
Regelung will, den gleichen Prozess durchlaufen muss. Das ist genau die Krux: 
TRIPS gilt weltweit. Einzelne Länder können das TRIPS-Abkommen heraus- 
fordern, aber das gilt dann nur für dieses eine Land. Für alle anderen Län- 
der gilt TRIPS dann weiterhin. Die Richter:innen des südafrikanischen Ge- 
richts hatten die herausragende politische Bedeutung und die internationa- 
le Signalwirkung des Prozesses begriffen. Dementsprechend hatten sie sogar 
Vertreter:innen der TAC als amicus curiae’ zum Verfahren geladen. In anderen 


1 Ein amicus curiae (wörtlich Freund des Gerichts) ist in einem Gerichtsverfahren eine un- 
beteiligte, aber nicht unbedingt unabhängige, oftmals sachkundige Person oder Grup- 
pe, die vom Gericht zu Streitfragen angehört wird. 
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Ländern mit weniger verlässlichen demokratischen Institutionen oder Betei- 
ligungsstrukturen wäre das Verfahren vermutlich ganz anders ausgegangen. 


Alex Veit: Sind Generika für die HIV-Behandlung außerhalb Südafrikas noch immer 
nicht verfügbar? 


Eric Otieno Sumba: Generika sind jetzt mehr oder weniger verfügbar, aber 
nur weil Länder wie Thailand, Brasilien und Indien sich ein System überlegt 
haben, wie die Strafen bezahlt werden können, die laut dem TRIPS-Abkom- 
men für die Erzeugung von Generika fällig werden. Die Strategie besteht dar- 
in, diese Strafen als Teil der Herstellungskosten zu betrachten und komplett 
an die Konsument:innen weiterzugeben. Das erhöht zwar den Preis, aber den- 
noch sind die Generika für Konsument:innen immer noch günstiger als die 
Originalmedikamente. 


Alex Veit: Die TRIPS-Strafen werden also tatsächlich gezahlt? Verdienen dadurch 
nicht Pharmaunternehmen an den Generika anderer Hersteller? 


Eric Otieno Sumba: Ja! Es gibt indische Pharmaunternehmen, die sich auf die 
Produktion von Generika spezialisiert haben und damit Profit machen. Sie be- 
liefern den kompletten Globalen Süden mit Medikamenten, bei denen westli- 
che Unternehmen kein Interesse an einem Vertrieb in diesen Regionen haben. 
Zwar bevorzugen einige Menschen Markenmedikamente, und wer dazu in der 
Lage ist, kauft sie auch. Aber die Mehrheit der Menschen und die öffentlichen 
Gesundheitssysteme im Globalen Süden können sich unmöglich Markenprä- 
parate leisten. Doch auch Generika sind für sehr viele Menschen im Globalen 
Süden oft nicht bezahlbar. 


Alex Veit: Aber heißt das nicht, dass viele Kranke gar keine Medikamente erhalten, 
wenn die lokalen Gesundheitssysteme oder die Menschen selbst sie nicht bezahlen kön- 
nen? 


Eric Otieno Sumba: Genau so ist es. Medikamente und andere Pharmaer- 
zeugnisse, etwa Impfstoffe, sind im Globalen Süden ohnehin häufig viel teurer 
als im Globalen Norden, weil sie dort nicht staatlich subventioniert werden 
(Sullivan 2021). Trotzdem gibt es häufig ein Parallelsystem, das bestimmte 
Länder der Welt mit Generika versorgt, obwohl das streng genommen illegal 
ist - etwain Indien, Thailand und Brasilien (Sunder Rajan 2017). Es ist eine Art 
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Grauzone: Die Unternehmen zahlen ja Bußgelder entsprechend der TRIPS- 
Verordnung, aber diese Strafe gilt nur für das Land der Herstellung. Nach 
Zahlung einer solchen Strafe ist es innerhalb des jeweiligen Staates recht- 
lich in Ordnung, das entsprechende Generikum zu vertreiben. Doch sobald 
dasselbe Medikament exportiert wird, entsteht ein neuer TRIPS-Fall. Wenn 
beispielsweise ein Medikament aus Indien in Kenia ankommt, muss Kenia 
prinzipiell jederzeit damit rechnen, vom Hersteller des Originalmedikaments 
verklagt zu werden, weil es Kopien in Umlauf bringt. 


Alex Veit: Sollte die Doha-Erklärung von 2001 nicht genau für diesen Fall Ausnahmen 
ermöglichen? 


Eric Otieno Sumba: Ja, die Doha-Erklärung sollte Ausnahmen schaffen. Aber 
der darin festgelegte sogenannte TRIPS-Waiver bedeutet nur eine kurzzeitige 
Aussetzung der TRIPS-Erklärung. Das Wort kurzzeitig wurde aber nicht näher 
definiert und ist somit reine Auslegungssache. Eine Auslegung wäre: nur für 
die »heiße Phase« einer Pandemie oder bis eine Krankheit endemisch wird. Im 
Falle von HIV/AIDS könnte jedes Pharmaunternehmen vor Gericht argumen- 
tieren, dass es keine pandemische Lage mehr gibt und das TRIPS-Abkommen 
deshalb wieder greifen muss. Bei Covid-19 ist es genauso, obwohl die Mehrheit 
der Menschheit kein einziges Mal dagegen geimpft wurde (Beaumont 2020). 
Mit anderen Worten: Solche pandemischen Lagen sind sehr schwer zu definie- 
ren. Gerade weil Medikamente oder Impfstoffe in westlichen Staaten so früh 
verteilt werden, kann eine Pandemie in diesem Teil der Welt schon beendet 
sein, während sie in anderen Teilen der Welt noch immer anhält. 


Alex Veit: Die Ausnahme gilt aber nur für eine pandemische Lage, nicht für epidemi- 
sche Lagen? 


Eric Otieno Sumba: Man könnte ja sagen, dass Covid-19 in Europa endemisch 
geworden ist. Für viele andere Teile der Welt lässt sich das aber nicht genau 
sagen, da fehlen zum Teil verlässliche Zahlen. Tatsache ist aber, dass sehr viele 
Menschen auf der Welt noch nicht gegen Covid-19 geimpft wurden und auch 
nicht mehr geimpft werden. Für sie bleibt Covid-19 genauso tödlich wie es 
2020 in Italien war (Lee 2020; Otieno Sumba 2021). Das heißt, dass Covid-19 
global betrachtet noch immer eine Pandemie ist, auch wenn die Krankheit 
in bestimmten Teilen der Welt endemisch geworden ist. Rechtlich gesehen 
haben wir es mit einer Grauzone zu tun, die Pharmaunternehmen nutzen 
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können, um zu argumentieren: »Es gibt ja keine pandemische Lage mehr und 
damit keine Grundlage für die Aussetzung von TRIPS.« 


Alex Veit: 2020 wollten Südafrika und Brasilien einen TRIPS-Waiver für die Co- 
vid-19-Impfstoffe. So etwas muss die WTO-Versammlung entscheiden. Wer in der 
WTO war dafür und wer dagegen? 


Eric Otieno Sumba: Aufeiner rhetorischen Ebene sprachen sich ziemlich viele 
Regierungsvertreter:innen dafür aus, inklusive US-Präsident Joe Biden. Als es 
aber zur Abstimmung kam, stimmte etwa die EU dagegen. Ihr Argument war, 
dass dadurch Innovation gefährdet würde. Dieses Argument wurde auch bei 
Diskussionen in Deutschland oft gebracht, dabei hat die Entwicklung der Co- 
vid-19-Impfstoffe so deutlich wie nie zuvor gezeigt, dass die teuren Entwick- 
lungsprozesse für Medikamente oftmals öffentlich finanziert werden: Astra- 
Zeneca, BioNTech und ähnliche Unternehmen haben für die Entwicklung von 
Impfstoffen sehr, sehr viel Geld erhalten - von der EU, vom Vereinigten König- 
reich oder von Deutschland. Ohne diese staatlichen Gelder wäre die Entwick- 
lung gar nicht so schnell möglich gewesen. Dasselbe gilt für viele andere Medi- 
kamente. Die meisten Universitäten und Forschungsinstitute in Deutschland 
sind öffentlich finanziert. Dort werden die Grundlagen für die Entwicklung ei- 
nes Medikaments erforscht. Erst wenn dieses markttauglich ist, kaufen Unter- 
nehmen diese Grundlagenforschung und entwickeln sie weiter. Ein Großteil 
der Medikamentenentwicklung basiert also auf öffentlichen Geldern. Daher 
gibt es für die Unternehmen eigentlich keinen Grund, unter Hinweis auf die 
Entwicklungskosten auf ihre Profite zu pochen. Außerdem verwenden Phar- 
maunternehmen einen Großteil ihrer Budgets für Marketing. Insofern ist es 
ein vielfach widerlegtes Scheinargument, dass TRIPS-Waiver Innovation ge- 
fährden würde. Ein weiteres Argument für Ausnahmen von TRIPS ist, dass 
gegen viele seit Langem bekannte Krankheiten gar keine Medikamente entwi- 
ckelt werden - hier gibt es also gar keine Innovation. Gegen Malaria haben wir 
seit etwa 20 Jahren kein neues Medikament, gegen Tuberkulose und Schlaf- 
krankheit auch nicht. Viele HIV-Medikamente, die im Globalen Süden verfüg- 
bar und bezahlbar sind, sind veraltet. Es gibt also sehr viele Bereiche, in de- 
nen wirklich Forschungsbedarf besteht, wo aber relativ wenig passiert. Auch 
da stimmt es einfach nicht, dass Patente zu mehr Innovation führen würden: 
Besonders bei Krankheiten, die hauptsächlich im Globalen Süden auftauchen, 
tritt die Forschung seit Jahren auf der Stelle oder kommt nur schleppend vor- 
an. 


Alex Veit/Eric Otieno Sumba: Das TRIPS-Abkommen und koloniale Kontinuitäten 


Alex Veit: Liegt das denn an Patenten oder fehlt es hier an öffentlich finanzierter For- 
schung? 


Eric Otieno Sumba: Es fehlt der Wille! Die Finanzierung fehlt nicht unbe- 
dingt, es gibt diverse Malaria-Pilotprojekte, die öffentlich finanziert werden. 
Die schaffen es auch bis zur Marktreife, aber genau ab dem Punkt, ab dem 
die öffentliche Förderung nicht mehr verfügbar ist, werden die Projekte 
nicht weiterverfolgt. Das zeigt ganz deutlich, dass viele Unternehmen bei der 
Grundlagenforschung gerne mitmischen, solange sie subventioniert wird. 
Aber bei der Marktentwicklung, also sobald irgendein Risiko besteht, etwa 
dass die Medikamente sich nicht gut genug verkaufen, sind diese Unterneh- 
men kaum noch bereit, sich mit diesen Krankheiten zu beschäftigen. Das ist 
natürlich ein massives Problem. Der Innovationswille ist doch sehr stark an 
Geld gekoppelt. Gleichzeitig sind Pharmaunternehmen in politischen Dis- 
kussionen stets die Ersten, die für sich in Anspruch nehmen, im Sinne des 
Gemeinwohls zu handeln. 


Alex Veit: Mal angenommen, es gäbe ein neues Konzept für eine gerechtere Weltwirt- 
schaftsordnung, eine Art NIEO?. Wie müsste dann aus Ihrer Sicht eine Regelung für Arz- 
neimittel aussehen? 


Eric Otieno Sumba: Es wäre gut vorstellbar, dass Patentregelungen für neue 
Medikamente entweder gar nicht oder erst nach 10 Jahren greifen. Die Ent- 
wicklung müsste so transparent sein, dass alle genau ausrechnen können, wie 
viel öffentliche Gelder ein Pharmaunternehmen bekommen hat. Aber vor al- 
lem dürften Patentregelungen nicht für die ersten 20 Jahre gelten, sondern 
erst nach 10 Jahren. Auf diese 10 Jahre freie Verfügbarkeit können dann mei- 
netwegen 20 Jahre Patentschutz folgen. Ein Unternehmen würde also in den 
ersten 10 Jahren nicht viel an einem Medikament verdienen. Dafür könnte es 
umso effektiver dazu beitragen, Krankheiten zu bekämpfen - etwa während 
einer akuten Pandemie. Danach kann das Unternehmen das patentierte Pro- 
dukt dann mit mehr Gewinn verkaufen, wenn es das für sinnvoll hält — etwa bei 
Impfstoffen. Ideal wäre natürlich, wenn die Entwicklung von Medikamenten 
dauerhaft komplett offen zugänglich bliebe - schließlich ist sie ja zu großen 
Teilen öffentlich finanziert. 


Alex Veit: Weshalb passiert das nicht schon? 
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Eric Otieno Sumba: Dagegen wird unter anderem argumentiert, dass die 
Steuerzahler:innen in Europa nicht die Gesundheit der ganzen Welt finan- 
zieren könnten. Allerdings hat Covid-19 uns deutlich gezeigt, dass es nichts 
bringt, Europa durchzuimpfen, während ein Großteil der Menschheit keinen 
Zugang zu Impfungen hat. Das Argument wird immer wieder vorgebracht, 
dabei wissen wir: Irgendwo könnte gerade die nächste Covid-19-Variante 
entstehen, sich ausbreiten und alle —- auch in Europa - um zwei Jahre oder 
mehr zurückwerfen. Dieses Risiko wird verdrängt. Aber Krankheiten ma- 
chen nun mal keinen Halt vor Grenzen, das ist das eine. Das andere ist, 
dass medizinische Forschung und die Entwicklung neuer Medikamente kein 
Businessmodell sind wie bei einem Start-up, das nur ein kleiner Kreis schnell 
gelangweilter Investor:innen oder zahlungskräftiger Kund:innen finanzieren 
kann. Dem widerspricht allein schon der hohe Anteil öffentlicher Gelder 
bei der Entwicklung. Beide Argumente zeigen, dass wir ein solidarischeres 
System zur Medikamentenentwicklung brauchen. Das müsste dann auch 
ein Stück weit gemeinsam getragen werden. Das wäre dann nicht mehr nur 
EU, sondern ein solidarischer Fonds, in den die ganze Welt einzahlt und 
zu dem auch die ganze Welt Zugang hat. Das heißt, auch internationale 
Organisationen wie die Weltgesundheitsorganisation (WHO) müssten das 
mit vorantreiben. Schon in den 1970er Jahren gab es den Vorschlag, einen 
Fonds einzurichten, der medizinische Forschung und die Entwicklung von 
Medikamenten finanziert. 


Alex Veit: Warum existiert ein solcher globaler Fonds zur Entwicklung und Verteilung 
von Medikamenten dann nicht schon längst? 


Eric Otieno Sumba: Es gibt aktuell tatsächlich eine ähnliche Struktur. Der 
»Global Fund« soll die drei großen Infektionskrankheiten HIV, Tuberkulose 
und Malaria bekämpfen. Allerdings ist er privat finanziert. Die »Bill und 
Melinda Gates Foundation« ist da sehr aktiv. Aber der Global Fund ist auch 
maßgeblich davon geprägt, was diese beiden Individuen wollen. Bezogen auf 
Malaria gab es zum Beispiel Versuche, Mücken genetisch zu modifizieren und 
so an der Fortpflanzung zu hindern. Da werden also skurrile Sachen versucht, 
obwohl einfach nur ein neues Medikament notwendig wäre, das gut wirkt 
und dessen Entwicklung ausreichend finanziert wird. Das würde das Problem 
schnell lösen - stattdessen finanziert man absurd anmutende Umwege wie 
eine genetische Modifizierung von Mücken - ohne zu wissen, was in 20 Jahren 
die Folgen für das Ökosystem sein würden. 


Alex Veit/Eric Otieno Sumba: Das TRIPS-Abkommen und koloniale Kontinuitäten 


Alex Veit: Wie sollte eine Regulierung stattdessen aussehen? 


Eric Otieno Sumba: Mein Vorschlag im Sinne einer NIEO” wäre, den Global 
Fund institutionell in der WHO zu verankern und demokratischer zu gestal- 
ten. Außerdem muss die WHO mehr Gewicht bekommen. Beim TRIPS-Waiver 
während der Covid-19-Pandemie haben wir gesehen, dass die WHO kaum eine 
Rolle spielte. Ihr Direktor war zwar medial sehr präsent, aber strukturell hat- 
te die WHO in der Coronapandemie nicht viel zu sagen. Das heißt auch, dass 
WHO und WTO in Sachen Gesundheit institutionell wieder deutlich stärker 
zusammenarbeiten müssen. Sie sollten etwa gemeinsam diesen Fonds verwal- 
ten und so sicherstellen, dass alle Staaten schnell an entwickelte Medikamente 
kommen. Denn Innovationen nutzen wenig, wenn sie nur in einem bestimm- 
ten Teil der Welt verteilt werden. 
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Rohstoffe, Renten und ungleiche Spezialisierung 
Über die Chancen einer neuen Weltwirtschaftsordnung 


Hannes Warnecke-Berger 


Rohstoffe sind eine notwendige Überlebensgrundlage von Gesellschaften." 
Menschen müssen essen, wohnen und arbeiten. Dabei benutzen und verbrau- 
chen sie Rohstoffe. Der globale Rohstoffhandel macht bis zu einem Drittel des 
gesamten Welthandels aus. Zwar können Rohstoffe vielerorts gefördert und 
produziert werden, dennoch erwachsen aus der Produktion von Rohstoffen 
sowie aus ihrem Handel und Verbrauch weltweit zentrale Ungleichheiten. 
Mehr als 100 Staaten auf der Welt haben sich seit geraumer Zeit auf die 
Produktion und den Export von Rohstoffen spezialisiert. In diesen Ländern 
lebt zusammengenommen mehr als ein Viertel der Weltbevölkerung. Diese 
Länder verfolgen mit dem Rohstoffextraktivismus ein Entwicklungsmodell, 
das auf dem Abbau und Export von Rohstoffen basiert und risikoreich ist. 
Trotz enormer Wandlungsprozesse, etwa dem Aufstieg Chinas und Indiens, 
gibt es eine internationale Rohstoffarbeitsteilung, die sich in den letzten drei 
Dekaden noch weiter verhärtet hat. 

Spätestens seit dem Überfall Russlands auf die Ukraine ist vielen klar 
geworden, dass die Abhängigkeit von Rohstoffen zu einem Problem werden 
kann. So muss beispielsweise Deutschland einen Großteil der Rohstoffe aus 
anderen Regionen der Welt importieren - viele davon kommen aus dem Glo- 
balen Süden. Die Kehrseite dieser deutschen Rohstoffabhängigkeit ist das 


1 Zur Begriffsklärung: Als Bodenschätze (natural resources) sind unverarbeitete Materia- 
lien zu verstehen, die Lebewesen potenziell für ihr Überleben benötigen. Das umfasst 
landwirtschaftliche Produkte ebenso wie Mineralien und fossile Energieträger. Roh- 
stoffe (raw materials) sind diejenigen Bodenschätze, die weiterverarbeitet werden. Pri- 
märgüter (primary commodities) sind wiederum Rohstoffe, die gehandelt und damit 
kommodifiziert werden. Die Begriffe Rohstoffe und Primärgüter werden jedoch häufig 
synonym verwendet. 
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Entwicklungsmodell des Extraktivismus, das ganze Gesellschaften tiefgrei- 
fend prägt (siehe zum Überblick und für weitere Literatur Warnecke-Berger/ 
Ickler 2023). Gesellschaften, die sich aufden Abbau und Export von Rohstoffen 
spezialisiert haben, müssen immer wieder feststellen, dass die Fokussierung 
aufbestimmte Rohstoffe nicht nur Politik oder Ökonomie prägt, sondern weit 
ins Alltagsleben hineinreicht. Extraktivismus meint daher auch, dass sich 
ganze Gesellschaften über den Rohstoffexport reproduzieren. Diese Strategie 
ist lukrativ. Sie wirft hohe Gewinne ab, führt aber auch zu sozialen Verwer- 
fungen und zerstört die Umwelt. In Rohstoffgesellschaften gibt es meist eine 
vergleichsweise hohe strukturelle Arbeitslosigkeit und bedeutend höhere 
Raten sozialer Ungleichheit. Zudem sind dort Korruption, Klientelismus 
und Autoritarismus oftmals an der Tagesordnung. Stark schwankende Welt- 
marktpreise für bestimmte Rohstoffe werden in Extraktionsgesellschaften 
regelmäßig zu Katalysatoren ökonomischer, politischer und sozialer Krisen 
(Warnecke-Berger et al. 2022). 

Bedeutet das nun für bestimmte Länder zwangsläufig »einmal Rohstoff- 
export - immer Rohstoffexport«? Keineswegs! Zwar gelang es historisch be- 
trachtet nur sehr wenigen Gesellschaften, die sich einst auf Extraktivismus 
spezialisiert hatten, diesen zu überwinden (etwa den USA, Kanada oder ei- 
nigen skandinavischen Ländern im 19. Jahrhundert oder gegenwärtig Malay- 
sia). Versuche und politische Programme, um den Extraktivismus zu verlas- 
sen, gibt es jedoch allerorten. Rohstoffe sind ein big buisness und sie erzeugen 
einen besonderen Entwicklungsmythos, der letztlich in der Hoffnung besteht, 
durch eine vertiefte ungleiche Spezialisierung auf Rohstoffextraktivismus hö- 
here Exporterlöse zu erzielen, die sich dann automatisch in Entwicklungser- 
folge übersetzen. Gerade deshalb bleiben Rohstoffe politisch umstritten und 
umkämpft. Von einer Reform der globalen Rohstoffproduktion und des glo- 
balen Rohstoffhandels versprechen sich viele Expert:innen, aber auch Politi- 
ker:innen Entwicklungsfortschritte für Forderlander oder gar für den gesam- 
ten Globalen Süden. 

Viele dieser Reformideen heben darauf ab, die globale Ungleichheit, die 
aus Rohstoffproduktion, -handel, und -konsum erwächst, durch eine Verän- 
derung der Rohstoffpreise zu beheben. Förderländer wollen mehr Geld für ih- 
re Rohstoffe bekommen. Rohstoffpreise sollen durch geeignete Mechanismen 
zunächst stabilisiert und sodann schrittweise erhöht werden. Dadurch soll ein 
größerer finanzieller Spielraum für Entwicklungsbestrebungen in Rohstoff- 
ländern entstehen. Derartige Ideen fordern derzeit etwa Befürworter:innen 
des Fairen Handels oder internationale Organisationen ein, beispielsweise die 
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United Nations Commission on Trade and Development (UNCTAD) oder der 
Economic Commission for Latin America and the Caribbean (ECLAC). Die For- 
derungen finden einen breiten Widerhall in der politischen Offentlichkeit und 
haben ihre Wurzeln in den Debatten um eine Neue Weltwirtschaftsordnung 
(NIEO) in den 1970er Jahren. 

Schon bei der Formulierung der Vorschläge für die NIEO wurde intensiv 
über Rohstoffe diskutiert. Bereits damals hatten Ländern des Globalen Südens 
einen substanziellen Anteil an der globalen Rohstoffproduktion. Diese Län- 
der waren jedoch mit zunehmenden Preisproblemen konfrontiert. Sie muss- 
ten immer mehr ihrer Rohstoffe exportieren, um sich neueste Technologie, 
Diversifizierung der Wirtschaft und Wohlstand für alle finanzieren zu kön- 
nen.” Ein integraler Bestandteil der NIEO war der Vorschlag, die internationa- 
le Wirtschaft so zu modifizieren, dass die Förderländer höhere Erlöse erwirt- 
schaften können, die sie dann für Diversifizierung und Wohlfahrt einsetzen 
können. Zu diesem Zweck sollte ein integrales Rohstoffprogramm ins Leben 
gerufen werden, das über sogenannte buffer stocks Rohstoffpreise zunächst sta- 
bilisieren sollte. Buffer stocks sind Rohstofflager, die gebildet werden, um durch 
Mengenzurückhaltungen und Rohstoffaufkäufe temporäre Preisschwankun- 
gen auszugleichen. Schließlich sollten Preise dann über Kartellbildung unter 
Förderländern schrittweise erhöht werden. Die Organisation erdölexportie- 
render Länder (OPEC) ist ein solches Kartell. In den Vorschlägen für die NIEO 
wurden viele Rohstoffkartelle angedacht, etwa für Kaffee, Kupfer oder Kakao. 
Die Ölkrisen der 1970er Jahre sind das wohl bekannteste historische Beispiel 
für eine Erhöhung von Rohstoffpreisen durch Kartellbildung. Die erhofften 
Entwicklungserfolge materialisierten sich jedoch nur selten. Viele Förderlän- 
der wurden trotz enormer Gewinne immer weiter abhängig von Technologie- 
importen aus Europa und den USA. Sie rutschen daher in eine enorme Ver- 
schuldung ab, die sich zu einer Krise ausweitete, die schließlich der neolibera- 
len Gegenoffensive, dem Konsens von Washington und einer Spar- und Aus- 
teritätspolitik Tür und Tor öffnete. 

Ziel dieses Beitrags ist es, die Hintergründe der Ungleichheitsachse 
Rohstoffe offenzulegen. Dabei zeigt er, dass die problematische Struktur 
der Weltwirtschaft und mit ihr das System relativer Preise einen wichtigen 


2 Dies ist im Kern der Inhalt der bis heute intensiv geführten Terms-of-Trade-Debatte, 
die aber nach wie vor umstritten bleibt (siehe als Überblick Chakraborty/Sarkar 2020). 
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Erklärungsimpuls für diese Ungleichheitsachse liefern kann.” Der Beitrag 
behauptet, dass bisherige Reformvorschläge (inklusive der NIEO) einen wich- 
tigen, wenn nicht den wichtigsten Punkt nur wenig berücksichtigen: Die 
Ursache der Asymmetrie in der Weltwirtschaft sind das Auftreten und die 
Persistenz von Renten. Eine Rente ist eine Überschussform, die nicht aus 
Konkurrenz, Investition oder Arbeitsproduktivität entspringt, sondern ein 
Einkommen darstellt, das über politische Mechanismen angeeignet wird. 
Renten sind Fluch und Segen zugleich: Einerseits sind sie eine zusätzli- 
che Einnahmequelle und lassen bestimmte Wirtschaftssektoren - etwa die 
Rohstoffproduktion - besonders produktiv erscheinen. Andererseits führen 
sie zu einer ungleichen Spezialisierung, da Rentensektoren (wie die Roh- 
stoffproduktion) zwar hohe Gewinne abwerfen, aber weder internationale 
Technologielücken schließen, noch strukturelle Arbeitslosigkeit überwinden. 
Renten eröffnen einen Handlungsspielraum für politische Akteur:innen und 
Koalitionen, die diese miteinander eingehen, indem sie es ihnen ermögli- 
chen, Entwicklungsprozesse zu finanzieren. Sie erzeugen aber auch einen 
Entwicklungsmythos, da das Auftreten zusätzlicher finanzieller Ressourcen 
oftmals mit Entwicklung gleichgesetzt wird. Mit anderen Worten: Renten 
sind verlockend. Sie können investiert werden, müssen aber nicht. Im Kapi- 
talismus herrschen Marktmechanismen, die Kapitalist:innen dazu zwingen, 
ihre Profite zu reinvestieren. In Rentengesellschaften hingegen gibt es kei- 
nen systemischen Zwang, der über die Verwendung der Rente entscheidet 
(Warnecke-Berger et al. 2023). Dies ist auch ein Grund, weshalb Renten oft- 
mals für Loyalität, Systemerhalt oder Repression, nicht aber für strukturelle 
Transformation und sektoralen Wandel verwendet werden. Nur unter den 
Bedingungen der Neutralisierung dieser Renten im Weltmaßstab können 
erfolgreiche Versuche einer gerechteren Weltwirtschaft erreicht werden. 

In diesem Beitrag leite ich zunächst aus der Struktur der Weltwirtschaft 
globale Asymmetrien ab. Diese entstehen durch das globale System relati- 
ver Preise und dessen Tendenz, Renten zu erzeugen. Diese Asymmetrien, 
so meine These, können die globale Ungleichheitsachse Rohstoffe erklären. 
Dieses Argument verdeutliche ich anschließend anhand der Empirie des 


3 Ein relativer Preis ist der Preis eines Gutes, ausgedrückt im Preis eines anderen Gutes. 
Das System relativer Preise ist also ein relationales System von Preisen für verschiede- 
ne Güter. Durch dieses System bewirken Preisveränderungen eines Gutes immer auch 
Veränderungen der Preise für andere Güter. 
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Rohstoffhandels. In einem zweiten Schritt zeige ich dann, dass dieser Zusam- 
menhang in der historischen Debatte um die NIEO nur wenig berücksichtigt 
wurde. Obwohl sich in der Zeit der NIEO in den 1970er Jahren die politische 
Möglichkeit bot, Reformvorschläge zu institutionalisieren, konnten die ge- 
eigneten Mechanismen nicht identifiziert werden. Schließlich skizziere ich in 
einem dritten Schritt, welche Reformvorschläge aus dem dargestellten Ansatz 
abgeleitet werden können. 


Rente und ungleiche Spezialisierung 


Mit Renten bezeichne ich einen Teil ökonomischen Überschusses. Dieser un- 
terscheidet sich von kapitalistischem Profit dadurch, dass er nicht am Markt 
angeeignet wird, sondern über außerökonomische Mechanismen (Warnecke- 
Berger 2021b).* Am deutlichsten zeigt sich das anhand der sogenannten Diffe- 
renzialrenten, die sich aus unterschiedlichen marginalen? Produktionskosten 
ergeben. Folgendes Beispiel soll dies veranschaulichen: Saudi-Arabien kann 
Öl zu einem Preis von 12 US-Dollar pro Barrel produzieren. Die USA müssen 
für die Produktion eines Barrels aber 75 US-Dollar ausgeben. Da die globa- 
le Nachfrage nach Öl sehr hoch ist und Öl auf internationalen Märkten unter 
Konkurrenzbedingungen verkauft wird, pendelt sich der Ölpreis bei etwa 80 


4 Profit ist eine Spezialform ökonomischen Überschusses und im Kapitalismus die ei- 
gentliche Form des Überschusses. Profit entsteht keineswegs automatisch, sondern 
nur unter spezifischen Bedingungen, die Kalecki (1942) in seiner Profittheorie darstellt. 
Als monetäres Phänomen tritt Profit nur auf einer Makroebene auf. Er setzt Nettoin- 
vestitionen sowie ein ausreichendes Maß an Nachfrage voraus. Er entsteht nur unter 
Konkurrenzbedingungen auf Märkten. Renten sind dagegen nicht leistungsgebunden. 
Zur Entstehung von Renten sind weder Investitionen noch Konkurrenz erforderlich. 
Die Unterscheidung zwischen Rente und Profit kann nur makroökonomisch getroffen 
werden. Mikroökonomisch betrachtet sind sowohl Profit als auch Rente Gewinne. Da- 
bei bleibt den einzelnen Produzent:innen in der Realität oftmals verschlossen, wel- 
cher Überschussform (Rente oder Profit) ein Gewinn zugeordnet werden kann. Siehe 
zu dieser Unterscheidung auch Elsenhans (2022). 

5 Marginale Kosten (oder Grenzkosten) sind Kosten, die durch die Produktion eines zu- 
sätzlichen Gutes entstehen, das gerade noch am Markt produziert werden kann. Mar- 
ginale Produktionskosten sind die Produktionskosten derjenigen Produktionseinheit, 
die am teuersten produziert, aber gerade noch zur Stillung der Nachfrage einbezogen 
wird. 
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US-Dollar pro Barrel ein. Die USA machen also einen kleinen Gewinn. Die Dif- 
ferenz zwischen den Produktionskosten Saudi-Arabiens und denjenigen der 
USA kann Saudi-Arabien sich als Rente aneignen. 

Diese Rente - im Beispiel sind es 63 US-Dollar pro produziertem Barrel 
Öl - fallen für Saudi-Arabien also »einfach so« an. Diese Rente entsteht durch 
die Struktur der Weltwirtschaft. Im globalen Maßstab gleichen sich Produkti- 
onskosten im Rohstoffsektor auch auf lange Sicht nicht einander an, sondern 
bleiben unterschiedlich hoch. Es gibt keinen systemischen (Markt-)Zwang, der 
zu einer Angleichung der Produktionskosten in den USA und in Saudi-Arabi- 
en führen würde oder eine bestimmte Verwendung der von Saudi-Arabien an- 
geeigneten Rente notwendig machen würde. Die 63 US-Dollar pro Barrel aus 
dem Beispiel kann Saudi-Arabien in Diversifizierung investieren oder in For- 
schung und Entwicklung anlegen. Das Land kann damit aber auch zusätzli- 
chen Konsum finanzieren oder das Geld für Klientelismus, Stimmenkauf oder 
den Repressionsapparat aufwenden. Die Verwendung dieser Rente ist eine po- 
litische Entscheidung, das heißt, sie ergibt sich aus einem politischen Kräf- 
teverhältnis. Sie ist aber nicht rückgebunden an die Bedingung ihrer Entste- 
hung, also an die eigentliche Produktion. Entscheidend für die Entstehung ei- 
ner (Differenzial-)Rente sind international unterschiedliche Produktionskos- 
ten. Renten fallen in der Landwirtschaft (etwa in der globalen Weizenproduk- 
tion) genauso an wie bei der Produktion von Öl, Kupfer oder Lithium. Sie ent- 
stehen aber auch auf globalen Finanzmärkten und sogar im verarbeitenden 
Gewerbe. Meist verschwinden Renten jedoch nach kurzer Zeit wieder, da An- 
passungsmechanismen zu einer internationalen Angleichung der Produkti- 
onskosten führen. Rohstoffe sind besonders anfällig für Renten, da ihr Abbau 
standortgebunden ist und durch Technologie erfolgt, die global verfügbar sind 
und die einige wenige Unternehmen monopolisieren können. 

Sobald Renten entstehen, gibt es Verteilungskämpfe um diese. His- 
torisch betrachtet fielen Renten in Produktionsländern zunächst bei den 
Produzent:innen von Exportgütern an. Später hat der Staat sie meist über 
Exportsteuern »abgeschöpft«. Dies ist eine Erklärung dafür, dass etwa nach 
der Unabhängigkeit Lateinamerikas mächtige Agrareliten entstanden, die es 
vermochten, die Staaten schwach zu halten. Im Zuge der Weltwirtschafts- 
krise der 1930er Jahre gelang es den Staaten schließlich, diese Agrareliten in 
die Krise zu zwingen, entsprechende Machtressourcen zu mobilisieren, den 
Außenhandel zu regulieren und sich schließlich den Zugriff auf die Rente zu 
sichern (Warnecke-Berger i. E.). Ein weiteres Beispiel für Verteilungskämpfe 
um Renten ist der Konflikt zwischen Landbesitzenden und staatlichen Ak- 
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teur:innen in Jamaika im Zuge der Dekolonialisierung (Huber/Stephens 1986). 
Hier waren sowohl die Agrarelite als auch der Staat Nutznießer:innen der 
Rente. Heutzutage entsteht ein wichtiger Konflikt um Renten zwischen einer- 
seits transnationalen Unternehmen, die global die notwendige Technologie 
und damit den Rohstoffabbau kontrollieren sowie andererseits nationalen 
Regierungen und lokalen Gemeinschaften, die an der Rente beteiligt werden 
wollen. 

Das Auftreten von Renten ist an sich zunächst kein Problem. Würden sich 
miteinander handelnde Ökonomien in ihren Produktionsbedingungen einan- 
der angleichen, würden Renten auflange Sicht verschwinden - sie würden un- 
ter dieser Bedingung neutralisiert. Diese Neutralisierung beruht auf zwei Me- 
chanismen: Erstens müssen sich sie Produktionskosten international tatsach- 
lich angleichen. Dazu müssen etwa Technologie und Innovationen demokra- 
tisiert werden und alle beteiligten Wirtschaften neues Wissen erlernen. Zwei- 
tens müssen Produktionserweiterungen in einer Situation der Vollbeschäfti- 
gung stattfinden, damit sie zu höheren Reallöhnen führen. Dazu aber müssen 
strukturelle Arbeitslosigkeit, Armut und Marginalität zuvor überwunden wer- 
den. Diese beiden Bedingungen gelten in der gegenwärtigen Weltwirtschaft 
nur in geringem Maße (Bresser-Pereira et al. 2019). 

Vielmehr erfordern beide Bedingungen politische Eingriffe. Denn erstens 
erfolgt die Verbreitung und Diffusion neuester Technologie international 
ungleich (Fagerberg/Verspagen 2002; O’Rourke/Gale 2017). Bereits seit Beginn 
des Kapitalismus werden Innovationen immer an ganz bestimmten Orten 
eingeführt. Damit sie demokratisiert und globalen verbreitet werden können, 
müssen sie erlernt und in bestehende Produktionsprozesse eingebettet wer- 
den. Diese Prozesse finden nicht überall gleichzeitig und in gleichem Maße 
statt. Zudem können Unternehmen bestimmte Technologien und das Wissen 
über sie monopolisieren. Darüber hinaus ist die Einführung bestimmter 
Technologien von strukturellen Variablen wie der Einkommensverteilung 
einer Gesellschaft abhängig. 

Ist die Nachfrage homogen, etwa weil eine Gesellschaft eine egalitäre 
Einkommensverteilung aufweist, richtet sich der Produktionsapparat auf 
billigere Massenkonsumgüter aus, die mit Maschinen produziert werden 
können. Entsteht jedoch eine weniger homogene Nachfrage, da die Ein- 
kommensverteilung in einer Gesellschaft stark ungleich ist - bleibt also 
beispielsweise ein Teil der Gesellschaft in Armut und struktureller Arbeitslo- 
sigkeit gefangen, während ein anderer Teil besonders reich ist — so richtet sich 
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der Produktionsapparat auf die Produktion weniger Luxusgüter aus. Beide 
Ausrichtungen haben weitreichende Folgen. 

Luxusgüter, etwa eine Gucci-Tasche, werden zum Zwecke der Distinktion 
gekauft - als conspicious consumption. Werden Gucci-Taschen billiger, steigt der 
Absatz weniger proportional, da die Reichen keinen Nutzen darin sehen, zwei, 
fünf oder zehn dieser Taschen zu kaufen, da diese sich nicht mehr als Status- 
symbol eignen. Produziert der Produktionsapparat jedoch einfache Konsum- 
güter für eine homogene Nachfrage, etwa T-Shirts, die in hoher Stückzahl ver- 
kauft werden, führen kleine Preisveränderungen durch Innovationen zu einer 
schnelleren Ausweitung der Produktion, da der Bedarf an T-Shirts kontinu- 
ierlich sehr groß ist. Die schnelle Ausweitung des Produktionsapparates hat 
größere Effekte auf Arbeitsmärkten. Dementsprechend gibt es einen Zusam- 
menhang zwischen Wachstum und Gleichheit (Araujo/Teixeira 2021). Zurecht 
betonen heterodoxe Entwicklungstheoretiker:innen daher die Rolle interna- 
tionaler Technologielücken zwischen verschiedenen Ländern sowie die tech- 
nologische Orientierung und Spezialisierung von Volkswirtschaften (siehe et- 
wa Cimoli et al. 2019). Außerdem stellen strukturelle Arbeitslosigkeit und Mar- 
ginalität ein (globales) Unterbeschäftigungsgleichgewicht dar. Das bedeutet, 
dass zwar eine kleine Elite hohe Gewinne und Reichtum erwirtschaften und 
die Ökonomie so insgesamt betrachtet Überschüsse produziert, ein Großteil 
der Bevölkerung aber zu arm ist, um genug für das eigene Überleben zu er- 
wirtschaften. Somit sind zwar Überschüsse vorhanden, die für Investitionen 
genutzt werden könnten, es fehlt aber die Investitionsbereitschaft, da mögli- 
che Käufer:innen zu arm sind. 

Unter diesen beiden Bedingungen - also der Existenz internationaler 
Technologielücken und struktureller Arbeitslosigkeit - sind die Mechanis- 
men, die Renten neutralisieren, außer Kraft gesetzt. In der Folge sind Renten 
besonders persistent. Daraus entsteht ein kumulativer Prozess, der in einer 
ungleichen Spezialisierung mündet.° Damit bezeichne ich (anknüpfend an 
dependenztheoretische Ansätze, etwa Amin 1973) eine Konstellation, in der 
Renten Anreize für eine Spezialisierung auf bestimmte Produktgruppen 
schaffen. Diese Produkte generieren zwar international hohe Einnahmen, 
verhindern aber im Land ein selbsttragendes, also nicht ausschließlich über 


6 Kumulative Verursachung meint im Sinne Gunnar Myrdals (1957), dass es Gleichge- 
wichts-Modellbeziehungen, wie sie die Neoklassik — also die vorherrschende Lehrmei- 
nung in der Ökonomie - beschreibt, nicht geben kann, da sich kausale Wirkungen 
nicht auf eine einzelne Variable zurückführen lassen. 
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Exporte definiertes, und vor allem gerecht verteiltes Wachstum. Ungleiche 
Spezialisierung zementiert daher strukturelle Arbeitslosigkeit und verhindert 
technologisches Lernen. Damit untergräbt sie einen sektoralen Wandel weg 
von der Rohstoffproduktion, Diversifizierung der Wirtschaft sowie struktu- 
relle Transformation. Zudem verstärkt ungleiche Spezialisierung umgekehrt 
wiederum die Persistenz von Renten. Der Preismechanismus erscheint auch 
innerhalb der Gesellschaften, die in ungleicher Spezialisierung gefangen 
sind, in Kraft (jedes Produkt hat einen Preis). Dieser Mechanismus erweist 
sich aber als unfähig, die Allokation von Gütern und Kapital über Sektoren 
hinweg zu steuern (das heißt, Preise in einem Sektor reagieren nicht mehr 
auf Preise in anderen Sektoren). Sektoren werden voneinander abgekoppelt, 
da Vorprodukte nicht oder nicht mehr lokal produziert werden, es entstehen 
Enklaven. Die gesamtökonomische Vernetzung und damit einhergehende 
Ausgleichsmechanismen nehmen ab. Rohstoffextraktivismus ist ein Aus- 
druck ungleicher Spezialisierung - zwar nicht der einzige, aber wohl der 
deutlichste.’ 


Renten, Rohstoffe und Extraktivismus 


Renten, ungleiche Spezialisierung und Extraktivismus sind entstanden, da 
mit der Genese des Weltmarktes im 19. Jahrhundert und der Ubertragung 
des Systems relativer Preise auf den Globalen Süden bestimmte Bedingungen 
geschaffen wurden. Diese führen dazu, dass der Globale Norden sich auf 
Technologieproduktion spezialisiert, der Globale Süden aber relative Kos- 
tenvorteile bei der Produktion von Rohstoffen und leicht zu verarbeitenden 
Produkten erhält (Warnecke-Berger 2023). Diese Muster erlauben es dem 
Globalen Süden nicht, strukturelle Arbeitslosigkeit zu überwinden und bei 
der Technologieproduktion aufzuholen. Im Gegenteil: Diese Bedingungen 
verfestigen Renten und führen für Länder des Globalen Südens zu einer Art 
Entwicklungsfalle. 

Der Rohstoffextraktivismus als ein Muster ungleicher Spezialisierung, das 
ganze Gesellschaften prägt, entwickelte sich global in der zweiten Hälfte des 


7 Auch die Bundesrepublik Deutschland »leidet« auch unter ungleiche Spezialisierung. 
Diese kann nur aufGrundlage der Ausbeutung der südeuropäischen EU-Mitgliedsstaa- 
ten aufrechterhalten werden. Sie ist abhängig von Export auf Kosten anderer, was oft- 
mals als Beggar-thy-neighbour-Politik bezeichnet wird (Stockhammer/Onaran 2013). 
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19. Jahrhunderts. Dem ging zunächst die Entwicklung moderner Transport- 
technologie voraus, die einen globalen Rohstoffhandel überhaupt erst ermög- 
lichten. Zwar wurden Rohstoffe auch schon vor dieser Zeit gehandelt - oft ver- 
knüpft mit kolonialer Expansion. So schöpften etwa tributäre Eliten, die al- 
te Reiche und Imperien beherrschten, über die Kontrolle von Gewalt von der 
Bevölkerung Agrarüberschüsse ab. Mit diesen beschäftigten sie Arbeitskräfte 
oder zwangen diese zur Produktion von Exportgütern. Große Reiche wuchsen 
in der Regel um Rohstoffe herum (Alcock et al. 2009). Ihre Handelsbeziehun- 
gen folgten dem Gebot »billig kaufen - teuer verkaufen« (Wood 1994: 18). Diese 
tributären Eliten boten keine Anreize für den Einsatz von Technologie, die auf 
Kostensenkungen abzielten. So blieben Investitionen zur Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität meist aus. Dokumentiert ist dies etwa für den kolonialen 
Bergbausektor in Lateinamerika (Tandeter 2006). Lange Zeit folgten Handels- 
beziehungen und Spezialisierungsmuster politischen Zwängen. Ohne moder- 
ne Transporttechnologie war der Extraktionssektor in diesen Gesellschaften 
jedoch zu gering ausgeprägt, um diese in Gänze in seinen Bann zu ziehen - al- 
so auch jene Sektoren zu formen, die nicht an der Extraktion beteiligt sind. Der 
Anteil der Pro-Kopf-Exporte der Extraktionssektoren am gesamten Pro-Kopf- 
Einkommen blieb daher gering (Coatsworth 1998: 32). 

Dies änderte sich seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts durch folgen- 
den Prozess (Warnecke-Berger 2023): Die sich industrialisierenden Länder des 
Globalen Nordens, in dem sich der Kapitalismus zuerst ausprägte, hatten die 
wichtigen Rohstofflager zunächst in ihren eignen Territorien. Sie waren daher 
nicht auf Rohstofimporte angewiesen. Das galt sowohl für energetische Roh- 
stoffe wie Holz oder Kohle als auch für mineralische Rohstoffe wie Eisen oder 
Kupfer. Die USA und Großbritannien exportierten sogar Rohstoffe. Der Abbau 
von Rohstoffen war aber zunächst sehr arbeitsintensiv (Wright 1990). So waren 
etwa in Kalifornien zwischen 1880 und 1940 etwa 40 Prozent aller Arbeiter:in- 
nen in Rohstoffsektoren beschäftigt (Walker 2001: 174-175). Aufgrund der ho- 
hen Nachfrage nach diesen Rohstoffen wurden nach und nach neue Rohstoff- 
lager in den Ländern des Globalen Nordens erschlossen. Diese wiesen aber 
höhere Abbaukosten auf, etwa durch einen geringeren Erzgehalt. Abbauun- 
ternehmen entwickelten daher Technologien, die diesen allmählich steigen- 
den Abbaukosten entgegenwirken sollten (Bairoch 1993). Diese Technologien 
machten den Abbau zunehmend kapitalintensiv, wie etwa die Geschichte des 
Kupferabbaus in den USA oder in England zeigt (Schmitz 1986). Die verfügba- 
ren Rohstoffreserven waren aber stets ausreichend, um den Bedarf der Länder 
des Globalen Nordens zu decken. Noch 1974 schrieb beispielsweise einer der 
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führenden westdeutschen Stahlkonzerne: »Die Bundesrepublik ist keinesfalls 
arm an Erz, sie ist lediglich arm an reichem Erz.« (Mannesmann AG 1974: 17) 

Im Laufe des 19. Jahrhunderts spezialisierten sich die Industrieländer 
des Globalen Nordens auf die Produktion verarbeiteter Produkte sowie auf 
technologieintensivere Produktgruppen - und begannen diese zu exportie- 
ren. Als Pendant dazu gerieten Länder mit kostengünstigeren Rohstofflagern 
in Konkurrenz zu den Industrieländern. In der Folge begannen sie sich auf 
Produktgruppen zu spezialisieren, in denen die Länder des Globalen Nordens 
relativ weniger produktiv waren. Auf diese Weise wurde moderne Abbau- 
technologie auch für Länder des Globalen Südens verfügbar. Aufkommende 
Transporttechnologie brachten Abbaulager für die Industriezentren erreich- 
bar. Rohstoffhandel und -produktion globalisierten sich. Durch die ungleiche 
Technologiediffusion und die bereits bestehende strukturelle Arbeitslosigkeit 
war die Produktion in Ländern des Globalen Südens jedoch von Beginn an 
kapitalintensiv (League of Nations 1945: 26). Diese Bedingungen begünstig- 
ten die Entstehung von Renten, da sie zu einer Verstetigung struktureller 
Arbeitslosigkeit bei geringer Beschäftigung führten und so keine homoge- 
ne Nachfrage nach lokal produzierten Waren entstehen konnte. Die Renten 
bewirkten, dass der Rohstoffexport in diesen Ländern des Globalen Südens 
besonders produktiv erschien. Relative Produktivitätsfortschritte ergaben 
sich jedoch nur daraus, dass es nach wie vor Produktionsstätten gab, die zu 
viel höheren Preisen produzierten. Gleichzeitig sanken daher die Anreize, 
jenseits der Rohstoffextraktion in die lokale Produktion zu investieren. An- 
ders formuliert: Rohstoffe waren relativ produktiv - relativ zu den anderen 
Sektoren innerhalb der Ökonomien im Globalen Süden und relativ zu den 
sich industrialisierenden Ökonomien im Globalen Norden. Letztere hatten 
Kostenvorteile bei der Produktion von Industriewaren, bauten aber ebenfalls 
noch Rohstoffe ab. Historisch trat dieser Mechanismus zunächst bei land- 
wirtschaftlichen Gütern auf und wiederholte sich später bei mineralischen 
Rohstoffen. 

Im 19. Jahrhundert konzentrierte sich der Globale Süden daher zunächst 
noch stark auf Agrarexporte und begann nur allmählich, Mineralien zu expor- 
tieren (Bairoch/Etemad, 1985). Zwischen 1815 und 1914 hatten Metalle nur einen 
Anteil von 2 Prozent und Energierohstoffe sogar nur einen Anteil von 1 Pro- 
zent an allen Exporten des Globalen Südens (Bairoch, 1993: 69). Kurzum: Die 
technologische Überlegenheit der kapitalistischen Länder des Globalen Nor- 
dens und deren Spezialisierungsmuster, aber auch die enorme Reallohnstei- 
gerungen im Norden, forcierten eine ungleiche Spezialisierung auf Rohstoffe 
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im Süden. Viele Länder des Globalen Südens wurden zu export economies (Le- 
vin 1960). Der Druck zu dieser Entwicklung entwickelte sich aus dem System 
relativer Preise der sich etablierenden Weltwirtschaft. 

Diese erste Globalisierung, die etwa von 1850 bis zum Ersten Weltkrieg 
stattfand, erzeugte in den Ländern des Globalen Südens enorme soziale 
Ungleichheit (Williamson 2011). Zugleich ebnete sie den Weg für die dortige 
ungleiche Spezialisierung auf Extraktivismus. Diese hat sich seither im Kern 
nicht verändert. Dabei ist es wichtig zu betonen, dass für Länder des Globalen 
Südens die Rohstoffproduktion zwar einen sehr hohen Stellenwert hatte, dass 
aber der Globale Süden nicht einmal für die Hälfte der gesamten Rohstoffpro- 
duktion auf der Welt verantwortlich war. Erst nach 1969 begann der Globale 
Süden die weltweiten Rohstoffexporte zu dominieren. Diese Position verlor er 
infolge der Ölkrise 1973-1979 wieder. Im Zuge dieser Krise verlegten Länder 
des Globalen Nordens wichtige Sektoren der Rohstoffproduktion (etwa für Ol) 
zurück in ihre Territorien (Bairoch 1993: 66). Der Anteil des Globalen Nordens 
am Weltrohstoffhandel blieb insgesamt stabil bei etwa 50 Prozent (in den 
späten 1950er Jahren) bis rund 54 Prozent (um die Jahrtausendwende, siehe 
Abbildung 1). 


Abbildung 1: Anteil des Globalen Südens und des Globalen Nordens am Weltrohstoff- 
handel 1951-2020 in Prozent. 
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Quelle: Eigene Darstellung nach Daten von UNCTADStat (UNCTAD o.].) und UN Month- 
ly Bulletin of Statistics (UNdata 0.J.). 
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Der Globale Norden ist nach wie vor stark in der Rohstoffproduktion en- 
gagiert und hält einen hohen Anteil an der weltweiten Produktion. Übertrie- 
ben ausgedrückt produziert der Globale Norden etwa 50 Prozent aller globalen 
Rohstoffe, ist aber nicht einseitig auf Rohstoffproduktion und Extraktivismus 
ausgerichtet. Dieser Zusammenhang und die höheren marginalen Produkti- 
onskosten in Ländern des Globalen Nordens ermöglichen es Produktionslän- 
dern im Globalen Süden, Renten anzueignen. Zudem sichern sich Länder des 
Globalen Nordens eine Rückhaltemacht im Rohstoffhandel, indem sie einen 
substanziellen Teil der Rohstoffproduktion in ihre Territorien verlagern. Ein 
solcher Trend ist gerade insbesondere bei Rohstoffen zu beobachten, die für 
die angestrebte Energiewende benötigt werden. Der Globale Norden will so 
seine Abhängigkeit von kritischen Mineralien reduzieren.® Das bedeutet aber 
auch, dass die globale Nachfrage nach Rohstoffen so hoch ist, dass das Ange- 
bot aus dem Globalen Süden diese allein nicht befriedigen kann. Der Globale 
Norden bleibt daher ein entscheidender Akteur als Rohstoffproduzent - sei es 
aus wirtschaftlicher Rationalität oder aus nationalen Interessen. Die Folge ist 
abermals eine Persistenz der Rente, da davon auszugehen ist, dass die mar- 
ginalen Produktionskosten teilweise erheblich unterschiedlich sind. Im Zuge 
der angestrebten Energiewende in Deutschland und Europa wird derzeit bei- 
spielsweise wieder diskutiert, Rohstoffe, die für die sozioökologische Trans- 
formation benötigt werden (wie Lithium oder seltene Erden) wieder in Europa 
abzubauen und dabei zu sehr hohen Preisen neueste Technologie einzusetzen. 

Auf globaler Ebene machen Renten 2020 mehr als 9 Prozent des gesam- 
ten Warenhandels aus. Dieser Wert liegt seit den 1970er Jahren bis heute be- 
merkenswert stabil bei durchschnittlich 15 Prozent (eigene Berechnungen auf 
Grundlage der World Development Indicators (WDI), World Bank o.J.). 

Renten und ungleiche Spezialisierungen haben direkte Auswirkungen auf 
die Struktur der Wirtschaftssektoren einer Gesellschaft. Sie führen zu großen 
Unterschieden in der Arbeitsproduktivität zwischen verschiedenen Sektoren 
(siehe Abbildung 2). Dabei erweist sich der extraktive Sektor als außerordent- 
lich profitabel im Vergleich zum verarbeitenden Gewerbe oder zur Landwirt- 
schaft, die für den lokalen Markt produziert. Zudem besteht eine problemati- 
sche Verbindung zwischen Renten und Beschäftigung. Diese wird besonders 


8 Das kann dazu führen, dass durch die angestrebte Energiewende und die damit ver- 
bundene Verlagerung der Produktion kritischer Rohstoffe in den Globalen Norden die 
verfügbare Rente für Länder des Globalen Südens enorm steigt. 
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deutlich, wenn man die Unterschiede in der Arbeitsproduktivität je nach Sek- 
tor berücksichtigt. Im Globalen Norden sind die Unterschiede in der Arbeits- 
produktivität zwischen verschiedenen Sektoren nach wie vor gering. Das Ver- 
hältnis zwischen der Arbeitsproduktivität in den extraktiven Sektoren und der 
durchschnittlichen Arbeitsproduktivität aller Wirtschaftssektoren beträgt im 
Globalen Norden 1:3. Im Globalen Süden beträgt dasselbe Verhältnis jedoch bis 
zu 1:14 (siehe Abbildung 2). Das verdeutlicht, wie überaus produktiv die extrak- 
tiven Sektoren in Ländern des Globalen Südens erscheinen, während dies für 
dieselben Sektoren im Globalen Norden keinesfalls gilt. 


Abbildung 2: Ungleiche Spezialisierung und sektorale Arbeitsproduktivität. Das Verhältnis der Ar- 
beitsproduktivität des Extraktionssektors zur durchschnittlichen Arbeitsproduktivität der jeweiligen 
Volkswirtschaften im Globalen Norden, Lateinamerika, Asien und Afrika 1970-2009 in Prozent.” 
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Quelle: Eigene Darstellung nach Daten von Kruse et al. 2023. 


9 Dargestellt sind jeweils 5-Jahres-Durchschnittswerte des Anteils der sektoralen Ar- 
beitsproduktivität an der durchschnittlichen Gesamtarbeitsproduktivität. Extraktive 
Rohstoffsektoren weisen dabei eine exorbitant hohe Arbeitsproduktivität auf. Im Zeit- 
verlauf ist keine Angleichung der unterschiedlichen Sektoren feststellbar. 
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Der Globale Norden hat einen geringeren Anteil an den Gesamtrenten als 
der Globale Süden, obwohl er insgesamt einen höheren Anteil am globalen 
Rohstoffhandel hat. Die Mitgliedsstaaten der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) haben einen Anteil an der Ge- 
samtrohstoffrente von unter 20 Prozent (eigene Berechnungen auf Grundlage 
der WDI, World Bank o.J.). Dennoch produzieren sie mehr als 50 Prozent 
der global gehandelten Rohstoffe. Der Globale Norden baut also Rohstoffe ab, 
spezialisiert sich aber nicht auf Extraktivismus, da hier die Produktivität in 
anderen Sektoren wächst und der Globale Norden sich in der Rohstoffproduk- 
tion keine Renten aneignet.'° 


Das Scheitern der Rohstoffpolitik der NIEO 


In der NIEO fanden das Problem der Persistenz der Rente und deren Folge, 
die Tendenz zur ungleichen Spezialisierung, keine Berücksichtigung. Die Be- 
schlüsse des »Programme for Action« in der Resolution der UN-Generalver- 
sammlung vom Mai 1974 sahen ein integriertes Rohstoffprogramm vor, das 
darauf abzielte, wettbewerbshemmende Handelsbeschränkungen in Ländern 
des Globalen Nordens abzuschaffen. Die primäre Idee war, Rohstoffexporte 
auszuweiten und damit die Exporterlöse erst zu verstetigen und dann nach 
und nach anzuheben, um die Gewinne zu erhöhen (Laszlo et al. 1978: 45). Die 
Verstetigung sollte durch buffer stocks erreicht werden - eine Idee, die schon 
John Maynard Keynes in seinem Plan zur Reform der Weltwirtschaft in Bretton 
Woods vorgebracht hatte, aber letztlich nicht durchsetzen konnte. Dazu soll- 
ten rohstoffspezifische Produzent:innenenverbände beziehungsweise Kartelle 
gegründet werden, die in Fragen der internationalen Preissetzung miteinan- 
der kooperieren und technologisches Wissen über den Rohstoffabbau in den 
produzierenden Ländern aufbauen sollen. Zur gerechten Bemessung dieser 
Mengenpuffer sollten eigene Preisindizes geschaffen werden. Diese sollen die 


10 Länder wie Norwegen weisen zwar höhere Rentenanteile auf, bleiben aber aufgrund 
der Stärke der nicht extraktiven Sektoren dennoch unter den Werten der Ökonomien 
des Globalen Südens. Norwegen hat jedoch politische Mechanismen zur Neutralisie- 
rung der Rente entwickelt. Dazu gehört, dass Renten in Staatsfonds, sogenannten sov- 
ereign wealth fonds, angelegt werden. Das trugjedoch auch zu einem enormen Wachs- 
tum des globalen Finanzkapitalismus bei. 
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Exportpreise des Globalen Südens an Importpreise aus dem Globalen Norden 
binden (Terms of Trade). 

Das Modell macht deutlich, dass die Beziehung zwischen Preis und Men- 
gen die marginalen Produktionskosten und damit die Renten außen vor ließ. 
Sie bezog sich lediglich auf das Austauschverhältnis zwischen Globalem Nor- 
den und Süden. Dieses Austauschverhältnis ist aber eine Folge der Renten, die 
im Rohstoffhandel anfallen - nicht deren Ursache. Die sich für den Globalen 
Süden verschlechternden Terms of Trade zwischen Globalem Norden und 
Süden, aber auch zwischen Rohstoffen und Industrieprodukten bringen letzt- 
lich deren unterschiedliche Einkommenselastizität" zum Ausdruck, nicht 
aber die Ursache für die jeweiligen Spezialisierungsmuster (Thirlwall 2013). 
Solange große Unterschiede in den Produktionskosten bestehen, ist zudem 
anzuzweifeln, ob Kartelle derart stark werden, dass es ihnen tatsächlich ge- 
lingt, Mitglieder, die die Kartelle zu unterlaufen versuchen, sanktionieren 
zu können. Die Zeit seit 2000, in der Saudi-Arabien große Preisanhebungen 
durch eine Mengenzurückhaltung der OPEC durch eine Erhöhung seines 
eigenen Exports unterlaufen hat, ist hierfür ein augenscheinliches Beispiel. 

Die NIEO ist es so nicht gelungen, die Problematik der internationalen 
Preisbildung und der daraus hervorgehenden Spezialisierungsmuster zu er- 
fassen. Sie wurde daher auch nicht mit internen Anpassungsmechanismen, 
strukturellem Wandel und sektoraler Transformation verknüpft. Damit erlag 
auch die NIEO einem Entwicklungsmythos. Vergessen wurde dabei, die höhe- 
ren Exporterlöse auch mit höheren Einnahmen für die Masse der Bevölkerung, 
mit besseren Arbeitsbedingungen, mit einem Ausbau der technologischen Fä- 
higkeiten, mit Bildung und Forschung sowie letztlich mit mehr Jobs zu ver- 
knüpfen. Dieses Muster findet sich in Rohstofflandern seither immer wieder: 
Eine Evaluation der Entwicklungsbestrebungen während des Rohstoff-Super- 
zyklus von 2000 bis 2014 (Burchardt et al. 2021) ergab, dass zwar eine Erhö- 
hung der Rente erreicht wurde, dass dabei aber keine Alternativen geschaffen 
wurden, die es ermöglicht hätten, sowohl strukturelle Arbeitslosigkeit als auch 
internationale Technologielücken zu überwinden. 

Da die NIEO die Ursachen der Ungleichheitsachse Rohstoffe nur partiell 
auffing, konnte sie diese globale Asymmetrie nicht angehen oder gar überwin- 
den, im Gegenteil: Als Folge unzureichender Interventionen, aber auch auf- 


11 Die Einkommenselastizität (der Nachfrage) beschreibt die Änderung der Nachfrage 
nach einem speziellen Gut im Verhältnis zur Änderung des Einkommens von Konsu- 
ment:innen. 


Hannes Warnecke-Berger: Rohstoffe, Renten und ungleiche Spezialisierung 


grund des Beharrungsvermögens von Ländern des Globalen Nordens, verste- 
tigten sich die bereits bestehenden Muster ungleicher Spezialisierung weiter. 


Über die Chancen einer neuen Neuen Weltwirtschaftsordnung 


An diesem Scheitern der NIEO können neue Reformideen ansetzen. Diese 
können die Forderungen einer NIEO radikalisieren und dabei zugleich auf 
das zugrunde liegende Problem der ungleichen Spezialisierung fokussie- 
ren. Dazu müssten jedoch Mechanismen entwickelt werden, um Renten zu 
neutralisieren und damit strukturelle Transformationen sowie sektoriellen 
Wandel anzuregen. Diese intelligente Kanalisierung von Renten kann jedoch 
nicht direkt in einer Steigerung der Exporterlöse (und damit letztlich in einer 
Steigerung der Renten) bestehen, wie in den 1970er Jahren noch in der NIEO 
angedacht. Zur Neutralisierung der Wirkung der Renten müssen sekundäre 
Mechanismen geschaffen werden, die Renten planbar sowie politisch kontrol- 
lierbar machen und Möglichkeiten schaffen, diese ökonomisch und politisch 
sinnvoll einzusetzen. Dazu müssten jedoch die Renten erst einmal sichtbar 
gemacht werden. Anschließend müsste die Abschöpfung der Renten planbar 
werden. Letztlich müssten in einem dritten Schritt die problematischen Wir- 
kungen der Rente und damit die vertiefte ungleiche Spezialisierung bekämpft 
werden. 


Ein internationales Programm zur Ermittlung 
der marginalen Produktionspreise 


Die Berechnung der Renten ist erst einmal äußerst schwierig. Produktions- 
kosten sind gut geschützte Geheimnisse transnationaler Unternehmen. Zur 
Ermittlung der tatsächlichen marginalen Produktionskosten muss man ers- 
tens die Produktionskosten einzelner Unternehmen erheben und sie dann 
zweitens zu den Produktionsdaten aller am Markt beteiligter Akteur:innen 
ins Verhältnis setzen. Oberste Priorität hat daher der Zwang zur Trans- 
parenz - sowohl für nationale wie transnationale Abbauunternehmen als 
auch für nationale Regierungen. Es gibt bereits entsprechende privatwirt- 
schaftliche Daten - etwa Datenbanken über Rohstoffproduzent:innen von 
Ratingagenturen wie Standard & Poors (etwa: S&P Capital IQ Pro) oder 
Rystad Energy. Diese könnten mit wenig Aufwand in ein öffentliches Daten- 
archiv überführt werden, ähnlich der UNCTADStat-Datenbank. Dieser erste 
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Schritt besteht also in einer Kommunikationspflicht aller am Rohstoffmarkt 
beteiligten Akteur:innen und verursacht daher kaum Kosten. 


Besteuerung der Rohstoffproduzenten 


Diese Datengrundlage ist der Ausgangspunkt für eine optimale Besteuerung 
der Rohstoffproduzent:innen. Dabei muss das Ziel gar nicht sein, diese zu 
verstaatlichen. Es reicht schon aus, lediglich die Rente abzuschöpfen. Dies 
kann etwa über einen Steuersatz geschehen, der sich individuell an den je- 
weiligen marginalen Produktionskosten sowie an der globalen Nachfrage 
orientiert. Private Produktionsunternehmen hätten neben dem Wegfall der 
Rente keine weiteren Sanktionen zu befürchten. Sie könnten also nach wie vor 
einen Profit in Höhe der durchschnittlichen Profitrate erwirtschaften. Anders 
gesagt: Diese Unternehmen können weiterhin Gewinne machen, aber sich 
keine Rente mehr aneignen. »Profit ohne Rente« wäre ein wichtiges Argument 
um internationale Technologielücken zu schließen. Unternehmen liefen nicht 
mehr Gefahr, dass ihre zukünftigen Investitionen durch eine unplanbare 
Besteuerung der Rohstoffländer angegriffen würden. Gleichzeitig könnten 
Länder des Globalen Nordens dann auch nichts mehr gegen eine Regulierung 
des Rohstoffhandels einwenden, da weder Technologiewissen noch zukünfti- 
ge Gewinnmöglichkeiten abseits der Rente von transnationalen Unternehmen 
zur Debatte stünden. Offen ist nur, welche politische Ebene - national, regio- 
nal, oder supranational - zu einer solchen gezielten Besteuerung - also zur 
Abschöpfung der Renten - am besten in der Lage wäre. Dies könnte Spielräu- 
me für regionale Integrationsprozesse zwischen den Ländern des Globalen 
Südens eröffnen und Süd-Süd-Kooperationen unterstützen. 


Die Neutralisierung der Rente 


Da Renten in der Weltwirtschaft mehr oder minder automatisch anfallen, 
braucht es schließlich politische Mechanismen mit dem Ziel, die problemati- 
schen Wirkungen dieser Renten zu neutralisieren. Eine direkte Umverteilung 
allein ist dafür nicht ausreichend, wie die Erfahrungen des Rohstoffbooms 
und der Regierungen der sogenannten pink tide in Lateinamerika zwischen 
2000 und 2014 zeigen (Warnecke-Berger et al. 2023). Diese Regierungen 
konnten sich zwar einen größeren Teil der Rente aneignen und diese auch in 
Sozialprogramme kanalisieren. Sie vermochten es aber nicht, diese Politik 
auch mit einer höheren Beschäftigung und mit ökonomischen Alternativen 
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zum Extraktivismus zu verbinden. Eine Umverteilung müsste daher flankiert 
werden durch sogenannte sekundäre Politiken, die auf der Nachfragewir- 
kung der Rentennutzung basieren und sich zum Ziel setzen, Produktion und 
Konsum abseits des Rohstoffeexportes zu erweitern. Als besonders effizient 
haben sich zu diesem Zweck egalitäre Agrarreformen, industriepolitischen 
Maßnahmen sowie großflächige Beschäftigungsprogramme erwiesen. Diese 
können jeweils strukturelle Arbeitslosigkeit überwinden und Transformatio- 
nen einleiten, die den technologischen Pfad ganzer Gesellschaften verändern 
können. Diese Beschäftigungsprogramme können auch den Anforderungen 
einer sozioökologischen Transformation gerecht werden und im Sinne eines 
green deal zur globalen Diffusion klimaneutraler Technologie beitragen. Da 
Renten aber dennoch zumindest temporär persistent bleiben dürften, sind 
diese Beschäftigungsprogramme nicht gezwungen, ein bestimmtes Maß 
an Effizienz zu erreichen. Stattdessen sollten sie darauf ausgerichtet sein, 
durch eine Überwindung des Arbeitskräfteüberschusses der strukturellen 
Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken (Warnecke-Berger 2021a). Auch an diesem 
Punkt stellt sich erneut die Frage der politischen Ebene: Verfügbare Renten 
eignen sich derzeit meist Produktionsunternehmen oder staatliche Stellen 
(durch Steuern) an. Die erwähnten sekundären Politiken bieten jedoch die 
Möglichkeit, auch regionale Institutionen mit einzubeziehen. Hier gibt es 
Anschlüsse an die Diskussion über Rohstoffkartelle in der NIEO. 

Zusammengenommen wären diese Vorschläge integrale Bestandteile ei- 
ner neuen Neuen Weltwirtschaftsordnung. Diese setzte sich aus dem Blickwin- 
kel der Rohstoffpolitik und Rohstoffökonomie das Ziel, die Entstehungsbedin- 
gungen der Rente, und damit die Möglichkeiten ungleicher Spezialisierung zu 
unterminieren und zugleich aus einem globalen Nullsummenspiel zwischen 
Globalem Norden und Süden ein Positivsummenspiel zu entwickeln. Ein zen- 
trales Motto könnte dabei werden: »Mit der Rente Rente überwinden«. 
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Auf der Suche nach einer neuen 
Welternährungspolitik 


Roy Karadag! 


Globale Ungleichheiten manifestieren sich nirgends auf so existenzielle Art 
und Weise wie bei der Erfahrung von Unterernährung und Hunger. Wer in der 
Welt Hunger leiden muss, befindet sich meistens am unteren Ende politischer 
und gesellschaftlicher Hierarchien; dort, wo kaum noch Schutzbeziehungen 
und Verpflichtungen zum Helfen greifen. Das Anrecht der Hungernden und 
womöglich an Hunger Sterbenden auf solche Verpflichtungen seitens politi- 
scher Autoritäten in der Welt gilt einfach nicht. 

Wie ungleich Hunger verteilt ist, zeigte sich in den vergangenen Jahren 
vor allem im Kontext globaler Verwerfungen wie der Covid-19-Pandemie und 
neuer kriegerischer Konflikte in Afrika und der Ukraine. Unterbrochene Lie- 
ferketten, Störungen von Marktzugängen, Shutdowns, Sanktionen und Ener- 
giekrisen sorgten weltweit für Nahrungsmittelpreissteigerungen. Sie mach- 
ten überall, also auch in Nordamerika und Europa, staatliche Versorgungs- 
notmaßnahmen erforderlich, um Märkte zu beruhigen und Preise zu kontrol- 
lieren. Aber wie aus den letzten Jahresberichten zur globalen Ernährungsent- 
wicklung »State of food security and nutrition in the world« (FAO et al. 2022) 
hervorgeht, konzentriert sich Unterernährung hauptsächlich in afrikanischen 
Regionen, karibischen Ländern und in Südasien (siehe Tabelle 1). Entgegen al- 
len Fortschritten, die im Kampf für Ernährungssicherheit mit neuen großen 
internationalen Initiativen seit der Jahrtausendwende erzielt wurden, bleibt 
Hunger auch weiterhin ein erschütterndes weltgesellschaftliches Phänomen, 
gegen das noch immer kein Mittel gefunden wurde. 


1 Der Beitrag wurde gefördert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) — Pro- 
jektnummer 374666841 — SFB 1342. 
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Tabelle 1: Unterernährung in der Welt 


Verbreitung von Unterernährung (in Prozent der Gesamtbevölkerung) 


2005 2010 2015 2019 2020* 2021* 2022* 

Welt 12,1 8,6 7,9 7,9 8,9 9,3 9,2 
Afrika 19,2 15,1 15,8 17,0 18,7 19,4 19,7 
Nordafrika 6,2 4,7 5,4 5,8 6,0 6,9 7,5 
Sub-Sahara 

. 22,5 17,6 18,2 19,5 21,6 22,2 22,5 
Afrika 
Ostafrika 31,7 23,8 24,6 26,7 28,1 28,4 28,5 
Zentralafrika 31,9 22,5 23,3 24,8 27,6 28,5 29,1 
Südliches 

2 5,1 72 9,3 8,3 9,5 10,0 11,1 
Afrika 
Westafrika 12,2 10,8 10,6 11,0 13,7 14,5 14,6 
Asien 13,9 9,3 8,0 7,4 8,5 8,8 8,5 
Zentralasien 13,8 6,6 4,0 2,8 3,3 3,2 3,0 
Ostasien 6,8 <2,5 <2,5 <2,5 <2,5 <2,5 <2,5 
Südostasien 17,3 11,1 7,5 5,3 5,3 5,3 5,0 
Südasien 20,2 15,4 14,0 13,3 15,6 16,4 15,6 
Westasien 7,9 6,5 9,1 10,3 10,5 10,2 10,8 
Westasien und = es = a a 87 g3 
Nordafrika : , , i j , 
Lateinameri- 
kaund 9,3 6,2 5,3 5,6 6,5 7,0 6,5 
Karibik 
Karibik 18,4 14,7 13,2 14,2 15,2 14,7 16,3 
Latein- 

s 8,6 5,6 4,7 4,9 5,9 6,4 5,8 
amerika 
Zentral- 
i 8,1 6,8 6,7 5,1 4,8 5,0 5,1 

amerika 
Südamerika 8,8 5,1 3,9 4,9 6,3 7,0 6,1 
Ozeanien 6,9 6,5 6,2 6,4 6,0 6,6 7,0 
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Nordamerika 


<2,5 <2,5 <2,5 <2,5 <2,5 <2,5 <2,5 
und Europa 


Quelle: FAO et al. 2023: 9. Eigene Darstellung; Hervorhebungen wie im Original; * pro- 
gnostizierte Werte. 


Das ist umso verstörender, als weltweit seit Jahrzehnten genügend Nah- 
rungsmittel produziert sowie auf Märkten verkauft und konsumiert werden. 
Dank der technologischen und sozialen Innovationen in Produktion, Logistik 
und Vermarktung zirkulieren mehr als genügend Lebensmittel, um alle Hun- 
gernden zu ernähren: effiziente Anbaumethoden und Ressourcennutzung, 
Entwicklung von neuem und ertragreicherem Saatgut, bessere Düngemittel 
und Präzisionstechnologien.” 

Dieser Beitrag widmet sich diesen Hungerungleichheiten aus einer polit- 
ökonomischen Perspektive, die die Verteilung von und den Zugang zu Lebens- 
mitteln kritisch erörtert. Erfahrungen mit Unterernährung sind demnach vor 
allem aufungleiche Machtverhältnisse aufinternationalen Lebensmittelmärk- 
ten zurückzuführen. Dazu nimmt der Beitrag die mit Landwirtschaft und Er- 
nährung betrauten internationalen Organisationen in den Blick und konsta- 
tiert, dass diese weder ausreichend Interesse noch Fähigkeiten besitzen, die 
im globalen Agrarkapitalismus von heute angelegten Ungleichheitsdynamiken 
wirksam auszugleichen. Stattdessen dominieren in den Diskursen von Ernäh- 
rungssicherheit, die in diesen Organisationen herrschen, liberale agrarpoliti- 
sche Vorstellungen. Der Beitrag schließt mit einigen transformativen agrar- 
politischen Ideen, die alternative Expert:innen zu den Themen Ernährungs- 
souveränität, Deglobalisierung und Agrarökologie formulierten und die beim 
zukünftigen Entwurf für eine NIEO* unbedingt beachtet werden sollten. 


2 Amartya Sen (1987: 5) formulierte es so: »Hunger in the modern world is more intoler- 
able than past hunger not because it is typically more intense, but because it is now so 
unnecessary. The enormous expansion of productive power that has taken place over 
the last few centuries has made it possible, for the first time in history, to guarantee 
adequate food for all. It is in this context that the persistence of chronic hunger and 
the recurrence of virulent famines must be seen as morally outrageous and politically 
unacceptable. If politics is the art of the possible, then conquering world hunger has 
become a political issue in a way it could not have been in the past.« 
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Globale Ernährung und die NIEO 


Globale Ernährungsungleichheiten sind nichts Neues. Die zerstörerische Na- 
tur von »modernem Hunger« (Vernon 2007) ist bereits seit vielen Jahrzehnten 
auf der internationalen Entwicklungsagenda. Die Themen Hunger und Ernäh- 
rung waren bereits in der ersten New International Economic Order (NIEO) 
von 1974 sehr prominent vertreten. Im »Programme of Action« zur NIEO wer- 
den sie direkt im Anschluss an Rohstoffe und noch vor dem Themenfeld Handel 
dargestellt (UN 1974). Dass Ernahrung und Entwicklung 1974 so zentral plat- 
ziert wurden, hatte sicherlich mit der ersten internationalen Nahrungspreis- 
krise ab 1972 zu tun. Diese mündete im November 1974 in den ersten Welt- 
ernahrungsgipfel der Vereinten Nationen (UN) in Rom. 

Gleichzeitig sind die ernahrungsrelevanten Kapitel im »Programme of 
Action« im Vergleich zu den Feldern Rohstoffe und Handel sehr allgemein 
gehalten und bedienen sich einer milden, kooperativen Sprache. Der Schwer- 
punkt liegt hier auf der Zusammenarbeit zwischen entwickelten und sich 
entwickelnden Staaten, um konkrete Ernährungsprobleme zu überwinden 
(Kapitel 2.a), mehr Land für den Agrarsektor und den Nahrungsmittelanbau 
zu erschließen (2.b), Wüstenbildung, Versalzung und andere Umweltschäden 
zu bekämpfen (2.c), Umweltschutz und Ressourcensicherheit zu ermögli- 
chen (2.d), Landwirtschaftspolitiken in entwickelten Ländern so zu gestalten, 
dass sie die Interessen importierender Entwicklungsländer nach niedrigen 
Preisen entgegenkommen (2.e.i) und die Interessen exportierender Ent- 
wicklungsländer an einem besseren Marktzugang berücksichtigen (2.e.ii), 
Nahrungsmittelimporte für von Krisen betroffene Länder zu ermöglichen, 
ohne diese in Zahlungsbilanzprobleme zu stürzen (2.f), Lagerkapazitäten in 
Entwicklungsländern auszuweiten und Inputs für vergünstigte Preise anzu- 
bieten (2.g) und schließlich protektionistische Maßnahmen gegen Exporte 
aus Entwicklungsländern abzubauen (2.h). 

Es mag im Nachhinein verwundern, dass die hier aufgelistete Program- 
matik in ihrer Sprache und ihrem transformativen Anspruch nicht die gleiche 
Schärfe aufweist wie im vorherigen Kapitel des »Programme of Action« zu 
Rohstoffen, in dem mit transnationalen Konzernen ein klarer politischer 
Gegner markiert wird sowie konkrete politische Maßnahmen gefordert wer- 
den, um die Macht dieser Konzerne zu brechen beziehungsweise nationalen 
Interessen unterzuordnen. Damals galt es, auf konkrete Probleme der Agrar- 
sektoren zu antworten. Das Ziel war die Entwicklung produktiver Fähigkeiten 
und dabei ein Ausgleich oder eine Vermeidung ungleicher Tauschverhältnisse 
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zwischen Staaten. Souveränitätsfragen wurden hingegen kaum thematisiert. 
Die Maßnahmen im Kapitel zu Lebensmitteln im »Programme of Action« 
waren nicht dazu gedacht, die Spielregeln der internationalen Agrarmärkte 
zu brechen. Sie zielten hauptsächlich darauf ab, moderne Landwirtschaft 
in Entwicklungsländern auszubauen und deren Nahrungsmittelabhängig- 
keit von reichen Ländern zu minimieren. Scheinbar ging man davon aus, 
dass die strukturellen Ungleichheiten im Bereich Ernährung und Landwirt- 
schaft durch diese Befähigung überwunden werden könnten sowie durch 
die Entwicklung von Land und Ressourcen, die bisher nicht genutzt worden 
waren. 


Transformationen des Agrarkapitalismus 


Die Geschichte verlief bekanntlich anders. Zwar konnten in den folgenden 
Jahrzehnten große Länder mittels Technologietransfers und der Förderung 
ländlicher Entwicklungsprojekte »Grüne Revolution«) ihre vorige Import- 
abhängigkeit beim Anbau von Weizen, Reis, Mais und Soja sowie bei der 
Herausbildung industrieller Fleischsektoren überwinden und so ernährungs- 
souverän werden. Länder wie China, Indien oder Brasilien wurden so zu 
wichtigen Akteuren im internationalen Agribusiness. Inzwischen können 
sie sogar die Agenden der Welthandelsorganisation (WTO) zu Handel und 
Landwirtschaft bestimmen (Hopewell 2016). Doch der überwiegenden Mehr- 
heit der Länder in globalen Peripherien blieb solch ein Aufstieg verwehrt. Die 
strukturellen Ungleichheiten, die in den 1970er Jahren die meisten Weltregio- 
nen betrafen, blieben bestehen — wenn auch in neuem Gewand. 

Direkt nach der Nahrungspreiskrise der frühen 1970er Jahre, nach Hun- 
gersnöten in Äthiopien und Bangladesch, nach der NIEO und dem Welternäh- 


3 Der Bericht »The challenge to the south« der unter dem Vorsitz von Julius Nyerere 
arbeitenden Südkommission (South Commission 1990) folgt einer ähnlichen Logik. 
Zwar verlangt er für die nationale Ebene durchaus radikale Maßnahmen wie Land(nut- 
zungs)reformen für mehr Produktionsfähigkeiten von Kleinbäuerinnen (ebd.: 86). Auf 
der Süd-Süd-Ebene geht es dagegen hauptsächlich um die Bereitstellung kollektiver, 
regionaler Getreidereserven und Lebensmittelvorräte sowie um gegenseitige Inves- 
titionen zur Erhöhung der Nahrungsmittelproduktion (ebd.: 188-189). Erstaunlicher- 
weise finden sich im Kapitel zu Nord-Süd-Beziehungen nur wenige konkrete Forderun- 
gen, etwa nach einer Reduktion von Agrarsubventionen sowie nach finanziellen Hilfen 
für Lebensmittelimporte (ebd.: 246). 
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rungsgipfel 1974 transformierte sich das internationale Lebensmittelregime 
dauerhaft. Bis dahin hatten die USA mit ihren subventionierten Produktions- 
überschüssen, mit Förderprojekten für die sogenannte Grüne Revolution und 
mit Weizenhilfen im Mittelpunkt der Welternährungspolitik gestanden (Roth- 
schild 1976). Nach 1973 setzten die USA neue Prinzipien durch: Deregulierung 
von Preisen, verstärkte Kommodifizierung von Land und Landwirtschaft, 
Freihandel und Marktprinzipien zum Zwecke effizienterer Produktion und 
Allokation von Nahrungsmitteln. En gros bedeutete das eine Verschärfung 
des Wettbewerbsdrucks für Bäuer:innen, staatliche Unternehmen und Le- 
bensmittelkonzerne sowie den Drang zu einer höheren Intensivierung von 
Anbaumethoden und der Konzentration von Landbesitz. Akteur:innen, die 
nicht wettbewerbsfähig waren, wurden verdrängt. Staaten fügten sich immer 
mehr der Logik komparativer Kosten und suchten für ihre Produzent:in- 
nen und Lebensmittelunternehmen profitable Nischen in internationalen 
Wertschöpfungsketten. 

Diese Transformation wurde unterstützt durch von internationalen Fi- 
nanzinstitutionen vorgegebene Strukturanpassungsprogramme sowie durch 
Austeritäts- und Liberalisierungspolitiken. Diese stellten die staatlichen För- 
derprogramme für Kleinbäuer:innen, Landreformen, aber auch Preispolitiken 
für Grundnahrungsmittel und Nahrungsmittelsubventionen zur Disposition. 
Ziel dieser Transformationen war es, bislang angeblich fehlgeleitete Förder- 
politiken neu auszurichten, staatliche Marktverzerrungen zurückzufahren 
und eine neue, marktorientierte Intensivierung von Landnutzung, Anbau- 
methoden, Saatgut und Inputs zu ermöglichen. Auf diese Weise sollten auf 
internationalen Märkten genügend Nahrungsmittel zur Verfügung stehen. 
Profitable, an Marktpreisen, Exporten und cash crops ausgerichtete Agrarsek- 
toren, so das Vorhaben, würden zudem genügend Devisen erwirtschaften, 
um Nahrungsmittelimporte zu stabilisieren und so die Ernährungssicherheit 
zu gewährleisten. Auf globaler institutioneller Ebene wurde diese Transfor- 
mation mit dem Landwirtschaftsabkommen (»Agreement on agriculture«) 
und dem »Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte des 
geistigen Eigentums« (Agreement on trade-related aspects of intellectual 
property rights, TRIPS) im Rahmen der Uruguay-Runde und der Gründung 
der WTO 1995 abgeschlossen .* 


4 Das Landwirtschaftsabkommen richtete sich ursprünglich gegen Agrarsubventionen 
weltweit und sollte Agrarsektoren im Globalen Süden zu mehr Marktzugang nach Eu- 
ropa, Nordamerika und Japan verhelfen. Die in diesen Regionen praktizierte Überpro- 
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Die Folgen dieser Transformation zu einem neuen globalen Agrarkapita- 
lismus waren beachtlich. Erstens kam es in diesem neuen Regime zu einer 
starken Differenzierung von Profitchancen zwischen verschiedenen Marktak- 
teur:innen. Neue, global ausgerichtete Lieferketten zwischen Produzent:in- 
nen und Konsument:innen hatten ganz unterschiedliche Profitmargen - je 
nach individueller Position in Getreide- und Fleischkomplexen und je nach 
Verarbeitung und Vermarktung der Nahrungsmittel. Die Lieferketten waren 
gekoppelt an sich weltweit verändernde städtische Ernährungspraktiken und 
Konsumkulturen, die es zu bedienen galt. Die Profitmargen von Bäuer:in- 
nen blieben konstant, wohingegen sich die Marktchancen in den Bereichen 
Handel, Lagerung, Transport und Zulieferung vervielfachten. So stieg bei- 
spielsweise die globale Agrarproduktion zwischen 1990 und 2002 um zwei 
Prozent jährlich. Doch der globale Handel mit Agrargütern nahm im selben 
Zeitraum um vier Prozent jährlich zu (WTO 2004: 15). Seither stieg der Anteil 
von Verarbeitung und Dienstleistungen an globalen Wertschöpfungsketten 
im Bereich Ernährung weiter stetig an (OECD 2020). Diese Profitverlagerung 
weg von Produzent:innen wird am florierenden globalen Lebensmittelhan- 
del deutlich. Supermärkte sind inzwischen zu internationalen Akteur:innen 
geworden. Sie bestimmen mit ihrer Markt- und Preisbestimmungsmacht 
die sich wandelnden Lebensmittelmärkte in peripheren Ökonomien (McMi- 
chael 2020: 64). Auch in Metropolen sorgen Supermärkte für Preis- und 
Standarddruck bei Produktion und Zulieferung und damit indirekt auch für 
katastrophale Arbeitsbedingungen und Lohnverluste für meist migrantische 
Landarbeiter:innen. Deren Arbeit ist für die Versorgung mit frischem Gemüse 
und Obst entscheidend, wie Jörg Gertel und Sarah Ruth Sippel (2014) für 
Südeuropa und Nordafrika zeigen. 

Unter diesen neuen Kommerzialisierungsbedingungen fand innerhalb 
der Konzernlandschaft ein starker Intensivierungs- und Verdrängungswett- 
bewerb statt - mit wiederkehrenden Fusions- und Übernahmewellen. Dessen 
Folge sind überwiegend oligopolistische Märkte im Bereich der Lebensmittel- 


duktion von Reis, Mais und Weizen und deren subventionierte Exporte wurden seit Jah- 
ren kritisch beäugt und sollten in der Uruguay-Runde überwunden werden. Über bila- 
terale Verständigungen und Auslegungen der Bedeutung von Agrarsubventionen ver- 
hinderten die USA und die EU eine Deregulierung und Öffnung ihrer Märkte bis Mitte 
der 2000er Jahre, während Agrarsektoren im Globalen Süden bereits durch Struktur- 
anpassungsprogramme gehen mussten und somit durch die Auswirkungen des Ab- 
kommens strukturell benachteiligt blieben (Clapp 2006: 565). 
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und Getränkeverarbeitung, der Fleischverarbeitung und des Einzelhandels 
(IPES-Food 2017: 35-38). Entstanden sind machtvolle Konzerne, die über 
moderne Ernährungspraktiken mitentscheiden und sich kaum noch im Sinne 
von Konsument:innenschutz regulieren lassen (siehe Kurzer/Cooper 2012). Im 
Warenhandel dominiert seit Jahrzehnten die sogenannte Gruppe der ABCD 
(Archer Daniels Midland, Bunge, Cargill und Dreyfus). Diese Unternehmen 
wickelten zusammen bereits 2003 geschätzt 70 Prozent des globalen Getreide- 
handels ab (Murphy et al. 2012: 9). Darüber hinaus ist die Konzernmacht auch 
auf Produzent:innenseite gewachsen, das heißt auf Märkten für Agrarinputs. 
Das betrifft etwa Pflanzenschutzmittel, Düngemittel, Viehzuchtgenetik und 
Landmaschinen. Vor allem chemische Düngemittel auf Stickstoff-, Phos- 
phat- und Pottaschebasis sind für die Maximierung von Ernteerträgen in 
der modernen Landwirtschaft unverzichtbar. Hier teilen sich Unternehmen 
die profitablen Marktpositionen mit den Staatskonzernen rohstoffreicher 
Staaten (IPES-Food 2017: 25). 


Als weitaus transformierender als dieser fast schon üblich zu nennende Wett- 
streit um marktbeherrschende Stellungen hat sich das TRIPS-Abkommen 1995 
erwiesen. Dieses galt fortan auch für biotechnologische Verfahren, was insbe- 
sondere den Saatgutsektor betrifft. In der Folge wurde gentechnisch verän- 
dertes und patentrechtlich gesichertes Saatgut entwickelt, das ertragreicher, 
resilienter und effizienter war als bisherige Varianten. Im Bereich zwischen 
Biotechnologie und Agrochemie entstanden seit den 1990er Jahren neue Saat- 
gutkonzerne wie Monsanto und Syngenta. Mit ihren Produkten und den da- 
zugehörigen vertraglichen Verpflichtungen können sie den bäuerlichen Alltag 
von Hunderten Millionen Menschen gestalten. Die Bedeutung dieses Sektors 
zeigte sich in den 2010er Jahren in einer Fusionswelle in der globalen Agroche- 
mie, bei der die neuen Riesen Bayer-Monsanto, Dow-DuPont und Syngenta- 
ChemChina entstanden (IPES-Food 2017: 23). 

Der neueste Trend in der scheinbar permanenten Transformation des 
Agrarkapitalismus ist die Verbindung von big food mit big tech und big data. Die 
Profit- und Effizienzversprechen von Digitalisierung und Automatisierung 
sowie die zukünftigen Potenziale der Präzisionslandwirtschaft sorgen bereits 
heute für Quereinstiege großer Techkonzerne wie Amazon, Facebook, Alibaba 
oder Alphabet in den Agrar- und Ernährungsbereich (IPES-Food/ETC Group 
2021: 59). 

Angetrieben werden solche Entwicklungen durch die anhaltende Finan- 
zialisierung von Landwirtschaft und Ernährung. Mit der Deregulierung von 
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Finanzmärkten in den Metropolen (beispielsweise durch den »US Commodity 
Futures Modernization Act«) ab 2000 eröffneten sich institutionellen Inves- 
tor:innen schnell neue Möglichkeiten zur Anlage und Spekulation im Bereich 
landwirtschaftlicher Waren. Das Resultat waren neue und starke Volatilitäten 
auf den Märkten für Grundnahrungsmittel sowie der Ausbruch der internatio- 
nalen Nahrungsmittelpreiskrise von 2007/2008 (Clapp 2014). Das betraf wie- 
derum mittlere und untere Schichten in globalen Peripherien, deren Regierun- 
gen mit neuem Austeritätsdruck sowie mit Forderungen von Internationalem 
Währungsfonds (IMF) und Weltbank nach einem Abbau von Nahrungsmittel- 
subventionen konfrontiert wurden (Thyen/Karadag 2021). Zudem nahmen in- 
stitutionelle Investor:innen Land und Agrarbetriebe als neue Profitquellen in 
den Blick. Das führte zu Landkäufen in großem Maßstab auch im Globalen 
Süden sowie zu einer stärkeren Eingliederung ländlicher Ökonomien in globa- 
le Finanzströme. Ein paralleler Trend war die Ausweitung von Mikrokrediten 
als Mittel der finanziellen Inklusion ländlicher Schichten, die lokale Verschul- 
dungsdynamiken oftmals verschärfte (Mader 2015). 

Dieser neue Agrarkapitalismus beschnitt die Lebens- und Machtchancen 
vor allem von Kleinbäuer:innen stark. Einerseits gibt es nun mehr Möglich- 
keiten für Investitionen und ökonomisches Upgrading, die Chance auf mehr 
und bessere Nahrungsmittel auf der Welt sowie auf mehr Marktentfaltung für 
bislang exkludierte ländliche Gruppen. Andererseits erfolgt diese Aufwertung 
und Intensivierung von Landwirtschaft allein nach der Logik industrieller 
Produktion und globaler Wertschöpfungsketten. Diese lässt jedoch keine Um- 
verteilung nach unten zu und lässt ländliche Arme mit den sozioökologischen 
Folgen monokultureller Landwirtschaft allein - inklusive des Verfalls von Bio- 
diversität und der Überlastung von Böden. Umkämpfte Landmärkte bewirken 
überdies eine Verdrängung von Kleinbäuer:innen in Städte oder in unproduk- 
tive ländliche Regionen, in denen sie kaum ausreichend Lebensgrundlagen 
schaffen können (Vanhaute 2021:121). 

All die genannten Fortschritte beantworten weder die globale Ernährungs- 
frage noch überwinden sie das Problem struktureller Ungleichheiten. Bei al- 
lem Anstieg der Produktion von Grundnahrungsmitteln - die sich statistisch 
gut erfassen lässt - bleibt die Ernährungs- und Nahrungsmittelimportabhän- 
gigkeit vieler Länder bestehen oder verschärft sich sogar noch. Denn der Ge- 
gensatz zwischen den in Wertschöpfungsketten ertragsfähigen cash crops ei- 
nerseits und lokalen Grundnahrungsmitteln andererseits wurde nicht über- 
wunden. Zwischen beiden gibt es vielmehr einen trade off. Mehr Anreize für 
Erstere führen zu einer Reduktion der Produktion von Letzteren. Global gese- 
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hen kann noch so viel produziert werden: Wenn Grundnahrungsmittel ländli- 
che Märkte in Afrika und Asien nicht zu dem Preis erreichen, den Bevölkerung 
und Staat sich unter normalen Bedingungen leisten können - und gerade da- 
für gibt es im neuen Agrarkapitalismus kaum ökonomische Anreize - dann 
trägt dieser Produktionsfortschritt einfach nichts dazu bei, Unterernährung 
in Afrika, Südasien und in der Karibik zu bekämpfen. 


Die Rolle der Welternährungspolitik 


Die erwähnten Transformationen des Agrarkapitalismus werfen die Frage auf, 
wo denn eigentlich Politik stattfindet, um die Hungererfahrungen von Men- 
schen wirksam zu bekämpfen - und wer diese Politik verantwortet. Das sind 
zum einen nationale Regierungen und Bürokratien, die mit der Regulierung 
von Agrar-, Land- und Lebensmittelmärkten sowie mit der Standardisierung 
und Überwachung von Lebensmitteln betraut. Im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit fungieren sie oftmals als direkte Versorger:innen von Armen 
und Marginalisierten (durch Schulspeisungen, Essensgutscheine etc.). Wo 
staatliche Aktivitäten nicht ausreichen, um Menschen Zugang zu nahrhafter 
und gesunder Ernährung zu gewährleisten, springen Wohlfahrtsvereine mit 
ihren Angeboten wie Essenstafeln oder Suppenküchen ein. Deren Nutzung 
ist auch in Europa bereits vor der Covid-19-Pandemie angestiegen (Lambie- 
Mumford/Silvasti 2020). Ein solcher privater Lebensmittelhumanitarismus 
dominiert auch auf transnationaler Ebene. In hungeranfälligen Regionen 
der Welt übernehmen Organisationen wie Welthungerhilfe, Brot für die Welt, 
Misereor, Action contre la Faim, CARE International oder Rise Against Hunger 
direkte Essensverteilungen. 

Die entscheidenden politischen Akteur:innen auf globaler Ebene sind die 
in Rom ansässigen internationalen Organisationen, die im Zuge der Her- 
ausbildung des UN-Systems nach dem Zweiten Weltkrieg mit den Themen 
Landwirtschaft und Ernährung betraut wurden. Im Einzelnen sind das vor 
allem die 1945 gegründete Food and Agriculture Organization of the United 
Nations (FAO), das 1961 gegründete World Food Programme (WFP) und der 
1977 gegründete International Fund for Agricultural Development (IFAD). 
Diese Organisationen sind für Koordinierung, Marktbeobachtung, techni- 
sche Unterstützung und Projektfinanzierung sowie für professionellen wie 
akademischen Austausch verantwortlich. Als Träger:innen »epistemischer 
Autorität« (Zürn 2019) besteht ihre Macht darin, als globaler Wissenspool zu 
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Fragen von Landwirtschaft, Ernährung und ländlicher Entwicklung zu fungie- 
ren. Ihre Bedeutung in der weiten Landschaft globalen Regierens stärken sie 
wissenspolitisch (Lele et al. 2021). Daneben kämpfen sie auch konkret gegen 
den Ausbruch von Hungersnöten in Krisenregionen. Ein Frühwarnsystem von 
FAO und WFP, die vier Monate vorausschauenden Berichte Hunger Hotspots 
präsentieren Datenzusammenstellungen von Hungerlagen in diversen Kon- 
fliktlandern. Sie waren in den letzten Jahren die Grundlage für differenzierte 
Ernährungsinterventionen des WFP (WFP/FAO 2022). In Kriegsgebieten sind 
diese Interventionen unerlässlich, um katastrophale Hungersnöte zu vermei- 
den, wie es sie etwa noch in den 1980er Jahren in Äthiopien gegeben hatte. 
Den Berichten zufolge sind die Werte für akute Ernährungsunsicherheiten 
in Ländern wie Afghanistan, Syrien, Jemen, Nigeria, Äthiopien, Somalia und 
Südsudan anhaltend hoch. Doch immerhin konnte die Zahl der an Hunger 
Sterbenden nachhaltig reduziert werden. 

Die Autorität der genannten Organisationen ist jedoch begrenzt. Es war 
nie ihre Aufgabe, die alltägliche Produktion oder den Verkehr von Agrargü- 
tern und Lebensmitteln zentral zu regulieren - etwa um überall auf der Welt 
ähnliche Produktions- und Marktbedingungen zu erzielen. Frühere Versuche, 
im Rahmen sogenannter food boards eine Preisfindung für Agrarprodukte zu 
gestalten, scheiterten schon direkt nach dem Zweiten Weltkrieg in Bretton 
Woods (Jachertz 2014: 76). Stattdessen leisten FAO, WFP und andere wissen- 
schaftliche, finanzielle und technische Hilfestellung bei der Ausweitung der 
landwirtschaftlichen Produktion sowie der Verbesserung von Anbaumethoden 
und Marktzugängen für periphere Staaten. Auf der politischen Ebene waren 
sie damit auch immer Verfechter:innen einer produktivistischen Perspektive 
im Kampf gegen globale Unterernährung. Die zunehmende Bedeutung der 
Weltbank im Agrarbereich (als Finanziererin von Programmen für ländliche 
Entwicklung und Agrarkrediten) führte zu einer verstärkten Liberalisierung 
des Verständnisses von Produktivismus und Nahrungsmittelsicherheit (food 
security). Demzufolge ist das Hungerproblem auf der Welt auf eine ineffiziente 
Verteilung, auf fehlende Marktsignale und fehlende Marktzugänge fiir genü- 
gend Menschen zurückzuführen (food availability). In der Folge gelten parallel 
zur Herausbildung des neuen Agrarkapitalismus nurmehr marktkonforme 
Landwirtschafts- und Ernahrungspolitiken als legitime Maßnahmen zur 
Herstellung von Nahrungsmittelsicherheit. International nachvollziehbare 
Preisbildungen durch Freihandel von allen mit allen scheinen der einzige 
Weg zu sein, um prinzipiell genügend Lebensmittel für alle zu erreichen. Mit 
dieser zunehmend liberalen Rahmung bestatigt die Welternahrungspolitik 
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im Großen und Ganzen die Interessen großer Agrarstaaten und -konzerne. 
Jeder Entwurf einer globalen Zukunftsagenda erfolgt somit im Einklang mit 
den Mächtigen im Agrarkapitalismus, aber niemals gegen deren Interessen. 

Gegen diese liberalen Politiken und Narrative formiert sich schon lange 
politischer und epistemischer Widerstand. Das Gegennarrativ alternativer 
Expert:innengruppen wie La Via Campesina (Borras Jr. 2008) sieht wie folgt 
aus: Auch noch so viel Expansion von Produktion und Handel verändert 
nicht die ungleiche Struktur und Machtverteilung im Agrarkapitalismus. Die 
Lebens- und Marktbedingungen für Kleinbäuer:innen und Landarbeiter:in- 
nen in armen Ländern, die am stärksten von Unterernährung und Ernäh- 
rungsunsicherheit betroffen sind, verbessern sich dadurch nicht. Schlimmer 
noch: Dieselben sozialen Transformationen, die für mehr Produktion sorgen 
(sollen), verschärfen für diese Menschen nur den Verdrängungsdruck. Sie 
schaffen durch mehr Anreize für land grabbing erst die sozialen Landkrisen im 
Globalen Süden, die sie eigentlich vermeiden sollten. Darüber hinaus sorgt 
die Liberalisierung und Intensivierung der Landwirtschaft lediglich für eine 
Konzentration auf den Export von cash crops, nicht aber für mehr Anbau lokal 
und regional verfügbarer Nahrungsmittel. Schließlich bleiben viele Länder 
abhängig vom Import von Grundnahrungsmitteln, auf deren Preisbildung sie 
keinen Einfluss haben. Hierdurch sind sie vor allem in internationalen Kri- 
senkontexten (Nahrungsmittelpreiskrise von 2007/2008, Covid-19-Pandemie, 
Ukrainekrieg seit 2022) zu anfällig für Preissteigerungen. Was es dagegen 
braucht, ist die Vermeidung von Ernährungsunsicherheiten durch degloba- 
lisierende Politiken der Nahrungsmittelsouveränität (food sovereignty). Diese 
müssen die Lebenschancen und Marktbedingungen von Kleinproduzent:in- 
nen in den betroffenen Ländern verbessern - und zwar gegen die Interessen 
von Agrarkonzernen (Bello 2009). 

Diese Art der systemischen Kritik am Agrarkapitalismus teilen aktivisti- 
sche Vertreter:innen der Agrarökologie. Mit Blick auf die ökologischen Krisen 
unserer Zeit fordern sie einen vollständigen Bruch mit der monokulturellen 
industriellen Agrarproduktion sowie einen Übergang zu einer agrarökolo- 
gischen Landwirtschaft (Altieri 2018; Gliessman 2015). Ihr Verständnis von 
Nachhaltigkeit beruht darauf, den Einsatz umweltschädlicher Inputs runter- 
zufahren und mit Ressourcen so präzise wie möglich umzugehen. Industrielle 
und konventionelle Inputs sollen durch biologische und erneuerbare ersetzt 
sowie agrarische Ökosysteme aktiv umgestaltet werden, etwa durch das 
Anpflanzen von Hecken, Bäumen und Wäldern oder das Neuanlegen und 
den Schutz von Feuchtgebieten in Anbaugebieten. Agrarökolog:innen for- 
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dern zudem den Aufbau direkter, vertrauenstiftender Lebensmittelnetzwerke 
zwischen Produzent:innen und Konsument:innen. Darauf aufbauend soll 
ein neues, auf Gleichheit, Teilhabe und Gerechtigkeit beruhendes globales 
Ernährungssystem etabliert werden (Gliessman et al. 2019: 93-94). Die ökolo- 
gischen Vorteile dieses vorgeschlagenen Wandels sind eindeutig: Ökologische 
Agrarbetriebe recyceln Biomasse, schützen und werten Böden auf, schaf- 
fen natürliche Feinde für Schädlinge, konservieren Wasser und fördern die 
Artenvielfalt, die durch die industrielle Landwirtschaft zerstört wird. 

Internationale Organisationen, Agrarkonzerne und Expert:innengrup- 
pen reagierten auf diese Forderungen üblicherweise mit einem Mix aus 
Ignoranz und Widerspruch. Proliberale und unternehmenszentrierte Ent- 
wicklungsorganisationen blieben bei ihrer Haltung zu Produktivismus und 
Intensivierung. Sie legitimieren diese mit den großen demografischen Her- 
ausforderungen des 21. Jahrhunderts: So könnten etwa zehn Milliarden Men- 
schen ohne neue Technologien und Großinvestitionen nicht ernährt werden. 
Um diese liberalen Visionen gegen Kritiken zu stärken, gründeten etwa die Bill 
& Melinda Gates Foundation und die Rockefeller-Stiftung 2006 die Alliance 
for a Green Revolution in Africa (AGRA), die afrikanische Kleinbäuer:innen 
fördert. 

Eine andere Reaktion auf die Kritik ist die strategische Aneignung von 
deren Themen, Programmatiken und Terminologien. Diese Strategie erkennt 
im Prinzip die Krisenhaftigkeit des globalen Agrar- und Ernährungssystems 
sowie die Notwendigkeit seiner Transformation an. Das Ziel der Welternäh- 
rungspolitik bleibt aber die Stabilisierung der bestehenden Verhältnisse, 
nicht deren Überwindung. In einem komplexen Kreislauf aus Anfechtung 
von unten und Aneignung von oben profitieren kritische Positionen von dem 
Umstand, dass es in den wichtigen internationalen Organisationen durch- 
aus inhaltliche und politische Kontroversen gibt. Die Folge ist eine gewisse 
Offenheit für die Arbeit alternativer Expert:innengruppen im Bereich Ernäh- 
rung. Agrarökologische Systemkritik findet so ihren Weg in die FAO und in 
UN-Organisationen, wo sie offener erörtert und zumindest in Publikationen 
und neue Strategien aufgenommen wird.’ So hat sich nach der Krise von 
2008 unter dem Dach der FAO das Committe on World Food Security (CFS) 
für einen direkteren Austausch mit der Ernährungssouveränitätsbewegung 


5 Ein Beispiel hierfür ist Michael Fakhris Interim report ofthe special rapporteur on the right 
to food zum Thema Covid-19-Pandemie und globale Nahrungsmittelunsicherheit für 
die UN-Generalversammlung (OHCHR 2022). 
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geöffnet. Es äußert seitdem scharfe organisationale Kritik an industrieller 
Landwirtschaft und Profitkonzentrationen. Ein transformativ anmutendes 
Programm wie »Scaling Up Agroecology« (FAO o.J.) ist bei der FAO angesiedelt 
und eben nicht bei der Weltbank. 

Auch Letztere widmet sich der Systemkritik, um diese kreativ zu koop- 
tieren, beispielsweise im Weltentwicklungsbericht »Agriculture for develop- 
ment« (World Bank 2007), der sich als Antwort auf die damals geäußerte sys- 
temische Kritik an Kommerzialisierung und der Verdrängung von Kleinbäu- 
er:innen liest. Mit seiner Betonung von smallholder competitiveness stärkt der 
Bericht die Bedeutung dieser Bäuer:innen und gesteht prinzipiell ein, dass es 
vielerorts keiner professionellen Plantagen und Agrarbetriebe bedarf, um Er- 
nährungssicherheit zu gewährleisten. Gleichzeitig setzen internationale Or- 
ganisationen ihren Schwerpunkt weiter auf Wettbewerb und Freihandel als 
einzig gültige Motoren für das erforderliche Upgrading bäuerlicher Produkti- 
on. Ein weiteres Mittel zur Kooptation agrarökologischer Systemkritik ist die 
Fokussierung auf climate-smart agriculture. Diese erlaubt es, Metaprobleme wie 
Nachhaltigkeit und Klimawandel anzueignen und neu zu interpretieren (Tay- 
lor 2018). Eine konkrete Agrarökologie-Agenda macht solche Aneignungen je- 
doch unmöglich, da es aufgrund ihres revolutionären Anspruchs (zumindest 
bislang) keine Vorstellung davon gibt, wie sie sich markt- und systemkonform 
ummiinzen ließe. 

Die ursprünglich transformative Rede von einer systemischen Analyse glo- 
baler Ernährung (food systems analysis) wurde hingegen bereits relativ erfolg- 
reich kooptiert. Inzwischen gibt es zahlreiche Veranstaltungen und Publika- 
tionen innerhalb des Mainstreams, die mit diesem Begriff operieren. So fand 
etwa der jüngste UN-Welternährungsgipfel (der insgesamt fünfte nach 1974, 
1996, 2002 und 2009) im September 2021 explizit als »UN Food Systems Sum- 
mit« statt. Damit signalisierte man zumindest begrifflich Interesse an einem 
umfassenden Umbau von Lebensmittelregimen, wie ihn etwa Expert:innenor- 
ganisationen wie das International Panel of Experts on Sustainable Food Sys- 
tems (IPES-Food) schon länger fordern. Gleichwohl war das Ziel dieses Ernäh- 
rungsgipfels, die Gestaltung des Themas nicht La Via Campesina, dem CFS 
High Level Panel of Experts (HLPE) oder anderen kritischen Stimmen zu über- 
lassen. Darüber hinaus wollte man die Vorstellung nachhaltiger Systeme so 
anordnen, dass sie mit Freihandel, liberalen Vorstellungen von food availability, 
neuen Technologien und Wertschöpfungsketten weiterhin vereinbar sind. Zu 
diesem Zweck stellte UN-Generalsekretär Guterres sicher, dass die organisato- 
rische Planung in den Händen von Agnes Kalibata lag - der Leiterin von AGRA, 
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während das CFS und andere rivalisierende Organisationen mit ihren Ideen 
nicht zum Zuge kamen und keine Agendamacht entwickeln konnten (Canfield 
et al. 2021: 7). Als Reaktion auf den Vertrauensverlust zwischen Ernährungs- 
souveränitätsbewegung und FAO boykottierte die Bewegung den Gipfel, um 
sich nicht weiter von dieser Politik der scheinbaren Offenheit und des schein- 
baren Pluralismus vereinnahmen zu lassen (Anderl/Hißen 2023: 14). 

Internationale Organisationen können letztlich nur vor antiliberalen Not- 
standsmaßnahmen warnen und Belege für deren Unwirksamkeit auf globaler 
Ebene anführen. Aber sie haben keine wirkliche Macht gegen einflussreiche 
Staaten, sobald diese sich entscheiden, Agrarexporte auszusetzen, um die ei- 
genen Märkte für Grundnahrungsmittel zu stabilisieren (wie Indien 2022 oder 
Argentinien, Vietnam und andere 2007). Vermutlich ist es bereits ein Erfolg 
für das liberale Paradigma, dass sich dem Exportstopp Indiens bisher kaum 
jemand angeschlossen hat, weshalb der befürchtete Kaskadeneffekt von 2007 
ausblieb. Internationale Organisationen machen diesen hauptsächlich verant- 
wortlich für die damaligen Preissteigerungen bei Grundnahrungsmitteln. In- 
dien wurde zwar in WTO-Gremien mit massiver Kritik konfrontiert, die nach 
dem Exportstopp für gebrochenen Reis und der Subventionierung der eige- 
nen Reisbäuer:innen noch zugenommen hat. Doch das Land zeigt sich davon 
relativ unbeeindruckt (Business Standard 2022). 


Prinzipien und Elemente einer transformativen 
Welternährungspolitik 


Agrarkapitalismus, industrielle Landwirtschaft und transnationale Konzern- 
macht sind bereits heute nicht mehr tragbar und kaum noch zu rechtfer- 
tigen. Dafür ist ihr Unvermögen, die heute Hungernden zu sättigen, zu 
sichtbar — ebenso die enormen sozialökologischen Schäden, die sie in der 
Welt anrichten. Klimawandel und Biodiversitätsverluste sorgen für ganz neue 
Perspektiven auf die negativen Folgen industrieller Getreide- und Fleischkom- 
plexe in den Metropolen. Jede Dürre mit den daraus resultierenden Verlusten 
an nutzbaren Böden, Wasserquellen und weiteren ökologischen Grundlagen 
für das menschliche Zusammenleben schwächt die bisherigen dominanten 
Rechtfertigungen für bestehende Agrar- und Lebensmittelpolitiken. 

Das eröffnet Raum für neue Debatten und mögliche Auswege aus den 
kapital- und energieintensiven Sackgassen, in denen globale Agrarsektoren 
stecken. In Zukunft wird jede ökologische Großkrise die Suche nach poli- 
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tischen Lösungen beschleunigen, die Expert:innen und Aktivist:innen zu 
den Themen Ernährungssouveränität, Deglobalisierung und Agrarökologie 
in der Gegenwart bereits erarbeiten (Ajl 2021). Deren Ideen werden umso 
attraktiver, je mehr sich die Erkenntnis durchsetzen wird, dass es keine neo- 
imperiale Exit-Option aus Klimawandel, Erderhitzung und Wasserknappheit 
geben wird. Kollektive Katastrophenerfahrungen in den nächsten Jahren, die 
Metropolen und Peripherien gleichermaßen umfassen werden, haben das 
Potenzial, neue Wege der Krisenbewältigung zu eröffnen - hin zu echten, 
systemischen Veränderungen im Sinne einer NIEO’, einer wirklich neuen 
Weltwirtschaftsordnung. 

Gerade weil die Klimakrise so eng mit der Agrar- und Ernährungsfrage 
der Welt verbunden ist und weil die heute Hungernden in den ländlichen Räu- 
men Afrikas und Südasiens am unmittelbarsten betroffen sein werden von 
weiteren Störungen hochsensibler Lebensmittellieferketten - wie es schon 
während der Covid-19-Pandemie (Clapp/Moseley 2020) und des Ukrainekriegs 
(IPES-Food 2022) manifest wurde - muss diese neue Ordnung die Interessen 
dieser marginalisierten Sozialräume widerspiegeln. 

Aus der Perspektive der Mitglieder von La Via Campesina, von IPES- 
Food und aktivistischer Agrarökolog:innen muss eine Welternährungspolitik 
auf die soziale und politische Revitalisierung ländlicher Räume abzielen. 
Diese sind derzeit Prozessen der Intensivierung, Konzentration und Ver- 
drängung ausgesetzt. Es braucht daher eine echte Gegenbewegung, um für 
mehr Menschen als bisher ländliche Arbeits- und Entfaltungschancen zu 
schaffen - und zwar nicht mehr nur als Arbeitskräfte in Land- und Minenar- 
beit oder neuen Dienstleistungssektoren. Dazu gehört eine Aufwertung von 
kleinbäuerlichem Leben sowie des Nahrungsmittelanbaus jenseits etablier- 
ter, hierarchischer Markt- und Machtbeziehungen. Kleinbäuer:innen sollen 
und dürfen nicht mehr nur am abhängigen Ende von Macht-, Vertrags- und 
Schuldbeziehungen mit Konzernen, Händler:innen, Schuldner:innen und 
lokalen Eliten stehen. Stattdessen sollen sie zu den Hauptträger:innen einer 
agrarökologischen Belebung lokaler Ökologien sowie der Wiederherstellung 
von Biodiversität und Bodenqualität werden. 

Eine neue Welternährungspolitik unter dem Dach einer NIEO” müsste 
also die umfassende Reorganisierung des Agrarkapitalismus in den Blick 
nehmen. In ihrem Namen müssten Handelsregeln und Eigentumsrechte ge- 
sellschaftlich eingebettet und einem neuen dekommodifizierten Verständnis von 
Nahrungsmitteln untergeordnet werden. Institutioneller Ausgangspunkt für 
eine solche Umorientierung müsste die Anerkennung von Nahrungsmitteln 
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als besonderen Gütern sein (etwa im Sinne verbindlicher Right-to-Food-Resolu- 
tionen internationaler Organisationen, siehe IPES-Food/ETC Group 2021: 44), 
deren Kommodifizierung und Verwertung in globalen Lieferketten Grenzen 
gesetzt werden. Diese Anerkennung müsste mit besonderen rechtlichen Zu- 
schreibungen in neuen internationalen Handels- und Eigentumsabkommen 
versehen werden, um bislang legale und legitime Unternehmenspraktiken bei 
der Patentierung von Saatgut und Düngemittel zu unterbinden. 

Transnationale Nahrungsmittelkonzerne und industrielle Landwirtschaft 
müssen politisch neu geordnet werden. Ihre Übergewinne sollten abge- 
schöpft werden und in agrarökologische Programme fließen. Im Idealfall 
lassen sich diese Unternehmen aufgrund des nicht-kommerziellen Cha- 
rakters von Nahrungsmitteln in einem besonderen Regime besteuern oder 
aber Übergewinne werden über neue Anti-Trust-Verfahren angegangen und 
unfaire Wettbewerbspraktiken verboten, um zumindest die Anreize für Kon- 
zentrationsbemühungen zu reduzieren (IPES-Food 2017: 78). Den politischen 
Raum für die Anfechtung von Lebensmittelfirmen erhielte die Welt durch die 
Wiedereinsetzung des UN Centre for Transnational Corporations. Dadurch 
überließe man transnationalen Aktivismus nicht der Verantwortung von Zivil- 
gesellschaft und Wissenschaft, sondern könnte im internationalen Politikfeld 
eine kritische Plattform verankern, die bislang kaum überschaubare globale 
Wertschöpfungsketten und die damit verbundenen Ungleichheiten expo- 
nieren kann. Eine dort entstehende Öffentlichkeit könnte besser als bislang 
Konzentrationsprozessen in Teilbereichen widersprechen. Gemeinsam mit 
Verbraucherschutzorganisationen eröffnete sich auf diese Art ein neuer Spiel- 
raum für transnationale Mobilisierungen gegen negative ernährungsrelevante 
Unternehmenspraktiken. 

Dazu gehört auch die Adressierung der Nahrungsmittelindustrien in 
den Metropolen selbst. Auch hier gilt es einerseits die Vorstellung von Nah- 
rungsmitteln als nicht-kommerziellen Gütern zu verankern und das bislang 
eingespielte Verhältnis zwischen Bäuer:innen, Konzernen und Konsument:in- 
nen dauerhaft zu verändern. Nahrungsmittelproduktion und -sicherung für 
die eigene Bevölkerung gilt es politisch-institutionell zu etablieren - gegen 
den Ausbau einer exportgetriebenen industriellen Landwirtschaft, die haupt- 
sächlich an der Erschließung neuer Absatzmärkte interessiert ist. Die Ver- 
schlankung der industriellen Landwirtschaft muss zudem an die ökologische 
Frage gekoppelt werden. Wenn Massentierhaltung, Tier- und Fleischtrans- 
porte einen Großteil von Treibhausgasemissionen ausmachen, so lassen sich 
diese Sektoren über verpflichtende Emissionsreduktionen regulieren, für die 
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Unternehmen selbst haften. Zu koppeln wäre dieses Reduzierungsgebot mit 
einer neuen gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union, die nicht 
mehr auf die Subventionierung von Flächen abzielt, sondern auf nachhaltige, 
agrarökologische Anbaumethoden im Sinne einer dauerhaften Verankerung 
von Emissionsreduktion und einer Wiederherstellung verloren gegangener 
Biodiversität, Boden- und Wasserqualität. Generell gilt es, Effizienz nicht 
mehr nur nach Ertrag, sondern nach CO,-Reduktion und Biodiversitätsge- 
winn der jeweiligen Anbaumethoden zu bemessen (Ajl 2021: 125). So hatte man 
ein Instrument für de-linking und de-growth zur Hand, mit dem sich auch in 
Europa Vorstellungen von alternativen Lieferketten umsetzen ließen. Damit 
verbunden ist die Zurückdrängung der Marktmacht von Agrarbetrieben und 
Supermarktketten, um so die Marktchancen für bäuerliche Produzent:innen 
zu erhöhen, denen in den nationalen Strategien für Nahrungsmittelsicherheit 
eine größere Rolle eingeräumt wird. 

Auf der anderen Seite der neuen Ernährungspolitik stünden die Kleinbäu- 
er:innen in den globalen Peripherien. Etwa in Afrika und Asien benötigen diese 
eine institutionelle Stärkung der »Voluntary guidelines on the responsible go- 
vernance of tenure« (2012 vom CFS ausgearbeitet) und eine klare Umsetzung 
der »UN declaration on the rights of peasants« von 2019 und die hiermit 
verbundene Verbesserung kleinbäuerlicher Landnutzungsrechte - am bes- 
ten über neue Landreformen und Bestimmungen zu Gemeinnutzungen von 
Saatgut, organischen Düngern und Landmaschinen. Landreformen sind 
unerlässlich, um Konzentrations- und Verdrängungsprozesse zu vermeiden 
beziehungsweise um bestehende Landungleichheiten zu bekämpfen. Damit 
Kleinbäuer:innen zudem dauerhaft vom ihrem eigenen Anbau leben können 
und um resiliente ländliche Ökonomien mit territorialen, regionalen Märkten 
zu schaffen (IPES-Food/ETC Group 2021: 97), die den lokalen Bevölkerungen 
ausreichende Entfaltungschancen bieten, bedarf es der Kanalisierung öffent- 
licher Unterstützung und von Ressourcen internationaler Organisationen 
für kleinbäuerliche Anbaupraktiken (ibid: 120). Das beinhaltet den Ausbau 
frei verfügbarer agrarökologischer Forschung und Technologie in bislang 
unerschlossenen ländlichen Räumen. Schließlich braucht es verbindliche 
agrarökologische Standards in der Entwicklungsfinanzierung. 
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Ausblick 


Die Beharrungskräfte der bestehenden agrarkapitalistischen Ordnung sind 
außerordentlich stark. Deswegen wird es für die Leser:innen dieses Beitrags 
ein Leichtes sein, die hier angestellten Überlegungen als unrealistisch, un- 
möglich und im Prinzip unvorstellbar abzutun. Dazu trägt bei, dass weder 
bei den internationalen Organisationen noch bei Regierungen im Globalen 
Süden - von Brasilien über Senegal und Mosambik bis Indonesien - solch 
eine transformative Interessenlage derzeit vorstellbar ist. Noch scheinen der 
Lebensmittelproduktionismus sowie Vorstellungen von Ertragssteigerungen 
und Produktionsausweitungen weiterhin die simpelste und überzeugendste 
Lösung für Hunger und Unterernährung in der Welt zu sein. Es fehlt schlicht 
eine relevante Träger:innenschicht für einen umfassenden Systemwechsel in 
der Welternährungspolitik jenseits radikaler Aktivist:innen und Expert:innen. 

Realistischer ist sicherlich, dass die strukturellen Anfalligkeiten und 
Krisen des bestehenden Regimes, die seit der Covid-19-Pandemie und dem 
Ukrainekrieg so sichtbar wurden, andere Reformpolitiken nach sich ziehen 
werden als die hier skizzierten revolutionaren Veranderungen. Denkbar sind 
etwa neue Ausnahmeregelungen bei Ernahrungsnotstanden im Rahmen der 
WTO (wie sie etwa gerade faktisch von der indischen Regierung durchgesetzt 
werden), weitere organisatorische Starkungen des WFP als Ernährer of last 
resort in Hungerkrisen und Verbesserungen der Frühwarnsysteme bei FAO 
und WFP zu einer optimalen Koordinierung von Ernährungshilfen. Dazu 
werden in Zukunft neue Nachhaltigkeitssysteme und -zertifikate im Sinne 
einer sustainable intensification Agenda entworfen werden. Damit würden auch 
hier wieder kritische Ideen kreativ angeeignet und entmachtet. Gleiches wird 
bereits versucht mit dem Label Agrarökologie: Hier lassen sich Elemente 
kooptieren, die nicht unbedingt im Widerspruch zum Agrarkapitalismus ste- 
hen (wie Substituierung oder Effizienz). Dazu kommt vermutlich ein Ausbau 
von Sozialschutzprogrammen in globalen Peripherien, um ländlichen Wan- 
del und verringerte Lebenschancen für ländliche Bevölkerungen zumindest 
partiell mit Geldauszahlungen zu begleiten, wie es beispielsweise die neue 
Sozialschutz-Agenda der FAO vorsieht (FAO 2017). 

Die folgende Dynamik wird dabei sicherlich bestehen bleiben: Je deutli- 
cher auf internationaler Ebene wird, wie eng industrielle Landwirtschaft im 
Norden mit globaler Konzernmacht, volatilen Nahrungsmittelpreisen, Unter- 
ernährung, Klimawandelfolgen, Biodiversitätsverlusten und Wassermangel 
zusammenhängt, desto klarer zeigt sich der Nutzen einer Reformagenda, mit 
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der sich Agrarindustrialismus und -kapitalismus zurückdrängen und deren 
negative Folgen bekämpfen lassen. Das ist kein Schritt in die Vergangenheit, 
kein romantisches Beschwören traditionaler Landschaften, sondern echter, 
transformativer Fortschritt. Es ist eine der Zukunft zugewandte Herstel- 
lung von Landlebensmöglichkeiten; eine wichtige Rezentrierung von Fragen 
der Ernährung in der Welt, von Lebensmitteln, ihrer Produktion und Ver- 
arbeitung, um mit zukünftigen Antworten die Hungerungleichheiten der 
Gegenwart ein für alle Mal zu beenden. 
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V. Eine sozialistische 
Nachhaltigkeitsrevolution 
und die Frage des Eigentums 


Ökosozialismus oder Barbarei? 
Zur Utopie einer gerechten Weltordnung 


Klaus Dörre 


»Ökosozialismus oder Barbarei« lautet die Botschaft von Alberto Garzön, dem 
spanischen Minister für Verbraucherangelegenheiten, ein halbes Jahrhundert 
nach Erscheinen des ersten Berichts des Club of Rome. Garzön (2022) benennt 
damit klar den Gegenstand dieses Beitrags. Statt ein Ende der Geschichte 
einzuleiten, hat das zurückliegende Zeitalter der Globalisierung imperiale 
Rivalitäten intensiviert und die Gefahr militärischer Auseinandersetzungen 
gesteigert. An den Grenzen alter und neu entstehender Machtblöcke werden 
verdeckte oder - wie im Falle der Ukraine - bereits offene Kriege geführt. 
In mancherlei Hinsicht ähnelt diese globale Konstellation der Spätphase 
des Hochimperialismus im Übergang vom 19. zum 20. Jahrhundert. Andere 
prägende Merkmale unserer Epoche unterscheiden sich jedoch grundle- 
gend von diesem historischen Referenzpunkt. Heutzutage konkurrieren 
Imperien nicht um Kolonialbesitz, sondern um Absatzmärkte, Rohstoffe 
und Technologieführerschaft. Sie sind bestrebt, die in ihrem Innern äußerst 
ungleichen Wohlfahrtszonen gegen Migrationsbewegungen abzuschotten 
und vor ökonomischer Konkurrenz zu schützen. Das alles geschieht jedoch 
in einer epochalen Entscheidungssituation, die - etwa bei der Bekämpfung 
des anthropogenen Klimawandels - nach weltgesellschaftlichen Lösungen 
verlangt. 

Für das nun beginnende »Zeitalter der Interdependenz« (siehe Veit in die- 
sem Band), das im Unterschied zu den »langen 1970er Jahren« (Deuerlein 2020) 
vorerst keine Zeit des Aufbruchs ist, gilt in besonderer Zuspitzung, was im 
Grunde alle sozialen Ordnungen auszeichnet: Gesellschaften, die sich ihre Zu- 
kunft nur noch in dystopischen Szenarien vorstellen können, sind auf Dauer 
nicht überlebensfähig. Deshalb plädiere ich im Folgenden für eine nachhaltig- 
sozialistische Alternative zur neo-imperialen Welt(un)ordnung. Anders als in 
früheren Arbeiten (Dörre 2022a) steht nunmehr das Verhältnis zwischen ka- 
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pitalistischen Zentren und (Semi-)Peripherien (Wallerstein 2007: 23) im Mit- 
telpunkt meiner Überlegungen. Benötigt wird, so die These, ein Kompass zur 
Neujustierung der Nord-Süd-Beziehungen. Die Utopie einer sozial gerechten 
Globalisierung, konkretisiert in einer erneuerten New International Economic 
Order (NIEO2), könnte die Koordinaten hierfür liefern. Eine solche Vision wür- 
de die historische, antikoloniale NIEO aus den 1970er Jahren aktualisieren. 
Die damaligen Antikolonialist:innen begründeten einen Anspruch auf 
»Weltgestaltung« (Getachew 2022: 19), der noch immer unabgegolten ist. 
Heute halten viele die »Idee einer Weltregierung« für einen »Traum von ges- 
tern« (Mazower 2013: 430). Das muss nicht so bleiben. Nachfolgend soll der 
Versuch gewagt werden, die alte Vision einer gerechten Weltordnung auf die 
Gegenwart zu beziehen. Die sogenannte Zeitenwende vor Augen, führe ich 
zunächst Sozialismus, Utopie und Nachhaltigkeit als begriffliche Koordina- 
ten einer NIEO? ein. Am Klimawandel wird sodann gezeigt, dass globalen 
ökologischen Großgefahren ein doppeltes Gerechtigkeitsproblem innewohnt. 
Als Antwort darauf bietet sich die Vision einer antiimperialen Welt an, deren 
Realisierung in den Ländern des Globalen Nordens beginnen muss. 


Zeitenwende und Nord-Süd-Spaltung 


Der Ukrainekrieg macht eine Nord-Süd-Spaltung sichtbar. Dass viele Staaten 
des Globalen Südens, darunter auch Demokratien wie Brasilien, Indien oder 
Südafrika, vor einer Beteiligung an westlicher Sanktionspolitik gegen Russ- 
land zurückschrecken, hat wenig mit vermeintlicher Arglosigkeit gegenüber 
russischem Expansionismus zu tun. Auch im Globalen Süden stößt die russi- 
sche Aggression überwiegend auf Ablehnung. Das eindeutige Votum von März 
2023, als 141 Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen (UN) in einer Resoluti- 
on den Rückzug Russlands aus der Ukraine verlangten, enthielt jedoch keine 
Befürwortung der westlichen Sanktionspolitik. Die Forderung von Verbünde- 
ten des Nordatlantikpaktes (NATO), Opfer zu bringen, um eine regelbasier- 
te internationale Ordnung zu bewahren, löst im Globalen Süden nach wie vor 
»allergische Reaktionen« (Gresh 2022: 34) aus. Denn die bestehende Ordnung 
fixiert nicht nur die Herrschaft alter kapitalistischer Zentren, sie beruht, wie 
schon im zweiten Irakkrieg von 2003, auf Doppelzüngigkeit und völkerrechts- 
widrigen Aktivitäten auch westlicher Führungsmächte. 

Dem Putinismus (Dörre 2022b: 225-229) ist es gelungen, sich den berech- 
tigten Unmut über die Doppelmoral westlicher Politik zunutze zu machen. Da- 
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zu trägt bei, dass es gegenwärtig keinen tragfähigen Konsens über eine pro- 
gressive Gestaltung der Nord-Süd-Beziehungen gibt. Waren die 1970er Jahre 
eine Dekade des Übergangs, in der »eine durchgreifende Umstrukturierung 
der Weltwirtschaftsordnung möglich« (Kreienbaum 2022: 308) schien, so än- 
derte sich dies in der Ära der marktgetriebenen Globalisierung grundlegend. 
Schon vor den weltpolitischen Umbrüchen von 1989 war das Projekt einer Neu- 
en Weltwirtschaftsordnung »im Sande verlaufen« (Deuerlein 2020: 371). Die 
Länder des Südens wurden »zunehmend als Teil des einen »globalen Mark- 
tes< gesehen, für die keine besonderen Bedingungen bei Rohstoffpreisen oder 
Handelspräferenzen mehr gelten konnten« (ebd.). Nach Jahrzehnten kapitalis- 
tischer Marktexpansion ist die »Neue Weltwirtschaftsordnung« heute »kom- 
plett in Vergessenheit geraten« (Kreienbaum 2022: 311). 

Schwierigkeiten bei der Suche nach einem geeigneten Kompass für ge- 
rechte Nord-Süd-Beziehungen resultieren freilich auch aus der inneren Ver- 
fasstheit vieler Staaten der (Semi-)Peripherie. Wo Befreiungsbewegungen, zu- 
mal im bewaffneten Kampf, den Kolonialismus abschütteln und diktatorische 
Regime überwinden konnten, haben sich oftmals neue autoritär-oligarchische 
Regime herausgebildet - von Angola bis Nicaragua, von Algerien bis Venezue- 
la. Länder des Globalen Südens, die sich noch immer als sozialistisch bezeich- 
nen - seien es nun die Volksrepublik China oder Kuba - sind allenfalls Über- 
gangsgesellschaften: nicht (mehr) kapitalistisch, aber auch (noch) nicht sozia- 
listisch. Als Referenzmodelle emanzipatorischer Bestrebungen sind sie denk- 
bar ungeeignet, auch weil sie den ökologischen Gesellschaftskonflikt allenfalls 
unzureichend bearbeiten (siehe Simon in diesem Band). Deshalb lautet mein 
Vorschlag, die Idee einer sozialistischen Globalisierung im Sinne einer kon- 
kreten Utopie zu reformulieren — einer Utopie, die ökologische Nachhaltigkeit 
und soziale Gerechtigkeit als Abwesenheit von Gewaltsamkeit begreift. Weil es 
ungewöhnlich sein dürfte, die Nord-Süd-Beziehungen so visionär zu thema- 
tisieren, seien meiner eigentlichen Argumentation drei Bemerkungen zu den 
tragenden Begrifflichkeiten vorangestellt. 

Erstens muss Sozialismus heute anders definiert werden als im 19. oder 
20. Jahrhundert. Im Zeitalter des entstehenden und vergehenden Industrie- 
kapitalismus ging es diversen Sozialismen vor allem darum, die Produktiv- 
krafte aus den Fesseln kapitalistischer Verhältnisse zu befreien, um den gesell- 
schaftlichen Reichtum auf der Basis substanzieller Gleichheit für alle verfüg- 
bar zu machen. Die Grundproblematik der Sozialismen des 21. Jahrhunderts 
ist eine andere: Angesichts eines »doppelten Exterminismus« (Foster 2022) von 
Atomkriegsgefahr und drohendem Ökozid geht es heute um die Suche nach ei- 
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nem Notausgang (Benjamin 1982), nach Auswegen aus einer epochalen »öko- 
nomisch-ökologischen Zangenkrise« (Dörre 2019: 15-20). Deshalb präsentie- 
ren sich die Sozialismen des 21. Jahrhunderts als Alternative zu einem »Im- 
perialismus gegen die Natur« (Saito 2016: 231). Sie attackieren die Ökonomie 
der billigen Güter, die Überausbeutung in internationalen Wertschöpfungs- 
ketten und mit ihr die gesellschaftliche Abwertung reproduktiver Tätigkeiten. 
Gleichgewichtig mit der Beseitigung von Klassenherrschaft streben sie eine 
Überwindung aller patriarchalisch, rassistisch oder nationalistisch legitimier- 
ten Herrschaftsmechanismen an. 

Weil im globalen Kapitalismus keine sozial und ökologisch nachhaltigen 
Gesellschaften existieren, sind zweitens allenfalls Bausteine konkreter Utopien 
präsent. Mit dem Begriff der Utopie zu operieren, ist sowohl den Hauptströ- 
mungen marxistischer Theorie als auch den Sozialismen des 20. Jahrhunderts 
überwiegend fremd. Angesichts des Scheiterns diverser Real- und Staatssozia- 
lismen auch im Globalen Süden bietet es sich heute aber an, »das Moment uto- 
pischen Denkens [...] zurückzuholen - nicht im Sinne von »Rezepten für die 
Garküche der Zukunft: [...], sondern als Denken des geschichtlich möglich Ge- 
wordenen: der konkreten Utopie« (Metscher 2017: 156, Hervorhebung im Origi- 
nal). Eine konkrete Utopie im Sinne Ernst Blochs (1918 [1923]) beinhaltet weder 
eine Rückkehr zum utopischen Sozialismus der frühkapitalistischen Ära noch 
eine Abkehr von Wissenschaftlichkeit. Vielmehr geht es darum, in den existie- 
renden Gesellschaften Triebkräfte, Möglichkeitsräume und Ansatzpunkte zu 
entdecken, die über das Bestehende hinausweisen und souveräne, nachhaltig- 
sozialistische Gesellschaft in einer gerechten internationalen Ordnung als at- 
traktive Alternative erkennbar machen. 

Als normatives Fundament utopischen Denkens eignen sich drittens die 17 
Sustainable Development Goals (SDG) der UN. Sie klagen zumindest impli- 
zit die Aufhebung des expansiven kapitalistischen Besitzprinzips und damit 
die Überwindung einer auf imperialer Herrschaft gegründeten internationa- 
len Ordnung ein. Die SDG sind universell ausgerichtet und global gültig; sozia- 
le und ökologische Nachhaltigkeit gewichten sie gleich (siehe Freistein in die- 
sem Band). Sie können politisch geradezu subversiv wirken, sofern sie den ka- 
pitalistischen Expansionismus in all seinen Spielarten in Rechtfertigungswel- 
ten hineinziehen, die zu einer raschen Reduktion von Emissionen, Ressour- 
cen- und Energieverbrauch auffordern und anmahnen, den gesellschaftlichen 
Reichtum so zu verteilen, dass er auch künftigen Generationen noch zur Ver- 
fügung steht (Sachs 2020). 
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Wegen des vernebelnden Nachhaltigkeitstalks kapitalistischer Eliten sei 
hinzugefügt, dass es für eine progressive Agenda sinnvoll ist, Nachhaltigkeit 
als Gegenbegriff zu Gewaltsamkeit zu definieren (Tjaden 2002: 13-17). Ge- 
waltsamkeit meint dabei weit mehr als die Ausübung von physischem Zwang 
oder den Einsatz von Waffen. Sie findet sich in sozialen Ungleichheiten oder 
Geschlechterverhältnissen ebenso wie in Beziehungen zwischen ethnischen 
Gruppen. Sie macht sich auch in der Aneignung billiger Naturen und ihrer Le- 
bewesen bemerkbar (Lambrecht et al. 1998; Tjaden-Steinhauer/Tjaden 2001). 
Als Gegenentwurf zu Gewaltsamkeit beinhaltet Nachhaltigkeit nicht nur »den 
Verzicht auf kriegerische Mittel der Politik« (Tjaden 2002: 16), sondern weist 
über die kapitalistische (Re)Produktionsweise hinaus. Gerade weil die Kluft 
zwischen den SDG und ihrer Verwirklichung so groß ist, muss sich zukunfts- 
orientierte Politik an Definitionskampfen um den Begriff der Nachhaltigkeit 
beteiligen. Diese Auseinandersetzungen beeinflussen die Richtung des gesell- 
schaftlichen Wandels erheblich. Eine nachhaltige Vision für die Nord-Süd- 
Beziehungen, konkretisiert in einer NIEO?, wäre hierfür ein bedeutender 
Schritt. 


Klimagerechtigkeit und Nord-Süd-Konflikt 


Eine Wiederbelebung entsprechender Ideen müsste allerdings ein Bild kor- 
rigieren, demzufolge die »postkolonialen Staaten als Arbeiter:innenklasse« 
und »die moderne Solidarität mit der Dritten Welt als eine Form der interna- 
tionalen Klassenpolitik« zu begreifen seien (Getachew 2022: 26). Am Beispiel 
des Klimawandels lässt sich zeigen, weshalb einfache Nord-Süd-Dichotomien 
längst nicht mehr greifen. Obwohl die Datenlage ausgesprochen schlecht 
ist, setzt sich allmählich die wissenschaftliche Erkenntnis durch, dass der 
Ausstoß klimaschädlicher Treibhausgasemissionen sowohl mit der jeweiligen 
Platzierung in der sozialen Geografie von Staaten als auch mit unterschied- 
lichen Klassenpositionen innerhalb nationaler Gesellschaften variiert. Damit 
gilt es, zwei eng miteinander verkoppelte Gerechtigkeitsproblematiken zu 
unterscheiden. Die erste wurzelt in den ungleichen Anteilen von Ländern an 
den Emissionen. Die zweite entsteht aufgrund differierender Emissionslasten 
sozialer Klassen. 
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2015 entfielen 26,3 Prozent der historischen Emissionen auf die USA, 23,4 
Prozent auf Europa (siehe Evans 2021, eigene Berechnungen).' Das heißt: Die 
alten kapitalistischen Zentren allein sind für etwa die Hälfte der jemals gemes- 
senen Treibhausgasemissionen verantwortlich. Betrachtet man die derzeitigen 
Anteile von Staaten an den weltweiten Emissionen, so ergibt sich ein anderes 
Bild: China stößt im Ländervergleich die weitaus größte Menge an Treibhaus- 
gasen aus, gefolgt von den USA und Indien - das noch vor den 27 EU-Staa- 
ten liegt.” Beiden Emissionen pro Kopf zeigt sich wieder ein anderes Bild. Diese 
sind in den USA noch immer doppelt so hoch wie in China. Der Pro-Kopf-Aus- 
stoß in Deutschland übertrifft den in Indien um ein Vielfaches. Wer inden USA 
oder Saudi-Arabien zum reichsten Prozent der Bevölkerung gehört, emittiert 
im Lebensverlauf mehr als das 2.000-fache einer armen Bewohnerin von Län- 
dern wie Malawi oder Tadschikistan (Boehm et al. 2022). 

Diese Ungleichheitsrelationen zeugen von einer historisch gewachsenen 
Gerechtigkeitsproblematik zwischen Nationalstaaten oder Staatenbünden. 
Einerseits müssen die großen Flächenstaaten des Südens, insbesondere Chi- 
na und Indien, radikal umsteuern, damit die globalen Emissionen schnell 
reduziert werden. Andererseits können diese Länder zurecht auf die Haupt- 
verantwortung der früh industrialisierten Länder für die Klimakrise verweisen 
und von ihnen fordern, auch einen Hauptteil der Dekarbonisierungskosten 
zu schultern. Aus diesem Gerechtigkeitsdilemma resultierende Interessendi- 
vergenzen belasten alle politischen Bemühungen um eine halbwegs planvolle 
Dekarbonisierung der Weltwirtschaft. Klimapolitik wird deshalb zum Gegen- 
stand neo-imperialer Rivalitäten und interstaatlicher Auseinandersetzungen. 
Wenn die EU ihre Ökonomien bis spätestens 2050 emissionsfrei machen will, 
China seine Wirtschaft aber erst bis 2060, ist das aus der EU-Perspektive ein 


1 Der Umfang der seit 1850 verursachten Emissionen hängt von der- häufig interes- 
sengeleiteten -Berechnungsweise ab. Das Klimaportal »Carbon Brief Analysis« be- 
zieht erstmals Veränderungen der Landnutzung ein. Berechnet wurden nur CO;- 
Emissionen; die Emissionen ehemaliger Kolonien wurden nicht den Kolonialmächten 
zugeordnet. Insofern ist der Gebrauchswert der Zahlen begrenzt. Doch selbst wirt- 
schaftsnahe Think-Tanks sehen Nordamerika (USA, Kanada) und - mit deutlichem Ab- 
stand dahinter — Europa an der Spitze der absoluten CO2-Erzeuger (siehe u.a. Rühli 
2021). 

2 2019 entfielen 27 Prozent der globalen Treibhausgasemissionen auf China und 11 Pro- 
zent auf die USA. Indien liegt mit 6,6 Prozent auf dem dritten Platz, vor den 27 EU-Staa- 
ten mit 6,4 Prozent. Zu aktuellen, durch die Coronapandemie verzerrten Daten siehe 
auch Friedlingstein et al. (2022). 
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unzulässiger Wettbewerbsvorteil für China. Aus chinesischer Sicht ist es hin- 
gegen ein gerechter Ausgleich für die koloniale Erblast. Hinzu kommt, dass 
die armen Staaten des Südens, die am wenigsten zum Klimawandel beitragen, 
am stärksten unter dessen Folgen leiden. Ihnen fehlen die Ressourcen, um 
sich wirksam vor den Folgen der Erderhitzung zu schützen (Dixson-Decleve 
et al. 2022: 80). Einkommensstarke Länder haben deshalb »die moralische 
und historische Pflicht, einkommensschwache Volkswirtschaften nach besten 
Möglichkeiten zu unterstützen. Würde man Hunderte Millionen Menschen 
aus extremer Armut [...] befreien, würden die globalen CO,-Emissionen [...] 
nicht einmal um 1 Prozent steigen. Dieser Anstieg könnte an anderer Stelle 
leicht ausgeglichen werden.« (ebd.: 81) 

Gegenwärtig geschieht das genaue Gegenteil. Die reichen Staaten halten 
Wirtschaftsbeziehungen aufrecht, die »vor allem den ökonomischen Inter- 
essen des Globalen Nordens« (Ginzky/Menger 2022: 12) dienen. Dagegen sei 
die Unterstützung des reichen Nordens für Nachhaltigkeitsbemühungen im 
Süden »zu gering«. Emissionen, die der Wohlstandsmehrung im Globalen 
Norden zugerechnet werden müssten, würden teilweise »durch die Globali- 
sierung der Handelsbeziehungen einfach nur externalisiert« (Ginzky/Menger 
2022:12). 


Klima, Klasse und Entscheidungsmacht 


Um dies zu ändern, muss der ungleiche Tausch zwischen Süd und Nord zu- 
nächst delegitimiert und schließlich überwunden werden. Im Fokus stehen 
dabei die ungerechten Spielregeln der Weltwirtschaft, die »aber ohne Zustim- 
mung der Industrieländer kaum veränderbar sind« (Kreienbaum 2022: 313). 
Der Schlüssel zur Veränderung liegt daher in den alten und neuen kapitalis- 
tischen Zentren. Das bedeutet jedoch unweigerlich, die Ungleichheiten und 
Kräfteverhältnisse im Innern dieser Gesellschaften in den Blick zu nehmen. 
Wie der Ökonom Lucas Chancel in einer bemerkenswerten Studie zeigte, 
gewinnen die Ungleichheiten innerhalb nationaler Gesellschaften gegenüber 
den zwischenstaatlichen Ungleichheiten kontinuierlich an klimapolitischer 
Relevanz. 

Die Zeiten, in denen die untersten Einkommensgruppen der reichen 
Länder mehr emittierten als die wohlhabendsten Gruppen der armen Staa- 
ten, sind vorbei. Heute verursachen die unteren und mittleren Vermögens- 
und Einkommensgruppen in Europa und Nordamerika deutlich weniger 
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Treibhausgasemissionen als die oberen zehn Prozent der erwachsenen Welt- 
bevölkerung in Asien, Russland und Lateinamerika. Die Emissionen der 
ärmeren Bevölkerungshälfte in Europa und Nordamerika sind seit 1990 um 
mehr als ein Viertel zurückgegangen. Sie nähern sich damit den Pro-Kopf- 
Zielen des Pariser Klimaschutz-Abkommens für 2030 zumindest an. Das 
wohlhabendste Prozent emittierte hingegen 2019 26 Prozent mehr als 30 Jahre 
zuvor, die reichsten 0,01 Prozent gar 80 Prozent mehr (Chancel 2022: 931-938). 
Zugespitzt formuliert sind also die Oberklassen vor allem der reichen Länder 
zu den Hauptverursacher:innen des Klimawandels geworden, während die so- 
zial verwundbarsten Bevölkerungsgruppen auch in den alten kapitalistischen 
Zentren am stärksten unter den Folgen der Erderhitzung leiden. Deshalb ist 
der Kampf gegen ökologische Zerstörung stets auch ein Kampf zugunsten der 
Armen, Überausgebeuteten - und zwar in Nord wie Süd. 

Dabei geht es um mehr als bloß Konsum. Die Hauptursache für die stei- 
gende Emissionslast sind Investitionen, nicht individueller Konsum (ebd.). 
Investitionen sind indes nichts anderes als eine Chiffre für die Verfügungs- 
und Entscheidungsmacht über Produkte und Produktionsverfahren. Ist diese 
Macht an kapitalistische Verwertungsinteressen gebunden, so geschieht das, 
was die fünf größten Erdölkonzerne vorexerzierten: Diese fünf Unternehmen 
sind für etwa zehn Prozent der klimaschädlichen Emissionen weltweit ver- 
antwortlich. Konzerninterne Studien sagten die klimaschädlichen Folgen der 
Nutzung fossiler Energieträger schon vor Jahrzehnten recht präzise voraus 
(Bonneuil et al. 2021). Die strategiefähigen Eigentümer:innen und Mana- 
ger:innen dieser Unternehmen betrieben daraufhin gezielte Desinformation, 
um genau das Geschäftsmodell weiterverfolgen zu können, das nun den 
Klimakollaps heraufbeschworen hat. Die Erdölkonzerne fahren mit dieser 
Verwertungsstrategie jedoch nach wie vor bestens - 2022 konnten sie sich 
über Rekordgewinne freuen (Tagesschau 2023). 

Die in Deutschland ansässigen Autohersteller stehen den Erdölkonzernen 
in nichts nach. Sie machen ihre Gewinne hauptsächlich mit hochpreisigen, 
spritfressenden oder energieintensiven Luxuslimousinen und SUV sowie mit 
financial services, während das Geschäft mit in den Volumenmärkten mit der 
Massenproduktion kleinerer Fahrzeuge stagniert. Trotz der Umstellung auf 
batteriegetriebene Fahrzeuge - ab 2035 dürfen innerhalb der Europäischen 
Union (EU) nur noch emissionsfreie Neuwagen auf den Markt kommen (Eu- 
ropäischer Rat 2022) - soll sich an diesem gewinnträchtigen Geschäftsmodell 
wenig ändern. Da sich das Marktsegment der Reichen und Superreichen aller 
Voraussicht nach vergrößert, halten es Topmanager:innen für eine heraus- 
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ragende Leistung der deutschen Automobilhersteller, in diesem Bereich die 
Spitzenposition zu besetzten und diese auch in Zukunft zu behaupten. 

Sie blenden aus, dass schon bei der Produktion eines E-Autos etwa 20 Ton- 
nen CO, emittiert werden. Deshalb kann ein Geschäftsmodell, das darauf be- 
ruht, jährlich etwa 70 Millionen solcher Fahrzeuge auf dem Weltmarkt zu ver- 
kaufen, ökologisch niemals nachhaltig sein. Dies gilt umso mehr, als die Ge- 
winnung von Lithium oder Kobalt für die Batterieproduktion mit Naturzerstö- 
rung und Überausbeutung in transnationalen Wertschöpfungsketten verbun- 
den ist. Daher sind im Sinne der Nachhaltigkeit andere gesellschaftliche Mobi- 
litätskonzepte mit deutlich weniger individuellem PKW-Verkehr notwendig. 
Eine Gewährleistung von Mobilität als einem öffentlichen Gut ist in alten ka- 
pitalistischen Zentren ebenso nötig wie in den Megastädten und den ländli- 
chen Räumen des Globalen Südens. Autos wird es auch in Zukunft geben. Die 
Frage ist nur, ob diese Fahrzeuge anhand von Nachhaltigkeitskriterien und 
den Mobilitätsbedarfen gesellschaftlicher Mehrheiten geplant und hergestellt 
werden, oder ob die Modellpolitik vor allem privaten Gewinninteressen und 
dem Luxuskonsum der Reichsten dient - und das mithilfe eines ungleichen 
Tauschs zwischen Süd und Nord. 

Die genannten Beispiele lenken die Aufmerksamkeit auf die Entschei- 
dungsmacht darüber, wie, was und wozu Güter produziert werden und damit 
auf den sozialistischen Kern alter wie neuer Weltgestaltungspolitiken. Der an- 
tikoloniale Nationalismus der 1970er Jahre hatte die Eigentumsfrage gestellt 
und den Staat eingesetzt, um mittels Verfügungsgewalt über Ressourcen und 
Produktionsentscheidungen Ansprüche auf Souveränität abzusichern. Die 
Nationalisierung von Bodenschätzen und Unternehmen war jedoch nur in 
Ausnahmefällen mit einer umfassenden Demokratisierung von Produktions- 
entscheidungen verbunden (siehe Thyen in diesem Band). Soll die Eigentums- 
frage aus der Perspektive des Globalen Südens gestellt werden - was auch im 
21. Jahrhundert zwingend nötig ist - gilt es, das zu ändern. 


Die Vision einer nachhaltigen Weltgestaltung 


Das Zeitalter der Globalisierung hat keine Weltgesellschaft hervorgebracht, 
die nach den Regeln einer allgemein akzeptierten Global Governance ge- 
staltet werden könnte. In gewisser Weise ist das Gegenteil der Fall: Weil die 
Globalisierung ökonomisch teilweise ins Stocken geraten ist, lassen manche 
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ihrer Repulsionen? - schwaches Wachstum in den alten Zentren, imperiale 
Konkurrenz um Ressourcen, Technologieführerschaft und militärische Domi- 
nanz, wachsende Vermögens- und Einkommensungleichheit, zunehmende 
Fluchtmigration und vor allem eskalierende ökologische Gefahren - bei 
Teilen der Zivilgesellschaften auch in früh industrialisierten Ländern ein 
Bewusstsein der Globalität ökologischer und sozialer Großgefahren entste- 
hen. Allmählich sickern Erkenntnisse über das Ausmaß der Erderhitzung ins 
Alltagsbewusstsein ein, prägen soziale Auseinandersetzungen, motivieren 
Wahlentscheidungen und bringen neue Lebensstile hervor. 

In den politischen Entscheidungszentren, in den Foren und Institutio- 
nen, die zur Herausbildung einer Weltgesellschaft beitragen könnten, ist von 
diesen stillen, alltäglichen Veränderungen wenig zu spüren, im Gegenteil: 
Nie schienen Organisationen mit weltgesellschaftlichem Anspruch wie die 
UN schwächer als in der Gegenwart. Wenn etwa UN-Generalsekretär Antönio 
Guterres einmal mehr vor dem Weg in die Klimahölle warnt, löst das in den 
medialen Öffentlichkeiten nurmehr ein Achselzucken aus. Die Resonanz auf 
Berichte des Weltklimarates schwindet, je rascher die Zeitbudgets für eine 
Nachhaltigkeitswende schrumpfen. 

Was bedeutet das für die Ausgangsfrage nach einer Neujustierung der 
Nord-Süd-Beziehungen und die Chancen eines nachhaltigen Sozialismus mit 
Weltgestaltungsanspruch? Jeder sozialwissenschaftliche Antwortversuch böte 
Stoff für ein gutes Dutzend voluminöser Forschungsprogramme. Ungleich 
bescheidener beschränke ich mich im Folgenden auf einige, notgedrungen 
sehr vorläufige Überlegungen zur Antiquiertheit neo-imperialen Denkens, zu 
regionalen Blockbildungen und zur sozialistischen Ausrichtung des Kampfes 
um eine neue Weltordnung (Getachew 2020: 20). 

Die erste Bemerkung bezieht sich auf das imperiale Ringen um eine neue 
Weltordnung. Den Klimawandel und die ihm eigenen Gerechtigkeitsfragen 
vor Augen kann die Schlussfolgerung im Grunde nur lauten, dass impe- 
riales Denken der Vergangenheit angehört. Wer Großmachtinteressen mit 
kriegerischen Mitteln durchzusetzen beabsichtigt, führt im 21. Jahrhundert 
unweigerlich Krieg gegen die Erde (Balibar 2022: 58). Doch bloße Appelle zu- 
gunsten einer friedlichen Global Governance ändern nichts daran, dass eine 
neue Bipolarität zwischen einem aufsteigenden chinesisch geführten Block 


3 Als Repulsionen bezeichne ich immanente Wirkungen der Globalisierung, die- poli- 
tikvermittelt — von der Marktexpansion ausgelöst werden, diese aber ab einem gewis- 
sen Umschlagpunkt behindern oder gar unterminieren (Dörre 2019: 15). 
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auf der einen Seite und einem abstiegsbedrohten westlichen Lager mit den 
USA an der Spitze auf der anderen Seite zunehmend wahrscheinlicher wird. 
Um wirklich Bewegung in die festgefahrene Konstellation zu bringen, ist 
erneut notwendig, was in den 1970er Jahren schon einmal gelang. Die poten- 
ziellen blockfreien Länder des 21. Jahrhunderts, die eine neue Bipolarität ver- 
meiden wollen, müssen sich ihrer Kraft bewusst werden, um rivalisierenden 
Machtblöcken mit hegemonialen Ambitionen eine eigene kollektive Stimme 
entgegenzusetzen. In diesem Zusammenhang ist die erste Amtshandlung des 
wiedergewählten brasilianischen Präsidenten Luiz Inacio Lula da Silva bemer- 
kenswert. Er forderte die unverzügliche Einstellung der Kampfhandlungen 
in der Ukraine und sofortige Friedensverhandlungen. Trotz innenpolitischer 
Schwierigkeiten und Putschgelüste könnte Lula zum Sprecher einer neuen Be- 
wegung blockfreier Staaten werden, die aggressiven Eliten wie den russischen 
Oligarchen und ihrem Repräsentanten Wladimir Putin jegliche Möglichkeit 
nähme, sich als Verteidiger einer globalen Unterschicht zu präsentieren (siehe 
Schäfer 2023: 20). Als Verbündete müsste Lula jüngere sozialistische Politi- 
ker:innen gewinnen, denen es gelingt, die Vielfalt antiimperialer Kräfte als 
potenzielle Stärke und politische Produktivkraft zu deuten. Über die ele- 
mentare Frage von Krieg und Frieden hinaus könnten solche intellektuell wie 
politisch führenden Köpfe den alten Kampf um globale soziale Rechte mit 
den Anforderungen einer Nachhaltigkeitsrevolution verbinden. Ihr erstes Ziel 
müsste es sein, den Rückfall in eine bipolare Blockkonfrontation zu stoppen 
und an die Stelle einer neo-imperialen Welt(un)ordnung eine polyzentrische 
Welt zu setzen, in der grundlegende Sicherheitsfragen mit verbindlichen 
multilateralen Abkommen geregelt werden. Dergleichen anzustreben ist kei- 
neswegs unrealistisch. Mächtepluralismus war lange Zeit ein Normalzustand 
von Weltordnungen (Mann 2014: 107). Machverlagerungen hin zu den gro- 
ßen Flächenstaaten des Globalen Südens, wie sie sich real längst abzeichnen 
(Schmalz 2018), können durchaus mit einer Machtteilung verbunden sein. 
Regionale Blöcke, die Nachhaltigkeitsziele zu einer verbindlichen Hand- 
lungsmaxime erheben, würden einen solchen Polyzentrismus fördern. Aufga- 
be einer politisch erneuerten EU wäre es, in deutlichem Kontrast zur gegen- 
wärtig dominanten Politik eine dritte Kraft aus dem Globalen Süden tatkräf- 
tig zu unterstützen: mittels kritischer Aufarbeitung der eigenen neokolonia- 
len Erblast, aber vor allem durch Garantien für eine nachhaltige NIEO?. Die- 
se müsste fairen Handel, Souveränität, bewusste wechselseitige Abhängigkeit 
undkollektive Sicherheit zur Geschäftsgrundlage des internationalen Staaten- 
systems machen. Ansatzpunkte für eine Nachhaltigkeitswende, die sich am 
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Ziel einer antiimperialen Weltordnung orientiert, sind in den internationalen 
Beziehungen reichlich vorhanden. Nehmen wir nur das Beispiel einer grünen 
Wasserstoffwirtschaft, die eine Alternative zu fossiler Energie böte. Man kann 
eine Wasserstoffwirtschaft so aufbauen, dass sie neokoloniale Abhangigkei- 
ten fortführt oder gar vertieft — das liefe dann auf eine Art »postfossilen Ex- 
traktivismus« (Tittor 2023) hinaus. Es ist aber auch möglich, die Produktion 
von grünem Wasserstoff im südlichen Chile, in Portugal, Mauretanien, Nami- 
bia und Südafrika kooperativ zu gestalten. Das hieße, Energie zuerst für die 
herstellende Region zu produzieren und die Handelsbeziehungen so zu jus- 
tieren, dass sie den produzierenden Staaten durch faire Preise eine wirkliche 
Entwicklungsperspektive bieten (Müller 2022: 49-55). 

Für die EU könnte eine strategische Kooperation mit einer neuen Bewe- 
gung blockfreier Staaten geradezu wie ein Gesundbrunnen wirken. Denn das 
alte Zentrum globaler Expansion droht in der postimperialen Konstellation, 
selbst globalisiert, das heißt zur Semiperipherie neuer Zentren zu werden. 
Das ließe sich ändern, verfolgten die EU-Mitgliedsstaaten eine eigenständige 
Politik jenseits imperialer Geltungsansprüche. Selbstverständlich müsste eine 
NIEO? China und Russland mit einbeziehen, denn Nachhaltigkeit und kollek- 
tive Sicherheit sind ohne diese beiden Staaten nicht erreichbar. Entscheidend 
ist jedoch, auf welcher Grundlage Kooperation und Integration in eine neue 
Weltordnung erfolgen. So ist beispielsweise nicht eine wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit der Russischen Föderation an sich kritikwürdig, sondern 
die bisherige Grundlage dieser Zusammenarbeit. Russland ist wirtschaftlich 
gesehen nur noch eine semiperiphere Macht. Die ökonomische Leistungs- 
fähigkeit des Landes beruht allein auf dem Export fossiler Energieträger 
und knapper Rohstoffe. Es handelt sich um ein ressourcenextraktivistisches 
Produktionsmodell, dessen wichtigste Exportgüter Erdöl und Erdgas sind. 
Vor dem Ukrainekrieg machten fossile Rohstoffe 52 Prozent aller russischen 
Exporte aus. Diese Abhängigkeit von Naturressourcen impliziert, dass die 
Russische Föderation unter einer Nachhaltigkeitswende in den abnehmenden 
Staaten unweigerlich zu leiden hätte. Je rascher ihnen die Abkehr von fossiler 
Energie gelänge, desto wertloser würden die russischen Öl- und Erdgasvor- 
kommen. Die Abhängigkeit russischer Eliten von Insiderrenten*, die der 
Ressourcenextraktivismus ermöglicht, ist zumindest eine Teilerklärung für 


4 Insiderrenten sind Übergewinne, die aufgrund der Kontrolle über Finanzströme und 
der Beziehungen zu hohen Regierungsbeamt:innen realisiert werden. Es handelt sich 
um Einkommen ohne Gegenleistung. 
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die Aggressivität des Putin-Regimes. Je mehr eine ökologisch nachhaltige 
Integration gelänge, desto dünner würde die Luft für die alten Eliten. 

Dies in Rechnung gestellt, komme ich zum utopisch-sozialistischen Kern 
einer NIEO?. Der Souveränitätsanspruch des Antikolonialismus der 1970er 
Jahre gründete sich materiell aufeinen Marktsozialismus, wie ihn der schwe- 
dische Ökonom Gustav Cassel entwickelt und Raúl Prebisch sowie andere auf 
den Globalen Süden übertragen hatten (Dosman 2008). Die Antikolonialist:in- 
nen der 1970er dachten in gewisser Weise marktwirtschaftlich. Sie glaubten, 
Marktmechanismen und Freihandel könnten sich nur unter den Bedingungen 
einer Weltwirtschaftsordnung entfalten, die in ihren Eigentumsverhältnissen 
sozialistisch ist. Deshalb favorisierten sie Formen kollektiven Eigentums an 
Produktionsmitteln durch a) Unternehmen im Besitz von Arbeiter:innen, 
b) genossenschaftliches Eigentum und c) staatliches Eigentum an Boden 
oder Produktionsmitteln, das etwa über Verpachtung nutzbar sein sollte. 
Kollektive Eigentumsformen - so die Vision - seien in freie Arbeits- und 
Konsumentenmärkte eingebettet, deren Funktionsweise jedoch an eine sub- 
stanzielle Rückverteilung des erzeugten gesellschaftlichen Reichtums sowie 
eine zentrale Verwaltung und Planung gekoppelt sein müsse (Bockman 2015: 
120). 

Die Absicherung von Souveränität durch kollektive Eigentumsformen 
ist im 21. Jahrhundert wieder brandaktuell. Nach den Erfahrungen mit den 
gescheiterten Staatssozialismen wird es künftig allerdings um kollektives 
Selbsteigentum (Wesche/Rosa 2018) gehen. Dieses stärkt die öffentliche Ver- 
fügung über Produktionsmittel und lebenswichtige Ressourcen, ohne die 
persönliche Verantwortung für den Besitz komplett zu eliminieren. In großen 
Unternehmen bedeuten solche Eigentumsformen einen Bruch mit dem Besitz 
als dynamischem Prinzip (Arendt 2006: 328), dem wichtigsten Treiber des 
kapitalistischen Expansionismus. Dieses Prinzip muss überwunden wer- 
den, da seine Maßlosigkeit im Widerspruch zur Begrenztheit nicht nur der 
Naturressourcen, sondern des menschlichen Lebens überhaupt steht (ebd.). 

Der Übergang zu kollektiven Eigentumsformen ließe sich verhältnismä- 
Big leicht bewerkstelligen, vorausgesetzt es gäbe den politischen Willen da- 
zu. So könnten Staatshilfen für private Unternehmen mit Verfügungsrechten 
für Beschäftigte oder gesellschaftliche Fonds verbunden werden. Sozialkos- 
ten, die die kapitalistische Produktionsweise verursacht, würden so interna- 
lisiert. Es käme zu einem Prozess, der einer Revolution ohne einmaligen Akt 
der Machtergreifung gleichkäme. Große Unternehmen ließen sich auf diesem 
Wege in Mitarbeitergesellschaften verwandeln, in denen öffentliches Eigen- 
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tum eine entscheidende Rolle zu spielen hätte. Eine Revolutionierung der Be- 
sitzverhältnisse in großen Unternehmen würde zugleich eine Neuordnung der 
klein- und mittelbetrieblichen Sektoren erforderlich machen. Unternehmen 
auf dieser Ebene gesellschaftlicher Produktion dürften keinesfalls enteignet 
werden. Nötig wären jedoch Anreize, um die Kooperation zwischen - auf an- 
deren Feldern konkurrierenden - Klein- und Mittelbetrieben zu stärken. 

Sozialistische Eigentumsverhältnisse sind aber nur Voraussetzung und 
Mittel, um ein Umsteuern in Richtung ökologisch und sozial nachhaltiger 
Produktions- und Lebensweisen zu ermöglichen. Eine radikale Demokrati- 
sierung von Produktionsentscheidungen allein bietet noch keine Garantie 
für Nachhaltigkeit. Die Chancen für eine Umstellung auf eine Produktion 
langlebiger Güter verbessert sie nur, wenn alle relevanten gesellschaftlichen 
Gruppen an Entscheidungsprozessen beteiligt werden. Die Einrichtung von 
Transformations- und Nachhaltigkeitsräten könnte das entscheidend vorantrei- 
ben. Über Vertreter:innen aus Wirtschaft, Politik und Gewerkschaften hinaus 
wären diese mit Reprasentant:innen von Umweltverbänden, ökologischen 
Bewegungen, Fraueninitiativen, Entwicklungs- und Menschenrechtsorgani- 
sationen zu besetzen. Zu den Aufgaben solcher Räte würde es gehören, die 
Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen zu überwachen, die Produktion langle- 
biger Güter einzufordern und neue Formen eines kollektiven Selbsteigentums 
in Genossenschaften und Sozialunternehmen zu erproben. Abgekoppelt vom 
Gewinnmotiv als Hauptzweck würden solche Eigentumsformen auch die in- 
dividuelle Verantwortung für öffentliche Güter beibehalten. Eine zusätzliche 
Aufgabe dieser Räte wäre es, für Transparenz bei Einkommen und Arbeitsbe- 
dingungen zu sorgen. Auf diese Weise könnte Druck in Richtung fairer Löhne 
und guter Arbeitsbedingungen erzeugt werden. 

Hauptzweck kollektiver Eigentumsformen müsste es sein, ein Umsteu- 
ern in Richtung einer ressourcenschonenden, kohlenstoffarmen Produktion 
mit langlebigen Gütern und nachhaltigen Dienstleistungen zu forcieren. 
Nachhaltige Qualitätsproduktion bedeutet, dass weniger, dafür aber höher- 
wertige Güter konsumiert werden. Entsprechende Weichenstellungen sind 
kaum vorstellbar ohne einen Bruch mit Produktionsabläufen, die primär 
von Märkten und Konsument:innen her gedacht werden. Der Übergang zu 
einer nachhaltigen Qualitätsproduktion kann aber nur gelingen, wenn die 
Erzeugnisse einer solchen Produktionsweise trotz kurz- und mittelfristig hö- 
herer Preise auch noch von Menschen in den untersten Einkommensgruppen 
konsumiert werden können - und zwar in Nord und Süd. Ohne eine Rück- 
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verteilung des gesellschaftlichen Reichtums zugunsten niedriger Einkommen 
und verwundbarer Gruppen ist dergleichen ausgeschlossen. 

Ökologisch motivierte Verzichtsappelle, die zur Mäßigung bei Löhnen 
und Einkommen mahnen, sind deshalb selbst in den Metropolenkapitalismen 
schlicht kontraproduktiv. Sozial und ökologisch nachhaltig ist das genaue 
Gegenteil: Löhne und Einkommen eines Großteils der abhängig Beschäftigten 
und ihrer Haushalte müssen steigen, damit faire Preise für Ressourcen oder 
Lebensmittel aus ökologischem Anbau für die große Mehrheit überhaupt 
erschwinglich werden. Gute, ökologisch nachhaltige Arbeitsbedingungen 
entlang von Wertschöpfungsketten lassen sich in den Ländern des Globalen 
Südens leichter durchsetzen, wenn Konkurrenz mittels Niedriglöhnen und 
prekärer Beschäftigung durch Unternehmen aus dem Globalen Norden un- 
terbunden wird - etwa durch wirksame Lieferkettengesetze. Anzuvisieren 
sind deshalb - national wie international - Löhne und Einkommen für ein 
gutes Leben, die deutlich oberhalb der jeweiligen länderspezifischen Nied- 
riglohngrenzen liegen. Die zwingend nötige Rückverteilung von Nord nach 
Süd darf indes nicht zu einem Gnadenakt werden. Sie muss stattdessen als 
gerechter Ausgleich für die koloniale Erblast begriffen werden, vor allem aber 
als Investition in eine Nachhaltigkeitsrevolution, die langfristig auch den 
alten kapitalistischen Zentren hilft. 

Substanzielle Gleichheit und ökologische Nachhaltigkeit benötigen ei- 
ne demokratische Planung für dekarbonisierte, ressourcenschonende Wirt- 
schaftssysteme. Nachhaltige Regulation erfordert eine makroökonomische 
Verteilungsplanung, die - anders als im Staatssozialismus - auf detaillierte 
Produktionsvorgaben verzichtet, aber doch Einfluss auf Wirtschaftspoli- 
tik und Unternehmensstrategien nimmt. Diese Verteilungsplanung kann 
in demokratisch zusammengesetzten Planungskommissionen stattfinden. 
Dabei sind Planvarianten denkbar, die etwa periodisch der Bevölkerung 
zur Abstimmung vorgelegt werden. Demokratische Planung kann Nach- 
haltigkeitsziele unterschiedlich gewichten und differierende Korridore für 
deren Erreichung definieren. Wie beim sogenannten Bürgerhaushalt setzt 
die jeweils beschlossene Variante Präferenzen bei den öffentlichen Ausga- 
ben. Sie ist verbindlich für Regierungen, jedoch nicht für einzelne Betriebe 
oder Unternehmen. Innerhalb wie außerhalb von Wirtschaftsorganisationen 
muss eine solche Rahmenplanung mit transparenten, demokratischen Ent- 
scheidungsstrukturen verbunden werden. Belegschaften würden dann über 
Partizipationsmöglichkeiten auf allen Entscheidungsebenen verfügen. Neben 
einer materiellen Beteiligung an den Geschäftsergebnissen ist eine demokra- 
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tische Arbeitsorganisation eine wichtige Voraussetzung für die Teilhabe an 
betrieblichen Entscheidungsprozessen. 

Ein weiterer zentraler Baustein für das Fundament nachhaltig sozialisti- 
scher Gesellschaften ist eine zureichend finanzierte soziale Infrastruktur, die Ge- 
sundheit, Pflege, Erziehung, Bildung und Mobilität zu öffentlichen, für alle 
zugänglichen Gütern erklärt. Der Post-Corona-Diskurs hat entdeckt, was fe- 
ministische Debatten um die Krise sozialer Reproduktion seit Jahren thema- 
tisieren: Pflegende, sorgende, erziehende und bildende Tätigkeiten sind eben- 
so abgewertet und unterbezahlt wie Jobs in der Logistik oder im Verkehrswe- 
sen oder verschiedene Formen der Subsistenzarbeit in Ländern des Globalen 
Südens. Sie werden häufig in prekärer oder informeller Beschäftigung ausge- 
übt, als Frauenarbeit herabgesetzt und sind in der gesellschaftlichen Anerken- 
nungspyramide weit unten platziert. Gesellschaften funktionieren jedoch am 
besten mit einer gut ausgebauten sozialen Infrastruktur, die allen zur Verfü- 
gung steht — nicht nur im eigenen Land, sondern überall auf der Welt. 

Befördert werden könnten sozialistische Zielsetzungen innerhalb nationa- 
ler Gesellschaften durch eine Umwälzung der Rechtsverhältnisse, die Wachstums- 
durch Entwicklungsziele ersetzt. Wachstum nach den Kriterien des Brutto- 
inlandsprodukts würde dabei abgelöst von Indikatoren für eine nachhaltige 
Entwicklung. Fortan könnten Nachhaltigkeitsziele die Rechtsverhältnisse und 
mit ihnen das Staats- und Gesellschaftshandeln bestimmen. Eine Vorausset- 
zung dafür wäre, Nachhaltigkeitszielen einen Verfassungsrang zu geben und 
dies mit wirksamen Sanktionsmöglichkeiten zu verbinden. Das mag manchen 
zu sehr nach der Rationalität demokratisch verfasster und wohlfahrtsstaatli- 
cher Gesellschaften in den alten Zentren der Weltwirtschaft klingen. Deshalb 
sei darauf verwiesen, dass demokratische Verfahren und Institutionen auch in 
Ländern des Globalen Südens eine lange Tradition haben. Auf dem indischen 
Subkontinent sind diese Institutionen aus der Befreiung vom Kolonialismus 
hervorgegangen; in Südafrika war ihre Durchsetzung mit dem Kampf gegen 
die Apartheid verbunden. Deshalb besitzen, worauf Michelle Williams (2017) 
hinweist, demokratische Herrschaftsformen auch im Süden einen Eigenwert, 
den es gegen despotische Willkür zu verteidigen gilt. Im 21. Jahrhundert geht 
es nicht mehr um die Alternative zwischen Parlamentarismus und Rätedemo- 
kratie. Die optimale Variante wäre eine institutionalisierte Doppelherrschaft, 
die Institutionen und Verfahren liberaler Demokratien mit direktdemokrati- 
schen Organen verbindet. In vielen Staaten nicht nur der (Semi-)Peripherie, 
sondern zunehmend auch der alten kapitalistischen Zentren wird es jedoch 
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in einem ersten Schritt darum gehen müssen, bürgerlichen Freiheitsrechten 
überhaupt wieder Geltung zu verschaffen. 

Dessen ungeachtet ist hoffentlich deutlich geworden, dass die sozialisti- 
schen Kernideen einer antiimperialen Weltgestaltung in Nord und Süd einan- 
der ähneln. Es versteht sich jedoch, dass ein nachhaltiger Sozialismus im Sü- 
den eines förderlichen Umfeldes bedarf - durch eine Neuordnung der welt- 
weiten Finanzarchitektur, die Entschuldung verarmter Staaten in der südli- 
chen Peripherie und mittels Investitionen in die unmittelbare Daseinsvorsor- 
ge, die Hunger und absolute Armut zu Phänomenen der Vergangenheit wer- 
den lässt. 


Strategien des Übergangs 


Gibt es eine Chance, das Projekt einer NIEO? mit sozialistischem Kern zu rea- 
lisieren? In Anlehnung an Immanuel Wallerstein ließe sich antworten, dass die 
Übergangsphasen von Systemen im Niedergang besonders unvorhersehbar, 
aber auch »besonders offen für den Input von Einzelnen und von Gruppen«, 
also für den Faktor »des freien Willens« sind (Wallerstein 2002: 101). Um Ge- 
legenheitsfenster für eine radikale Gesellschaftsveränderung, die sich öffnen 
werden, zu erkennen und für progressive Veränderungen nutzen zu können, 
verdienen drei Minimalanforderungen Beachtung. 

Erstens dürfen sich Strategien, die auf eine gerechte Weltordnung abzie- 
len, nicht auf apokalyptische Endzeitvisionen einlassen. Auch wenn das soge- 
nannte 1,5-Grad-Ziel für die Erderhitzung mit hoher Wahrscheinlichkeit ver- 
fehlt werden wird, bedeutet das weder das Ende der Weltnoch den unvermeid- 
lichen Untergang des Kapitalismus. Der Kampf um jedes Zehntelgrad muss 
weitergeführt werden. Kapitalistische Systeme können trotz allen Zeitdrucks 
nur von Akteur:innen mit systemtransformierenden Strategien überwunden 
werden. Hier ist ein Pluralismus verschiedener Strategien nötig, um in einer 
experimentellen politischen Praxis Fragen nach der Rolle von Staaten und Zi- 
vilgesellschaft zu klären, ebenso wie Fragen nach einer gerechten Verteilung 
knapper Ressourcen und nach Institutionen, die fortan die Nord-Süd-Bezie- 
hungen regeln. 

Zweitens gilt, dass der Schlüssel zu Veränderungen der Nord-Süd-Be- 
ziehungen in den alten kapitalistischen Zentren liegt. Um hier den nötigen 
Wandel der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse anzustoßen, wäre es fahr- 
lässig, die Angehörigen der von Löhnen abhängigen Klassen pauschal als 
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Arbeiteraristokratie zu attackieren, die es sich zulasten der Verarmten im Glo- 
balen Süden in der Hängematte wohlfahrtsstaatlich regulierter Kapitalismen 
bequem macht. Die wechselseitigen Abhängigkeitsbeziehungen sind viel- 
schichtiger und lassen sich nicht im Sinne einer schlichten Täter-Opfer-Logik 
modellieren. Im Gegenteil: Angehörige der Neuen Arbeiterklasse - Lohnab- 
hängige mit akademischen Qualifikationen, aber ohne Kontrollmacht über 
andere - sind die aufgeschlossenste Großgruppe sowohl für ökologische als 
auch für soziale Nachhaltigkeitsziele (für nähere Ausführungen zur Jenaer 
Klassenheuristik siehe Dörre 2023, 2022c: 64-65). Wie die Angehörigen alter 
und neuer Mittelklassen neigen sie jedoch dazu, die »dauernden Bedürfnisse 
der gesamten Gesellschaft ins Auge zu fassen und zu vertreten«, und zwar 
aus einer Perspektive, die vermeintlich »über den Klassengegensätzen steht« 
(Kautsky 1899: 133). Das macht diese Lohnabhangigen besonders empfänglich 
für politische Botschaften aus herrschenden und Mittelklassen. Anders als 
die Mitglieder der alten Mittelklasse (Selbstständige mit bis zu 50 Beschäf- 
tigten) und der neuen Mittelklasse (Lohnabhängige mit Kontrolle über bis 
zu 250 Lohnabhängige) verfügt die neue Lohnarbeitsklasse jedoch nicht über 
bürokratische oder ideologische Kontrollmacht. Ihre Bildung privilegiert 
sie allerdings gegenüber anderen Klassen von Lohnabhängigen und fördert 
eine Tendenz zu sozialer Schließung der Professionen, die vor Konkurrenz 
schützen soll. 

Für die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse in den alten kapitalisti- 
schen Zentren wird entscheidend sein, wohin sich die Fraktionen der neuen 
Arbeiter:innenklasse politisch wenden. Mittelklassen können beherrschten 
Klassen qua ideologischer Kontrollmacht ihre Interpretation des ökologischen 
Gesellschaftskonflikts aufzwingen. Da die Perspektive der sozialen Mitte je- 
doch häufig ökologische Nachhaltigkeit ohne soziale Gerechtigkeit denkt, 
stoßen entsprechende Deutungsschemata vor allem in der konventionellen 
Arbeiterklasse und hier insbesondere in den sogenannten Karbonbranchen 
(Industrien mit hohem Emissionsausstoß wie die Stahlerzeugung, die Che- 
mie- und Pharmaindustrie oder der Fahrzeugbau) auf Ablehnung. Vor allem 
Männer in peripheren Regionen empfinden eine Abwertung und öffentliche 
Nichtbeachtung ihrer eigenen Lebensweise als kränkend. 

Diese Beobachtung führt drittens zum methodologischen Imperativ sozia- 
listischer Nachhaltigkeitspolitiken - der notwendigen Abkehr vom vereinnah- 
menden »Wir«. Was für sozialistische Politik in den alten kapitalistischen Zen- 
tren unumgänglich ist, lässt sich ähnlich auch für den Globalen Süden formu- 
lieren. Ein Beispiel: Die Megacity Säo Paulo ist die Stadt mit der größten Heli- 
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kopterdichte der Welt. Die Angehörigen der herrschenden Klassen setzen sich 
den Gefahren der Straße erst gar nicht aus - sie fliegen mit dem Hubschrau- 
ber zu ihren luxuriösen Aufenthaltsorten und Büros. Das verbindet die herr- 
schenden Klassen des Südens mit denen des Nordens. Weltweit verbrauchen 
die reichsten 10 Prozent der Weltbevölkerung in etwa so viel Energie wie die 
ärmsten 80 Prozent. In Deutschland könnten die wohlhabendsten 10 Prozent 
etwa 26 Prozent des Energiebedarfs aller Haushalte einsparen, würden sie ih- 
ren Verbrauch auf den von Durchschnittsbürger:innen reduzieren. Läge der 
Energieverbrauch auf dem Niveau der ärmeren Bevölkerungshälfte, so wür- 
den sage und schreibe 41 Prozent eingespart (Conradi 2022). 

Solche Beispiele veranschaulichen, weshalb eine schlichte Analogie von 
Klassenpolitik im Innern von Gesellschaften einerseits und ungleicher In- 
tegration im Weltmaßstab andererseits in die Irre führt. Weder bilden die 
Staaten des Südens eine interessengeleitete »Unterschicht«, noch sind die 
Bevölkerungen des Nordens eine homogene wohlhabende »Oberschicht«. 
Soziale und ökologische Nachhaltigkeit ist nur im Konflikt mit den herr- 
schenden Klassen in Nord und Süd durchsetzbar. Das konstatiert inzwischen 
auch der Club of Rome: »In einer echten Demokratie würden die Marktmacht 
dieser [großen, transnationalen, der Autor] Firmen und deren Anteilseig- 
ner vom Gesetzgeber beschränkt, um sicherzustellen, dass sie im Interesse 
der Mehrheit handeln und keinesfalls dem Gemeinwohl schaden. Der Staat 
würde Arbeitnehmer, wo auch immer, vor Ausbeutung schützen, sich um 
die Umwelt kümmern und Voraussetzungen für einen echten Wettbewerb 
schaffen.« (Randers/Maxton 2016: 239) Solche Erkenntnisse praktisch wer- 
den zu lassen, liefe auf das Projekt eines ökologischen Wohlfahrtsstaates 
hinaus. Mit Blick auf die Nord-Süd-Beziehungen müsste dieser ein Inter- 
Nationalstaat im Rahmen eines »universalistischen Souveränismus« (Piketty 
2022: 262) sein. Entsprechende Übergangsprojekte würden einer Tatsache 
Rechnung tragen, die bereits in der globalen Finanzkrise von 2007 bis 2009 
relevant wurde. Als besonders krisenrobust erwiesen sich damals Länder, die 
über wirksame Auffangstrukturen verfügten. Im Globalen Süden handelte 
es sich dabei um Volkswirtschaften ohne großen Finanzsektor, die sowohl 
Auslandsschulden als auch Marktradikalismus vermieden, dafür aber den 
Staat gezielt einsetzten, um ihre Wirtschaft zu entwickeln. 

Krisen, Kriege und Katastrophen, die mit dem Primat des Marktes nicht zu 
bearbeiten sind, gibt es in der Gegenwart zuhauf. Schon bald könnte sich des- 
halb der Übergang vom »Krieg der Kapitalismen« zu einem »Kampf der Sozia- 
lismen« (ebd.: 256) ereignen. Dem Ökonomen Thomas Piketty, der diese Pro- 
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gnose wagt, schwebt eine Auseinandersetzung zwischen einem demokratisch- 
ökologischen, partizipativen und kulturell diversen Sozialismus auf der einen 
Seite und einem autoritär-diktatorischen Sozialismus à la China auf der an- 
deren Seite vor. Ganz gleich, wie man zu solchen Prognosen steht: Ohne einen 
handlungsfähigen Antagonisten, der in der Lage ist, die kapitalistischen Eliten 
in Nord und Süd herauszufordern, bleibt die überfällige Nachhaltigkeitsrevo- 
lution ein unerfüllbarer Traum. Doch die Vision einer antiimperialen Welt ist 
nicht tot. In der Black-Lives-Matter-Bewegung und den Forderungen nach Re- 
parationen für Sklaverei und Völkermord erlebt sie eine zeitgemäße Renais- 
sance (Getachew 2022: 336). 

Dem sei eine angemessene Betonung von »color line« (W. E. B. du Bois, 
zitiert nach Getachew 2022: 25) und Intersektionalität hinzugefügt. Der ehe- 
malige Black-Panther-Aktivist Jamal Joseph formulierte dazu anlässlich des 
von weißen Polizisten gewaltsam herbeigeführten Todes von George Floyd und 
den anschließenden Massenprotesten: »Ich muss da an meinen ersten Tag als 
Black-Panther-Rekrut denken: ich kam zu ihrem Büro und erwartete, dass sie 
mir ein Gewehr aushändigen würden, um notfalls einen Weißen zu erschie- 
ßen. Sie aber drückten mir einen Stapel Bücher in die Hand. Von Malcolm X 
bis Franz Fanon. Und dann erklärten sie mir, dass es nicht um Hautfarben gin- 
ge, sondern um den gemeinsamen Klassenkampf. Also um die Ungleichvertei- 
lung von Besitz und Macht. Und dass die kapitalistische Maschinerie von der 
Uneinigkeit der Ausgebeuteten profitiert.« (Joseph 2020) 

Nur wenn diese Erkenntnis wieder zum Common Sense der Beherrschten 
wird, gibtes eine realistische Chance, Nord und Süd in einer herrschaftsfreien 
Weltordnung zu vereinen. 
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